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A. Einleitung 
1. Problemstellung und Begründung der Untersuchung 
Die Ausbildungs- und Berufswahl ist eine Aufgabe, welche alle Jugendlichen in Deutschland 
im Alter zwischen 15 und 18 Jahren zu bewältigen haben. Die SchülerInnen müssen sich da-
bei zum Ende ihrer Schulzeit entscheiden, welchen Einstieg in die Berufswelt sie wählen sol-
len. AbsolventInnen der Sekundarstufe I legen sich fest, ob sie nach der obligatorischen zehn-
jährigen Schulzeit weiter die Schule besuchen wollen, um die Fachhochschulreife oder das 
Abitur zu erwerben, oder aber eine Berufsausbildung beginnen. Und auch in der Zeit vor und 
nach dem Abitur müssen sich die AbgängerInnen der Sekundarstufe II wichtige Fragen im 
Zusammenhang mit ihrer weiteren beruflichen Laufbahn stellen: „Will ich studieren oder eine 
berufliche Ausbildung beginnen?“, „Welches Fach möchte ich studieren?“ oder „Welchen 
Beruf will ich ergreifen?“, „Wann will ich das Studium oder die berufliche Ausbildung begin-
nen?“ und „An welchem Ort möchte ich studieren oder mich für einen Ausbildungsplatz be-
werben?“.  
Obwohl in der heutigen Zeit der erlernte Beruf, die abgeschlossene Ausbildung oder das 
absolvierte Studium nicht mehr bedingungslos die berufliche Zukunft für das gesamte Leben 
bestimmen, ist die Ausbildungs- und Berufswahl nach wie vor eine Entscheidung, die weg-
weisend ist für das spätere Berufsleben. Die Jugendlichen sollten bemüht darum sein, eine 
Ausbildungsmöglichkeit zu finden, mit der sie sich identifizieren können und welche ihren In-
teressen, Neigungen und Fähigkeiten sowie ihren Wertvorstellungen entspricht. Diese wichti-
ge Lebensentscheidung fällt jedoch zusammen mit den in der Jugendphase typischen Konflik-
ten zwischen Identität und Identitätsdiffusion. Der Übergang von der Schule ins Erwerbsleben 
findet demnach in einer Phase der Adoleszenz statt, in welcher die Zeit der Jugend zu Ende 
geht und, einhergehend mit der schrittweisen Ablösung vom Elternhaus, der junge Mensch 
insbesondere durch seine Integration in die Arbeits- und Berufswelt ein junger Erwachsener 
wird. Die Berufswahl, mit der dieser Übergang eingeleitet wird, stellt daher eine große Her-
ausforderung dar, denn die Entscheidung für eine bestimmte berufliche Tätigkeit wird beein-
flussen, wie gut der Schritt ins Erwerbsleben gelingt sowie sich die soziale Integration und 
das persönliche Wohlbefinden eines Menschen in unserer Gesellschaft darstellt. (vgl. Born-
kessel u.a. (2011), S. 156-157; Herzog u.a. (2006), S.11-12) 
Dabei können ungünstige wirtschaftliche Verhältnisse oder Forderungen aus dem Umfeld 
dazu führen, dass die präferierte Ausbildung oder das angestrebte Studium nicht in Angriff 
genommen werden kann oder dass Kompromisse eingegangen werden müssen. Damit stellt 
die Ausbildungs- und Berufswahl zusätzlich auch einen Prozess der Passung zwischen den 
Bedürfnissen der Jugendlichen und ihrer Umwelt dar. Damit lassen sich die differenzierten 
Anforderungen an die Studien- und Berufsorientierung als eine subjektiv und kollektiv be-
deutsame Unterstützung in einem Transitionsprozess darstellen, welcher zwischen indivi-
duellen Dispositionen und Erwartungshaltungen (kurz: Individuum), dem Bildungs- und dem 
Erwerbssystem vermittelt und ausgleicht: 
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Individuum 
Erwerbssystem 
       
 
Abb.: Brüggemann u.a. (2013), S.87 
Die Gestaltung des Wechselverhältnisses zwischen diesen drei Positionen hängt nun davon 
ab, wie die drei Eckpunkte selbst konzipiert sind. Der individuelle berufliche Orientierungs-
prozess ist hier in einem Spannungsfeld angesiedelt, welches sich zwischen institutionali-
sierter Handlungssteuerung des Bildungssystems, marktgesteuerter Handlungslenkung des 
Erwerbssystems und den individuellen Anforderungen und Erwartungen des Individuums ent-
faltet. Die Besonderheit dieses Bildungssegments besteht schlussendlich darin, dass es unvoll-
ständig institutionalisiert ist und eine Vielzahl unterschiedlicher Akteure an den Prozessen, 
Maßnahmen und ihrer Steuerung sowie Realisierung beteiligt sind. (vgl. Niemeyer u.a./ In: 
Brüggemann u.a. ebd., S S.86-87) 
Unsere heutige Wirtschaft und Arbeitswelt befinden sich in einem tief greifenden Wandel, 
welcher anhand konkreter Erscheinungsformen diagnostiziert und beschrieben werden kann: 
Globalisierung und Digitalisierung: Arbeitsorte und Arbeitsbedingungen sind nicht mehr 
ausschließlich regional bestimmt. Unabhängig von festen Arbeitsorten oder -plätzen beste-
hende Arbeitsformen wie Tele(heim)arbeit oder virtuell organisierte Projektarbeit nehmen zu. 
Die Betriebsgrenzen werden überwunden durch lose Auftragsbeziehungen mit outgesourcten 
Selbständigen und Freelancern. Umfassende Mobilität und ständige Erreichbarkeit der Er-
werbstätigkeit werden durch technische Instrumente ermöglicht und kulturell selbstver-
ständlich. Mit der Globalisierung verändern sich die Konkurrenzsituationen und die Zumut-
barkeiten an regionale Mobilität. Dadurch gewinnen Fremdsprachenkompetenzen, kulturelle 
Kompetenzen und Mobilität im Berufsleben an immenser Bedeutung.  
Deregulierung der Erwerbsarbeit: Erwerbsarbeit und Normalarbeitsverhältnisse, Berufsaus-
bildung sowie soziale Sicherung werden entkoppelt, das bedeutet, die Unternehmen werden 
vermehrt die Berufsaus- und Weiterbildung sowie Organisation der Arbeit ausschließlich für 
die eigene Kernbelegschaft übernehmen und diese betriebsspezifisch gestalten. Verbunden 
mit der Deregulierung der Arbeitswelt entstehen in diesem Zusammenhang neue Erwerbs-
formen wie Selbständigkeit, Projektarbeit, Telearbeit und Leiharbeit bei gleichzeitiger Ero-
sion der Normalarbeitsverhältnisse. Die neuen, atypischen Arbeitsverhältnisse zeichnen sich 
dadurch aus, dass sie  
Bildungssystem 
Berufsorientierung als le-benslanger Prozess der Aushandlung und Vermitt-lung 
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– unsicher, da sie häufig für bestimmte Zeitabstände befristet sind, 
– zeitlich unbegrenzt, d.h. die Arbeitszeiten werden flexibilisiert bis hin zu völlig entgrenzten 
Modellen wie der sogenannten Vertrauensarbeitszeit, 
– inhaltlich flexibel gestaltet sind, d.h., die früheren Begrenzungen der Arbeitsinhalte durch 
klare Vorgaben der Vorgesetzten werden ersetzt durch neue Führungsinstrumente wie Ziel-
vereinbarungen, in denen nur der Ergebnisrahmen gesteckt sowie der ergebnisorientierte 
Prozess eigenverantwortlich gesteuert wird, 
– sozial entgrenzt, was bedeutet, aus Freunden können Kunden werden und umgekehrt, was 
die im Industriezeitalter klare Trennung von Erwerbs- und Privatsphäre zur Disposition 
stellt und 
– sinnstiftend und motivationaler, wobei die Eigenmotivierung der Mitarbeiter und die eigen-  
ständige Sinnstiftung gegenüber betriebs- und Berufsbindungen zunehmend an Bedeutung 
gewinnen und die Erwerbstätigen zu Managern der eigenen Potenziale werden.  
Lebenslanges Lernen: Es besteht die Notwendigkeit stetiger Anpassung einmal erreichter 
Qualifikationen für die wechselnden Arbeitsfelder. Damit nehmen die festen fachspezifi-
schen, beruflichen Zuordnungen gegenüber flexiblen, individuellen Kompetenzportfolios an 
Bedeutung ab. (vgl. Egbringhoff / In: Hammerer (2011), S.42, 108) 
Dienstleistungs- und Wissensgesellschaft: Die beschleunigte Veränderung der Arbeitswelt 
geht mit einer Verschiebung der Produktivität von den klassischen Sektoren der Landwirt-
schaft, des Gewerbes und der Industrie zum Dienstleistungssektor einher. Damit wird das 
Spektrum der Berufe im Bereich des Handwerks und der industriellen Fertigung enger und 
spezifischer und es steigen die Anforderungen an die Auszubildenden, die sich vermehrt mit 
intellektuell anspruchsvollen Berufen im Dienstleistungssektor konfrontiert sehen. Die Wis-
sensgesellschaft fragt insbesondere kognitive Kompetenzen nach, während handwerkliche 
Fertigkeiten an Bedeutung verlieren. Eine qualitativ hochwertige schulische (Aus-)Bildung 
wird damit immer mehr zu einer unausweichlichen Voraussetzung für den erfolgreichen Ein-
tritt in das Erwerbsleben. Bedingt durch Rationalisierungsprozesse und Auslagerung von 
Routinearbeiten in Billiglohnländer nimmt zudem das Arbeitsvolumen in den hoch ent-
wickelten Gesellschaften ab, was sich auf die Arbeitsplatzsicherheit auswirkt und die Un-
gewissheiten bezüglich beruflicher Festlegungen verstärkt.  (vgl. Herzog u.a. ebd., S.12-13) 
Entstandardisierung von Berufsbiografien: Berufsnormalbiografien, d.h. die früher typi-
schen Wege von der Schule in eine Berufsausbildung und anschließende Berufstätigkeit in 
diesem Beruf bis zur Rente, werden seltener. Unterschiedliche Tätigkeiten und unregelmäßig 
lange Zeitabschnitte der einzelnen Beschäftigungsphasen bestimmen die Berufsbiografien der 
Erwerbstätigen. (vgl. Egbringhoff / In: Hammerer ebd., S.108-109) 
demografischer Wandel: Die demographischen Verhältnisse werden sich in den kommenden 
25 Jahren dramatisch verändern,  die Bevölkerungszahl in Europa geht um mehr als 4 % zu-
rück. Als Konsequenz der konstant niedrigen Geburtenraten, einer zunehmenden Lebenser-
wartung und eines moderaten Saldos der Auswanderung wird auch in Deutschland die Bevöl-
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kerungszahl langfristig schrumpfen. Jedoch entscheidender als die Veränderungen der absolu-
ten Bevölkerungszahl ist der damit einhergehende Wandel der Altersstruktur. Die Altersgrup-
pe der unter 20-Jährigen schrumpft in den kommenden Jahren um 16,5%. Die Altersgruppe 
der 20- bis 64-Jährigen als Gruppe der Erwerbspersonen nimmt im gleichen Zeitraum um 9,4 % ab. 
Damit hat die Verschiebung in der Altersverteilung auch einen Rückgang des Erwerbsper-
sonenpotenzials zur Folge. (vgl. Bundesinstitut für Bildung und Forschung (d) (2009), S.18) 
Die Einflussfaktoren der Arbeitswelt sind in folgendem Schaubild zusammengefasst: 
 
Abb.:  Bundesinstitut für Bildung und Forschung (d) ebd., S.16 
Diese Entwicklungstendenzen sind seit den 1980er Jahren aktiv und hinterlassen seither im 
Erwerbssystem beharrlich stärkere Spuren. Die Erwerbspersonen werden in immer kürzeren 
zeitlichen Abständen mit veränderten Arbeitssituationen und Arbeitsanforderungen konfron-
tiert, dabei werden die Prozesse zusätzlich durch weltweite Finanz-, Wirtschafts- und Wäh-
rungskrisen zunehmend belastet. Angesichts dieser, sich beschleunigt verändernden Gesell-
schaft und einer dynamisierenden Arbeitswelt sowie eines raschen Verfalls der Wissens-
bestände gewinnt auch die Berufswahl eine neue Qualität. Die Berufe haben ihre Sicherheits- 
und Schutzfunktion eingebüßt. Es kommt ihnen immer weniger der Charakter einer end-
gültigen Festlegung zu. Den Beruf auf Lebenszeit scheint es nicht mehr zu geben, Berufs-
wechsel und berufliche Veränderungen werden zum Normalfall. Gefragt bei den Neu-
berufswählerInnen sind Mut zum Risiko, die Bereitschaft zur Ungewissheit und der Wille, 
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sich immer wieder neu zu orientieren. Und so muss auch davon ausgegangen werden, dass die 
Berufsorientierung nicht mit der Beendigung der Jugendphase abgeschlossen ist. Vielmehr ist 
es angemessen, den Begriff der Berufsorientierung auf den gesamten Lebenslauf zu beziehen 
und zu betonen, dass sich die berufliche Orientierung nicht abschließend in der Berufswahl-
vorbereitung im Jugendalter erschöpft. Zugleich bleibt die Berufswahlvorbereitung im Ju-
gendalter aber nach wie vor ein zentraler Aspekt der Berufsorientierung im Lebensverlauf und 
steht daher insbesondere im Mittelpunkt des Projektes. (vgl. Brüggemann u.a. ebd., S.13) 
Wie bereits dargestellt, führt die Entgrenzung von Arbeit, aber auch die fortschreitende 
Nutzung neuer Technologien zu massiv steigenden Anforderungen an die Erwerbspersonen, 
insbesondere Fähigkeiten wie Innovationsbereitschaft, Kreativität und Leidenschaft verstärkt 
in die Arbeit einbringen zu können. Im Zusammenhang mit der Einführung neuer Formen der 
Arbeitsorganisation haben sich auch allgemeine, weitgehend nicht arbeitsplatzspezifische 
Qualifikationsanforderungen entwickelt, die oft als neue Schlüsseltendenzen wie Kommuni-
kationsfähigkeit, Konflikt- und Teamfähigkeit und Verantwortungsbereitschaft, aber auch 
Lernfähigkeit und Flexibilität hervorgehoben werden. Dadurch müssen auch im Rahmen der 
Berufswahl immer wieder folgende Fragen geklärt werden: „Welche Kompetenzen müssen 
die Jugendlichen erwerben, damit sie sich unter diesen Bedingungen in der Berufswelt orien-
tieren und ihre Potenziale und Fähigkeiten entfalten können?“, „Welche Kompetenzen müs-
sen sie bereits in der Schule erwerben bzw. welche Fähigkeiten müssen sie als Vorausset-
zungen für das Weiterlernen außerhalb und nach der Schule erwerben, damit sie die eigene 
Berufsbiografie erfolgreich aufbauen und gestalten können?“. Damit erhält die Berufsorien-
tierung die Aufgabe, die SchülerInnen zu unterstützen, die eigenen Fähigkeiten, Kompetenzen 
und Potenziale bewusst wahrzunehmen, zu überprüfen und weiter zu entwickeln. Sie muss 
dazu beitragen, dass die SchülerInnen ihren Fähigkeiten und Kompetenzen entsprechende Be-
rufswege zielorientiert gestalten können. (vgl. Egbringhoff/ In: Hammerer ebd., S.43-44, 62-
63; Schudy (2002), S.60) 
Die Trends beschreiben Veränderungen in der Arbeitswelt und kennzeichnen, was Berufs-
orientierung leisten muss. Sie verdeutlichen, dass die Anforderungen an die SchülerInnen 
beim Übergang von der Schule in die Berufswelt differenzierter werden. Die Jugendlichen 
müssen sich heutzutage angesichts der Unvorhersehbarkeiten und Unübersichtlichkeiten der 
Berufs- und Arbeitswelt orientieren und stabilisieren. Es muss davon ausgegangen werden, 
dass die meisten Jugendlichen, die heute eine Ausbildung oder ein Studium beginnen, im 
Laufe ihrer Erwerbstätigkeit den Beruf wechseln, sich weiterbilden müssen, um konkurrenz-
fähig zu bleiben und in verschiedenen Beschäftigungsformen tätig sein werden.  
In der aktuellen Diskussion zum Thema Berufsorientierung werden vorrangig Defizite bei 
der Berufswahlvorbereitung junger Menschen ausgemacht. Unternehmen beklagen häufig das 
unzureichende Informationsniveau der BewerberInnen über die Berufe und deren Anforde-
rungen. Ausbildungsabbrüche und -wechsel sind die Folge von falschen Vorstellungen über 
den gewählten Beruf. In den letzten Jahren rückte die Problematik nicht gelungener Berufs-
wahlentscheidungen zunehmend auch in die öffentliche Diskussion. Dabei wurde zum einen 
über den volkswirtschaftlichen Schaden debattiert, welcher durch die hohe Anzahl an Stu-
dien- und Ausbildungsabbrüchen zu beklagen ist, zum anderen wurde die Frage aufgeworfen, 
wie Jugendliche besser auf den Übergang von der Schule in das Berufsleben vorbereitet wer-
den können. Nach Einschätzung von Unternehmen mangelt es den Jugendlichen vielfach an 
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unternehmerischem Denken, Eigeninitiative, Verantwortungs-bereitschaft und an grund-
legenden ökonomischen Kenntnissen. Insbesondere der Bedeutungszuwachs von überfach-
lichen Kompetenzen erfordert eine Stärkung der arbeits- und berufsorientierten Bildung an al-
len allgemein bildenden Schulen. Hier stellt sich jedoch die Frage: „Wo sollte arbeits- und be-
rufsorientierte Bildung verankert sein?“. Grundsätzlich erscheint es sinnvoll, wenn die Schule 
durch ihre Unterrichtsfächer zur Berufsorientierung beiträgt. (vgl. Dedering/ In: Schudy ebd., 
S. 28; Driesel-Lange ( 2011), S.127)  
Bislang wurde und wird nach wie vor vielerorts insbesondere die schulische Berufsorien-
tierung von SchülerInnen des allgemeinbildenden Gymnasiums als nicht relevant angesehen. 
Es wird angenommen, dass die Beschäftigung mit konkreten beruflichen Optionen für Abitu-
rientInnen nicht zentral für ihren nachschulischen Bildungsweg ist, sondern dass der Erwerb 
der Studienberechtigung und damit das fachbezogene Lernen von allgemeinbildenden Grund-
lagen im Vordergrund stehen muss. Die Beschäftigung mit der beruflichen Zukunft wird als 
relevant für die Phase des Studiums erachtet. Tatsache ist jedoch, dass viele Abiturien-
tInnenen am Ende ihrer Schulzeit noch nicht wissen, was sie studieren wollen und dass einige 
von ihnen überhaupt nicht studieren wollen, sondern andere berufliche Bildungsmöglich-
keiten wie eine betriebliche Ausbildung in Betracht ziehen. (vgl. Kracke u.a./ In: Brüggemann 
u.a. ebd., S.159) 
Hier stellt sich nun die Frage, inwiefern ausschließlich die Schule als einziger Bezugs-
partner aktiv am Berufswahlgeschehen teilzunehmen hat. Es ergeben sich im Zusammenhang 
mit der Berufswahl Jugendlicher eine Vielzahl anderer InteraktionspartnerInnen, welche dem 
folgenden Schaubild zu entnehmen sind: 
Abb.: Bundesagentur für Arbeit u.a. [2013], S. 7 
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Hervorzuheben sind dabei: 
– Unternehmen und Betriebe, 
– Hochschulen und andere Schulen der beruflichen Bildung, 
– für die Unterstützung von Migranten entsprechende Institutionen und Verbände und 
– für die Unterstützung in prekären Lebenssituationen der Jugendsozialbereich. 
Aber auch die Eltern, die Familie sowie Freunde der Jugendlichen spielen eine wesentliche 
Rolle im Berufswahlprozess. Diverse Studien belegen, dass fast alle SchülerInnen, die kurz 
vor dem Erwerb des Abiturs stehen, ihre Eltern und Verwandte in den Entscheidungsfin-
dungsprozess miteinbeziehen. Dies waren nach der  HIS- Studienberechtigtenbefragung im 
Jahr 2008 91% der AbsolventInnen des Sekundarbereiches II. Fast die Hälfte dieser Personen 
(48%), die diese zu Rate zogen, schätzten dabei ihre Familienmitglieder als kompetente Aus-
kunftgeber ein. (vgl. Heine u.a. (2010), S. 29) 
 
Abb.: Heine u.a. ebd., S. 29 
Die Berufswahl kann als ein umfangreiches und mitunter schwieriges Unterfangen für junge 
Leute gewertet werden. Dieser Prozess wird begleitet von der  besonderen inneren Verfassung 
Heranwachsender, welche geprägt ist durch zahlreiche subjektive Unwägbarkeiten insbe-
sondere bei der Identitätsfindung und Persönlichkeitsbildung. Besonders zwischen den Wün-
schen und realen Möglichkeiten der BerufswählerInnen gibt es nicht selten tiefgreifende Dis-
krepanzen. (vgl. Golisch (2002), S.7) In dieser Phase der Adoleszenz können Eltern als Inter-
aktionspartner ihrer Kinder diese im Rahmen der Orientierung und Entscheidung in Fragen 
der Berufswahl unterstützen. Zudem können sie als finanzieller Background und Informati-
onsquelle am Berufswahlprozess der Jugendlichen teilnehmen. Aufgrund der Verkürzung der 
Schuljahre bis zum Abitur auf 12 Jahre sowie der Vorverlegung der Altersgrenze bei der Ein-
schulung werden die SchulabsolventInnen auch im Sekundarbereich II immer jünger, so dass 
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bei Nichtvorliegen von Volljährigkeit die Eltern rechtlich bei Entscheidungsprozessen die Be-
rufswahl betreffend hinzugezogen werden müssen. Eigene Erfahrungen zeigen, dass Eltern in 
Berufswahlsituationen, wie bei Beratungsgesprächen in der Berufsberatung, sehr unsicher 
hinsichtlich der Berufswahl ihres Kindes reagieren, da vornehmlich Unkenntnis besteht hin-
sichtlich der derzeit vorherrschenden Studienstruktur Bachelor- Master, neuer (Aus-
)Bildungsmöglichkeiten sowie der Finanzierung entsprechender, durchaus kostspieliger An-
gebote. Darüber hinaus wird bislang nicht deutlich, welche Rolle und welchen Stellenwert die 
Eltern für die jungen BerufswählerInnen einnehmen. Inwiefern beeinflussen Eltern die Be-
rufswahl ihrer Kinder? Mit dieser Fragestellung beschäftigt sich die vorliegende Untersu-
chung. 
2. Zielsetzung der Arbeit 
Wie bereits dargestellt, soll folgende Fragestellung im weiteren Verlauf untersucht, analysiert 
und interpretiert werden: 
„Wie beeinflussen Eltern das Berufswahlverhalten Jugendlicher im Sekundarbereich II 
am allgemeinbildenden Gymnasium in Niedersachsen?“ 
Dabei geht es insbesondere um das Verhalten und Verhältnis zwischen jungen Berufswähler-
Innen und ihren Eltern im Berufswahlprozess. Hierbei soll geklärt werden: 
– Wer gibt die Anregung zur Berufswahl? 
– Wie entscheidend ist die Wirkung der elterlichen Unterstützung auf den Entscheidungs-  
prozess? 
– Durch wen wird die Berufswahl beeinflusst? 
Zunächst unbewusst wurde der Begriff „Einfluss“ in der Erläuterung der Forschungspro-
blematik verwendet. Oftmals kommt dieser Begrifflichkeit eine eher negativ behaftete Be-
deutung zu: 
– Einwirkung 
– Suggestion 
– Willenslenkung 
(vgl. http://synonyme.woxikon.de/synonyme/einfluß.php, aufgerufen am 17.08.2014) und 
– beeinflussende, bestimmende Wirkung auf jemanden/ etwas haben 
– Einwirkung 
– Ansehen, Geltung 
– Autorität, Macht 
– Wertschätzung  
(vgl. http://www.duden.de/rechtschreibung/Einfluss, aufgerufen am 17.08.2014) 
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In folgender Arbeit wird jedoch nicht unbedingt von einem elterlichen Einfluss in Form von 
Manipulation, Suggestion oder Direktion ausgegangen. Vielmehr geht es um die Beobachtung 
und Analyse von Veränderungen in Einstellungen, Überzeugungen, Meinungen, Werten bzw. 
Verhaltensweisen der Jugendlichen, welche durch die Einwirkung anderer Personen oder 
Gruppen- hier die Eltern- ausgelöst werden. (vgl. http://www.karteikarte.com/card/366848/ 
definition-sozialer-einfluss-warum-geben-menschen-sozialem, aufgerufen am 17.08.2014) 
Das Ziel ist es, die Erzeugung/ Herstellung oder die Veränderung von Einstellungen im Rah-
men der Eltern- Kind- Beziehung zu untersuchen. In der gegenwärtigen familialen Soziali-
sationsforschung wird Sozialisation allgemein verstanden als das Hineinwachsen in den ge-
gebenen sozio- kulturellen Kontext mit der Übernahme sozialer Rollen, Erwartungen und 
Handlungsmuster. Diese Familiendynamik und Qualität von Interaktionen in der Familie, ins-
besondere inwiefern das Verhalten der Eltern die Wirkung von jugendlichem Verhalten bei 
der Berufswahl modifizieren kann, sollen nun Mittelpunkt der Untersuchung werden im Fo-
kus stehen. (vgl. Trommsdorff/ In: Walper u.a. (2001), S.37-41) 
Unter dem Begriff „Verhalten“ lassen sich dabei verschiedene Komponenten zusammenfas-
sen: 
– Auftreten, Gebaren 
– Benehmen, Betragen 
– Handeln, Verhaltensweise 
– Methode, Vorgehensweise  
(vgl. http://www.duden.de/rechtschreibung/Verhalten, aufgerufen am 16.09.2014) sowie 
– Meinung, Ansicht, Haltung 
– Auffassung, Standpunkt 
– Reaktion  
(vgl. http://synonyme.woxikon.de/synonyme/verhalten.php, aufgerufen am 16.09.2014) 
Damit ergeben sich für die Analyse des Verhaltens sowohl der Jugendlichen als auch ihrer El-
tern folgende Untersuchungsschwerpunkte: 
– die Betrachtung der Reaktionen Beider auf die Umwelt und das soziale Umfeld, 
– die Erforschung der Interaktion der am Prozess Beteiligten und 
– das Denken, Fühlen und Handeln der InteraktionspartnerInnen zu untersuchen. 
Ziel ist es, die Kompetenz der Jugendlichen festzustellen, mit der Berufswahlsituation zu-
rechtzukommen und das Engagement der Eltern in der Interaktion mit ihren Kindern zu er-
gründen. Da sich die Berufswahl als ein ganzheitlicher Prozess darstellt, wird das gesamte In-
teraktionssystem der Jugendlichen im Berufswahlprozess einer genaueren Betrachtung unter-
zogen. 
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3. Überblick über die Vorgehensweise 
Im Vorgehen gestaltet sich die Arbeit im Anschluss an das einleitende Kapitel wie folgt: 
Teil I beschäftigt sich mit theoretischen Hintergründen und der Erläuterung von weiteren Be-
grifflichkeiten. Es geht hier zunächst um die Definition des Begriffs „Berufswahl“, welcher 
häufig in der Literatur auch gleichgesetzt wird mit dem Wort „Berufsorientierung“. Hier soll 
eine begriffliche Abgrenzung und damit eine Transparenz auf diesem Gebiet geschaffen wer-
den, um das Berufswahlverhalten der Jugendlichen im weiteren Verlauf näher untersuchen zu 
können. Ein Überblick über die Entwicklung des Schulwesens, insbesondere der Darstellung 
des Gymnasiums und des Sekundarbereiches II (gymnasiale Oberstufe) sollen die historisch 
gewachsene Auseinandersetzung in der Schule mit dem Thema Berufswahl verdeutlichen. 
Insbesondere der Ausblick auf das derzeitige Berufsorientierungssystem an Niedersächsi-
schen allgemeinbildenden Gymnasien bildet den Ausgangspunkt der Studie und soll ermögli-
chen, die Berufswahlsituation angehender AbiturientInnen einzuschätzen, relevante Merkma-
le herauszuarbeiten, um am Ende der Arbeit Vorschläge für die Weiterentwicklung geben zu 
können. Anschließend werden die relevanten Zielgruppen, die Eltern und die Jugendlichen, 
näher erläutert und deren Bezug zueinander aus theoretischer Sicht hergestellt. In diesem 
Rahmen werden weitere relevante Bezugssysteme des Jugendlichen dargestellt, welche ggf. 
relevant für die Auswertung der Studie sein könnten. Teil I endet mit einem Überblick über 
den derzeitigen Forschungsstand. 
Teil II bildet den empirischen Teil der Arbeit. Hier wird das methodische Vorgehen der quali-
tativen Studie begründet und vorgestellt. Der Einordnung in die Untersuchungsmethodik 
„Gruppendiskussion“ folgt die Darstellung der praktischen Umsetzung. Daran knüpft die Dar-
stellung der forschungsleitenden Strategie, der „Grounded Theory“. Im Anschluss daran wer-
den die Erhebungs- und Auswertungsschritte konkretisiert. 
Ausgehend von den Forschungsergebnissen aus dem vorangegangenen Teil erfolgt im Teil III 
die Analyse und Auswertung der gewonnen Daten. Hierbei erfolgen zunächst Überlegungen 
und Interpretationen zur adäquaten Differenzierung bestimmter Komponenten des Bezugs-
rahmens. Ein besonderer Augenmerk wird hier auf die Begriffe „Beruf“ im Sinne von beruf-
licher Identität und „Berufswahlreife“ gelegt. Ein geschichtlicher Abriss über die Entwick-
lung der Familie sowie der Rollenverteilung innerhalb der Familie sollen zusätzlich familiäre 
Hintergründe und ihren Bezug zur Berufswahl Jugendlicher beleuchten. In der Auswertung 
der Untersuchungsergebnisse wird sich insbesondere mit dem Entscheidungsverhalten der Ju-
gendlichen, dem Faktor Zeit im Berufswahlprozess sowie dem realen Beziehungsgeflecht von 
Jugendlichen und ihren Eltern auseinandergesetzt. 
Im Teil IV werden die Ergebnisse der Untersuchung zusammenfassend dargestellt. Im weite-
ren Verlauf werden Anregungen für die weitere, auch praktische, Auseinandersetzung mit der 
Thematik gegeben.  
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Teil I 
Stand der Forschung & Theoretische Kontexte 
der empirischen Studie 
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1. Berufswahl und Berufsorientierung –
begriffliche Abgrenzungen und 
     aktuelle Entwicklungen 
 
1.1. Berufswahl 
1.1.1 Wie definiert sich Berufswahl? 
Angesichts der schnellen technologischen, sozioökonomischen und politischen Entwicklun-
gen und einer damit einhergehenden, sich fortwährend wandelnden Arbeitswelt sowie eines 
raschen Veraltens der Wissensbestände verändern sich die Bedingungen der Berufswahl ste-
tig. Dabei kommt der Entscheidung für eine berufliche Zukunft immer weniger der Charakter 
einer endgültigen Festlegung zu, dennoch stellen der Einstieg in die Berufs(aus)bildung und 
die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit bedeutsame Einschnitte im Leben eines Menschen dar, 
welche maßgeblich seine Lebensaussichten bestimmen. (vgl. Herzog u.a. (2006), S.5) Eine 
Vielzahl soziologischer Untersuchungen zeigen einen zunehmenden Wandel des beruflichen 
Lebens von lebenslangen Berufskarrieren zu temporären Erwerbskarrieren, wobei die Stabili-
tät eines erlernten Berufes eine wesentliche Rolle für die Dauer der Ausübung eines speziel-
len Berufes spielt (vgl. Berufsbildungsbericht (2013), S.64; Projekte S.65ff.). Unter Berück-
sichtigung dieser Bedingungen der Berufswahl kann nicht mehr von einer einmaligen Ent-
scheidung ausgegangen werden, sondern es müssen vielmehr eine Vielzahl an Alternativen 
beleuchtet werden und mehrere Entscheidungen in einer Erwerbsbiografie getroffen werden, 
bei denen die vorangegangenen Entschlüsse ebenfalls immer eine Rolle spielen. Welche Stel-
lung die (beruflichen) Entscheidungen im Leben eines Menschen zufällt, welche Ausgangs-
gedanken und Vorüberlegungen dem vorweg gehen und welche Effekte diese Entscheidungen 
für die (berufliche) Zukunft haben, soll im folgenden Abschnitt geklärt werden. Darüber hin-
aus wird eine Eingrenzung des umfassenden Begriffes der Berufswahl vorgenommen.  
Der Begriff „Berufswahl“ setzt sich aus zwei Wörtern zusammen- aus dem Wort „Beruf“ 
und dem Wort „Wahl“. Traditionellerweise wird der Beruf definiert als eine Kombination von 
Tätigkeiten, die zu Erwerbszwecken dienen und für die bestimmte Kenntnisse oder Fertig-
keiten erforderlich sind. So definiert das Statistische Bundesamt den Beruf als „auf Erwerb 
gerichtete, charakteristische Kenntnisse und Fertigkeiten sowie Erfahrungen erfordernde und 
in einer typischen Kombination zusammenfließende Arbeitsverrichtungen, durch die der Ein-
zelne an der Leistung der Gesamtheit im Rahmen der Volkswirtschaft mitschafft“. (vgl.: 
http://www.bundestag.de/dokumente/datenhandbuch/03/03_11/index.html, aufgerufen am 
21.11.2013) Die Berufswahl bildet dabei den Anfang der Sozialisation in einen Beruf. 
Schrittweise wird das Referenzsystem eines Berufes erarbeitet, emotional nachvollzogen und 
immer mehr im persönlichen Selbstkonzept integriert. (vgl. Neuenschwander (2008), S.139) 
Während für das Wort „Wahl“ Synonyme verwendet werden wie Entscheidung (Sich ent-
scheiden zwischen zwei oder mehreren Möglichkeiten), Option und Alternative (vgl. http:// 
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www.duden.de/rechtschreibung/Wahl, aufgerufen am 21.11. 2013), sieht Beinke (1993) hier 
eher einen Prozess des Findens bzw. Heranführens, wobei der Beruf für den Suchenden zur 
Entscheidungsfrage wird. „Dieser Beruf soll ja noch gefunden werden und ist oft auch nach 
einer getroffenen Berufsentscheidung ungewiss.“  Damit hebt er die Unsicherheit und Ver-
unsicherung des Berufswählers im „Anpassungsvorgang“ der „Berufsfindung“ hervor. Er be-
tont, dass es sich hierbei um eine lebenslange „Verhaltensorientierung“ mit dem Ziel der Be-
rufsentscheidung handelt. (vgl. Beinke u.a. (a) (1993), S.11-12)  Dieser Prozess beginnt mit 
kindlichen Wünschen  und endet mit dem Rückzug aus dem Berufsleben. Dabei ist die Be-
rufswahl gekennzeichnet von Anforderungen, die im Laufe des Lebens immer wiederkehren- 
der Berufswähler muss sich in Bezug auf allgemeine Anforderungen und Rahmen-
bedingungen in der Arbeits- und Berufswelt orientieren, die eigenen Fähigkeiten, Interessen 
und Kenntnisse analysieren, verantwortungsvoll Berufsentscheidungen treffen  sowie diese in 
das berufliche, familiäre und soziale Umfeld mit ihren unterschiedlichen Wertemustern, Re-
geln und Ansprüchen einfügen. Damit wird deutlich, dass Berufswahl mehr einschließt als nur 
die Statuspassage Berufsentscheidung. (vgl. Driesel-Lange (2011), S.53) 
Der Prozess der Berufswahl lässt sich nach Herzog (2003) anhand von sechs Phasen dar-
stellen und erklären. Es basiert auf einem Modell von Heinz (1984), welches zunächst vier 
Phasen beinhaltete: Traumberuf, Berufssuche, Berufsausbildung und Einstieg in das Er-
wachsenenleben. Die Phase der Berufssuche trägt in diesem Modell jedoch kaum dem Um-
stand Rechnung, dass die Jugendlichen ihre Ausbildungsplatznachfrage an die derzeitige Ar-
beitsmarktsituation und der damit einhergehenden Arbeitskräftenachfrage ausrichten müssen. 
Dies kann dazu führen, dass die Jugendlichen ihre Ausbildungswünsche entsprechend ihres 
Realisierungsgrades abändern oder gar revidieren müssen. Aus diesem Grund spaltete Herzog 
in seinem Modell die ersten beiden Phasen auf und ergänzte dabei die Konkretisierung des 
Berufes sowie die Suche nach einem Ausbildungsplatz. (vgl. Herzog u.a. ebd., S.41) Auf die-
se Art stellt sich die Berufswahl als ein Lern-, Konstruktions-, Problemlöse- und Explorati-
onsprozess dar, bei dem die Jugendlichen verschiedene berufliche Optionen erkunden, all-
mählich deren Regeln und Anforderungen entdecken und diese mit dem eigenen Selbstkon-
zept vergleichen. Dabei explorieren sie anfangs die Berufsfelder noch oberflächlich, konkreti-
sieren ihre Präferenzen jedoch im weiteren Verlauf anhand von ausgewählten Berufen, wel-
che sie genauer sondieren und zu welchen sie konkrete Ausbildungsplätze suchen. (vgl. Neu-
enschwander/ In: Lage u.a. (2008), S.137-139)  
 
Es ergeben sich folgende Phasen: 
 
1. Phase: 
Diffuse Berufsorientierung 
 
 
2. Phase: 
Konkretisierung der 
Berufsorientierung 
 
3. Phase: 
Suche eines 
Ausbildungsplatzes 
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4. Phase:  
Konsolidierung der  
Berufswahl 
5. Phase: 
Berufsbildung 
6. Phase: 
Eintritt ins Erwerbsleben 
 
Abb.: Herzog u.a. ebd., S.41 
Diffuse Berufsorientierung: In dieser Phase haben die Jugendlichen noch keine konkreten 
Berufswünsche. Verschiedene Berufe werden erwogen und verworfen. Die Jugendlichen 
identifizieren sich mit Idolen und entwickeln Vorstellungen über die Berufswelt, aus denen 
Traumberufe hervorgehen können. Diese wiederum können sich zu Wunschberufen ent-
wickeln, welche später tatsächlich realisiert werden. Da jedoch nur wenig konkrete Vor-
stellungen zu den Anforderungen der Berufe bestehen, können die Traum- und Wunschberufe 
auch schnell wechseln. Die Phase endet mit der Entscheidung, sich mit der Berufswahl ernst-
haft auseinanderzusetzen, ggf. tritt ein Berufsfeld bereits in den Vordergrund und die Ausein-
andersetzung mit konkreten Berufsbildern beginnt.  
Konkretisierung der Berufsorientierung: In Phase 2 entwickeln die Jugendlichen realistische 
und konkrete Vorstellungen eines Berufes. Eigene Interessen werden konkreter und das Wis-
sen über einzelne Berufe wird differenzierter. Es werden konkrete Berufswünsche ins Auge 
gefasst, welche sich entweder bereits auf bestimmte Berufsfelder oder einen bestimmten Be-
ruf beziehen. Damit verbunden ist die Wahl bzw. die Entscheidung für eine Anschlusslösung 
nach der 10- bis 12-jährigen Schulzeit. Diese Lösung variiert je nach Herkunftsschultyp zwi-
schen einer beruflichen oder schulischen Ausbildung. Für Jugendliche mit dem Abschluss der 
mittleren Reife (aus den Haupt-, Real- und Oberschulen) ist dies vor allem die Entscheidung 
für eine Berufsausbildung sowie eine (berufsvorbereitende) Überbrückung, mitunter um den 
bisherigen Schulabschluss zu verbessern oder zu erhöhen. Für SchülerInnen, die ein Gymna-
sium absolviert haben, stehen Berufsausbildung, ein Studium oder eine nicht unbedingt be-
rufsbezogene Überbrückung zur Diskussion (weitere Informationen zu den (beruflichen) 
Möglichkeiten nach dem Abitur finden sich unter 1.1.3.). Die Phase endet mit einer konkreten 
beruflichen Entscheidung und der damit verbundenen Ausbildungsinstitution.  
Suche eines Ausbildungsplatzes: Die dritte Phase ist geprägt von der Suche nach einer kon-
kreten Ausbildungsinstitution wie einer Lehrstelle, einer weiterführenden Schule oder eines 
Studienplatzes. Je nach Auswahl findet die Suche in Bezug auf ein bestimmtes  Berufsfeld 
oder auf einen konkreten Beruf statt. Vor allem bei Misserfolg werden auch Ausbildungs- 
und/oder Berufsalternativen in Betracht gezogen. Während in der zweiten Phase primär die 
eigenen Interessen im Vordergrund stehen, müssen diese nun zum einen mit dem Lehrstellen-
angebot oder den vorhandenen Ausbildungsplätzen koordiniert werden. Andererseits erhalten 
die Jugendlichen durch Aufnahmeverfahren und Einstellungstests auch Rückmeldungen, wie 
realistisch ihre beruflichen Ambitionen sind. Diese Phase endet mit einem Lehrvertrag, der 
Zusicherung eines Ausbildungsplatzes oder der Aufnahmebestätigung einer Schule oder 
Hochschule. 
Konsolidierung der Berufswahl: In dieser Phase kann sich die Berufsentscheidung entweder 
verfestigen (konsolidieren) oder aufgrund von Erfahrungen erneut verändern. Die Jugend-
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lichen warten das Ende ihrer aktuellen Ausbildung ab und bereiten sich auf den Übergang in 
die weiterführende Ausbildung vor. Dabei überprüfen sie ihre getroffene Entscheidung, indem 
sie diese gegenüber sich selbst, aber auch anderen Personen gegenüber rechtfertigen. Die Pha-
se endet mit dem Übergang in die Berufsausbildung, die weiterführende Schule, gegebenen-
falls mit dem direkten Einstieg ins Erwerbsleben.  
Berufsbildung: In der fünften Phase wird eine berufliche oder schulische Ausbildung durch-
laufen. Die Jugendlichen  setzen ihre Entscheidung um, indem sie die gewählte Berufsausbil-
dung, die weiterführende Schule oder das gewünschte Studium aufnehmen. Als Übergang in 
Phase 5 gilt jedoch auch ein sogenanntes Überbrückungsjahr, welches die Chancen auf den 
Einstieg in eine gewünschte Ausbildung verbessern soll, z.B. durch die Verbesserung be-
stimmter Sprach- oder anderer beruflicher Kenntnisse, als Nachweis sozialer Tätigkeiten oder 
durch den Erhalt von Wartesemestern. Überbrückungen werden jedoch auch eingelegt, um 
mehr Zeit für die Berufsfindung oder Abstand vom Entscheidungsdruck zu gewinnen, was 
vor allem für die AbiturientInnen zutrifft. 
Eintritt ins Erwerbsleben: In der sechsten Phase treten die Jugendlichen bzw. die jungen Er-
wachsenen ins Erwerbsleben ein und nehmen vorzugsweise eine qualifizierte Erwerbstätigkeit 
auf. (vgl. Herzog u.a. ebd., S.41-45; Neuenschwander/ In: Lage u.a. ebd., S.139-140) 
Die Geschwindigkeit des Berufswahlprozesses, das sogenannte Timing, hängt von den institu-
tionellen Rahmenbedingungen und persönlichen Eigenschaften des Berufswählers ab. Zu den 
institutionellen Rahmenbedingen gehören insbesondere die Situation auf dem Arbeits- sowie 
Ausbildungsstellenmarkt und die damit einhergehenden Lehrstellenchancen des Jugendlichen 
im sie interessierenden beruflichen Bereich bzw. in der Branche sowie die Ausbildungs-
platzangebote in der Region des Wohnortes bzw. des Wunschortes des Jugendlichen. Weiter 
prägend ist jedoch auch die Sozialisation des Jugendlichen- die Familie bzw. das familiäre 
Umfeld, der Freundeskreis und die Schule sind entscheidende Faktoren, welche den Berufs-
wahlprozess beeinflussen (Näheres hierzu unter 1.3.). Zu den persönlichen Merkmalen gehö-
ren u.a. die Persönlichkeit des Berufswählers, seine Interessen, sein Geschlecht, die Staatsan-
gehörigkeit und Schichtzugehörigkeit sowie vorhandene Familientraditionen. Zu guter Letzt 
prägt der Stand der Selbstkonzeptentwicklung die individuelle Geschwindigkeit des Berufs-
wahlprozesses. (vgl.: Neuenschwander/ In: Lage u.a. ebd., S.140) Diese sogenannten Fakto-
ren der Berufswahl werden unter 1.1.2. näher betrachtet. 
Die erste ernsthafte Auseinandersetzung mit der Berufswahl erfolgt am Ende der allgemein 
bildenden Schulzeit, bereits in den letzten Schuljahren, da das Thema im Rahmen des Un-
terrichtes, durch das Betriebspraktikum (am Gymnasium Ende des 10. Schuljahres) sowie 
durch Aktivitäten externer Organisationen wie der Berufsberatung der Bundesagentur für Ar-
beit (Näheres unter 1.2.) z.B. für die SchülerInnen präsent wird. Auch wenn die Entscheidung 
für einen Ausbildungsberuf keine endgültige Festlegung mehr auf einen lebenslang ausgeüb-
ten Beruf darstellt, so schränkt diese Entscheidung die weiteren Möglichkeiten für die berufli-
che Entwicklung mitunter gravierend ein. Mit der Wahl der Schullaufbahn und dem daraus 
resultierenden Schulabschluss wird darüber hinaus ebenfalls bereits die erste Einengung der 
beruflichen Möglichkeiten für die Zukunft vorgenommen. Damit kann die Berufswahl als ei-
ne in der Kindheit beginnende und lebenslang andauernde berufliche Entwicklung des Men-
schen verstanden werden, in deren Verlauf er eine Vielzahl von Entscheidungen zu treffen 
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hat, die seinen beruflichen Werdegang, den damit verbundenen beruflichen Erfolg sowie die 
berufliche Zufriedenheit bestimmen. Dieser Entwicklungsprozess und die dazugehörigen Ent-
scheidungen sind durch eine ständige Interaktion des einzelnen Individuums mit seiner Um-
welt geprägt. Dabei gilt es jedoch zu bedenken, dass die Zeit der Berufswahl auch eine Zeit 
alterstypischer Entwicklungsveränderungen (Adoleszenz) ist, welche hohe Ansprüche an die 
Bewältigungskompetenz des Jugendlichen stellt und durchaus belastend sein kann. Der Ju-
gendliche muss nicht nur seine berufliche Zukunft planen und auf der Grundlage des aufzu-
bauenden Wissens um die eigenen Interessen und Fähigkeiten eine passende berufliche Per-
spektive entwickeln, er soll ebenso seine Peer- Beziehungen auf eine neue Basis stellen, sich 
von den Eltern ablösen, zu einer sexuellen Identität finden und eine politische Haltung auf-
bauen. (vgl. Herzog, W. u.a. ebd., S.47; Brüggemann u.a. (2013), S.11-12). 
Damit wird deutlich, dass der Jugendliche bei der Entscheidung für seine berufliche Zu-
kunft Unterstützung und (Mit-)Hilfe benötigt. Hierbei zielt die Begleitung des Jugendlichen 
im Berufswahlprozess darauf ab, berufliche Laufbahnen vorzubereiten. Der Einzelne soll be-
fähigt werden, vor dem Hintergrund eigener Ziele, Werte, Interessen, Kenntnisse und Fertig-
keiten in Abgleich mit Anforderungen und Perspektiven der Arbeits- und Berufswelt eine 
fundierte, individuelle erste Berufswahlentscheidung herbeizuführen, zu verantworten und 
seine Berufsbiografie aktiv zu gestalten. Er soll dafür sensibilisiert werden, dass die lebens-
lange Bereitschaft, sich beruflich neu zu orientieren bzw. Neues hinzuzulernen, erforderlich 
ist. (vgl. Driesel-Lange ebd., S.133) 
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1.1.2. Die Faktoren der Berufswahl 
Bei der Entscheidung, welchen beruflichen Weg die Jugendlichen im Anschluss an die all-
gemein bildenden Schule gehen wollen, müssen sie sich einerseits ihrer eigenen Ziele, Inte-
ressen, Fähigkeiten, Fertigkeiten und Vorstellungen über ihre zukünftigen beruflichen Tätig-
keiten bewusst werden und diese bei der Wahl eines Ausbildungsberufes berücksichtigen. 
Andererseits müssen sie die Situation auf dem Arbeitsmarkt und in dem Beschäftigungs-
system sowie die Anforderungen für die Aufnahme verschiedener Ausbildungsmöglichkeiten 
gleichermaßen miteinbeziehen. Wesentliche Bedeutung für die Wahl eines Berufes besitzen 
ebenso der mit dem Beruf verbundene soziale Status, die zu erwartenden Verdienstmöglich-
keiten und die zukünftigen Beschäftigungs- und Karriereaussichten. Die Bewertung dieser 
Faktoren und die Ausprägung der Interessen und Wertemuster bei den Jugendlichen sind in 
großem Maße von ihrer Sozialisation abhängig, d.h. von ihrem familiären Umfeld und ihren 
Peergroups. Im Folgenden sollen diese Faktoren der Berufswahl näher beleuchtet und ana-
lysiert werden. 
Zunächst erfolgt die Unterteilung der Berufswahlfaktoren in endogene bzw. persönliche 
und exogene bzw. soziale Faktoren. Endogene Faktoren sind die persönliche Eignung für ei-
nen Beruf, die Neigungen für bestimmte Berufe, die allgemeinen Charaktereigenschaften und 
die individuellen Verhaltensweisen und Fähigkeiten.  Die exogenen Faktoren sind die Familie 
und deren sozialer Hintergrund und Schichtzugehörigkeit sowie schulische und berufliche 
Bildung und der Status der Eltern, der Wohnort und der Freundeskreis. Es gibt auch noch 
Faktoren, die direkt auf den Beruf bezogen sind, allerdings auch von den sozialen Umständen 
beeinflusst werden. So spielt das Image eines Berufes eine wichtige Rolle, da damit soziale 
Anerkennung verbunden ist. Das Image ist subjektiv und variiert je nach Geschlecht, Schuld-
bildung oder Wohnort. Das Zusammenspiel der inneren und äußeren Bedingungsfaktoren hat 
zur Folge, dass sich bestimmte Erwartungshaltungen und Vorstellungen bezüglich der Ar-
beitswelt im Jugendlichen bilden. (vgl. Sailer/ In: Köck u.a. (2010), S.51-53)  
Hirschi und Lage (2006) fassen die Berufswahlfaktoren in einem Modell zusammen. Dieses 
Modell unterscheidet auf einer übergeordneten Ebene zwischen Faktoren der Umwelt und 
Faktoren der Person, welche einen Einfluss auf die Berufswahlbereitschaft eines Jugendlichen 
ausüben. Diese beiden Bereiche sind tendenziell unabhängig voneinander. Dadurch kann eine 
mangelnde Bereitschaft aufgrund von Defiziten in einem Bereich auch durch Steigerung der 
Bereitschaft in dem anderen Bereich teilweise kompensiert werden. Zu den Faktoren der Um-
welt gehören: gesellschaftlicher und wirtschaftlicher Kontext,  u.a. Arbeits- und Ausbildungs-
stellenmarkt, möglicher Migrationshintergrund des Jugendlichen und soziale Unterstützung: 
relevante Bezugspersonen (z.B. Eltern) und deren Unterstützungsleistungen. Die Faktoren der 
Person beinhalten: Kompetenzen wie Kenntnisse über die Berufswelt und den Zielberuf 
(grundsätzliche Anforderungen, Arbeitsinhalte, Entwicklungsmöglichkeiten) im Hinblick auf 
die eigenen Interessen, Fähigkeiten und Werte sowie Entscheidungs-kompetenzen, arbeits-
marktrelevante Kenntnisse, Fähigkeiten und Haltungen (fachliche/ schulische Kompetenzen 
und Kenntnisse, soziale Kompetenzen), Einstellungen wie Realitätsorientierung und Kompro-
missbereitschaft, Planungsbereitschaft, Explorationsbereit-schaft und Neugierde und Eigen-
schaften, welche aus der Persönlichkeit resultieren, insbesondere emotionale Stabilität, posi-
tive Kontrollüberzeugungen, Selbstvertrauen und Zuversicht und soziale Kontaktbereitschaft. 
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Abb.: Modell der zentralen Faktoren der Berufswahlbereitschaft, aus: Hirschi (2007)  
Hirschi (2011) beschreibt darüber hinaus die Bedingungs- bzw. Wirkfaktoren bei der Berufs-
wahl als Ressourcen, die die Substanz und das Kapital eines Menschen definieren. Er unter-
gliedert diese in:  
Persönlichkeitsressourcen: Hierzu gehören das Selbstvertrauen und der Optimismus des Be-
rufswählers sowie  seine psychische Stabilität und Widerstandfähigkeit (Resilienz). 
Identitätsressourcen: Diese sind Selbstklarheit sowie Zielkongruenz und Zielverpflichtung. 
soziale Ressourcen: Hier wird der aktive Einbezug der Eltern, Lehrpersonen und Peers 
(Freunde) hervorgehoben. Die Vermittlung von MentorInnen kann dabei den Berufswahlpro-
zess stärken. 
Handlungsressourcen: Hierzu gehört die aktive Planung der weiteren Schritte in der Be-
rufswahl wie etwa die Planung und Umsetzung von Betriebsbesichtigungen, der Aufbau eines 
sozialen Netzwerkes zur Selbstexploration und Erkundung der Umwelt. (vgl. Hirschi/ In: 
Hamerer u.a. (2010), S.102) 
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Die Einflussfaktoren sind komplex und vielfältig. Durch den Prozesscharakter lassen sich die-
se nur schwer erfassen. Dieser Findungs-, Lern- und Entscheidungsprozess benötigt pro-
fessionelle Unterstützung. Dies sollte einerseits geschehen, indem dem Jugendlichen seine 
Fähigkeiten, Interessen und Eignungen bewusst gemacht werden. Andererseits sollte der Ju-
gendliche ausreichend über Berufe, Berufsbilder, die Arbeitswelt und die Arbeitsmarktlage 
informiert sein. In einer idealtypischen Vorstellung findet der Jugendliche dann genau den 
Beruf, der auf Grund seiner Eignung und seiner Interessen zu ihm passt und der nach Defini-
tion von außen, d.h. der ökonomischen Verwertungsbedingungen auch von ihm besetzt wer-
den soll. (vgl. Sailer/ In: Köck u.a. ebd., S.S.51) Zwar gibt es in Deutschland eine freie Be-
rufswahl, diese ist aber in der Realität vor allem durch das erreichte Bildungsniveau einge-
schränkt. Wie groß die Auswahl an Berufen ist, hängt zunächst einmal davon ab, welchen 
Schulabschluss jemand erreicht hat und wie sich die Situation auf dem (lokalen) Arbeitsmarkt 
darstellt. Es gibt eine starke Differenz zwischen Bewerbern und Lehrstellenangebot im All-
gemeinen und nach Bildungsabschlüssen im Speziellen. Gerade Jugendliche mit Hauptschul-
abschluss oder keinem Schulabschluss haben Schwierigkeiten, einen Ausbildungsplatz zu fin-
den. Die besten Chancen auf einen Ausbildungsplatz haben Jugendliche mit einem hohen Bil-
dungsabschluss sowie mit einem klaren Berufswunsch am Ende der Schulzeit. Und auch, 
wenn der Übergang in eine betriebliche Ausbildung gelungen ist, so ist der Erfolg nur bedingt 
garantiert. Etwa 20-25% der Ausbildungsverträge werden vorzeitig aufgelöst. Sicherlich ge-
ben einige Auszubildende ihre Ausbildung zugunsten eines Studiums oder anderer höherer 
Qualifikationsmöglichkeiten auf. Für jede(n) Dritte(n) steht der Abbruch in engem Zusam-
menhang mit der Berufswahl und der beruflichen Orientierung. Hier gibt jeder Zweite an, 
dass der Einstiegsberuf nicht dem Wunschberuf entsprochen hätte. (vgl. BIBB (2013), S.8-9) 
1.1.3. Berufswahlmöglichkeiten von AbiturientInnen 
Mit dem Bestehen des Abiturs endet auch für Gymnasiasten eine langjährige Schulzeit an ei-
ner allgemein bildenden Schule. Die allgemeine Hochschulreife gilt als der höchste schulische 
Bildungsabschluss in Deutschland. Gerade die wachsende Zahl an Möglichkeiten für die be-
rufliche Zukunft sowie der damit einhergehende Zugewinn an Berufsoptionen macht ein tief-
gründiges Abwägen der Voraussetzungen und Perspektiven erforderlich. (vgl. Driesel-Lange 
ebd., S.138) Die vielfältigen Bildungsmöglichkeiten der AbiturientInnen sollen im Folgenden 
kurz dargestellt werden.  
Um bestimmte Studiengänge durchlaufen und absolvieren zu können, ist es für die Jugend-
lichen erforderlich, sich bereits frühzeitig mit den angestrebten Berufsrichtungen zu be-
schäftigen, um mit dem Beginn der 11. Jahrgangsstufe ein Kursprofil zu wählen, welches die 
Voraussetzung/en für das angestrebte Studium erfüllt, z.B. eine bestimmte Sprache, etwa La-
tein bei der Absicht, ein Medizinstudium zu absolvieren, oder ein entsprechendes Fach, z.B. 
Mathematik oder Biologie bei einem angestrebten Studium in diesen Bereichen. Häufig bieten 
Gymnasien bestimmte fachliche Bereiche bereits auf erhöhtem Niveau an, so gibt es bei-
spielsweise den sprachlichen Zweig, den gesellschaftlichen Zweig oder den naturwissen-
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schaftlichen Zweig. Dieses Prozedere sowie die inhaltliche Struktur der so genannten gym-
nasialen Oberstufe soll im weiteren Verlauf zum besseren Verständnis erläutert werden. 
Die Bildungsgänge des Sekundarbereiches I finden ihre Fortsetzung in der gymnasialen 
Oberstufe am allgemein bildenden Gymnasium oder an einer Gesamtschule. Zugangsvor-
aussetzung ist der Mittlere Schulabschluss mit der Berechtigung zum Besuch der gymnasialen 
Oberstufe. Die Gestaltung der gymnasialen Oberstufe als Kursstufe und die Zusammen-
setzung des Abiturs aus Leistungen der beiden Abschlussjahre und der Abiturprüfung wurden 
erstmals in der  Bonner Vereinbarung der Kultusministerkonferenz vom 07.07.1972 festgeschrieben. 
Seither wurde diese Vereinbarung zur Gestaltung der gymnasialen Oberstufe in der Se-
kundarstufe II mehrfach fortgeschrieben und am 06.06.2013 aktuell neu verfasst. Zur Grund-
struktur der gymnasialen Oberstufe gehören die Gliederung in eine einjährige Einführungs-
phase und eine zweijährige Qualifikationsphase, die Zuordnung der Fächer zu drei Aufgaben-
feldern, die Unterscheidung der Fächer nach Pflicht- und Wahlfächern, die Möglichkeit einer 
individuellen Schwerpunktsetzung, die Erteilung des Unterrichts auf unterschiedlichen An-
spruchsebenen, um den in der Abiturprüfung in den Einheitlichen Prüfungsanforderungen für 
die Abiturprüfung (EPA) beschriebenen Anspruchsniveaus zu entsprechen, sowie das Cre-
ditsystem zur Ermittlung der Gesamtqualifikation. Dabei tragen Grundkurse und Leistungs-
kurse zu einer wissenschaftspropädeutischen Ausbildung auf unterschiedlichem Lernniveau 
bei, wobei die Grundkurse eine grundlegende Ausbildung und die Leistungskurse eine 
exemplarisch vertiefte Ausbildung vermitteln. Die nähere Ausgestaltung obliegt dabei den 
Ländern. Die Dauer der Schulzeit bis zur Erlangung der Allgemeinen Hochschulreife beträgt 
12 oder 13 Schuljahre. Dabei ist ein Gesamtstundenvolumen von mindestens 265 Jahres-
wochenstunden ab der Jahrgangsstufe 5 bis zum Erwerb der Allgemeinen Hochschulreife 
nachzuweisen, auf das bis zu fünf Stunden Wahlunterricht angerechnet werden kann. Die 
gymnasiale Oberstufe schließt mit der Abiturprüfung ab. Mit dem Abiturzeugnis erhält der 
Jugendliche die Bescheinigung der Allgemeinen Hochschulreife. (vgl. Deutscher Bildungs-
server (2013)) Nahezu alle Länder haben in den vergangenen Jahren begonnen, die Schulzeit 
am Gymnasium von 9 auf 8 Jahre (G8), in der Regel aufsteigend von Jahrgangsstufe 5 an, zu 
verkürzen. 1 Zudem kam es zu Änderungen im Kurssystem. Einige Bundesländer haben das 
klassische Grund- und Leistungskurssystem abgelöst durch ein System von drei bis sechs 
vierstündigen Fächern auf erhöhtem und weiteren Fächern auf grundlegendem Anforderungs-
niveau. Dabei werden die Fächer Deutsch, Mathematik und eine Fremdsprache in der Regel 
nur auf dem erhöhten Anspruchsniveau unterrichtet und sind als Kernfächer verpflichtend. 
Das Abitur befähigt SchulabsolventInnen dazu, ein Studium aufzunehmen. Diese Bildungs-
möglichkeit dauert in der Regel für den ersten Abschluss, den Bachelor, drei Jahre bzw. sechs 
Semester. Danach besteht die Möglichkeit, auf den Bachelor- Abschluss ein Masterstudium 
von etwa zwei Jahren aufzubauen, um damit eine Spezialisierung im entsprechenden Fach-
gebiet zu erreichen und sich möglicherweise die Chancen für einen optimalen Berufseinstieg 
zu sichern. Es gibt so genannte konsekutive Studiengänge, z.B. Medizin, Lehramt und Jura,                                                              1 Derzeit ist der Stand der Umsetzung wie folgt: Baden-Württemberg, Berlin, Brandenburg, Bremen (2012), 
Bayern, Niedersachsen (2011), Hamburg (2010), Hessen (gestaffelt in den Jahren 2012, 2013 und 2014), Meck-
lenburg-Vorpommern (2008), Nordrein-Westfalen (2013), Saarland (2009), Sachsen (2007) und Schleswig- Hol-
stein (2016) In Sachsen-Anhalt und Thüringen erlangten die Jugendlichen durchgängig ihr Abitur nach 12 Jah-
ren.  
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bei welchen das Absolvieren des Masterstudiums Voraussetzung für den (bestimmten) beruf-
lichen Einstieg ist. Die Jugendlichen haben die Wahl des Studiums an einer Fachhochschule, 
an einer technischen Hochschule oder an der Universität. Auch diese Wahl richtet sich vor al-
lem nach dem angestrebten Studiengang. 
Die folgende Darstellung zeigt die aktuelle Studierquote, wonach, je nach Bundesland, zwi-
schen 30 und 50% der AbiturientInnen ein Studium beginnen. 
 
 
Abb.: Bundesministerium für Bildung und Forschung (c) (2013), S. 51 
Eine weitere Möglichkeit des beruflichen Einstiegs nach dem Abitur besteht in einem Stu-
dium oder einer Ausbildung bei einem öffentlichen Arbeitgeber, z.B. der Polizei, dem Zoll, 
der Bundesagentur für Arbeit, regionalen Stadt- und Finanzverwaltungen. Auch hier dauert 
die Ausbildung drei Jahre, sie findet vornehmlich an hauseigenen Bildungsinstitutionen statt 
und wird ergänzt durch berufspraktische Sequenzen in Fachabteilungen an regionalen Stand-
orten. Eine Ausbildung bzw. ein Studium im öffentlichen Dienst wird vergütet und beinhaltet 
in der Regel eine vorgegebene Mindestnachbeschäftigungspflicht bei der ausbildenden Insti-
tution. Einige Landes- oder Bundesbehörden begründen darüber hinaus mit den Jugendlichen 
Beamtenverhältnisse im mittleren oder gehobenen nichttechnischen Dienst, z.B. die Polizei 
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und die Finanzbehörden, was eine langfristige, mitunter langlebige Beschäftigung bei selbi-
gem Arbeitgeber sichert. 
Nach wie vor zieht es AbiturientInnen in eine betriebliche Ausbildung im dualen System. 
Diese kann zwar ebenfalls mit der mittleren Reife (Haupt- oder Realschulabschluss) abso-
lviert werden, jedoch steigt die Nachfrage seitens der Unternehmen nach Ausbildungssu-
chenden mit einem höheren Schulabschluss. Die betriebliche Ausbildung wird vergütet und 
beinhaltet den Besuch einer Berufsschule, in welcher fachtheoretisches Wissen vermittelt 
wird, sowie der praktischen Arbeit im Ausbildungsbetrieb (duales System). Jugendliche mit 
dem Abitur bevorzugen Ausbildungen im kaufmännischen Bereich, u.a. Industriekaufmann/-
frau, Bankkaufmann/-frau, Kaufmann/-frau im Groß- und Außenhandel und Fachinforma-
tiker/-in. 
Seit einigen Jahren steigen die Studierendenzahlen im sogenannten dualen Studium. In der 
Regel beinhaltet diese Form der Ausbildung die vergütete Kombination einer betrieblichen 
Ausbildung mit einem Studium. Es kann sich hierbei um eine technische oder eine kauf-
männische Ausbildung handeln. Ergänzt wird diese betriebliche Ausbildung durch ein Stu-
dium, häufig im wirtschaftlichen Bereich. Hierfür entsendet der Ausbildungsbetrieb seine Stu-
dierenden an circa drei Tagen in der Woche (Donnerstag, Freitag und Samstag) zur meist 
ortsansässigen (Fach-)Hochschule oder Wirtschaftsakademie. Damit haben dual Studierende 
meist drei Ausbildungsorte- den Ausbildungsbetrieb, in welchem die berufspraktischen 
Kenntnisse vermittelt werden, die Berufsschule im Rahmen der betrieblichen Ausbildung so-
wie die Hochschule im Rahmen des Studiums, welche sie in einem Zeitraum von etwa vier 
Jahren erfolgreich zu durchlaufen haben. Da das Unternehmen in der Regel für die Studien-
kosten aufkommt, wird hier ebenfalls eine Nachbeschäftigungspflicht nach erfolgreichem Ab-
schluss der Gesamtausbildung vertraglich geregelt. Der personelle Ansatz erfolgt häufig dann 
bereits auf der mittleren Führungsebene des Unternehmens. 
Eine letzte Ausbildungsmöglichkeit nach dem Abitur, welche ebenfalls nicht den höchsten 
Schulabschluss voraussetzt, ist die kostenpflichtige schulische Ausbildung. Diese findet an 
einer Berufsfachschule statt und wird durch Praktika zur Aneignung und Weiterentwicklung 
von beruflichen Fertigkeiten ergänzt. Es werden in diesem Bereich seitens der Abiturient-
Innen häufig Ausbildungen im medizinischen Bereich, z.B. Physiotherapeut/-in, Logopäde/-
in, Ergotherapeut/-in und Medizinisch- technische Assistent/-in (MTA), nachgefragt. Bereits 
seit einigen Jahren findet eine Bildungsaufwertung statt, was dazu geführt hat, dass einige 
schulische Ausbildungsgänge nun im Rahmen eines Studiums absolviert werden können, u.a. 
im Bereich der Physiotherapie sowie im medizinisch- technischen Bereich. (vgl. Agentur für 
Arbeit Lüneburg- Uelzen, Ausgabe 2013/14) 
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1.2. Berufsorientierung 
1.2.1. Theoretische Grundlagen der Berufsorientierung 
Der Begriff Berufsorientierung weist in verschiedene Richtungen und wird daher mehrdeutig 
verwendet. Grundsätzlich lässt sich die Berufsorientierung als längerfristiger Prozess defi-
nieren, der alle didaktischen Maßnahmen und individuellen Entwicklungsschritte zur Heraus-
bildung und Entfaltung von Kompetenzen beinhaltet, welche eine rationale Wahl für eine be-
rufliche Option, ihre finale Realisierung oder eine flexible, den Arbeitsmarktbedingungen an-
gepasste Modifizierung ermöglichen. Rational wird in diesem Sinne die Entscheidung be-
zeichnet, welche im Abgleich individueller Voraussetzungen und Interessen und objektiver, 
d.h. vorhersehbarer zukünftiger Ausbildungs- und Arbeitsmarktbedingungen erfolgt. (vgl. 
Köck/ In: Köck u.a. ( 2010), S.33-34) Damit geht die Berufsorientierung der Entscheidung für 
einen Beruf voraus. Im Vordergrund steht die individuelle Unterstützung des jungen Men-
schen, die unter Beachtung seines Lebensweltbezuges den individuellen Stand im Berufs-
wahlprozess reflektiert und daraus resultierende Bedürfnisse und erforderliche Maßnahmen 
ableitet. Von dessen erfolgreicher Gestaltung hängt die Berufs- und damit auch Lebenszu-
friedenheit eines jungen Menschen ab. (vgl. Driesel-Lange (2011), S.129) Zur Berufsorien-
tierung gehören darüber hinaus die Vermittlung von Bedingungen und Konsequenzen beruf-
lich strukturierter Erwerbsarbeit sowie der stetige strukturelle Wandel der Arbeitswelt sowie 
die Auseinandersetzung mit sozialen Ungleichheiten im Hinblick auf das berufliche Fort-
kommen, aber auch die Darstellung der Chancen und Risiken, die die Gestaltung der Berufs-
biographie mit sich bringt. (vgl. Schott (2012), S.30) 
Die Hauptaufgabe der Berufsorientierung liegt demnach in der Tätigkeit des Orientierens. 
Auch hier finden sich viele Synonyme, welche dessen Aufgabenspektrum und damit den Pro-
zess der (Berufs-)Orientierung umfassend mit seinen Eckpunkten skizzieren (vgl: http:// sy-
nonyme.woxikon.de/synonyme/sich%20orientieren.php, aufgerufen am 06.11.2013):  
1. die Richtung suchen, den richtigen Weg finden, den Standort bestimmen 
2. sich erkundigen, nachfragen, sich informieren, um Rat fragen, auskundschaften 
3. die Ohren offen halten, Erkundigungen einziehen, zu ermitteln suchen und 
4. Zusammenhänge erkennen, bewältigen, den richtigen Weg/ die richtige Lösung finden, sich 
zurechtfinden. 
Durch die vielfältigen, sich stets ändernden Bedingungen der Berufs- und Arbeitswelt steigen 
die Orientierungsanforderungen. Die lebenslange Ausübung ein und desselben Berufes wird 
immer unwahrscheinlicher. Zunehmende Bedeutung gewinnen aus diesem Grund die Fähig-
keiten, sich in der unübersichtlicher werdenden Arbeitswelt zu orientieren und auf Risiken 
und Brüche in der Erwerbsbiografie stabil reagieren zu können.  In diesem Zusammenhang 
spricht Lumpe (2002) von sieben Trends in der Erwerbsarbeit, welche in der Berufs-
orientierung Beachtung finden sollten:  
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Informatisierung: Einsatz moderner Kommunikationsmittel am Arbeitsplatz. 
Globalisierung: bedeutet, die regionale Anbindung der Arbeitsplätze verringert sich. Damit 
steigt die Notwendigkeit, größere Mobilität hinsichtlich des Arbeitsortes, aber auch Flexibili-
tät im Hinblick auf die Arbeitssprache zu zeigen. 
Entkoppelung der Erwerbsarbeit, Zunahme neuer Erwerbsformen und Entstandardi-
sierung von Berufsbiografien: Neben den Normalarbeitsverhältnissen, d.h. unbefristete Ar-
beitsverträge, gewinnen Beschäftigungsverhältnisse im rechtlichen Rahmen der Zeitarbeit, be-
fristete Arbeitsverträge und Werkverträge sowie selbständige Tätigkeiten an Bedeutung. Da-
mit ergibt sich eine andauernde Konkurrenzsituation auf dem Arbeitsmarkt mit unsicheren ar-
beitsrechtlichen Grundsäulen, wodurch sich für die Beschäftigten eine fortlaufende Wei-
terbildungsnotwendigkeit ergibt, welche sich im Prozess des Lebenslangen Lernens wider-
spiegelt. Auf der anderen Seite wurde gerade in den letzten Jahrzehnten das System der sozi-
alen Sicherung ausgebaut, was jedem Menschen einen Mindestlebensstandard, auch im Falle 
einer Erwerbslosigkeit, zusichern soll. 
Entberuflichung und Qualifizierung: Auf der einen Seite nehmen Tätigkeiten zu, die keiner 
formalen Qualifikationen bzw. beruflicher Abschlüsse bedürfen. Auf der anderen Seite stei-
gen die Anforderungen innerhalb der Tätigkeiten und zunehmend ist höherqualifiziertes Per-
sonal gefragt. 
Als Folge der beschleunigten Entwicklung des technologischen und sozioökonomischen 
Wandels wird es immer notwendiger, die eigenen Fähigkeiten und Interessen zu definieren 
sowie bedarfsgerecht weiterentwickeln zu können, um einerseits flexibel, andererseits aber 
auch selbstbestimmt auf Veränderungen reagieren zu können. (vgl. Lumpe/ In: Schudy 
(2002), S. 107-123) Berufsorientierung ist damit vordergründig „ein Prozess des Informiert-
werdens, des Sich-Informierens und der Informationsverarbeitung“. (vgl. Beinke (a) (1999), 
S.65) Sie lässt sich als ein komplexes Informations- und Beratungssystem definieren, das von 
der Phase des Informationssammelns und der Informationssuche zur Entscheidung führt. (vgl. 
Beinke (d) (2012), S.19) Dabei lässt sich das Konzept in zwei Kategorien unterteilen: 
Berufsorientierung im weiteren Sinne: Hierbei geht es um die Vermittlung grundlegender 
Kenntnisse und Fähigkeiten, aber auch Einsichten und kritische Reflexionen über die Be-
reiche Gesellschaft, Technik und Wirtschaft. Das bedeutet darüber hinaus, Inhalte, Methoden 
und Sozialformen des Unterrichts weiter und stärker auch auf die sich wandelnden Anforde-
rungen in beruflichen Tätigkeiten zu beziehen (Berufsorientierung innerhalb von Bildungsin-
halten und Unterrichtsmethoden). Darüber hinaus ist die Auseinandersetzung mit den vielfäl-
tigen Facetten und den sozialen, ökonomischen und technischen Grundlagen der Arbeitswelt 
gefordert. Im Zusammenhang einer sozioökonomisch- technischen Grundbildung zielt diese 
auf eine durch Urteils-, Solidaritäts- und Selbstbestimmungsfähigkeit fundierte Handlungsfä-
higkeit in einem zentralen gesellschaftlichen Umfeld (Berufsorientierung im Sinne arbeits-
weltbezogener Allgemeinbildung). 
Berufsorientierung im engeren Sinne: Hier verweist der Begriff zum einen auf eine Ei-
genschaft bzw. Haltung seitens der SchülerInnen. Beruflich orientiert zu sein, d.h. Arbeit und 
Beruf als maßgebliches Element im individuellen Lebensentwurf zu berücksichtigen, ist an-
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gesichts der Pluralisierung von Lebensstilen sowie von Bedürfnis- und Wertorientierungen 
heute keine Selbstverständlichkeit mehr (subjektive Berufsorientierung). Zum anderen zielt 
Berufsorientierung in engeren Sinne auf die Aneignung von Kenntnissen, Erkenntnissen, Er-
fahrungen und Fähigkeiten ab, die es den SchülerInnen ermöglichen sollen, eine rationale, 
d.h. zwischen subjektiven Interessen und Voraussetzungen sowie objektiv aktuellen und, so-
weit vorhersehbar, zukünftigen Ausbildungs- bzw. Arbeitsmarktbedingungen vermittelnde 
Entscheidung für den Erstberuf zu treffen (Berufsorientierung im Sinne von Berufswahl-
vorbereitung). (vgl. Schudy/ In: Schudy ebd., S.9-10; Müller/ In: Schudy ebd., S.180) 
Beinke (2012) formuliert: „Berufswahl betrifft jeden, sie erreicht jeden, ob früher oder spä-
ter“ (aus Beinke (d) ebd., S.17). Dabei lässt sich der Gesamtprozess der Berufswahl- die Be-
rufsorientierung- als ein soziales Kooperationssystem beschreiben, in welchem von den betei-
ligten Subsystemen Informationsleistungen eingebracht werden, die in den individuellen Ent-
scheidungsprozess eingehen. (vgl. Beinke (a) ebd., S.63) Zu den Subsystemen zählen: die El-
tern (und die Familie), die Freunde bzw. der Freundeskreis (Peergroups) die Schule bzw. die 
Lehrer, die Agentur für Arbeit mit den Berufsberatern, den Berufsinformationszentren und 
den Printmedien, das Internet, das Betriebspraktikum und andere Formen praktischer Tätig-
keit. Es lassen sich nach verschiedenen Methoden der Vermittlung der Informationen Unter-
gruppen bilden: 
– die personalen, affirmativen Quellen: die Eltern und die Freunde 
– die fachstrukturellen, systematischen, rational argumentierenden: die Berufsberatung 
– die technischen: das Internet 
– die didaktischen: die Lehrer in der Schule 
– die praxisorientierten: das Betriebspraktikum sowie andere berufspraktische Tätigkeiten. 
(vgl. Beinke (d) ebd., S.19) 
Die verschiedenen Subsysteme werden als Interaktionspartner des Berufswählers unter 1.3. 
näher erläutert sowie deren Vorgehen veranschaulicht und ihre Bedeutung für den Be-
rufswahlprozess analysiert. Im Zentrum der Berufsorientierung steht jedoch auch hier der Be-
rufswähler selbst sowie seine Motivierung und Befähigung zu Selbstständigkeit und Ei-
genverantwortung. Damit fokussiert Berufsorientierung immer zwei Dinge: den Prozess der 
Berufswahl sowie das Ziel- die Entscheidung für einen Beruf. 
1.2.2. Die Entwicklung des Schulwesens und der Berufsorientierung in 
der Schule  
Das folgende Kapitel gewährt einen Einblick in markante Eckpunkte der geschichtlichen 
Entwicklung von Berufsorientierung in der Schule. Ziel ist es, durch die Darstellung der or-
ganisatorischen Gestaltung des Schulwesens und des Fundamentes der heutigen Schule im 
Allgemeinen die Institution Schule besser kennen- und verstehen zu lernen. In dieser Hinsicht 
sollte die Schule als Ort wahrgenommen werden, an dem Kinder und Jugendliche Wissen er-
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werben und sich aneignen (können) mit dem Ziel, auf das Leben in beruflicher und ge-
sellschaftlicher Hinsicht vorbereitet zu werden. Die Schule fungiert hier als „Wirkort“ im ge-
sellschaftlichen und politischen Zusammenhang. Interessant ist es hierbei zu untersuchen, 
welche Auswirkungen historische Entwicklungen auch in der heutigen Zeit noch haben bzw. 
in welchem Maße sie spürbar sind und die Herausbildung sowie Weiterentwicklung der äuße-
ren Struktur des Schulsystems maßgeblich beeinflusst haben. Darüber hinaus soll hier eben-
falls ein Einblick gewährt werden in die innere Struktur des Systems Schule- insbesondere 
des Gymnasiums- mit seinen Lehrinhalten und-zielen, um damit einen Bezug herstellen zu 
können, wie sich die Berufsorientierung in der Schule bis zur heutigen Zeit entwickelt hat. 
Maßgeblich hierfür scheint die Untersuchung von Bedeutungszusammen-hängen, Ursachen, 
Hintergründen und Zielen der Entwicklung, Einführung  sowie Durch-führung von speziellen 
Schulfächern bzw. Lerninhalten zu sein. Des Weiteren werden prägnante Einflüsse auf die 
kindliche und jugendliche Bildung näher betrachtet (u.a. „Macht“ der Kirche und/oder des 
Staates, gesellschaftlicher Stand und berufliche Vergangenheit der Eltern). Hier geht es insbe-
sondere um ihre Auswirkungen auf das Bildungssystem und damit auf das erlernte Denken 
und Handeln (Leben) der Menschen. Die Darstellung von, diesen Prozess unterstützenden, 
gesetzlichen Verankerungen sollen die historische Zusammen-fassung abrunden. 
„Die humanistische Bildung, im 19.Jahrhundert der Horizont, der alle umschloss, die einen 
akademischen Beruf ausübten, […], ist im Laufe des 20.Jahrhunderts untergegangen, […]. 
Jetzt hat das Schulwesen die allgemeine Entwicklung eingeholt, und das Gymnasium ist nicht 
mehr Kontrast, sondern Spiegel einer hochtechnisierten und hochspezialisierten Wirklichkeit. 
Die humanistische Bildung, einst gemeinsamer Besitz einer ganzen Schicht, ist jetzt zur- fast 
möchte man sagen: Liebhaberei einiger weniger verkümmert, die sich, ob sie wollen oder 
nicht, ebenfalls mit der Rolle von Spezialisten begnügen müssen. […] Das Gymnasium des 
19. Jahrhunderts […] stand auf den Fundamenten der Lateinschule, und diese war wiederum 
auf dem Grundriss der alten Klosterschule errichtet worden. Die humanistische Bildung ver-
mochte, […], trotz einengender klassizistischer Dogmen die gesamte europäische Tradition zu 
erschließen; sie diente als Zugang nicht nur zur Antike selbst, sondern auch zu allem, was Eu-
ropa, von der Antike stimuliert, im Laufe seiner Geschichte hervorgebracht hatte. Im 18. 
Jahrhundert wurde das Schulwesen von der Kirche auf den Staat übertragen, und im zwan-
zigsten verwies man den Staat auf die Rolle des nur noch für den äußeren Ablauf bürgenden 
Organisators, während man die Inhalte des Lehrplans weitgehend der individuellen Wahl des 
einzelnen Schülers anvertraute. Dieses Höchstmaß an Freiheit- an Freiheit von Kirche und 
Staat, von Christentum und Humanismus- hat seinen Preis: Die europäische Schule der Ge-
genwart ermangelt einer die Realität im Vorhinein ordnenden Orientierung, sie ermangelt ei-
ner Kraft, die das Vielerlei möglichen Wissens durchdringt und zu einer sinnvollen Einheit 
bindet“ (aus: Fuhrmann (2004), S. 32-34). 
Im Mittelalter waren das Christentum und die Bildung untrennbar miteinander verbunden. 
Die Kirche fungierte als einziger Schulträger. Es entstanden ganze Schullandschaften mit 
Klosterschulen, Domschulen und Stiftschulen. Dadurch konnte sie gezielt Einfluss nehmen 
sowohl auf die Struktur des Schulwesens als auch auf die Bildungsinhalte. In den kirchlichen 
Schulen wurde eine höhere Bildung angeboten, sie baute als „zweite Stufe“ auf den Elementa-
runterricht auf. Dieser Erstunterricht wurde bis dato durch die Familie oder eine Lehre geleis-
tet und war damit lediglich einer kleinen Bevölkerungsgruppe möglich. (vgl. Liebau u.a. 
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(1997), S.191) Die Klosterschulen wurden auch Lateinschulen genannt, da der Hauptinhalt 
des Unterrichtes in der lateinischen Sprache bestand- in der Grammatik (lateinischer Sprach-
unterricht), Rhetorik (Anleitung zur Beredsamkeit) und Dialektik (Erörterung, Selbstfinden 
des Gesuchten). (vgl. Blankertz (1982), S. 15-16) Die schulische Bildung an den kirchlichen 
Schulen bestand aus schriftlicher Bildung, ihr Ziel war die Sicherstellung des Standes der Ge-
lehrten. Nicht schriftlich angelegt hingegen war die Berufsausbildung des mittelalterlichen 
Handwerkers. Es galt hier die Praxis des Hereinwachsens: Vorzeigen, Vormachen, Nachma-
chen und Üben. In den Domschulen hingegen wurden die Jungen zum Priester ausgebildet. 
Diese immanente Einschränkung der Ausbildung auf ein Berufsbild ließ insbesondere die 
Domschulen im Deutschen Reich im weiteren Verlauf des Mittelalters als „Stätten wissen-
schaftlicher Gelehrsamkeit“ unter Druck geraten. Die Kirche war mit ihrem Schulwesen viel-
fach nicht fähig, den Erkenntniszuwachs in den einzelnen Wissenschaften zu bewältigen und 
in den Unterricht an ihren Schulen einzubinden. (vgl. Liebau u.a. ebd., S.192) Mit der Entste-
hung städtischer Schulen kam es daher zu einer Erweiterung des bisher eher einseitig geleite-
ten Schulwesens. Ausschlaggebend hierfür war die im 12.Jahrhundert einsetzende Entwick-
lung der Städte und des (Fern-)Handels. Als Folge des wirtschaftlichen Aufschwungs bildete 
sich eine Schicht wohlhabender Kaufleute heraus, für die vor allem der Fernhandel im Fokus 
stand. Das führte dazu, dass Tätigkeiten wie Briefe schreiben zu können (derzeit noch in la-
teinischer Schrift), Rechnungen zu erstellen oder auch Verträge zu verfassen große Bedeutung 
erlangte. Zunächst wurde diese Aufgabe zwar von kirchlichen Schülern übernommen, doch 
ihr Wissen war nicht auf die Inhalte und Anforderungen des Handels zugeschnitten. Je weiter 
sich der Schriftverkehr ausweitete, desto mehr tendierte er zur Muttersprache Deutsch. So 
führten die Bedürfnisse des Handels zu einer  Art kaufmännischen Berufsausbildung, welche 
in neu entstandenen deutschen Schreib-, Lese- und Rechenschulen, die von den Städten und 
von Privatleuten eingerichtet wurden, gelehrt wurde.  (vgl. Blankertz ebd., S.14-18) 
Der Übergang vom Mittelalter zur Neuzeit (Ende 15., Anfang 16. Jahrhundert) war ein tief-
greifender Prozess, dessen entscheidende Wirkungen sich im Verlauf etappenweise in vielen 
Bereichen des öffentlichen Lebens wiederspiegelten. Zunächst zeigten auch Handwerker und 
andere Teile der städtischen Bevölkerung Interesse an schriftlich- literarischer Bildung, 
wodurch weitere Schulen entstanden, die auf verschiedene Lehrinhalte spezialisiert wa-
ren. Das Bedürfnis nach einer nicht mehr theologisch überformten, sondern rein weltlichen 
Bildung führte dazu, dass die Kloster- und Domschulen ausgebaut wurden und schließlich 
neue Schulen von den Städten gegründet wurden. Diese Schulen wurden ebenfalls unter dem 
Namen „Lateinschule“, gelegentlich aber auch, insbesondere bei besonders gut ausgebauten 
Anstalten, unter dem Namen Gymnasium oder Gelehrtenschule geführt. Nicht nur der Adel 
entsandte seine Jugendlichen in die Gelehrtenschulen, sondern zunehmend auch das Bür-
gertum. Verstärkt wurde diese Tendenz durch Luthers Lehren und der laientheologischen 
Forderung nach schriftlicher Bildung für jeden Christen. Im weiteren Verlauf begann, ver-
ursacht durch die Reformation, im 16. Jahrhundert eine Spaltung des Christentums in ver-
schiedene Konfessionen, wodurch viele Gebiete des Heiligen Römischen Reiches deutscher 
Nation protestantisch wurden und zahlreiche der dort ansässigen katholischen Klöster in den 
weltlichen Besitz der Fürsten übergingen. Damit brach aber auch vorübergehend das von der 
Kirche getragene Schulwesen zusammen. Die Missbilligung der katholischen Kirche und der 
damit einhergehende Vertrauensverlust übertrugen sich ebenso auf die weltlichen Schulen. 
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Dies führte im 16. Jahrhundert zu einer Schulkrise. (vgl. Blankertz ebd., S.39-42) Die darauf 
folgenden großen Religionskriege des 16. und 17. Jahrhunderts sowie die mit den Kriegen 
einhergehende Zerstörung der Infrastruktur des Reiches, aber auch die Durchsetzung des Ab-
solutismus führten im weiteren Verlauf dazu, dass sich die Bildungswege für die adlige und 
die bürgerliche Jugend trennten. Der Adel entwickelte ein neues, zunächst nur auf seinen ei-
genen Stand bezogenes Bildungs- und Erziehungsideal-  die Ritterakademien. Hier stand die 
Berufserziehung im Vordergrund. Durch die Fürsten und städtischen Magistrate wurden in 
den protestantischen Gebieten höhere Schulen neu gegründet sowie zahlreiche Schulordnun-
gen zur Regelung des höheren Schulwesens herausgegeben. Die Aufnahme in eine höhere 
Schule war nicht klar geregelt und auch ein Abitur gab es noch nicht. Für die Immatrikulation 
an einer Universität war der Besuch einer höheren Schule ebenfalls nicht ausschlaggebend. 
Adlige und reiche Bürger zogen häufig den Privatunterricht daheim für ihre Kinder dem Be-
such einer öffentlichen Schule vor. (vgl. Gass- Bolm (2005), S.23). Das niedere Schulwesen, 
beispielsweise für Kinder von  Handwerkern, wurde zur Angelegenheit der Gemeinden er-
klärt. Im Unterschied zu den höheren Schulen waren die Unterrichtsinhalte in diesen Schulen 
viel stärker auf den Beruf ausgerichtet. (vgl.: Blankertz ebd., S.18-20) 
 „Aufklärung ist der Ausgang des Menschen aus seiner selbstverschuldeten Unmündigkeit. 
Unmündigkeit ist das Unvermögen, sich seines Verstandes ohne Leitung eines anderen zu 
bedienen. Selbstverschuldet ist diese Unmündigkeit, wenn die Ursache derselben nicht am 
Mangel des Verstandes, sondern der Entschließung und des Mutes liegt, sich seiner ohne 
Leitung eines anderen zu bedienen.“ (Emanuel Kant (1784), aus: Blankertz ebd., S.22)  
Um das 18. Jahrhundert begann die Epoche der Aufklärung und mit ihr entwickelte sich die 
gesellschaftliche Vorstellung des vernunftgeleiteten, mündigen und zum Handeln berufenen 
Menschen. Dieser Grundgedanke wirkte sich auch auf die Pädagogik aus. Bei der Entfaltung 
des Kindes zum mündigen Bürger wurde der Kindeserziehung eine bedeutende Rolle zuge-
sprochen. Mit dem Ziel der Aufklärung wurden zahlreiche Abhandlungen über die Erziehung, 
auch im Zusammenhang mit dem bestehenden Schulwesen, verfasst (Rousseau, Salzmann, 
Comenius, Descartes u.a.). Hierbei traten drei kritische Einwände gegen das überlieferte 
Schulwesen in den Vordergrund: 
1. Das Altertum wird überschätzt. Gerade im Hinblick auf das neu gewonnene Selbstbe-
wusstsein des modernen Menschen konnte die Stellung, die der antiken Literatur und Wis-
senschaft eingeräumt wurde, nicht länger akzeptiert werden.  
2. Im Sprachunterricht werden falsche Methoden eingesetzt. Das Lernen fremder Sprachen, 
insbesondere auch der alten Sprachen, war nach wie vor unentbehrlich: „Die alten Sprachen 
galten, einem Wort Luthers zufolge, als die Scheiden, in denen das Messer des Geistes 
steckt.“ (vgl. Blankertz ebd., S.32) Dennoch wurde die überlieferte Methode des Sprach-
unterrichtes als unzureichend empfunden. 
3. „Realismus versus Verbalismus“- Nach Auffassung der Initiatoren legte die Schule viel zu 
einseitig das Gewicht ihrer Bemühungen auf den Sprachunterricht. Im Vordergrund stehen 
sollte nach deren Auffassung das Sachwissen sowie das Erkennen von Sachzusammenhängen 
in den Bereichen der natürlichen, geistigen und sozialen Umwelt. Leibniz sagte dazu: „Man 
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werde nicht klüger dadurch, dass man dieselbe Sache in drei Sprachen ausdrücken könne.“ 
(aus: Blankertz ebd., S.32) 
Comenius postulierte in seinem Werk „Didactica Magna“ (Anm.: Große Didaktik) eine Re-
formation des Bildungswesens. Hierbei unterteilte er die (Schul-)Bildung in vier Stufen, wo-
bei  jede Stufe einen anderen Aspekt der menschlichen Möglichkeiten ansprechen sollte.2 
Die vier Differenzierungsstufen verband Comenius zum Gesamtplan für ein  Einheitsschul-
system- allen sollte alles gelehrt werden. Damit strebte er ein Schulwesen an, in dem allein 
die individuelle Leistungsfähigkeit und gerade nicht die soziale Herkunft die Schulkarriere 
bestimmen sollte. Durch die Einführung einer Schulpflicht für Jungen und Mädchen aller 
Stände wollte Comenius zudem eine einheitliche Schulbildung bis zum 12. Lebensjahr ge-
währleisten. (vgl. Blankertz ebd., S.28-38) Es findet sich hier erstmals ein Stufensystem, wel-
ches als Vorreiter des heutigen Bildungssystems gesehen werden kann. Mit seinen Er-
kenntnissen war Comenius seiner Zeit weit voraus, aber auch aufgrund fehlender finanzieller 
Mittel wurde dieser Bildungsaufbau nicht realisiert. 
Bislang waren keine eindeutigen Unterschiede zwischen den Lehrinhalten der Höheren 
Schulen und denen an Universitäten feststellbar, eher wurden diese durch die Lehrenden häu-
fig verwischt bzw. miteinander verwoben. Auch gab es kein formales Eingangszertifikat für 
den Besuch einer Universität, ebenso nicht festgeschriebene Voraussetzungen einer erfolg-
reichen Beendigung der Universität mittels Abschlusszertifikat, um bestimmte Berufe, z.B. 
den des Arztes oder des Juristen, auszuüben. Erst gegen Ende des 18.Jahrhunderts begann in                                                              2 Die 1. Stufe beinhaltet die „Mutterschule“ von der Geburt bis zum 6.Geburtstag, wobei der Mutter erstmals ei-
ne entscheidende Rolle im Erziehungsprozess zugestanden wird. Das Kind lernt in diesem Alter  die Dinge der 
Welt, die den äußeren Sinnen zugeordnet werden können,  kennen. Nicht nur die Sprachbildung ist fundamental, 
dieser Altersabschnitt bildet ebenfalls die Grundlage für die sittliche und religiöse Erziehung gemäß der natürli-
chen Entfaltung. In der 2. Stufe, die bis zum 12. Lebensjahr andauert, soll das Kind- sowohl Junge als auch 
Mädchen- in die „Muttersprachschule“ gehen, in der sozusagen die inneren Sinne, insbesondere das Vorstel-
lungsvermögen, ausgebildet werden. Dabei betont Comenius besonders die Wichtigkeit, dass die Muttersprache 
perfekt beherrscht werden muss, sowohl im Lesen als auch im Schreiben. Weitere Grundlagen müssen in Ma-
thematik, Musik, Theologie, Ethik, Politik und Geographie geschaffen werden. Darüber hinaus soll jeder etwas 
über die verschiedenen Handwerke erfahren. Diese Kenntnisse sollen jedem zukommen, egal was für einen Be-
ruf er später mal ausüben wird. Zur Erreichung dieses Zieles sollen folgende Mittel dienen: 1. Unterteilung der 
Schüler in sechs Klassen, 2. Für jede Klasse sollen besondere Bücher bestimmt werden, die das ganze Programm 
der Klasse erschöpfend enthalten. Die Bücher sollen sich nicht durch den Stoff, aber durch die Form unterschei-
den. Die „frühen bringen das Allgemeine, Bekanntere und Leichtere, während die späteren den Verstand zum 
Spezielleren, Unbekannteren und schwerer Verständlichen hinführen“. Weiter schlägt Comenius vor, die Bücher 
mit anziehenden Titeln zu versehen und Fremdwörter generell in der Muttersprachschule zu vermeiden. Der Un-
terricht selbst soll folgendermaßen aussehen: Es sollen nur vier Stunden täglich Schule sein, zwei vormittags und 
zwei am Nachmittag. Morgens sollen Geist und Gedächtnis, nachmittags Hand und Stimme geübt werden. Nach 
Beendigung dieser Schule sollen die praktisch Begabten eine Lehre machen und sich handwerklich orientieren. 
Auf der 3. Stufe können sich schulbegabte Jugendlichen auf der „Lateinschule“ weiterbilden. Dabei handelt es 
sich um das Gymnasium, auf dem Fremdsprachen (Latein, Griechisch, Hebräisch) in Verbindung mit den sieben 
freien Künsten (Grammatik, Rhetorik und Dialektik, Arithmetik, Geometrie, Musik und Astronomie) gelehrt 
wurden. Die Schüler sollen nach Beendigung der sechsjährigen Schulzeit wenn auch nicht perfekt, so doch eine 
feste Grundlage für eine künftige vollkommenere Gelehrsamkeit gewonnen haben. Die 4.Stufe schließlich bildet 
die Universität. Hierbei fokussiert Comenius lediglich drei Wünsche: 1. eine wirkliche „universitas studiorum“, 
2. eine wahrhaft universale Methode und 3. akademische Ehrungen sollen nur für Würdige vergeben werden.  
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Preußen eine Reform des höheren Bildungswesens. Mit der Ablösung der kirchlichen durch 
die staatliche Schulaufsicht im Jahr 1787 wurde zunächst der rechtliche Rahmen für die Ein-
setzung der formalen Zugangsberechtigung zu den Universitäten geschaffen, welches dann im 
Jahr 1788 mit der Verabschiedung des Abiturreglements forciert werden konnte. Diese Rege-
lung erfüllte drei Funktionen: 1. es normierte die „Gelenkstelle“ zwischen Schule und Hoch-
schule, 2. es kanalisierte den Zugang zur Universität und 3. es wurden Standards formuliert, 
um die Rechtsverbindlichkeit sowie den Allgemeinbildungsgehalt der gymnasialen Laufbahn 
zu gewährleisten (vgl. Blankertz ebd., S.116-126; Liebau u.a. ebd., S.193- 194) Darüber hin-
aus entfaltete sich unter dem Einfluss von Humboldt an den Gymnasien ein Bildungsan-
spruch, der sich an der allgemeinen Menschenbildung orientierte und sich deutlich von einer 
fachlichen Spezialisierung und beruflichen Orientierung distanzierte. Gymnasiale Bildung 
sollte seiner Ansicht nach bei den Absolventen ohne eine fachliche, methodische oder soziale 
Einengung zu einem Streben nach der Aufnahme eines freigeistlichen Studiums führen. Die-
ses sogenannte Humboldtsche Ideal der Trennung von allgemeiner, d.h. zweckfreier, und spe-
zieller Bildung- der Bildung von Fertigkeiten, wurde insbesondere von der bürgerlichen Ge-
sellschaft als „rein“ empfunden, es hat sich als Grundgedanke bzw. Leitidee der Gymnasien 
über die Jahrzehnte und Jahrhunderte hinweg gehalten und ist im Bewusstsein vieler Men-
schen auch in der heutigen Zeit noch spürbar. (vgl. Driesel-Lange (2011), S.130) 
Das Abiturreglement von 1788 erwies sich jedoch als Instrument, um über die Zulassung 
zur Universität zu entscheiden, als zu ungenau und damit wenig zweckmäßig. Zwar durften 
nur die Gelehrtenschulen die Reifeprüfung abnehmen und das Zeugnis erteilen, dennoch 
konnten auch SchülerInnen aus anderen Schulen direkt an den Universitäten einen Nachweis 
ihrer Reife erbringen, wobei dies nicht hinlänglich konkret geregelt war. Die preußische Re-
gierung legte daher im Jahre 1812 eine überarbeitete Ordnung vor, welche die Grundstruktur 
des Gymnasiums festlegte und insbesondere eine Abiturprüfung für die SchülerInnen aller 
Schulen einschließlich der Prüfungsinhalte regelte – die Verweildauer am Gymnasium betrug 
demnach zehn Jahre und es gab vier Hauptfächer: Latein, Griechisch, Deutsch, Mathematik. 
Die Zielvorstellung dieser großen Umstrukturierung des Bildungswesens war die ganzheitli-
che Bildung aller Schüler. Dies führte in Preußen dazu, dass von ehemals 400 Lateinschulen 
91 zu Gymnasien umgewidmet wurden, die anderen Schulen existierten als Realschulen, Bür-
gerschulen und Progymnasien weiter. Im Jahr 1834 erfolgte eine erneute Korrektur des Abi-
turreglements, welches die Abiturprüfung ausschließlich den Gymnasien übertrug. Im Jahr 
1856 trat dann zu dem die Regelung in Kraft, nach der ein Studium nur dann aufgenommen 
werden durfte, wenn eine erfolgreich abgelegte Abiturprüfung nachgewiesen werden kann 
(Anm.: diese wurde auch noch während des Studiums nachgeholt, musste jedoch auch dann 
an einem Gymnasium erfolgen).  Damit erhielt das Gymnasium eine Art Monopolstellung im 
höheren Bildungswesen.  (vgl. Liebau u.a. ebd., S.195- 196) 
Damit war das Schulwesen in staatliche Hand übergegangen. Auf Veranlassung der Behör-
den wurde nun auch das niedere Schulwesen weiterentwickelt, indem unter anderem weitere 
Schulen eingerichtet und Schulordnungen verfasst beziehungsweise erneuert wurden. So ent-
stand ein hierarchisches Schulsystem von der Dorfschule bis hin zum Gymnasium. Die an-
fängliche Vernachlässigung der Sachfächer, sogenannte Realien, sowie die Wünsche des ge-
werblichen Bürgertums, das für seine Kinder eine praktisch ausgerichtete Schulbildung an-
strebte, ließen im 18. und 19. Jahrhundert eine dritte Schulform, die Mittel- oder auch Real-
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schulen, entstehen. Hier wurden Fächer mit stärkerem Berufsbezug wie zum Beispiel Me-
chanik unterrichtet. Die Unterrichtsinhalte der mittleren Schule gingen über das gewöhnliche 
Volksschulniveau hinaus, erreichten aber nicht den Standard eines Gymnasiums. Insgesamt 
setzten sich bis Ende des 19. Jahrhunderts drei Schulformen durch, die den Status eines Gym-
nasiums erhielten und damit die Abiturprüfung abnehmen durften: Das humanistische Gym-
nasium mit altsprachlicher Ausrichtung, das Realgymnasium, in dem anstelle von Griechisch 
moderne Fremdsprachen unterrichtet wurden, sowie die Oberrealschule mit einer verstärkt na-
turwissenschaftlichen Orientierung. (vgl. Kraul u.a. (1984), S.34-41) Damit wurde in dieser 
Zeit die Grundlage für das für Deutschland typische dreigliedrige Schulsystem gelegt: 
 
 
Abb.: Das Schulsystem Ende des 19. Jahrhunderts, Download am 31.10.2013 unter: 
http://www.dr-toman.de/BildungssystemDeutschland WS0910.pdf 
Hervorzuheben ist bei diesem Schulsystem das Organisationsprinzip der Vertikalität. Dieses 
beschreibt, dass Kinder und Jugendliche der gleichen Altersstufe in getrennten, aber im Sys-
tem parallel nebeneinander angeordneten Schulen unterrichtet wurden. Die getrennten Schul-
laufbahnen begannen folglich mit der Einschulung des Kindes, spätere Übergänge in eine an-
dere Schulform wurden nur in Ausnahmefällen zugelassen. Es herrschte das Leistungsprinzip 
vor, welches unterstellte, dass die Eignung des Kindes für einen bestimmten Bildungsgang 
aufgrund seiner Intelligenz oder seiner Begabung, seines Fleißes und seiner Motivation vor 
dem Einfluss schulisch organisierten Lernens feststellbar war. Dennoch fand häufig eine zu-
sätzliche soziale Selektion vor Schuleintritt und auch in den Vorklassen statt. (vgl. Blankertz 
ebd., S. 235-236) Um anhaltende Überfüllungsprobleme zu lösen und zu kontrollieren, wur-
den die Aufnahmebedingungen für das Gymnasium verschärft, und es wurde vielerorts ein 
(höheres) Schulgeld erhoben. Zudem fanden innerschulische Ausleseprozesse statt, z.B. die 
Versetzung von einer Klasse in die nächste, welche häufig nicht nur an die Leistung der Schü-
lerInnen, sondern auch an deren soziale Herkunft, gebunden war. Ein zusätzliches Problem 
der Einführung des dreistufigen Schulsystems lag in der Finanzierung. Die Städte, an den 
Kosten für die Gymnasien in den meisten Fällen mitbeteiligt, waren häufig nicht in der Lage, 
neben dem Gymnasium eine zweite Schulform zu finanzieren. Dabei war vom Staat, der sich 
nur für das Gymnasium verantwortlich fühlte, keine Hilfe zu erwarten. Angesichts dieser Si-
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tuation beschränkten sich viele Städte darauf, Realklassen am Gymnasium einzurichten. 1832 
wurden Prüfungsbedingungen für Bürger- und Realschulen (Mittelschulen) festgelegt. Mit 
den Prüfungsanforderungen erhielten die Absolventen dieser Schulen insbesondere Berechti-
gungen zum Eintritt in den Militärdienst, in das Post-, Forst- und Baufach sowie in die Büros 
der Provinzialbehörden. (vgl. Kraul u.a. ebd., S.56-62) Wo bisher ein Gymnasium als städti-
sche Einheitsschule zur Verfügung stand, wurde nun eine breite Palette von Schultypen ange-
boten: 1. das Gymnasium, das Realgymnasium und die Oberrealschule als neunjährige Voll-
anstalten, 2. das Progymnasium, das Prorealgymnasium, sowie die Realschule als siebenjähri-
ge Proanstalten und 3. die höheren Bürgerschulen mit einer sechsjährigen Schulzeit (hier war 
die berufliche Bildung vordergründig). (vgl. Kraul u.a. ebd., S.93) 
Die Volksschule hatte nach ihrer Konsolidierung die Fortbildungsschule als Aufbaueinrich-
tung hervorgebracht. Das Handwerkerschutzgesetz von 1897 verpflichtete Lehrherren, ihre 
Lehrlinge zum Besuch der Fortbildungsschule anzuhalten, in den Jahren 1910/11 wurde diese 
Regelung auf Mädchen und jugendliche Arbeiter allgemein ausgedehnt. Die Aufgabe der 
Fortbildungsschule lag darin, „die kulturelle Eingliederung der Industriearbeiterschaft in den 
Bildungszusammenhang der Nation zu befördern“. (vgl. Blankertz ebd., S.205). Ab dem Jahr 
1900 wurden durch Kerschensteiner die Fortbildungsschulen nach und nach abgelöst durch 
die ersten Berufsschulen, vordergründig hier war die Berufserziehung. In den Schulen wurde 
den werktätigen SchülerInnen bei ihren täglichen Aufgaben geholfen, Ziel war es, über-
greifende Zusammenhänge zwischen der praktischen Arbeit und dem dafür erforderlichen 
theoretischen Wissen zu erläutern. Damit war das zweigliedrige System der Berufsausbildung 
geboren. (vgl. Blankertz ebd.,  S.207-208) 
Diese Entwicklungen im Schulwesen führten erneut nicht zu einer Erreichung der bis dato 
formulierten Ziele: 1. der Vereinheitlichung des Schulsystems sowie 2. der Schaffung von 
Bildungsmöglichkeiten für alle Kinder und Jugendlichen, losgelöst von ihrer sozialen Her-
kunft (ein weiteres Problem stellte im Zuge der Industrialisierung die Kinderarbeit dar). Die 
Jahrhundertwende war daher geprägt von Schulreformen, welche 1920 in den Weimarer 
Schulkompromiss mündeten. Diese Regelung als Ergebnis der Koalitionsverhandlungen zur 
Bildung der Reichsregierung im Juni 1919 und der am 14. August 1919 verkündeten Wei-
marer Reichsverfassung revolutionierte das deutsche Bildungswesen.3 (vgl. Blankertz ebd., S. 
232) Hervorzuheben waren darüber hinaus folgende Veränderungen im Rahmen der sozialis-
tischen Schulreform: Öffentlichkeit der Schule (Abschaffung von Privatschulen), Unentgelt-
lichkeit (Abschaffung der Schulgelderhebung), Weltlichkeit (Abschaffung der Konfessions-
schule), Koedukation (Ablehnung der Geschlechtertrennung in der Schule) und sozialistische 
Lehrplangestaltung (Ablehnung von Kulturverbalismus und politisch- dynastischer Indoktri-
nation). Die Reform führte im weiteren zeitlichen Verlauf zu einer Grundschulreform, zu ei-
ner erweiterten Bildungsbeteiligung der Mädchen, zu einer Brechung der noch bestehenden 
                                                             3 Artikel 145: Es besteht allgemeine Schulpflicht. Ihrer Erfüllung dient grundsätzlich die Volksschule mit min-
destens acht Schuljahren und die anschließende Fortbildungsschule bis zum vollendeten achtzehnten Lebensjah-
re. Artikel 146: Das öffentliche Schulwesen ist organisch auszugestalten. Auf einer für alle gemeinsamen 
Grundschule baut sich das mittlere und höhere Schulwesen auf. Für diesen Aufbau ist die Mannigfaltigkeit der 
Lebensberufe, für die Aufnahme eines Kindes in eine bestimmte Schule sind seine Anlage und Neigung, nicht 
die wirtschaftliche und gesellschaftliche Stellung oder das Religionsbekenntnis seiner Eltern maßgebend. 
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Hemmungen gegen das Frauenstudium sowie zu einer Heranführung von Arbeiterkindern an 
die Universitäten. (vgl. Blankertz ebd., S. 233, 237) 
Es ergibt sich aus dem Weimarer Schulkompromiss folgendes Schulsystem: 
 
 
Abb.: Das Weimarer Schulsystem, Download am 31.10.2013 unter: 
http://www.dr-toman.de/BildungssystemDeutschland WS0910.pdf  
Der sozialstrukturelle Druck und das permanente Streben nach Aufstiegschancen durch Bil-
dung, wie er in erster Linie vom unselbständigen Mittelstand ausging, führten ab dem Jahr 
1930 zu einer schweren Qualifikationskrise. Ein Überangebot an Akademikern machte, ver-
schärft durch die Weltwirtschaftskrise, die Verwirklichung der bis dahin mit wissenschaft-
licher Bildung verbunden gewesenen gesellschaftlichen Begünstigungen unmöglich. Vom 
traditionellen Bildungsbürgertum und den bisherigen Funktionseliten wurde die Situation als 
Bedrohung empfunden wie von dem aufstiegsorientierten Mittelstand als Enttäuschung. Hier 
knüpfte der Nationalsozialismus an mit seinen Aussagen, das Streben nach höherer Bildung 
sei „volksbiologisch ungesund“  und der „Bildungswahn“ würde zum „Volkstod“ führen. 
Man verwarf das humane Ideal der Individualitätsbildung, machte die Intellektualität verächt-
lich und förderte die Umleitung der Erziehung auf Schulung und Gemeinschaftserlebnis. So 
löste der NS-Staat die Qualifikationskrise mittels einer rücksichtslosen Begrenzung der Bil-
dungsmöglichkeiten – so wurden z.B. für den Abiturientenjahrgang 1934 die Höchstzahl der 
Studierenden so festgelegt, dass nur jeder zweite Abiturient einen Studienplatz erhielt. (vgl. 
Blankertz ebd., S. 237) Ab 1936/37 verstärkte das NS-Regime die ideologische Umgestaltung 
des Schulunterrichtes.  Die gesinnungsbildenden Fächer wie Deutsch und Geschichte wurden 
erstes Ziel der nationalsozialistischen Einflussnahme, bei der es um die Vermittlung von va-
terländischer Größe und Heroismus ging. Der Geschichtsunterricht beschränkte sich auf die 
deutsche Geschichte und die der nordischen Rasse, im Biologieunterricht wurden Ver-
erbungslehre sowie Rassenkunde eingeführt. Um das nationalsozialistische Ideal körperlicher 
Ertüchtigung gegenüber einer geistig-intellektuellen Erziehung umzusetzen, erhielt der Sport-
unterricht eine erhöhte Stundenzahl. Die früheren Ideale klassisch-humanistischer Bildung 
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wurden als undeutsch abgewiesen, zudem prägten Rituale und NS-Symbole wie Hakenkreuze, 
Fahnen, Fahnenappelle, Hitlerporträts und Hitlergruß immer deutlicher den Schulalltag. Trotz 
all dieser Maßnahmen des NS-Staates blieb die Schule in ihren Grundzügen eine weitgehend 
traditionelle Bildungsinstitution, die dem revolutionären Anspruch des NS-Regimes kaum ge-
recht wurde. Deshalb setzten die Nationalsozialisten den herkömmlichen Schulen sogenannte 
Eliteschulen wie die Adolf-Hitler-Schulen (AHS), die Nationalpolitischen Lehranstalten 
(Napola) als Kaderschmieden und die sogenannten Ordensburgen gegenüber. (vgl. Blankertz 
ebd., S.239-242; Kraul u.a. (1984), S. 168-183) 
Nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs 1945 kam es zu einer erneuten Einführung des ge-
gliederten Schulsystems. Das Gymnasium griff das neuhumanistische Bildungsideal, das auf 
individueller Selbstvervollkommnung in der Tradition christlicher Werte basiert, wieder auf. 
Zum Teil wurde die Volksschule auch wieder konfessionalisiert und Mädchen und Jungen ge-
trennt unterrichtet. In einem zerstörten Deutschland mit vielfach traumatisierten Kindern und 
überalterten Lehrkräften erschien die Sicherstellung eines fortlaufenden Schulbetriebs wichti-
ger als eine grundlegende Reformierung. ( vgl. Driesel-Lange ebd., S.130-131) In der Wie-
deraufbauphase nach dem 2.Weltkrieg stand die Jugend beim Übergang von der Schule in die 
Berufswelt großen Problemen gegenüber. Diese hatten ihre Ursache vor allem in einem Man-
gel an Ausbildungs- und Arbeitsplätzen. Durch die Einführung fortschrittlicher und automati-
sierter Produktionsverfahren in der Wirtschaft geriet die Jugend zunehmend in eine generelle 
Qualifikationsnot. Dies erforderte eine optimale Ausbildung der künftigen Berufstätigen ent-
sprechend der neuen Entwicklungen. Diese Forderung richtete sich jedoch nicht nur an die In-
stitutionen der Berufsausbildung, sondern, da ein Großteil Jugendlicher nun direkt von der 
Schule auf den Beschäftigungsmarkt traf, auch an die allgemeinbildenden Schulen. Zunächst 
herrschte jedoch die Meinung vor, dass sich eine Berufsorientierung vornehmlich an praktisch 
Begabte richten sollte und sie insbesondere eine Aufgabe der enger auf das praktische Leben 
bezogenen Volksschule sein müsse (mit diesem Argument war die Einführung des 9. Volks-
schuljahres maßgeblich begründet worden). Im Vordergrund standen somit an diesen Schulen 
die Einführung von Hilfen bei der Berufsfindung, realisiert durch die Einführung von Be-
triebserkundungen und Praktika. (vgl. Dedering/ In: Schudy (2002), S.17-18) 
Mitte der 1960er Jahre begannen aufgrund von Problemen im beruflichen Bildungssystem 
(die Auflösung traditioneller Berufsbilder) sowie im betrieblichen Ausbildungswesen (u.a. 
unbesetzte Lehrstellen, Unzufriedenheit der Lehrlinge, hohe Abbrecher- und Wechselquoten 
unter den Auszubildenden) Pädagogen und Bildungspolitik sich stärker mit dem Thema Be-
rufsorientierung zu beschäftigen. Genannt seien an dieser Stelle didaktische Entwürfe von 
Abel, Wiemann, Blankertz, u.a. (vgl. Driesel-Lange ebd., S.20) Bei der Umgestaltung des Bil-
dungssystems im Rahmen einer Bildungsreform orientiert man sich an der vorherrschenden 
Meinung der Bevölkerung, Berufsorientierung solle sich vor allem an praktisch Begabte, also 
vorrangig an die SchülerInnen der Volksschule, richten. Im Jahr 1964 empfahl der Deutsche 
Ausschuss für das Erziehungs- und Bildungswesen den Aufbau einer bis zum 10. Schuljahr 
verlängerten Hauptschule, welche die Volksschuloberstufe ersetzen sollte. (vgl. Deutscher 
Ausschuss für das Erziehungs- und Bildungswesen (1964), S.25) Dabei erklärte der Aus-
schuss den Beruf zum didaktischen Zentrum dieser neuen Schulform, welche zudem die Ein-
gangsstufe des beruflichen Bildungsweges bilden sollte. Das neue Unterrichtsfach Arbeitsleh-
re erhielt die Aufgabe, den SchülerInnen eine „bildungswirksame Hinführung zur modernen 
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Arbeitswelt“ zu ermöglichen: „Eine bildungswirksame Hinführung zur modernen Arbeitswelt 
ist nur möglich durch praktisches Tun der Schüler, das von Interpretation und Reflexion be-
gleitet ist. Die Arbeitslehre ist deshalb elementare praktische Arbeit in verschiedenen Sachge-
bieten mit eng daran geknüpfter gedanklicher Vorbereitung, Zwischenbesinnung und Auswer-
tung. Damit wird sie zu einer selbständigen Unterrichtsform, […] Das Ziel der Arbeitslehre 
ist nicht etwa die „Berufsreife“- von der man erst nach der beruflichen Ausbildung sprechen 
kann-, sondern eine Bildung von „Kopf, Herz und Hand“, in der die moderne Technik und 
Wirtschaft mit dem, was ihren Zweigen an elementaren praktischen Anforderungen gemein-
sam ist, in pädagogisch verantwortbarer Weise zur Wirkung gekommen sind. Dabei wird der 
Schüler in Grundzügen des Arbeitens in der modernen Produktion Dienstleistung so weit ver-
traut, dass er danach seine Berufswahl verständiger treffen kann.“ (aus: Deutscher Ausschuss 
für das Erziehungs- und Bildungswesen ebd., S.41) Damit erklärte der Ausschuss die Berufs-
wahlvorbereitung zum Grundprinzip, welches im Rahmen des Faches Arbeitslehre- mit Tech-
nik, Wirtschaft und Hauswirtschaft- realisiert wird. Dem praktischen Tun und dem Betriebs-
praktikum wurde dabei ebenfalls eine zentrale Funktion zugesprochen (vgl. Ständige Konfe-
renz der Kultusminister der Länder in der Bundesrepublik Deutschland (a) (1982), S.3-5). Die 
Konzentration der Arbeitslehre auf Industrie und Handwerk engte die Vorbereitung auf die 
Berufswahl jedoch stark auf den gewerblichen Bereich ein. (vgl. Dedering/ In: Schudy ebd., 
S.19) Einen großen Einfluss auf das damalige Erscheinungsbild der Ausbildung hatte in den 
1960er Jahren der politische Wandel, in dem die Bundesrepublik Deutschland steckte. Zu je-
ner Zeit wurde zum ersten Mal die große Koalition gebildet (1966-1969), so dass die SPD ih-
ren ersten Auftritt als an der Bundesregierung beteiligte Partei hatte. Die daraus resultieren-
den sozialpolitischen Einflüsse fanden sich ebenfalls in der Bildungspolitik wieder. Die Schu-
len und Universitäten wurden einer genauen Prüfung unterzogen, man versuchte, sie an die 
damaligen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Umstände anzupassen. So gab es für Hoch-
schul- Studenten zu dieser Zeit erstmals Ermäßigungen und auch finanzielle Unterstützung 
während des Studiums. Um das Jahr 1965 herum kam es dann zu weiteren Schul- und Hoch-
schulreformen. Dies führte in erster Linie zu Expansionen von Universitäten sowie Gymnasi-
en. Die Tore zum Gymnasium und zum Abitur, die bisher möglichst wenig Durchlass geben 
sollten, wurden nun weit geöffnet. Von der Stätte der Elitebildung wandelte sich das Gymna-
sium in den 1960er Jahren zu einem Ort der Qualifizierung möglichst vieler Schüler. Dadurch 
verlor das Gymnasium an Exklusivität und Elitedenken. (vgl. Gass- Bolm, u.a. ebd., S.225-
226) 
Im Jahr 1970 legte der Deutsche Bundesrat einen Strukturplan vor mit der Absicht, das ge-
samte allgemeinbildende System zu reformieren. Die „organische Ausgestaltung“ im Sekun-
darbereich I und II sah folgendermaßen aus:  
Sekundarstufe I: Dies war die Bezeichnung für Institutionen, die eine für alle gemeinsame 
Grundbildung vermitteln. Die bisherigen Unterschiede in den Bildungsgängen von Haupt-
schule (Volksschule), Realschule (Mittelschule) und Gymnasium (höhere Schule) sollten auf-
gehoben werden und in einer Gesamtschule vereinheitlicht werden. Die Bildungspflicht sollte 
für alle bis zum vollendeten 16. Lebensjahr ausgedehnt werden, zudem sollte die Schule alle 
Jugendlichen bis zu einem ersten qualifizierten Abschluss, der bisherigen „Mittleren Reife“, 
jetzt Abitur I oder Sekundarstufenabschluss I-Abschluss genannt, führen. 
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Sekundarstufe II: Dieser Stufe sollte die gymnasiale Oberstufe, welche zum Abitur II (der 
Hochschulzugangsberechtigung) führte  und alle Einrichtungen der Berufsausbildung angehö-
ren. (vgl. Blankertz (1982), S. 251) 
Der Plan einer Gesamtschule wurde jedoch in der Folgezeit nicht umgesetzt, und somit schei-
terte auch die durchgängige Einführung des Faches Arbeitslehre. Das Fach hätte ursprünglich 
allen Schülern inhaltliche Vorbereitung auf die Arbeitsfelder Technik, Wirtschaft und Haus-
wirtschaft bieten und Hilfestellung bei der Berufswahl geben sollen. Letztendlich wurde Ar-
beitslehre jedoch ausschließlich in der Hauptschule als Pflichtfach eingeführt. (vgl. Schott 
(2012), S.28). In den 1970er Jahren strebten auch die Realschulen ein Unterrichtskonzept an, 
mit welchem sie ihren SchülerInnen Hilfestellungen in Bezug auf Berufswahlaufgaben geben 
konnten.  Dabei wurde die Berufsorientierung entweder in dem neu eingeführten Fach Ar-
beitslehre oder in einem bereits vorhandenen Fach (Wirtschaft/Politik u.a.) als Pflicht und/ 
oder Wahlpflichtangebot angesiedelt (i.d.R. in der 9. und 10.Klasse). Häufig wurde das The-
ma Berufswahl auch als eine Aufgabe mehrerer Unterrichtsfächer betrachtet, wobei der Sozi-
alkunde meist eine Leitfachfunktion zukam. Die 1980er Jahre waren indes geprägt von Ver-
suchen, die schulische Berufsorientierung theoretisch neu zu bestimmen und auf eine neue 
curriculare Grundlage zu stellen. Hierzu fanden im gesamten Bundesgebiet vermehrt Mo-
dellversuche statt (u.a. unter Federführung von Beinke und Dammer). Eine einheitliche Rege-
lung wurde dabei nicht erreicht. (vgl. Dedering/ In: Schudy ebd., S.22-23) Bis in die heutige 
Zeit lehnt sich die grundsätzliche Struktur des Bildungssystems an dem Weimarer Konstrukt 
aus 1920 an, jedoch finden sich zum Teil erhebliche Unterschiede in den einzelnen Bundes-
ländern, welche in dem nächsten Schaubild dargestellt, jedoch nur zum Teil im Folgenden de-
taillierter erläutert werden. 
Der Berufswahlunterricht ist nach wie vor stark auf die Vermittlung berufskundlicher Infor-
mationen ausgerichtet. Dabei wird stärker auf außerschulische Dienstleistungsangebote zu-
rückgegriffen (z.B. BIZ-Besuche, Betriebserkundungen, Betriebspraktika). In der Haupt-, Ge-
samt- und Sonderschule ist die Berufswahlvorbereitung Teil des Faches bzw. Fächerbundes 
Arbeitslehre (Ausnahme: Mecklenburg- Vorpommern: Technik, Schleswig- Holstein: Wirt-
schaft/Politik). Hier ist Berufsorientierung als selbständiger Unterricht oft auch in Zu-
sammenhang mit einem Betriebspraktikum organisiert. In der Realschule ist die Berufs-
orientierung meist in der Arbeitslehre bzw. in einem anderen Fach (z.B. Gemeinschaftskunde, 
Sozialkunde, Wirtschaft/Politik, Technik) angesiedelt. Hier hat sie einen festen Platz in Form 
eines Kurses und durch Zuweisung eines Stundenvolumens. In einigen Bundesländern (Bay-
ern, Nordrhein- Westfalen, Saarland, Sachsen) wird die Berufswahlvorbereitung in mehreren 
Fächern (Erdkunde, Deutsch, Politik u.a.) wahrgenommen. Die Lehrpläne weisen be-
rufsorientierte Inhalte insbesondere für die Abschussklassen auf, die zusammen mit anderen 
Fachinhalten und/oder fächerübergreifenden Veranstaltungen vermittelt werden. Außerdem 
gehören ein Betriebspraktikum und Betriebserkundungen mit berufsorientierender Funktion 
zum Regelangebot. 
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Abb.: Das heutige Bildungssystem, aus: Konsortium Bildungsberichterstattung (2006), S.20 
Es gab ebenfalls Bemühungen, eine technische, ökonomische und berufsorientierte Grund-
bildung stärker im Gymnasium zu verankern. Auch für SchülerInnen des Gymnasiums besteht 
in zweifacher Hinsicht ein Orientierungs- und Beratungsbedarf (vgl. Driesel-Lange ebd., 
S.138-139): 
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1. Der Zusammenhang von Fächerzweig- und   Leistungskurswahlen sowie der späteren Stu-
dienfachwahl muss sich in der Reflektion eigener Leistungen und Interessen von Schüler-
Innen widerspiegeln und angemessene Beachtung finden. Driesel-Lange führt hier eine 
Studie von Abel (2001) auf, wonach die Leistungskurswahl bei einem großen Teil der Ab-
solventInnen eines Gymnasiums zur Wahl eines affinen Studienfaches führte: bei 33% der 
Befragten stimmten Leistungskurs und Studienfach überein; bei 9% lag eine Affinität vor; 
bei Studienfächern wie Mathematik, Biologie, Englisch und Deutsch belegten 90% der Be-
fragten einen entsprechenden Leistungskurs. 
2. AbiturientInnen benötigen für das Management ihrer Berufswahloptionen das entsprechen-
de Handwerkszeug, um strategisch ihre Chancen mit den entsprechenden Voraussetzungen 
im Sinne einer passenden Studien- und Berufswahl in Einklang bringen zu können. Orien-
tierungsprobleme entstehen für Schülerinnen und Schüler gerade auch dann, wenn es für 
ein Studienfach kein passendes Schulfach gibt und schulische Erfahrungen nicht genutzt 
werden können. Auch hier sollte die Schule den SchülerInnen Möglichkeiten schaffen, um 
mehr über Berufe zu erfahren. 
Der Orientierungsbedarf von Gymnasiasten, sei es nun für einen Beruf oder ein Studium, 
wurde jahrzehntelang negiert. Die Signale der Hochschulen über eine unzureichende Orientie-
rung der Studienanfänger, die sich letztendlich auch in den hohen Studienabbruchquoten dar-
stellt, hatten lange kein Gewicht. Inzwischen haben zwar fast alle Landesregierungen Erlasse 
zur Berufs- und Studienorientierung in der gymnasialen Oberstufe herausgegeben, jedoch 
sind die in ihnen enthaltenen Regelungen sehr allgemein gehalten. Im Gymnasium sind Ele-
mente der Berufsorientierung entweder in ein bestimmtes Fach (meist Sozialkunde) integriert 
oder hierfür sind mehrere, manchmal auch alle Fächer zuständig. Dabei kommt den berufsbe-
zogenen Inhalten gegenüber den eigentlichen Fachinhalten oft nur eine Randbedeutung zu. 
Einen eigenständigen Stellenwert hat Berufsorientierung im Gymnasium nur in sehr wenigen 
Bundesländern (Brandenburg: Arbeitslehre, Sozialkunde; Berlin: Sozialkunde; Sachsen- An-
halt: Wirtschaft/Technik, Sozialkunde; Thüringen: Wirtschaft und Recht). Im Gymnasium 
konzentriert sich das berufsorientierende Unterrichtsangebot auf das 9. und 10. Schuljahr. Die 
in der gymnasialen Oberstufe unterrichtete Berufs- und Studienorientierung wird im Rahmen 
bestimmter Fächer (Gemeinschaftskunde u.a.) oder in Form besonderer Orientierungssemina-
re mit Expertengesprächen durchgeführt. In den letzten Jahren hat das Betriebspraktikum 
auch im gymnasialen Bereich Verbreitung gefunden. Grundsätzlich erscheint es als sinnvoll, 
wenn alle Unterrichtsfächer zur Berufsorientierung beitragen, indem z.B. die fachspezifischen 
Berufe vorgestellt werden. Es ist aber problematisch, den Inhaltskomplex der Berufsorientie-
rung zu zerstückeln und die einzelnen Elemente in andere Fächerstrukturen einzufügen. Die 
Vorbereitung auf die Berufswahl erfordert auch eine Organisation als eigenständigen Unter-
richtsbereich, entweder im Rahmen eines Faches oder in Form von fächerübergreifenden Ver-
anstaltungen. Dabei kann ein arbeitsweltbezogener Kontext, wie er mit dem Fach Arbeitslehre 
hergestellt wird, durchaus lernförderlich sein, denn er ermöglicht die stetige Berücksichtigung 
übergreifender, gesellschaftlicher Aspekte der Berufswahl. Demnach führt die fachliche Ein-
bindung der Berufsorientierung im Gymnasium in der Regel zu Defiziten in der unterrichtli-
chen Vermittlung. (vgl. Dedering/ In: Schudy (2002), S.25-29) 
 
 39 
 
„Kein Zweifel: Das Gymnasium ist der Hauptgewinner der Bildungsexpansion der letzten 
vierzig Jahre.“  Noch immer steigen die jährlichen Anmeldequoten und wächst der Anteil der 
Gymnasiasten an der Schülerschaft im Ganzen- die Attraktivität des Gymnasiums ist unge-
brochen. (aus: Liebau u.a. ebd., S. 7) Dies veranschaulicht folgende Darstellung über die 
Entwicklung der Gymnasien, angelehnt an das Bundesland Niedersachsen: 
 
Abb.: www.mk.niedersachsen.de: Die niedersächsischen allgemein bildenden Schulen in Zahlen, S.19 
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Derzeit liegen die Übergangsquoten in den meisten Bundesländern bei ca. 40%. Im Jahr 2012 
wurde für die Gymnasien in Niedersachsen ein Anteil von 41,7 % (Vorjahr 41,4 %), für die 
Oberschulen von 18,5 % (10,7 %), für die Realschulen von 19,6 % (26,4 %), für die Haupt-
schulen von 6,1 % (8,6 %), für die IGS (Gesamtschulen) von 13,3 % (12,1 %) und für die 
Freien Waldorfschulen von 0,9% (0,8%) in den Eingangsklassen, der Jahrgangsstufe 5, ermit-
telt. Der Anteil der SchülerInnen in der Einführungsphase der gymnasialen Oberstufe lag bei 
42,3 % (S.30). Der Anteil von AbiturientInnen der allgemeinbildenden und berufsbildenden 
Schulen betrug Ende des Schuljahres 2011/12 36,8%. 
 
Abb.: Schülerverteilung nach Schulform, aus: www.mk.niedersachsen.de: Die niedersächsischen allgemein bil-
denden Schulen in Zahlen, S.29-30 
Aber der Siegeszug des Gymnasiums ist alles andere als problemlos. Er lässt sich darauf zu-
rückführen, dass das Gymnasium nach wie vor der einzige Schultyp ist, der für die Mehrheit 
seiner SchülerInnen auf direktem Weg zum Abitur führen soll und kann. Dieses Zertifikat, 
das Abitur, ist der entscheidende Grund für den anhaltenden Erfolg dieser Schulform. Die Ju-
gendlichen haben mit dem Besuch des Gymnasiums das Ziel, sich alle Optionen für ihre be-
rufliche Zukunft offenzuhalten. Eltern und Schüler sehen das Abitur als den schulischen Ab-
schluss, der nach wie vor den Weg zum Studium am einfachsten öffnet und zugleich die aus-
sichtsreichsten nicht- akademischen Berufsausbildungen erschließt. (vgl. Liebau u.a. ebd., S. 
7)  Doch 30 bis 50% der Schülerschaft zu beschulen, stellt andere Anforderungen. Auch, 
wenn  „Unterschicht- Kinder“ wie Arbeiter-, Ausländer- und Aussiedlerkinder in den Gymna-
sien nach wie vor weitgehend unterrepräsentiert sind, so ist doch keine wirklich homogene 
Schülerschaft vorzufinden. So bestand in den 1950er und 1960er Jahren die zentrale Aufgabe 
des Gymnasiums darin, hauptsächlich den Kindern der besitz- und bildungsbürgerlichen Eli-
ten (ergänzt um eine allmählich wachsende Zahl von besonders fähigen Aufsteigerkindern) 
eine anspruchsvolle höhere Bildung zu garantieren, dies als Voraussetzung für die angestrebte 
akademische Zukunft.  Heutzutage werden von den AbiturientInnen jedoch in weitaus größe-
ren Umfang andere Bildungsmöglichkeiten angestrebt, wobei das Gymnasium weiterhin ver-
sucht, das Modell der ausleseorientierten Eliteschule beizubehalten und breit angelegte För-
der- und Informationsmöglichkeiten grundsätzlich fehlen. (vgl. Liebau u.a. ebd., S. 8-9)   
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1.2.3. Berufsorientierung als System und ihre Rahmenbedingungen 
Berufsorientierung umfasst, wie bereits ausführlich unter 1.2.1. erläutert,  sowohl die Ini-
tiierung, Unterstützung und Begleitung eines Prozesses, der junge Menschen dazu befähigen 
soll, eine ihren Interessen und Fähigkeiten gemäße Entscheidung für einen Beruf zu treffen 
sowie angemessene Schritte zu unternehmen, die Entscheidung zu verwirklichen als auch die-
sen Prozess selbst. Sie ist somit gleichermaßen Entwicklungs- und Bildungsaufgabe. Damit 
lässt sich die Berufsorientierung als individueller Aspekt der Sozialisation in der Jugend zu-
sammenfassen, welcher von vier Perspektiven bestimmt ist:  
1. Aus der biografischen Perspektive des Jugendlichen bedeutet die Berufsorientierung, Er-
kenntnisse über Berufsbilder und -felder, ggf. bereits erste berufspraktische Erfahrungen, 
sei es zunächst durch eine Nebentätigkeit oder ein Berufspraktikum, in den eigenen Le-
bensentwurf zu integrieren.  
2. Aus der institutionellen Perspektive der Allgemeinbildenden Schule bedeutet die Berufs-
orientierung, passende Unterrichtskonzepte und damit für den Jugendlichen adäquate Lern- 
und Erfahrungssituationen als Voraussetzungen des subjektiven Orientierungsprozesses zu 
schaffen.  
3. Aus der Perspektive der Bundesagentur für Arbeit erschließt sich die Berufsorientierung 
als einen auf passgenaue Vermittlung gerichteter Informations- und Beratungsprozess (Die-
ser Prozess wird im weiteren Verlauf näher betrachtet und erläutert.) 
4. Aus der Perspektive des Arbeitsmarktes verbinden sich mit der Berufsorientierung grund-
legende Qualifikationsansprüche und Rekrutierungsinteressen.  
Unter den aktuellen Bedingungen des Ausbildungsmarktes mit seinen mitunter komplexen 
Anforderungen an die Qualifikation der Ausbildungsbewerber bedeutet dies zunehmend die 
koordinierende Aushandlung der vier Perspektiven. Für die Jugendlichen kann das auch be-
deuten, die eigene Erwartungshaltung an die jeweiligen Bedingungen des Arbeits- oder Aus-
bildungsmarktes anzupassen. 
Dieser Prozess führt weniger zu einer Erweiterung der eigenen Handlungsfähigkeit, viel-
mehr kann er zugleich auch eine Beschränkung auf das jeweils Erreichbare nötig machen. 
Dies gilt in gleicher Weise für die Erwartungshaltungen der übrigen Akteure in diesem Pro-
zess. Betriebe können nicht davon ausgehen, dass ihre Qualifikationsansprüche an zukünftige 
Auszubildende realisierbar sind. Und auch die Schulen sowie die Berufsberatung der Bun-
desagentur für Arbeit sind aufgefordert, ihren Beitrag zu diesem Prozess der wechselseitigen 
Vermittlung inhaltlich und methodisch zu reflektieren und zu erweitern. Unter diesen Aspek-
ten ist die Berufsorientierung ein zentraler Bestandteil des Bildungsauftrags Allgemein-
bildender Schulen, der die Grenzen des fachsystematischen Unterrichts und der klassischen 
Organisationsform schulischen Lernens überschreitet. Die nachfolgende Darstellung kon-
zentriert sich explizit auf die Perspektive der Schule. Sie liefert einen strukturierten Überblick 
über die Konzeption und Gestaltung der vielfältigen Maßnahmen zur Berufsorientierung im 
Kontext der Allgemeinbildenden Schulen. (vgl. Niemeyer u.a. (2009), S.2-3) 
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Nach den Empfehlungen des Bundesinstituts für Berufliche Bildung (BIBB) sollte die Be-
rufsorientierung frühzeitig ansetzen, altersadäquat und schulformspezifisch gestaltet werden. 
In den letzten Jahren wurden eine Vielzahl an Konzepten und Projekten entwickelt, welche 
auch die gymnasiale Schulform in den Blick nehmen. Dementsprechend groß ist die Band-
breite der pädagogischen Maßnahmen (Näheres hierzu unter 1.2.4.). Ebenso vielfältig sind je-
doch auch die Absichten und Ziele, die mit den berufsorientierenden Aktionen verfolgt wer-
den. Die entstandene Vielfalt erschließt sich in ihrem Nutzen und ihrer Sinnhaftigkeit den Ju-
gendlichen als Zielgruppe nicht unmittelbar. Zudem lässt sich häufig kein Zusammenhang 
zwischen den einzelnen Handlungen erkennen. Die Konzeption schulischer Berufsorientie-
rung erfordert demnach zunächst eine klare Definition der Lernziele, welche in einem wei-
teren Schritt ebenfalls den SchülerInnen transparent gemacht werden müssen. Driesel-Lange 
(2011) bezieht sich bei der Definition der Lernziele von Berufsorientierung auf die von Wen-
sierski, Schützler & Schütt (2005) entwickelten drei Bezugsebenen berufsorientierender An-
gebote: 
Wissensebene: Zum einen steht die Vermittlung von Orientierungswissen über das Ausbil-
dungs- und Berufssystem sowie den Arbeitsmarkt im Vordergrund. Das bedeutet insbeson-
dere: Kenntnis des Ausbildungs- und Berufssystems, Information über die Arbeitsmarkt-
situation, Wissen über den beruflichen Alltag und berufliche Laufbahnmuster sowie Einblick 
in mögliche Weiterbildungssysteme. Zum anderen benötigen die SchülerInnen ein umfas-
sendes Handlungswissen zur individuellen Berufseinmündung, d.h. Kenntnisse über arbeits-
rechtliche Rahmenbedingungen, Wissen über Informationsquellen, die Entwicklung von 
Handlungsstrategien zur Bearbeitung der Aufgaben des Informierens, Suchens und Bewer-
bens sowie der Erwerb von sozialen und kommunikativen Kompetenzen zur Realisierung der 
Anforderungen im Bewerbungsprozess: Gesprächstraining, Auftreten in der Bewerbungs-
situation, Verhandlungsstrategien, aber auch Frustrationstoleranz. Darüber hinaus steht die 
kritische Betrachtung individueller Ressourcen und Ziele im Fokus des zu erwerbenden Re-
flexionswissens. Hierbei geht es um den Erwerb folgender Aspekte: die Beurteilung der indi-
viduellen Ressourcen wie Fähigkeiten und Fertigkeiten, Interessen und Neigungen, die 
Selbstvergewisserung der beruflichen und privaten Prioritäten, d.h. Klärung eigener (be-
rufsbezogener) Werte und Motive wie Selbstverwirklichung, Spaß, Geld usw., die Benennung 
der eigenen Berufsziele bzw. Berufswünsche, die Klärung der Selbstverpflichtungen, um das 
Berufsziel zu erreichen, das Erarbeiten von Umsetzungsstrategien für eigene Berufsplanungen 
und Berufsziele und die selbstkritische Betrachtung illusionärer Berufsvorstellungen. 
Handlungsebene: Für die Handlungsebene ist der Theorie- Praxis- Transfer ausschlaggebend. 
Didaktische Überlegungen gehen hier von einer empirischen Überprüfung des erworbenen 
Wissens hinsichtlich berufspraktischer Aufgaben, Probleme und Rollenanforderungen aus. 
Für die SchülerInnen ist in diesem Zusammenhang die Erfahrung der Komplexität der le-
bensweltlichen Strukturen der Arbeitswelt ebenso bedeutsam wie die Gelegenheit zur Ein-
nahme sozialer Rollen in berufsbezogenen Kontexten, d.h. die Nutzung entsprechender Erfah-
rungs- und Experimentierräume. 
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Reflexionsebene: Orientierungswissen und exemplarisches Probehandeln müssen ebenso Teil 
eines bewussten berufsbiografischen Bildungsprozesses werden wie die Reflexion der eige-
nen Interessen, Fähigkeiten und Fertigkeiten sowie Ziele. Diese müssen aktiv und ge-
stalterisch in den Berufswahlprozess eingebracht werden können, damit durch einen lebens-
weltlichen Bezug Angebote zur Orientierung für den Schüler annehmbar, real sowie realisier-
bar und damit effektiv sind. 
Die Lernziele im Rahmen der Berufsorientierung auf der Wissens-, Handlungs- und Re-
flexionsebene einzubinden und umzusetzen, erfordert ebenso die Berücksichtigung ver-
schiedener methodischer Kontexte. Neben dem Einsatz von Informationssystemen, Büchern 
und Schriften, welche insbesondere das Informationsbedürfnis über die Zusammenhänge des 
Arbeits- und Berufsmarktes befriedigen sollen, sind jene Methoden für die Berufswähler nutz-
bringend, die einen Bezug zu den eigenen berufsbiografischen Ressourcen herstellen. Daraus 
ergibt sich der Einsatz folgender Konzepte: 
Berufspraktikum: In sogenannten Realbegegnungen mit der Arbeits- und Berufswelt sollen 
hier die Jugendlichen individuelle, praxisnahe Erfahrungen im Kontext ihrer Ziele, Werte, In-
teressen, Kenntnisse und Fähigkeiten erwerben. 
Durchführung von Seminaren und berufskundlichen Unterrichten, Bereitstellen von Ma-
terialien:  Im Fokus steht hier die Ermöglichung von Lerngelegenheiten, in denen Schüler-
Innen selbstgesteuert Wissen erwerben sowie Fähigkeiten und Fertigkeiten anwenden bzw. 
trainieren können. Diese Lernprozesse gilt es moderierend zu begleiten. Die Förderung von 
Eigenverantwortung erfordert zudem den Einsatz von Instrumenten, welche die Selbstorga-
nisation zulassen, dennoch eine grobe Struktur bzw. einen Rahmen vorgeben, und das Lernen 
nicht auf formale Zusammenhänge beschränken sowie individuelle Bedarfslagen und Sicht-
weisen berücksichtigen. Dies sind insbesondere Methoden des Lernens mit Zielverein-
barungen, unterstützt durch das Bereitstellen von Selbstlernmaterialien und Lerntagebüchern 
wie der Berufswahlpass. 
Networking: Im Mittelpunkt steht in diesem Konzept die Vernetzung des Lernortes Schule 
mit außerschulischen Erfahrungsräumen, d.h. der Einbezug von Kooperationspartnern wie 
Unternehmen, Verbänden, Hochschulen und anderen Institutionen, welche für den Prozess 
der Berufswahl für die SchülerInnen entwicklungsfördernd sind. (vgl. Driesel-Lange (2011), 
S.143-147)  
Exkurs: Das Lotsenprojekt an der Leuphana Universität Lüneburg 
Auch andere Interaktionspartner und Netzwerke begleiten Jugendliche während ihres Berufs-
wahlprozesses, z.B. Vertreter aus der Wirtschaft und aus der Hochschullandschaft. Es finden 
an den Hochschulen des Landes regelmäßig Veranstaltungen statt, welche der Information 
über Studiengänge und spätere Berufsmöglichkeiten, der Darstellung von Zugangsvoraus-
setzungen sowie der Organisation eines Studiums mit dem Ziel der Anwerbung und Gewin-
nung von angehenden StudentInnen dienen. Zudem werden seit einigen Jahren in Kooperation 
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von Hochschulen und Schulen diverse Maßnahmen organisiert, welche durchaus auch inno-
vative Wege im Hinblick auf die Begleitung im Rahmen der Berufsorientierung bis hin zur 
beruflichen Entscheidung gehen, hierzu zählen Schnupperstudientage und -praktika, der Zu-
kunftstag, Summer schools, Mentorenprogramme und -partnerschaften im Bereich MINT 
(Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften und Technik) sowie Lotsenprojekte.  
Seit Juni 2014 wird an der Leuphana Universität Lüneburg das Lotsenprojekt „Lotsen ins 
Studium! Lotsen im Studium!“ konzipiert, organisiert und über einen Zeitraum von zunächst 
zwei Jahren umgesetzt. Es geht hierbei darum, Jugendliche mit einem nicht- akademischen 
Hintergrund zu den Anforderungen und Erwartungen eines Hochschulstudiums zu beraten 
und über einen längeren Zeitraum, d.h. von der Abgangsklasse bis zur Aufnahme des Studi-
ums und der ersten Semester, zu begleiten. Die Kontaktaufnahme erfolgt hierbei über die re-
gionalen Schulen aus dem Sekundarbereich II, welche die SchülerInnen in der Regel mit der 
Hochschulreife abschließen. (vgl. http://www.leuphana.de/lotsenprojekt.html, aufgerufen am 
20.08.2014) 
Die Studienwahl kann nach wie vor als eine Statuswahl betrachtet werden, was bedeutet, 
dass ein Zusammenhang zwischen dem sozialen Herkunftsmilieu und der Studierneigung be-
steht. Nach wie vor ist das Studieninteresse von Jugendlichen, die aus einem Akademiker-
haushalt stammen, höher als das der AbiturientInnen aus Familien, in der Vater und Mutter 
nicht studiert haben. 
 
 
Abb.: Konsortium Bildungsberichterstattung (2006), S.103, aufgerufen am 06.11.2013 unter: 
http://www.bildungsbericht.de/daten/gesamtbericht.pdf 
Gemessen am höchsten schulischen Abschluss von Vater und/oder Mutter kommen fast sechs 
von zehn Studierenden (60%) aus einem Elternhaus, in dem das Abitur der höchste all-
gemeinbildende Schulabschluss ist. Mehr als drei von zehn Studierenden (30%) haben Eltern, 
die einen mittleren schulischen Abschluss erwarben. Weniger als ein Zehntel (9%) der Stu-
dentInnen kommt aus einer Familie, in welcher die Eltern maximal über einen Haupt-
schulabschluss verfügen. 
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Abb.: Bundesministerium für Bildung Forschung (b), S. 66, aufgerufen am 17.08.2014 unter: 
http://www.sozialerhebung.de/download/20/Soz20_ 05_Kap03.pdf 
Eine professionelle Unterstützung erhalten die Jugendlichen von Bachelor- Studierenden der 
Hochschule (hier Leuphana Universität Lüneburg), welche für ihren Einsatz als Lotsen in-
tensiv von diversen externen Institutionen hinsichtlich Problematiken wie der Studienorien-
tierung und -bewerbung,  der Studienfinanzierung bis einschließlich der Organisation des Stu-
diums geschult wurden. Damit beinhaltet dieses Programm Angebote, welche von reiner In-
formation und Wissensvermittlung bis hin zur Übersetzung der Anforderungen des Über-
gangssystems für die Jugendlichen reichen.  
Das Projekt hat das Ziel, die Beratung und die Betreuung Jugendlicher mit eingeschränkten 
Wahlmöglichkeiten anzubieten, ohne dabei die AdressatInnen zu demotivieren oder zu stig-
matisieren. Vielmehr geht es darum, den Jugendlichen persönliche AnsprechpartnerInnen an 
die Hand zu geben, mit welchen sie über ihre beruflichen Wünsche und Interessen, eigene Er-
wartungen und die Erwartungen der Eltern, aber auch Zukunftsängste und gesellschaftliche 
Anforderungen sprechen können. Dabei haben die Lotsen die Aufgabe, den an einem Studium 
interessierten Jugendlichen Einblicke zu gewähren in den unbekannten, undurchschaubaren 
Lebensabschnitt, der vor ihnen steht. Zudem unterstützen sie die Jugendlichen bei ihrer Stu-
dienwahl und der damit verbundenen Einschätzung und Überprüfung der eigenen Kompe-
tenzen und Interessen, auch in Bezug zu den Bedingungen des Studiums sowie Chancen des 
Arbeitsmarktes. (vgl. Lödermann/ In: Köck u.a. (2010), S. 283- 287; Walther u.a./In: Walther 
u.a. (2013), S. 115-116) 
Die Begründung und Bedeutung für eine Kooperation zwischen der Schule und der Be-
rufsberatung ergibt sich einerseits daraus, dass die Berufsausbildung von einer zunehmend be-
ruflichen Spezialisierung beeinflusst wird und andererseits sich Strukturveränderungen auf 
dem Arbeitsmarkt immer stärker bemerkbar machen, wodurch es zwangsläufig zu einer Stei-
gerung des Beratungsbedarfs von Schülern und auch Eltern kommt. Die Zusammenarbeit von 
Schule und Berufsberatung soll die Schüler unterstützen und befähigen, eine Entscheidung für 
einen Beruf zu treffen, der für sie einen akzeptablen Kompromiss zwischen vorhanden Fähig-
keiten, Interessen und Wünschen einerseits und dem Lehrstellenangebot andererseits darstellt. 
Deshalb ist eine Gesamtkonzeption erforderlich. (vgl. Beinke, (c) (2006), S.41) 
Die Berufsorientierung wurde schon früh als kooperative Aufgabe mehrerer Akteure dis-
kutiert und entsprechend rechtlich verankert. Neben den Jugendlichen und deren Familien 
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wirken dabei die Schulen sowie die Beratungs- und Vermittlungsdienste der Bundesagentur 
für Arbeit, insbesondere hier der Berufsberatung, sowie eine Vielzahl außerschulischer In-
stanzen an der Berufsorientierung mit. (vgl. Brüggemann u.a. (2012), S.14) 
Die Grundlage für das Schulwesen der Bundesrepublik Deutschland bieten das Grund-
gesetz sowie die Schulgesetze der jeweiligen Bundesländer. Dabei äußert sich das Grund-
gesetz (1949)  als die Verfassung der Bundesrepublik im Verhältnis zur Weimarer Reichsver-
fassung sehr knapp und eher zurückhaltend über das Schulwesen. Lediglich der Artikel 7 
(Art. 7 GG), behandelt die Schulen, insbesondere den Religionsunterricht, die Voraussetzun-
gen für die Bildung und Durchführung von Privatschulen sowie das Verbot von Vorschulen. 
Eine bundesgesetzliche Bestimmung über ein einheitliches Bildungswesen wurde dabei nicht 
festgelegt, lediglich das Postulat der staatlichen Schulaufsicht. Weitere Zuständigkeiten zum 
Schulsystem gingen an die einzelnen Bundesländer und wurden dort im Rahmen von Schul-
gesetzen verankert. (vgl. Blankertz (1982), S. 244) 
Nach deutschem Recht sind die Schulen und die Arbeitsverwaltung bereits seit Jahrzehnten 
zur Zusammenarbeit bei der beruflichen Orientierung und Berufswahlvorbereitung verpflich-
tet. Die gesetzliche Konsolidierung der Berufsberatung fand bereits vor der Gründung der 
BRD statt. Durch das Gesetz über die Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung vom 
17.2.1927 wurde die seit Anfang diesen Jahrhunderts aus karitativen, pädagogischen und be-
rufspolitischen Gründen begonnene organisierte Beratung von Jugendlichen bei ihrer Berufs-
wahl als staatliche Pflichtaufgabe bestimmt und der Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung übertragen. Das Monopol dieses Auftrages wurde durch das im Jahr 
1935 erlassene gesetzliche Verbot auch der nichtgewerbsmäßigen Berufsberatung verstärkt. 
Nach einer Phase zentralistischer Lenkung während des NS-Regimes und der regionalen Zer-
splitterung nach dem zweiten Weltkrieg wurden am 1.5.1952 die Landesarbeits- und Arbeits-
ämter erneut in einer Körperschaft des öffentlichen Rechts, der Bundesanstalt für Arbeit 
(BA), zusammengefasst. Ihre Rechtsgrundlage war das Gesetz über die Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung (AVAVG) in der Fassung vom 3.4.1957. Im Arbeitsförde-
rungsgesetz (AFG) vom 25.6.1969 wurde die staatliche Monopolaufgabe einer zentralen öf-
fentlichen Berufsberatung bestätigt, gegenwärtigen Entwicklungen angepasst und der Bun-
desanstalt für Arbeit neben anderen Aufgaben übertragen. Hervorzuheben ist hier, dass die 
Bundesanstalt für Arbeit durch §32 AFG ausdrücklich zur Zusammenarbeit mit den „Einrich-
tungen der allgemeinen und beruflichen Bildung“ verpflichtet wird. (vgl. Dibbern u.a. (1974), 
S.11-12) 
Die Notwendigkeit der Zusammenarbeit beider Institutionen Schule und Berufsberatung in 
der vorberuflichen Bildung kam ebenfalls im Bildungsbericht der Bundesregierung von 1970 
zum Ausdruck. Gefordert wurden eine Intensivierung der Bildungs-, Berufs- und Arbeits-
marktforschung zur Verbesserung der Berufsberatung sowie die Einführung von Berufs- und 
Wirtschaftskunde an den allgemeinbildenden Schulen zur Vorbereitung auf die Berufswahl 
und die Arbeitswelt. Diese Zielvorstellung einer besseren Kooperation zwischen der Bundes-
anstalt für Arbeit und der Schule wurde dann mit der „Rahmenvereinbarung über die Zu-
sammenarbeit von Schule und Berufsberatung“ der Kultusminister vom Februar 1971, die im 
Einvernehmen mit der Bundesanstalt für Arbeit beschlossen wurde, bekräftigt und vom Bun-
desausschuss für Berufsbildung im Januar 1972 in seinen „Empfehlungen über vorberufliche 
Bildung und Beratungsdienste“ nachhaltig wiederholt und konkretisiert: 
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1.  „Schule und Berufsberatung arbeiten bei berufsaufklärenden Maßnahmen zusammen […].“ 
2. „Bei ihren berufswahlvorbereitenden Maßnahmen stützt sich die Berufsberatung auf die 
durch die Schule geleistete Hinführung zur Wirtschafts- und Arbeitswelt.“ 
3. „Die Schule vermittelt grundlegende Kenntnisse über die Wirtschafts- und Arbeitswelt.“ 
(vgl.: Dibbern u.a. ebd., S.131)  
Damit ergibt sich folgende Darstellung der zu diesem Zeitpunkt angestrebten Berufsorientie-
rung in der Schule:  
 
Abb.: Dibbern u.a. ebd., S. 20 
Art und Umfang der Berufsorientierung, wie sie in der Rahmenvereinbarung verankert wurde, 
konnte zu Teilen in den Schulsystemen der Haupt- und Realschule umgesetzt werden. An den 
Gymnasien konnte die Einführung des Faches Arbeitslehre nicht umgesetzt werden. Dennoch 
gewinnt die Frage einer umfassenden Berufsorientierung der Jugendlichen auch an dieser 
Schulform zunehmend auch an politischer Aktualität. Im Jahr 1992 beschlossen die Kultus-
ministerkonferenz (KMK), die Bundesanstalt für Arbeit und die Hochschulrektorenkonferenz 
eine „Gemeinsame Empfehlung zur Zusammenarbeit von Schule, Berufsberatung und Studi-
enberatung in der Sekundarstufe II“. Detaillierter als in der Rahmenvereinbarung von 1971 
wurden hier die Kompetenzen der beteiligten Bereiche sowie die gemeinsamen Ziele und 
Aufgaben festgeschrieben. Im Jahr 2004 wurde die jetzt gültige Rahmenvereinbarung über die 
Zusammenarbeit von Schule und Berufsberatung zwischen der KMK und der Bundesagentur 
für Arbeit (BA) erlassen. Diese setzte die bisherige Rahmenvereinbarung von 1971 außer 
Kraft. Inhaltlich wurde in der Rahmenvereinbarung festgelegt, dass die Berufswahl- und Stu-
dienorientierung ein fester Bestandteil der schulischen Arbeit in den Sekundarstufen I und II 
wird. Dabei hat die Schule die Aufgabe, grundlegende Kenntnisse über die Wirtschafts- und 
Arbeitswelt zu vermitteln und in unterschiedlichen Fächern und fächerübergreifend über die 
Grundlagen der Berufswahlentscheidung zu informieren, hierbei erfolgt die ständige Koope-
ration mit der Berufsberatung. In der Rahmenvereinbarung wurden auch Hinweise zur metho-
dischen Umsetzung gegeben, die insbesondere auf die Kooperationen mit der regionalen 
Wirtschaft abzielen. (vgl.: Bundesagentur für Arbeit und Ständige Konferenz der Kultusmi-
nister der Länder in der Bundesrepublik Deutschland: Rahmenvereinbarung über die Zusam-
menarbeit von Schule und Berufsberatung zwischen der Kultusministerkonferenz und der 
Bundesagentur für Arbeit, 2004) Seitdem werden die Schulen nicht nur durch die Bunde-
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sagentur für Arbeit, sondern durch eine Vielzahl weiterer außerschulischer Akteure, insbe-
sondere von Bildungsträgern, Stiftungen und Vereinen sowie privatwirtschaftlichen Anbietern 
unterstützt. Aktuelle Bestandsaufnahmen von Maßnahmen und Akteuren am Übergang von 
der Schule in den Beruf weisen in den Kreisen und Kommunen mehrere hundert Träger und 
Anbieter aus, die sich auf vielfältige Weise in der Berufsorientierung der Jugendlichen enga-
gieren. Hervorzuheben ist, dass aufgrund des Kulturföderalismus in Deutschland die schuli-
sche Berufsorientierung ausschließlich auf Länderebene geregelt wird. Nahezu alle deutschen 
Bundesländer haben hierzu in den letzten zehn Jahren neue Vorgaben, Richtlinien und Hand-
reichungen zur schulischen Berufsorientierung erlassen, welche die Bedeutung der schuli-
schen Berufsorientierung unterstreichen, ihr Aufgabenspektrum erweitern und konkretisieren. 
(vgl. Niemeyer u.a. ebd., S.6ff.) 
Die Berufsorientierung ist zudem, wie bereits aufgeführt, traditionell im Arbeitsförderungs-
gesetz (AFG) verankert. Dieses Gesetz ging Ende der 1990er Jahre in die Sozialgesetzgebung 
über – es entstanden in diesem Rahmen die Sozialgesetzbücher II und III. Gemäß §33 So-
zilagesetzbuch III (SGB III) ist es nach wie vor eine Pflichtaufgabe der Agenturen für Arbeit, 
die Berufsorientierung zu gewährleisten. Dieser obliegt allerdings seit 1998 nicht mehr die 
bisherige Monopolstellung, auch andere Beratungs- und Vermittlungsdienste dürfen die be-
rufliche Orientierung seitdem als Dienstleistung frei anbieten. In §§33 und 45 SGB III wird 
die Bundesagentur für Arbeit zudem nicht nur verpflichtet, überhaupt Berufsorientierung zu 
betreiben, sie kann auch Maßnahmen für eine vertiefte Berufsorientierung von SchülerInnen 
allgemein bildender Schulen zu 50% kofinanzieren, wenn die andere Hälfte des Finanzbedarfs 
von Dritten übernommen wird. Im Rechtskreis des Sozialgesetzbuches II (SGB II), welches 
die soziale Grundsicherung zum Gegenstand hat, tragen zudem Maßnahmen des Jobcenters 
zur Berufsorientierung und Berufsvorbereitung der Jugendlichen im Hartz-IV-Bezug bei. 
Nachgeordnet zum Sozialgesetzbuch VIII (SGB VIII), d.h. auf der Basis des Kinder- und Ju-
gendhilfegesetzes im Rahmen der „arbeitsweltbezogenen Jugendarbeit“, können hier Ange-
bote zur beruflichen Orientierung und Berufswahlvorbereitung der Jugendlichen organisiert 
und durchgeführt werden. Komplettiert wird das Spektrum schließlich durch spezifische För-
dermaßnahmen für junge Menschen mit Behinderung auf der Grundlage des neunten Sozial-
gesetzbuches (SGB VIIII). (vgl. Brüggemann u.a. ebd., S.15) 
Jugendliche sollen die Berufsorientierung und Berufswahl als eine Aufgabe verstehen, die 
sie zwar mit Unterstützung ihres Umfeldes, aber letztlich doch in eigener Verantwortung zu 
lösen haben. Im Grundgesetz ist die Freiheit der Berufswahl explizit verankert und stellt somit 
ein Grundrecht für jeden Jugendlichen dar (vgl. Grundgesetz vom 23.05.1949): Art. 12 GG: 
(1) Alle Deutschen haben das Recht, Beruf, Arbeitsplatz und Ausbildungsstätte frei zu wäh-
len. 
Das Ziel der pädagogischen Unterstützung der Berufsorientierung ist es, den gesamten Be-
rufsorientierungsprozess so zu unterstützen, dass die Wahrscheinlichkeit steigt, dass die Ju-
gendlichen die einzelnen Teilaufgaben des Berufswahlprozesses vollständig und vor allem 
rechtzeitig bearbeiten und lösen können. Es gilt also, zum einen ein kooperatives Unterstüt-
zungsangebot zu organisieren und zum anderen die Jugendlichen individuell zu fördern. Zu 
diesem Zweck muss Transparenz darüber hergestellt werden, was wann erreicht sein muss, 
damit die berufliche Orientierung ganzheitlich realisiert wird. Dabei müssen die heterogenen 
Ausgangslagen und Bedingungen der Jugendlichen im Blick behalten werden. Zusammenfas-
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send kann gesagt werden, dass die Aufgabe des Systems der Berufsorientierung darin besteht, 
die Jugendlichen durch eine methodische Unterstützung bei der rechtzeitigen Bearbeitung al-
ler Teilaufgaben des gesamten Orientierungsprozesses zu unterstützen, ohne ihnen die Ver-
antwortung abzunehmen. (vgl. Brüggemann u.a. ebd., S.16-17) 
1.2.4. Der derzeitige Stand der Berufsorientierung an Gymnasien in  
Niedersachsen 
Der hohe Stellenwert der Schule als Bildungsstätte für die Jugendlichen erscheint heute 
selbstverständlich, dabei hat er sich erst innerhalb des letzten Jahrhunderts herausgebildet. 
Noch zur Zeit der Industrialisierung war die Schule nur für einen sehr geringen Teil der He-
ranwachsenden aus den Bürgerfamilien von Bedeutung. Bei der Mehrzahl hingegen hatten 
Familie und Verwandtschaft die Aufgabe der schulischen Bildung und beruflichen Vorquali-
fizierung. Heutzutage bestimmt die Schule den zeitlichen Tages-, Wochen- und Jahresplan 
der jungen Generation, sie ist zum Arbeitsplatz der Jugendlichen geworden, welcher über eine 
lange Lebenszeitspanne hinweg Intellekt, Emotionen sowie deren Verhalten beeinflussen. Die 
große Mehrheit der SchülerInnen möchte die Hochschulreife, sei es mit dem Abitur oder dem 
Fachabitur, erwerben. Für die Jugendlichen wird es immer wichtiger, mit möglichst hohen 
formalen Bildungsabschlüssen in den Wettbewerb um eine Berufsposition einzutreten. Le-
diglich eine kleine Minderheit von ca. 10 Prozent ist mit einem Hauptschulabschluss zufrie-
den. (vgl. Hurrelmann u.a. (2012), S.111-113) 
Bis in die 1990er Jahre hinein mündete die Mehrheit der Haupt- und RealschülerInnen di-
rekt in das Duale Ausbildungssystem. Inzwischen jedoch wird der Langzeitausbildungsgang 
Gymnasium- gymnasiale Oberstufe- Hochschulstudium immer häufiger gewählt bzw. im 
Rahmen von sogenannten Übergangssystemen durch die Jugendlichen angestrebt. Der Anteil 
der AbiturientInnen pro Altersjahrgang hat sich in Deutschland von etwa 5 Prozent im Jahr 
1950 auf heute fast 40 Prozent erhöht. Dabei nimmt der Großteil der Abiturienten nach wie 
vor ein Studium an einer Hochschule auf. Hier liegt der Anteil, wie bereits unter 1.1.3. darge-
stellt, seit einigen Jahren bei circa 70 bis 80 Prozent, im Vergleich zu den 1960er Jahren, wo 
mindestens 90 Prozent der AbiturientInnen ein Hochschulstudium aufnahmen, ist er jedoch 
gesunken.  (vgl. Hurrelmann u.a. ebd., S.131-132) Eine Alternative für die AbiturientInnen 
stellt die Berufsausbildung dar. Seit 2005 hat die Zahl der Auszubildenden mit Studien-
berechtigung konstant zugenommen, und zwar von 17,7 Prozent auf 22,1 Prozent (vgl. Sta-
tistisches Bundesamt, 2012). Dieser Trend, auch wenn er nach wie vor nicht das vorrangige 
Ziel des Gymnasiums widerspiegelt- nämlich die SchülerInnen nach dem Abitur nicht direkt 
in das Berufsleben zu entlassen, sondern sie vielmehr auf die Wahl eines Studienfaches und 
auf den Übergang Gymnasium- Hochschule vorzubereiten, wurde ebenfalls durch die gesetz-
liche Verankerung im Niedersächsischen Schulgesetz in die Präambel des gymnasialen Lehr-
plans eingefügt. (vgl. Schott (2012), S.45) Dies soll im folgenden Abschnitt näher erläutert 
werden. 
Das Land Niedersachsen formuliert als Bildungsauftrag der Schule im §2 I des geltenden 
Schulgesetzes: „Die Schülerinnen und Schüler sollen fähig werden, [...] sich im Berufsleben 
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zu behaupten und das soziale Leben verantwortlich mitzugestalten.‟ (vgl. Beinke (c) (2006), 
S.46). Für das Gymnasium sind die Ziele der schulischen Berufsorientierung im §11 I S.1 und 
3 des Niedersächsischen Schulgesetzes verankert (vgl. Niedersächsisches  Schulgesetz): 
§ 11 Gymnasium: (1) 1 Das Gymnasium vermittelt seinen Schülerinnen und Schülern eine 
breite und vertiefte Allgemeinbildung und ermöglicht den Erwerb der allgemeinen Studier-
fähigkeit. […] 3 Entsprechend ihrer Leistungsfähigkeit und ihren Neigungen ermöglicht das 
Gymnasium seinen Schülerinnen und Schülern eine individuelle Schwerpunktbildung und be-
fähigt sie, nach Maßgabe der Abschlüsse ihren Bildungsweg an einer Hochschule, aber auch 
berufsbezogen fortzusetzen. 
Die formalen Rahmenbedingungen, d.h. die Einbettung berufsorientierender Maßnahmen in 
den Unterricht, sind des Weiteren im Runderlass des Kultusministeriums vom 01.12.2011, 
welcher zum 01.01.2012 in Kraft trat, geregelt (vgl. Niedersächsisches Kultusministerium 
(2011), S.3-4): 
2.4 Gymnasium: Im Gymnasium bilden das Schülerbetriebspraktikum und die  Betriebser-
kundung zusammen mit der dazugehörigen Vor- und Nachbereitung den Schwerpunkt berufs-
orientierender Maßnahmen. Das Schülerbetriebspraktikum umfasst als Blockpraktikum 10 bis 
15 Schultage, die in der Regel in einem Betrieb oder in einer anderen Einrichtung abgeleistet 
werden. Im Gymnasium werden Betriebserkundungen frühestens ab dem 8., Schülerbetriebs-
praktika in der Regel ab dem 9. Schuljahrgang durchgeführt.  regelt diverse Zusam-
menarbeiten: 
3.1 Zusammenarbeit Schule – Betrieb: Die Zusammenarbeit der allgemein bildenden Schu-
len mit Betrieben schließt alle Einrichtungen ein, die geeignet sind, Schülerinnen und Schüler 
auf die Anforderungen in einem Ausbildungsberuf oder eine berufliche Tätigkeit vorzu-
bereiten, ihnen Kenntnisse über einzelne Berufe oder Berufsgruppen zu vermitteln, ihre Nei-
gungen zu erkennen und Fähigkeiten zu entwickeln. Hierzu zählen u.a. die Bildungsein-
richtungen der Handwerksorganisationen und auch Einrichtungen in kirchlicher Trägerschaft. 
Alle mit Betrieben durchzuführenden Maßnahmen zur Berufsorientierung müssen inhaltlich 
und organisatorisch mit diesen abgestimmt werden. Dazu informiert die Schule die koope-
rierenden Betriebe über die Ziele, Inhalte und die Organisation einschließlich der Vor- und 
Nachbereitung ihrer berufsorientierenden Maßnahmen und stimmt bei Schülerbetriebsprak-
tika und anderen Praxistagen den Einsatz der Schülerinnen und Schüler sowie deren Betreu-
ung durch Lehrkräfte der Schule mit ihnen ab. 
3.3 Zusammenarbeit Schule – Berufsberatung der Arbeitsagenturen: Schule und Berufsbe-
ratung der Arbeitsagenturen kooperieren im Prozess der Berufsorientierung mit dem Ziel, al-
len Schülerinnen und Schülern einen erfolgreichen Übergang in Ausbildung oder weiterfüh-
rende Bildungsgänge zu ermöglichen. Vereinbarungen über Art und Umfang der als Schulver-
anstaltungen durchzuführenden Maßnahmen sind Bestandteil des schulischen fächerübergrei-
fenden Konzepts zur Berufsorientierung. Die Schule führt in die Informationssysteme der Be-
rufsberatung ein und gibt Gelegenheit zum Besuch des Berufsinformationszentrums (BIZ). Im 
Unterricht und bei Veranstaltungen zur Berufsorientierung verwendet die Schule die von der 
Bundesagentur für Arbeit herausgegebenen Schriften und elektronischen Medien. Bei Maß-
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nahmen vertiefender Berufsorientierung gem. § 33 SGB III stimmen Schule und Berufs-
beratung ein Konzept ab, in das diese Maßnahmen eingebunden sind. 
Gesetzliche Mindeststandards, d.h. weitere Maßnahmen, insbesondere die Zusammenarbeit 
mit Kooperationspartnern wie der Berufsberatung,  ergeben sich aus der Vereinbarung zwi-
schen dem Niedersächsischen Kultusministerium und der Regionaldirektion Niedersachsen- 
Bremen der Bundesagentur für Arbeit über die Zusammenarbeit von Schule und Berufs-
beratung vom 01.03.2012, welche am 11.04.2012 in Kraft trat (vgl. Auszüge aus der Verein-
barung „Zusammenarbeit von Schule und Berufsberatung“): 
Präambel: Beide Partner streben gemeinsam das Ziel an, allen Jugendlichen einen unmittel-
bar an die Schule anschließenden erfolgreichen Übergang in eine Berufsausbildung, ein Stu-
dium oder eine andere zu einem Beruf hinführende Qualifizierung zu ermöglichen. Dabei sind 
zentrale Kooperationspartner für die allgemein bildenden Schulen des Landes Niedersachsen 
die Berufsberatungen der Arbeitsagenturen im Bezirk der Regionaldirektion Niedersachen-
Bremen. 
Zusammenarbeit im Prozess der Berufswahlvorbereitung und beim Übergang Schule – Be-
ruf: Ein Ziel der Zusammenarbeit zwischen den allgemein bildenden Schulen und der Berufs-
beratung ist die Begleitung und Unterstützung der Schülerinnen und Schüler im Prozess der 
Berufsfindung […]. Schule und Berufsberatung bieten gemeinsame Informationsver-
anstaltungen an, […].  
Beitrag der Berufsberatung: Die Berufsberatung unterstützt die Schülerinnen und Schüler in 
ihrer Berufsentscheidung durch Information und Beratung. Hierzu bietet die Berufsberatung 
in den Schulen in allen Vorentlass- und Entlassklassen eine Schulbesprechung sowie regel-
mäßige Sprechstunden an. [...] Die Berufsberatung für Abiturienten informiert Schülerinnen 
und Schüler der Sekundarstufe II darüber hinaus über Studienmöglichkeiten an allen Hoch-
schulen in Deutschland (und im Ausland) sowie über Verfahren der Hochschulzulassung. 
Hierzu veranstaltet sie ggf. gemeinsam mit Hochschulen Hochschul- und Studien-
informationstage. 
Beitrag der Schule: Der Besuch des Berufsinformationszentrums (BIZ) - unter Einbeziehung 
der Erziehungsberechtigten – ist fester Bestandteil im fächerübergreifenden Konzept zur Be-
rufsorientierung. Schule und Berufsberatung beziehen die Erziehungsberechtigten in Maßnah-
men zur beruflichen Orientierung angemessen und rechtzeitig ein. 
Koordinierungsstelle Berufsorientierung: Das Land Niedersachsen hat mit Unterstützung 
der Regionaldirektion Niedersachsen – Bremen der Bundesagentur für Arbeit zum 1. 8. 2011 
eine „Koordinierungsstelle Berufsorientierung‟ im Kultusministerium eingerichtet. Diese 
stellt für die allgemein bildenden Schulen ein Angebot von qualitätsgeprüften Modulen (Pro-
jekten) zur vertieften Berufsorientierung bereit, das das Regelangebot von Schule und Berufs-
beratung ergänzt und von den Schulen nach Bedarf und Kapazität abgerufen werden kann. 
Die Kooperation mit Kammern und Wirtschaftsverbänden ermöglicht die Beteiligung von Be-
trieben. Als Serviceleistung unterstützt die Koordinierungsstelle damit die Schulen durch die 
Organisation und Durchführung dieser Projekte. Aufgabe der Koordinierungsstelle ist es wei-
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terhin, durch eine strukturelle Darstellung von landesweit angebotenen Maßnahmen zur ver-
tieften Berufsorientierung für die Schulen Transparenz herzustellen. 
Die schulische Berufsorientierung an niedersächsischen Gymnasien wird rechtlich als schu-
lische Gesamtaufgabe dargestellt, es gibt jedoch keine konkreten Vorgaben zur Verankerung 
in der Schulorganisation und Schulentwicklung. Damit fehlen organisatorische Verbindlich-
keiten. Die berufliche Orientierung der gymnasialen Oberstufe stellt sich derzeit als ein lang-
fristig ausgelegtes Projekt dar, welches für alle Beteiligten viele Fragen aufwirft und wenige 
fertige Antworten bereithält. Ein gedanklicher „roter Faden“, an den sich die Aktivitäten in 
diesem Lernfeld von der Primarstufe bis zur Gymnasialen Oberstufe schlüssig anbinden las-
sen, ist nur in Umrissen zu erkennen. (vgl. Müller/ In: Schudy (2002), S.187)4 
Unterstützt wird die Schule, ebenfalls rechtlich verankert, durch diverse Kooperationspart-
nerInnen wie die Berufsberatung, Betriebe, regionale Verbände und Vereine sowie ortsan-
sässige (Fach-) Hochschulen und die Eltern der Jugendlichen (Näheres hierzu unter 1.4.2.). 
Diese stimmen mit den einzelnen Gymnasien individuelle Maßnahmen und an die Bedürf-
nisse der Jugendlichen sowie an regionale Gegebenheiten angelehnte Veranstaltungen ab. 
Diese können u.a. sein: 
Betriebe, Verbände, Vereine etc.: Organisieren von Betriebserkundungen innerhalb des Un-
terrichtes, Teilnahme an schulinternen Berufsorientierungsmessen, Durchführung von Veran-
staltungen wie das „Trainieren von Vorstellungsgesprächen“ oder Vorträge zu einzelnen Be-
rufsfeldern 
(Fach-)Hochschulen: Organisation von Hochschulführungen, Einladung zu „Schnupperta-
gen“ an der Hochschule und Teilnahme von Hochschulpersonal an Podiumsdiskussionen zum 
Thema „Bildung“ 
Eltern: Teilnahme an Berufsorientierungsmessen, hier Vorträge über den ausgeübten Beruf                                                              4 Konkrete Anknüpfungspunkte für die Verankerung der Berufs- und Studienorientierung finden sich in den fol-
genden Fächern: Im Fach Politik- Wirtschaft (beginnt ab Jahrgangsstufe 8) sollen jährlich mindestens zehn 
Stunden zur Berufs- und Studienwahl durchgeführt werden. In der Jahrgangsstufe 10/1 steht im Fach Politik-
Wirtschaft der Themenbereich „Sozialer und wirtschaftlicher Wandel“ an. Zentrale Themen sind die demo-
graphische Entwicklung und ihre Folgen u. a. für die Beschäftigung, der wirtschaftliche Strukturwandel und sei-
ne Auswirkungen auf das Beschäftigungssystem sowie die Herausforderungen für die Berufs- und Studienwahl. 
Im Fach Erdkunde sollen die SchülerInnen zum Ende der Jahrgangsstufe 10 regionale und globale wirtschafts-
räumliche Verflechtungen in der Landwirtschaft (z. B.  Veredlungswirtschaft, Agrobusiness) und der Industrie 
(z. B. Ruhrgebiet, Manufacturing Belt, Luft- und Raumfahrtstandorte, Automobilstandorte, Energieverbünde) er-
läutern können. Im Fach Werte und Normen ist in den Jahrgangsstufen 9 und 10 das Themengebiet „Entwick-
lung und Gestaltung von Identität“ zu behandeln. Im Fach Deutsch sollen die Jugendlichen im Kompetenzbe-
reich „Sprechen und Zuhören“ am Ende der Jahrgangsstufe 10 unterschiedliche Sprech- und Gesprächssituatio-
nen, insbesondere Bewerbungs- und Vorstellungsgespräche, überlegt und planvoll gestalten können. Des Weite-
ren kennen und verfassen sie im Kompetenzbereich „Schreiben“ Texte in standardisierten Formaten, wie Ge-
schäftsbriefe, ihren Lebenslauf, Bewerbungsschreiben oder den Praktikumsbericht. In der Qualifikationsphase 
der gymnasialen Oberstufe kann die Berufs- und Studienorientierung außerdem in das Seminarfach eingebun-
den werden, wobei dem wissenschaftspropädeutischen und selbstständigen Arbeiten Rechnung zu tragen ist. 
(vgl. Institut für Ökonomische Bildung gemeinnützige GmbH u.a. (2013), S.2-3 unter Bezugnahme der Kerncur-
ricular des Niedersächsischen Kultusministeriums) 
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Berufsberatung: Vortragsveranstaltungen in der Schule zum Thema: „Abitur- was dann?“, 
Durchführen von Schulsprechstunden zur individuellen Beratung der Jugendlichen, Organisa-
tion von Besuchen im Berufsinformationszentrum 
Es fehlt mit der unzureichenden Präzisierung in den Kerncurriculen jedoch eine eindeutige 
Zuordnung der Berufsorientierung zu einem Unterrichtsfach und damit die verbindliche Zu-
ständigkeit eines Unterrichtsbereiches sowie eines Teils des Lehrerkollegiums, wodurch auch 
das nachhaltige Festhalten der Ergebnisse über einen längeren Zeitraum (von Klasse 9 bis zur 
Klasse 12) erschwert wird. Darüber hinaus werden mögliche Potenziale anderer Fächer nicht 
genutzt. Die Unterstützung der Jugendlichen im Berufswahlprozess kann gelingen, wenn an 
den niedersächsischen Gymnasien dem individuellen Such- und Findungsprozess von Schüle-
rInnen mehr Zeit und Raum und dadurch Gewicht gegeben wird. Voraussetzung ist hierbei 
ein neues Verständnis des Berufswahlprozesses unter den Bedingungen der Risikogesell-
schaft. Das Optionswahlverhalten im Sinne eines vielfältigen Offenhaltens von Möglichkeiten 
kann nicht mehr negativ als Fehlverhalten junger Erwachsener interpretiert werden, die ihre 
Entscheidungen ab hoc und zufällig treffen. Vielmehr sollte hervorgehoben werden, dass sich 
die Jugendlichen der Beschäftigungsrisiken und –chancen bewusst sind und entsprechend re-
agieren. Damit sollten die Schulen der Sekundarstufe II den Erwerb folgender Schlüsselquali-
fikationen zukünftig fokussieren: ein breites Verständnis sozialer, ökonomischer, politischer 
und technischer Zusammenhänge, das Denken in übergreifenden komplexen Strukturen, die 
Fähigkeit zur Selbststeuerung des Lernens und zur realistischen Einschätzung der eigenen Fä-
higkeiten, Kommunikations- und Teamfähigkeit sowie Einfühlungsvermögen. Darüber hinaus 
muss der Unterricht deutlicher als bisher: problem- und anwendungsorientiert ausgerichtet 
sein und den SchülerInnen vielfältige Anlässe zum Erwerb und zur Erprobung ihrer Kompe-
tenzen bieten und Zeit und Raum für außerunterrichtliche Lernerfahrungen (Ex-
pertenbefragungen, Fallstudien, Planspiele, Erkundungen, Praktika etc.) in verschiedenen 
Lernfeldern geben. (vgl. Müller/ In: Schudy ebd., S.186-188) Um eine optimalere Koordina-
tion der unterschiedlichen Etappen der Berufswahl an den Gymnasien unterstützen und be-
gleiten zu können, käme der Einsatz eines neues Unterrichtsfaches, dem Berufswahl-
unterricht, in Frage. Damit ergäbe sich nach Schudy (2002) in Anlehnung an Friedrich (1989) 
folgendes Schaubild, welches die Prozesse der schulischen Berufsorientierung anschaulich 
zusammenfasst:  
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Abb.: Schudy ebd., S. 182 
1. 3. Die Berufswahltheorien 
Die (erste) Entscheidung für eine berufliche Laufbahn oder bereits für einen gezielten Beruf 
markiert für die meisten Jugendlichen das nahende Ende der Schulzeit und damit einen weite-
ren Übergang, den die Heranwachsenden zu bewältigen haben. Das Zustandekommen dieser 
Entscheidung wird durch viele innere und äußere Faktoren bedingt, hier beschreiben die Be-
rufswahltheorien die dabei ablaufenden Prozesse. Neben der Betrachtung der gesell-
schaftlichen, politischen und wirtschaftlichen Zusammenhänge, welche als äußere Bedingun-
gen der Berufswahl vorwiegend anhand der soziologischen Theorien untersucht werden, be-
schreiben psychologische Theorien die inneren Prozesse des Individuums bei der Wahl des 
Berufes. Um die verschiedenen Facetten des Berufswahlprozesses Jugendlicher deutlich zu 
machen, werden im Folgenden die sogenannten klassischen psychologischen Berufswahltheo-
rien vorgestellt. Dabei gibt es keine allgemeine Berufswahltheorie, vielmehr wurden zur Ent-
wicklung des komplexen Phänomens der Berufswahl zahlreiche Theorien entwickelt, welche 
je nach ihrer Fragestellung unterschiedliche Akzente setzen. (vgl. Driesel- Lange (2011), 
S.51ff.)  
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1.3.1. Die klassischen Berufswahltheorien 
Die klassischen Berufswahltheorien beschreiben den Prozess der Berufswahl als Allokations-
prozess (Scharmann, 1965, Daheim, 1967), als Entscheidungsprozess (Tiedemann & O´Hara, 
1963), als Matching- Prozess (Holland, 1997), als lebenslangen Entwicklungs- (Ginzberg, 
1951) und Lernprozess (Krumboltz, 1979) oder als Interaktionsprozess (Super, 1990). Jeder 
dieser berufswahltheoretischen Ansätze rückt einen bestimmten Aspekt des Berufswahlpro-
zesses in den Vordergrund und fokussiert stärker strukturtheoretische oder handlungstheo-
retische Aspekte des Berufswahlprozesses. (vgl. Oechsle u.a. (2009), S.24)  
Ziel der nun folgenden Darstellung ist nicht die erschöpfende Darstellung der Theorien, son-
dern vielmehr die vielseitigen Perspektiven des Berufswahlprozesses zu erschließen, um im wei-
teren Verlauf relevante Aspekte in der Auswertung der Studie berücksichtigen zu können. 
Ausgangspunkt des allokationstheoretischen Ansatzes zur Berufswahl, wie er von Schar-
mann (1965) und Daheim (1967) vertreten wird, ist die Gesellschaft (vgl. Beinke (a) (1999), 
S.75) Diesen Fokus auf gesellschaftliche Bedingungen macht Driesel- Lange (2011) durch ein 
Zitat von Scharmann (1966) deutlich: „Die Vorgänge der Berufswahl und Berufsfindung, 
mögen sie auch noch so sehr als subjektive Entscheidungen erlebt werden, sind realiter in ho-
hem Maße abhängig von den allgemeinen kulturellen und sozialen Bedingungen, von der je-
weiligen Wirtschaftslage und von den familialen Verhältnissen des Berufsanwärters, also von 
allgemeinen Bedingungen und Faktoren, auf die der einzelne meist nur einen geringen Ein-
fluss hat.“ (aus: Driesel-Lange ebd., S.54-55) Damit geht dieser soziologisch orientierte theo-
retische Erklärungsansatz davon aus, dass das Individuum den Berufswahlprozess zwar mit-
gestaltet, die Bedeutung der individuellen Entscheidung jedoch marginal ist. Äußere Gege-
benheiten schränken die Berufswahl ein, bestimmte Personen und Instanzen kontrollieren auf-
grund vereinbarter Regelungen den Zugang zu beruflichen Positionen. Ebenfalls maßgeblich 
sind die Interessen, Fähigkeiten sowie Wertvorstellungen und geschlechtsspezifische Erwar-
tungen des Berufswählers sowie der Einfluss von Familie, Schule und Schichtzugehörigkeit 
und die Bedingungen des aktuellen Arbeitsmarktes, welche die Orientierung und Festlegung 
auf einen bestimmten Beruf prägen. Dadurch wird die Berufswahl zu einem Prozess der Zu-
weisung (Allokation), bei dem der Berufswähler eine ihm zugeschriebene gesellschaftliche 
Rolle übernimmt.  Daheim (1970) manifestiert diese Grundgedanken in seiner Berufswahl-
theorie. Im Prozess der Berufswahl versuchen die Individuen ihre Orientierungen an die ge-
sellschaftlichen Rollenerwartungen bzw. die gesellschaftlichen Rollenerwartungen an ihre 
Orientierungen anzupassen. So kann ein Individuum einen Beruf, der aufgrund der an ihn ge-
bundenen Rollenerwartungen nicht angemessen erscheint, ablehnen. Der gesamte Prozess der 
Berufswahl lässt sich nach Daheim in drei Stufen gliedern, in dem sich die Vielzahl be-
ruflicher Möglichkeiten des Menschen immer weiter einengen, bis ihm schließlich eine Be-
rufsposition zugeordnet wird. Dabei werden alle Menschen nach bestimmten Kriterien auf 
verschiedene Positionen aufgeteilt. Faktoren dieser Einschränkung sind: Herkunft, Ge-
schlecht, Rasse, Religion, Nationalität, Kenntnis der Berufswelt und sogenannte Realitäts-
faktoren wie körperliche und geistige Fähigkeiten und die Verfügbarkeit der Berufsposi-
tionen.5 Die Summe der Selektionsprozesse auf diesen drei Stufen bildet den gesamten Allo-                                                             5 In der ersten Stufe entscheidet sich der junge Mensch für eine bestimmte Schulbildung, diese erlaubt ihm eine 
bestimmte Ausbildung zu absolvieren, wodurch er auf eine Berufsposition vorbereitet wird. Diese Entschei-
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kationsprozess der Berufswahl, der sich in mehren Schritten vollzieht. Der Prozess beginnt 
mit der Geburt und endet mit dem Berufsaustritt, wobei das Individuum auf eine bestimmte 
Berufsposition durch die Anpassung ihrer Orientierungen an die gesellschaftlichen Rollener-
wartungen und die jeweiligen Zugangsbeschränkungen eines Berufes zugewiesen wird. (vgl. 
Driesel-Lange ebd., S. 55-56). Der Zuweisungsprozess lässt sich anhand eines Schaubildes 
verdeutlichen: 
 
Abb. Driesel-Lange ebd., S. 56 (zit. n. Bußhoff, 1989) 
In Entwicklungsmodellen zur Berufswahl wird beschrieben, welche beruflich relevanten Per-
sönlichkeitseigenschaften sich in welcher Lebensphase herausbilden, d.h. wie sich das Be-
rufswahlverhalten in bestimmten Lebensphasen äußert und welchen Einfluss die soziale Um-
welt in den Phasen ausübt. Dabei wird die Berufswahl explizit als Prozess beschrieben, sie re-
präsentiert keine einmalige Entscheidung, sondern eine stufen‐  und phasenweise Entwick-
lung der Berufswahlentscheidung. Untersucht wird, in welchen Lebensphasen sich die rele-
vanten Persönlichkeitsmerkmale herausbilden und welchen phasenspezifischen Einfluss die 
soziale Umwelt hat. Ginzberg und seine Mitarbeiter (1951) entwickelten den ersten entwick-
lungspsychologischen Ansatz mit ihrer Phasentheorie der Berufswahl. Sie sahen Berufswahl 
als eine Abfolge beruflicher Entscheidungsprozesse, die in einem engen Zusammenhang ge-
sehen werden müssen. (vgl. Driesel-Lange ebd., S.60; Herzog u.a. (2006), S.16) Ginzberg 
charakterisiert den Berufswahlprozess, der etwa zehn Jahre umfasst, als eine Folge von drei 
Entwicklungsstufen. 6 Dabei bedingen einmal getroffene Entscheidungen spätere Entschei-                                                                                                                                                                                              
dungen werden stark von der schichttypischen Orientierung der Familie beeinflusst. Die zweite Stufe beinhaltet 
die Entscheidung für eine Ausbildung, dabei wird der Einfluss der Familie von dem Einfluss der Lehrer, der Be-
rufsberatung, anderer Berufsinhaber und der Freunde (Peers) bei der Berufswahl und der Prägung der Orientie-
rungen abgelöst. Auf der dritten Stufe werden verschiedene Berufe im Laufe des Arbeitslebens gewählt, wobei 
die Berufslaufbahn durch Arbeitsplatzwechsel oder durch Berufswechsel verändert werden kann. Die Orientie-
rung wird in dieser Phase von Kolleginnen und Kollegen, Führungskräften und von der gegründeten Familie be-
einflusst. 6 Casarano (2004) beschreibt diese Phasen in Anlehnung an Seifert (1977):  Fantasy: Die erste Phase erstreckt 
sich etwa vom 7. bis zum 11. Lebensjahr. In dieser Zeit finden ausschließlich Phantasiewahlen statt. Das Kind 
glaubt hier, alles werden zu können. Eigene Vorstellungen über berufliche Anforderungen und individuelle Zu-
gangsvoraussetzungen (Eignung) bestehen noch nicht bzw. spielen keine Rolle. Tentative: Die zweite Periode 
reicht etwa vom 11. bis zum 17. Lebensjahr. In dieser Phase kommt es bereits zu ersten Probewahlen, welche 
zunächst von persönlichen Interessen, dann von den eigenen Fähigkeiten und später auch von Werthaltungen ge-
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dungen und können wegen ihrer Folgewirkungen nicht ungeschehen gemacht werden. Der 
Prozess der Berufswahl endet mit einem Kompromiss zwischen inneren und äußeren Fak-
toren, d.h. zwischen den  Interessen, Fähigkeiten und Wertehaltungen des Individuums und 
den durch die Arbeitsmarktlage, der Einkommensstruktur und dem Sozialprestige des Berufes 
bedingten äußeren Möglichkeiten. (vgl. Casarano (2004), S.43) 
Das Konzept von Super (1990) fokussiert die einzelnen Berufswahlentscheidungen eben-
falls anhand von Entwicklungsprozessen, diese finden jedoch in den entsprechenden Lebens-
phasen als so genannte Laufbahnmuster relativ fließend aufeinander folgend statt. Hirschi 
(2013) betont dies: „Laufbahnentwicklung ist eine dynamische Interaktion von Person und 
Umwelt und findet nicht in bestimmten, festgelegten Phasen statt.“ (aus: Hirschi/ In: Brüg-
gemann u.a. (2013), S.28-19) In diesem dynamischen Prozess entwickelt der junge Mensch 
ein Selbstkonzept, welches seine Interessen, Fähigkeiten, Werte und Zielvorstellungen bein-
haltet. Super (1953-1994) entwickelte Grundthesen, welche das Kernstück seiner Arbeit und 
damit die Grundlage für die entwicklungspsychologische Theorie bilden (vgl. Driesel ebd., 
S.62-64):  
1. Menschen haben unverwechselbare Persönlichkeiten. Sie unterscheiden sich aufgrund ihrer 
Fähigkeiten, Bedürfnissen, Wertvorstellungen, Interessen, Eigenschaften und Selbstkon-
zepten. 
2. Daher ergibt sich die Eignung jedes Menschen für jede für mehrere Berufe. 
3. Jeder Beruf zeichnet sich durch ein charakteristisches Muster aus, das durch Fähigkeiten 
und Persönlichkeitsmerkmale gekennzeichnet ist. Es besteht jedoch eine gewisse Toleranz-
breite, so dass sich jeder Mensch für eine Reihe von Berufen eignet und jeder Beruf unter-
schiedlichen Menschen offen steht. 
4. Aufgrund von Erfahrungen und im Laufe der Zeit ändern sich berufliche Präferenzen und 
Fähigkeiten sowie die Lebens- und Arbeitszusammenhänge der Menschen. Dadurch verän-
dern sich auch Selbstkonzepte. 
5. Dieser Veränderungsprozess lässt sich in einem Zyklus von Lebensstadien7 zusammenfas-
sen.  
                                                                                                                                                                                              
prägt werden. Realistic: Die dritte Stufe beginnt mit dem 17. Lebensjahr. In dieser Phase erkennt das Individu-
um, dass es einen Kompromiss zwischen den eigenen Wünschen und den ihm verfügbaren Möglichkeiten su-
chen muss. Hier wird auf einer realitätsbezogenen Grundlage die Berufswahl schließlich vollzogen. (vgl. Casa-
rano (2004), S.43)  7 Stadium des Wachstums (Growth): bis 14 Jahre, in der Phantasie werden berufliche Rollen durchgespielt und 
dabei persönliche Interessen und Fähigkeiten erkannt, das Selbstkonzept entwickelt sich vorwiegend durch Iden-
tifikation mit Schlüsselpersonen in Familie und Schule, Explorationsstadium:  15–24 Jahre, Jugendliche neh-
men in der Schule, in der Freizeit und in Teilzeitbeschäftigungen unterschiedliche Rollen ein und versuchen sich 
zunehmend bewusster und realistischer zu erproben, Etablierungsstadium (Establishment): 25 – 44 Jahre, die 
jungen Erwachsenen unternehmen zunehmend mehr Anstrengungen, sich in dem von ihnen persönlich ge-
fundenen Berufsfeld eine dauerhafte Position zu sichern, Stadium der Erhaltung (Maintenance): 25 – 44 Jahre, 
nachdem im mittleren Erwachsenenalter ein fester Platz in der Arbeitswelt gefunden wurde, entsteht das Bedürf-
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6. Das Laufbahnmuster ist bestimmt durch folgende Faktoren: sozioökonomischer Status der 
Eltern, eigene geistige und fachliche Fähigkeiten, Erziehung und Ausbildung des Indivi-
duums, Persönlichkeitsmerkmale wie Bedürfnisse, Wertvorstellungen, Interessen, Eigen-
schaften und Selbstkonzept, berufliche Reife und Verfügbarkeit beruflicher Möglichkeiten. 
7. Die erfolgreiche Bewältigung der Anforderungen der Umwelt hängt von der Bereitschaft 
des Individuums, der so genannten Berufswahlreife, ab, diese Anforderungen zu meistern, 
sie wird bestimmt durch physische, psychische und soziale Merkmale. 
8. Die Berufswahlreife kennzeichnet das erreichte berufliche Entwicklungsniveau eines Indi-
viduums innerhalb seiner beruflichen Laufbahn. Sie lässt sich operationalisieren. 
9. Die Entwicklung in den einzelnen Lebensstadien lässt sich steuern – zum einen durch die 
Förderung der Fähigkeits- und Interessenentwicklung, zum anderen durch die Unterstüt-
zung von Realitätserprobung und Entwicklung von Selbstkonzepten. 
10. Die Entwicklung und Umsetzung beruflicher Selbstkonzepte manifestiert im Wesentli-
chen den Prozess der beruflichen Entwicklung (Synthese- und Kompromissprozess). Das 
Selbstkonzept ist dabei das Resultat aus dem Zusammenwirken von angeborenen Fähig-
keiten, körperlicher Ausstattung, der Möglichkeit verschiedene Rollen zu beobachten und 
auszuprobieren sowie dem Ausmaß an Anerkennung, das die Person beim Rollenspiel mit 
Kollegen und Vorgesetzten erfährt. 
11. Der Entwicklungsprozess beruht auf Rollenspielen und Feedback zwischen individuellen 
und sozialen Faktoren, zwischen Selbstkonzepten und Realität. 
12. Die Arbeits- und Lebenszufriedenheit einer Person hängt davon ab, inwieweit es ihr ge-
lingt, adäquate Ausdrucksmöglichkeiten für Fähigkeiten, Bedürfnisse, Werthaltungen, In-
teressen, Persönlichkeitseigenschaften und Selbstkonzepte zu finden. 
13. Der Grad der persönlichen Arbeitszufriedenheit ist abhängig vom Grad, in dem eine Per-
son ihr Selbstkonzept in der Arbeit realisieren kann. 
14. Für die meisten Menschen stellen Arbeit und Beruf eine zentrale Grundlage dar. Es gibt 
jedoch auch Menschen, für die andere Bereiche, z.B. Freizeitaktivitäten, im Vordergrund 
stehen. Gesellschaftliche Traditionen (insbesondere geschlechtsspezifische Stereotype) 
sind neben dem Angebot an beruflichen Traditionen und individuellen Unterschiede 
ebenfalls wichtige Einflussfaktoren. 
Im Archway Modell stellt Super die individuellen und die soziokulturellen  Faktoren in Form 
von zwei Säulen dar und beschreibt damit, wie es zur Entwicklung des beruflichen Selbst-
konzeptes kommt: 
                                                                                                                                                                                                
nis, diesen zu erhalten, Stadium des Abbaus (Disengagement): 66 – 70 Jahre, im späten Erwachsenenalter neh-
men die physischen und geistigen Kräfte ab, was zur Verlangsamung und zum Abbruch der Arbeitsaktivität 
führt. (vgl. Casarano (2004), S.45; Driesel- Lange (2011), S.65-66) 
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Individuum  Umfeld 
Diese Säule repräsentiert 
psychodynamische Kompo-
nenten sowie Inhalte des Per-
sönlichkeits- und  
Leistungsbereiches  
(Bedürfnisse, Werte, Interes-
sen, Intelligenz, Fähigkei-
ten). 
Übernahme sozialer Rollen 
Positive /negative Er- fah-
rungen 
Soziales Lernen 
Entscheidungen 
Entwicklung des Selbstkon-
zepts 
Diese Säule umfasst das so-
ziale und gesellschaftli- che 
Umfeld  
                             (Gemein-
de, Schule, Familie, Peer 
Gruppen, Wirtschaft, Gesell-
schaft, Arbeitsmarkt). 
Abb.:  Casarano ebd., S.46 
Demnach übernimmt der Mensch aufgrund seiner Persönlichkeit und der Einbindung in sein 
soziales Umfeld mehr oder weniger bewusst soziale Rollen. Diese können während ihrer 
Ausübung zu positiven und negativen Erfahrungen führen, aus denen das Individuum lernt 
und gegebenenfalls auch sein Selbstkonzept verändert. Ebenso wichtig erscheint die Unter-
suchung von Entscheidungsprozessen, welche zur Entwicklung des Selbstkonzepts beitragen. 
(vgl. Casarano ebd., S. 46) 
Nach dem lerntheoretischen Ansatz werden Berufsentscheidungen aus den spezifischen 
Lernerfahrungen eines Individuums erklärt. Die Berufswahl erscheint als Resultat einer Kette 
von Lernerfahrungen. Berufswähler sammeln demnach in der Auseinandersetzung mit ihrer 
Umwelt eine Reihe von Erkenntnissen. Sie lernen zum einen, auftretende Probleme zu bewäl-
tigen. Als erfolgreich erkannte Strategien werden dann auf andere Situationen übertragen, wo-
durch die Lernerfahrungen generalisiert werden. In diesem Lernprozess bilden sich grund-
legende Fähigkeiten der Problembewältigung, z.B. Planungskompetenz, Informationsbeschaf-
fung, Bereitschaft zur Entscheidung heraus. Auch die Überzeugungen über das eigene Selbst 
werden als Ergebnis sozialer Lernprozesse begriffen. Die Berufswähler lernen, ihre persönli-
chen Bedürfnisse und Vorlieben zu erkennen sowie die eigenen Begabungen und Leistungen 
besser einzuschätzen. Sie entwickeln dabei ein Bild von sich selbst- ihr Selbstkonzept. Auf-
grund des Selbstkonzeptes wiederum werden bestimmte Berufsfelder oder Berufe fokussiert. 
(vgl. Herzog u.a. ebd., S.19-20) Krumboltz (1979) versucht in seiner Theorie, die lern-
psychologische Perspektive mit entwicklungstheoretischen Argumenten von Super zu ver-
binden. Casarano (2004) zitiert in diesem Zusammenhang nach Peterson & Gonzáles (2000) 
vier Faktoren, die Einfluss auf die individuelle Karriereentwicklung haben8. Durch das Zu-                                                             
8 genetische Ausstattung und spezielle Fähigkeiten: Das Geschlecht, die Herkunft und das Aussehen einer Per-
son haben Einfluss darauf, wie diese Person auf andere wirkt. Eine Person kann mit bestimmten Fähigkeiten 
ausgestattet sein, die Zugang zu bestimmten Arbeitsfeldern eröffnen (z.B. allgemeine Intelligenz, musikalische 
Fähigkeiten, künstlerische Fähigkeiten, motorische Fähigkeiten). Umweltbedingungen und Ereignisse: Die 
Umweltbedingungen beinhalten sowohl Aspekte der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik, als auch geographische, 
wirtschaftliche und bildungspolitische Verhältnisse. Lernerfahrungen: Individuen können instrumentell oder 
assoziativ lernen. Instrumentelles Lernen äußert sich darin, dass sich das Individuum in der Lage sieht, durch ei-
genes Verhalten Einfluss auf die Umwelt zu nehmen. Beim Assoziativen Lernen erkennt das Individuum Bezie-
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sammenwirken der genetischen Ausstattung, der Umweltbedingungen und der individuellen 
Lernerfahrungen ergeben sich eine Vielfalt von Fähigkeiten, die es ermöglichen, den An-
forderungen der Arbeitsumwelt gerecht zu werden. Die Berufswahl verläuft problemlos, wenn 
die Interessen eines Individuums zu einem Teil seines Selbstkonzeptes werden und einen adä-
quaten Bezug zu dem angestrebten oder bereits realisierten beruflichen Feld aufweisen. Pro-
bleme stellen sich hingegen ein, wenn die Person bei der Berufswahl nicht auf ausreichende 
Lernerfahrungen zurückgreifen kann. Da die Berufswahl mit einer Entwicklung der eigenen 
Persönlichkeit verbunden ist, kann das Festhalten an bis dahin gelernten Dispositionen unter 
Umständen hinderlich sein. Gefordert sind dann eine Anpassung im Sinne einer Umstruktu-
rierung bzw. Neuausrichtung des Selbstbildes sowie eine Neubeurteilung der eigenen Stärken 
und Schwächen.(vgl. Herzog u.a. ebd., S. 20) 
Bei der differentialpsychologischen Perspektive wird die Berufswahl als ein Prozess der 
Zuordnung von persönlichen Eigenschaften zu Merkmalen von Berufen verstanden. In dem so 
genannten Matching Modell besitzt jede Person bestimmte Persönlichkeitsmuster, d.h. Fähig-
keiten, Werte und Interessen, und jeder Beruf entspricht einem typischen Anforderungsmuster 
sowie Befriedigungspotential. Es geht im Rahmen der Berufswahl nun darum, dass Berufs-
wähler versuchen, den Beruf zu wählen, welcher ihrem Persönlichkeitsmuster am ehesten ent-
spricht. Gelingt es einer Person, den ihr entsprechenden Beruf zu finden, so wird angenom-
men, dass die Voraussetzungen für eine optimale Berufsleistung sowie eine hohe Arbeits-
zufriedenheit gegeben sind. (vgl.  Herzog u.a. ebd., S.14-15) Die Theorie der beruflichen Inte-
ressen- und Persönlichkeitstypen ist von Holland (1997) zu einer typologischen Berufs-
wahltheorie erweitert worden. Sie postuliert, dass Personen und Arbeitsumwelten in sechs 
grundlegende Typen kategorisiert werden können.9 Durch den Vergleich der Persönlichkeits-                                                                                                                                                                                              
hungen zwischen bestimmten Situationen und positiven bzw. negativen Erlebnisinhalten, die sich jedoch dem 
individuellen Einflussbereich entziehen. Arbeitsbezogene Aufgaben: Hier verfügt eine Person über die Fähig-
keit, sich klare Ziele zu setzen und in Erfahrung zu bringen, wie diese erreicht werden können. (vgl. Casarano 
ebd., S.51) 9 1. Der realistische Typ (Realistic): handwerklich- technisch begabt, bevorzugt praktische, technische und kör-
perliche Arbeiten, bei denen er mit Hand und Werkzeug bauen, reparieren oder großziehen und züchten kann. Er 
arbeitet oft im Freien, ist erzieherischen und therapeutischen Tätigkeiten gegenüber abgeneigt und wird als ehr-
lich, praktisch und selbstbewusst beschrieben. 2. Der intellektuelle Typ (Investigative): untersuchend- for-
schend, analytisch, neugierig, mechanisch begabt und gelehrt bevorzugt es, abstrakte Probleme zu lösen und ar-
beitet gern allein. Sein Tätigkeitsfeld ist vorwiegend im wissenschaftlichen Umfeld. Er mag keine Routine. Sei-
ne Persönlichkeitsmerkmale sind: analytisch, unabhängig, neugierig und präzise. 3. Der künstlerische Typ (Ar-
tistic): künstlerisch- kreativ, mag es, mit dem Kopf zu arbeiten und Ideen zu produzieren. Er mag keine struk-
turierten Situationen, Regeln und physische Arbeiten. Seine Persönlichkeitsmerkmale sind: ideenreich, idealis-
tisch, originell, intuitiv und expressiv. 4. Der soziale Typ (Social): erziehend- pflegend, hilfsbereit und empa-
thisch, mag es, mit anderen Menschen zusammenzuarbeiten und diese zu informieren, zu trainieren, fort-
zubilden, zu pflegen und zu helfen. Er mag es weniger, Maschinen oder physische Kraft einzusetzen. Er ist ko-
operativ, verständnisvoll, hilfsbereit und gesellig. 5. Der unternehmerische Typ (Enterprising): führend- ver-
kaufend, extrovertiert, dominant, enthusiastisch, abenteuerlustig und selbstsicher, mag es, mit anderen Menschen 
zusammenzuarbeiten, um diese zu beeinflussen, zu führen oder zu managen. Er mag keine Präzisionsarbeit, kei-
ne konzentrierte intellektuelle Arbeit, sowie systematische Aktivitäten. Seine Persönlichkeitsmerkmale sind: 
überzeugend, lebhaft und ehrgeizig. 6. Der konventionelle Typ (Convential): ordnend- verwaltend, bevorzugt 
es, mit Wörtern und Zahlen zu arbeiten und führt gerne detaillierte Instruktionen aus. Er mag keine Unklarhei-
ten, Strukturlosigkeit sowie unsystematische Tätigkeiten.   
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merkmale einer realen Person mit den sechs Typen lässt sich ermitteln, mit welchem Typ die 
Person die größte Ähnlichkeit aufweist und entsprechend zugeordnet werden kann. Holland 
geht in seiner Theorie darüber hinaus davon aus, dass Menschen nach Umwelten suchen, die 
es ihnen ermöglichen, ihre Fähigkeiten und Fertigkeiten anzuwenden sowie ihre individuellen 
Einstellungen und Werte auszudrücken und auszuleben. Demnach suchen sich Personen op-
timalerweise einen Umwelttyp aus, welcher am besten zu ihren Neigungen und Fähigkeiten 
passt. Die Passgenauigkeit des Umwelttytps und der Orientierungen der Person wird als Kon-
gruenz bezeichnet. Je näher der Persönlichkeits- und Umwelttyp in dem hexagonalen Modell 
beieinander liegen, desto höher ist die Kongruenz und desto wahrscheinlicher werden sich be-
ruflicher Erfolg, Zufriedenheit und Stabilität in der Berufsausübung einstellen. (vgl. Beinke 
(a) (1999), S.74; Driesel- Lange ebd., S.70-73; Hirschi/ In: Brüggemann u.a. (2013), S.27; 
Schuler u.a. (2007), S.417-18) 
 
 
Abb.: Das Hexagonale Modell von Holland, aus: Schuler u.a. (2007), S.418 (zit. nach Holland, 1997) 
Holland entwickelte ebenfalls ein Modell zur entwicklungspsychologischen Fundierung der 
oben beschriebenen Interessentypen. Hierbei ging er von folgenden Annahmen aus: 
Psychische Merkmale weisen ein gewisses Maß an Zeitstabilität und Konsistenz auf: Hier 
greift Holland sowohl auf Erblichkeitsansätze als auch auf lerntheoretische Überlegungen zu-
rück. Dieser Grundgedanke besagt, dass sich die beruflichen Interessen einer Person zu-
mindest zu einem Teil aus den Interessen ihrer Eltern ableiten lassen. Die Reproduktion kann 
auf zweierlei Weise erfolgen – zum einen über eine genetische Transition und zum anderen 
über erzieherische Einflüsse des Elternhauses. Die Eltern lenken die Aufmerksamkeit ihrer 
Kinder auf solche Tätigkeitsbereiche, für die sie sich interessieren, sie fördern die Ausein-
andersetzung mit Gegenständen aus diesen Bereichen oder aber unterdrücken andere. 
Menschen sind aktiv in der Gestaltung ihres Lebens: Holland konzipiert den Menschen, ins-
besondere in der Berufswahl, als aktiv handelndes Subjekt. 
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Neben individuellen Merkmalen haben auch Umwelten einen Einfluss auf die Berufswahl 
von Personen: Berufliche Interessen werden meist über Attraktivitätseinschätzungen erho-
ben, die Personen über einzelne berufliche Tätigkeiten abgeben. Berufliche Tätigkeiten bein-
halten Auseinandersetzungen mit spezifischen Gegenständen und  verschiedenartigen Wis-
sensgebieten, welche ein situationales Interesse bei dem Berufswähler hervorruft und ihn in 
seinem Bestreben bestärkt, eine bestimmte berufliche Position zu erreichen, um sich mit den 
entsprechenden Gegenständen beruflich auseinandersetzen zu können. Neben dieser indivi-
duellen Interessenentwicklung bestehen auch Einflüsse aus der schulischen Umwelt und aus 
der Gruppe der Gleichaltrigen (Peers). (vgl. Rolfs (2001), S.25-26, 63)  
Seine Überlegungen illustrierte er ebenfalls mittels eines Schaubildes: 
Abb.: Rolfs ebd., S.25 (zit. nach Holland, 1997) 
Bei entscheidungstheoretisch orientierten Berufswahltheorien liegt der Fokus auf der Struktur 
der Entscheidungssituation bzw. dem Verhalten des Entscheidungssubjektes. Dabei ist nicht 
die lange Vorbereitung der Entscheidung von Interesse, sondern die Entscheidung selbst.  
(vgl. Herzog u.a. ebd., S.22) Die entscheidungstheoretischen Ansätze lassen sich auf ein ge-
meinsames Grundmodell zurückführen. Im Rahmen dieses Modells wird der Berufswähler als 
Entscheidungssubjekt aufgefasst, das in einer Entscheidungssituation mit der Notwendigkeit 
konfrontiert wird, eine berufsbezogene Wahl zu treffen. Die zur Lösung dieses Problems vor-
handenen Informationen über sich selbst und über die Berufsalternativen werden mit Hilfe 
von Entscheidungsregeln verarbeitet. Auf der Basis mehr oder weniger rationaler Kalküle 
wird die Entscheidung schließlich getroffen und der gewählte Handlungsentwurf verwirklicht. 
Der Weg zur Entscheidungsfindung lässt sich anhand von zwei Grundmodellen differenzie-
ren: dem offenen und dem geschlossenen Modell. Beim offenen Modell wird die Entschei-
 
 63 
 
dungssituation als Problemlösesituation begriffen, da die Person über mögliche Handlungs-
alternativen und deren Konsequenzen nicht ausreichend bzw. vollständig informiert ist. Dar-
über hinaus verfügt das Individuum nicht über geeignete Entscheidungsregeln und hat keine 
Rangfolge hinsichtlich der eigenen Ziele gebildet. Dadurch wird die Entscheidung nach sub-
jektiv eingeschätzten und empfundenen Kriterien getroffen. Beim geschlossenen Modell be-
findet sich die Person in einer klar strukturierten Entscheidungssituation, welcher drei An-
nahmen zugrunde liegen.10 Hierbei wird die Berufswahl folglich als rational bestimmter Pro-
zess betrachtet, welcher sich in aufeinander aufbauenden Entscheidungsschritten vollzieht: 
Problemfeststellung: Ein Entscheidungsprozess beginnt mit einer ungeklärten Situation und 
dem Versuch, diese durch eine bestimmte Handlung zu lösen. 
Suche nach Informationen und deren Verarbeitung: Bis es zur Entscheidung kommt, zieht 
das Individuum mehrere Handlungsalternativen in Erwägung und spielt diese mental durch. 
Zum einen verfügt das Individuum zum Zeitpunkt des Problems über Informationen, zum an-
deren werden aber auch weitere Informationen während des Entscheidungsprozesses einge-
holt. 
Herausarbeiten von Entscheidungsalternativen: Aus dem Wechselspiel zwischen dem Ein-
holen von Informationen und der mentalen Probehandlungen erfolgt eine motivationale und 
kognitive Strukturierung der Situation. 
Entscheidung: Die Anzahl der Alternativen wird schließlich bis auf eine reduziert, die Ent-
scheidung wird getroffen und realisiert. 
Umsetzung der Entscheidung sowie Auseinandersetzung mit und Überwindung von Nach-
entscheidungsproblemen. (vgl. Driesel-Lange ebd., S.58-59)  
Hierbei wird davon ausgegangen, dass der Berufswähler alle Berufswahlalternativen kennt 
sowie über weitgehend vollständige Informationen verfügt und sich zudem absolut rational 
verhält, indem er jede Berufswahlalternative gemäß seiner Entscheidungsregel/n bewertet und 
nach dem Prinzip der Nutzenmaximierung handelt. Offenere und deskriptivere Entschei-
dungsmodelle gehen von nicht völlig strukturierten, statisch gegebenen Situationen aus. Da-
mit werden die Entscheidung beeinflussende Faktoren, insbesondere die Entstehung von Ent-
scheidungen, berücksichtigt und der Prozess damit ganzheitlicher. (vgl. Beinke (a) ebd., S.76-
77) Tiedemann und O´Hara (1963), zit. von Casarano (2012) greifen diese Überlegungen auf 
und definieren die berufliche Entwicklung als lebenszeitlichen Prozess, welcher fortwährend 
von Entscheidungen geformt und strukturiert wird. Dabei ist das Ziel die Identifikation mit 
seiner Arbeit. Nach ihnen hat jede Entscheidung zwei Perioden oder Aspekte, welche wiede-
rum in mehrere Phasen untergliedert sind und das gesamte berufliche Leben andauern:                                                              10 1. Der Berufswähler besitzt wertende Entscheidungsprämissen, d.h. er hat bestimmte berufliche Interessen 
oder Werthaltungen, Neigungen und Fähigkeiten. 2. Der Berufswähler verfügt über kognitive Entscheidungs-
prämissen, d.h. er nimmt alternative Berufswahlmöglichkeiten wahr. 3. Der Berufswähler verfügt über eine oder 
mehrere Entscheidungsregeln, nach denen entscheidbar ist, welche der Berufswahlalternativen bei den gegebe-
nen Interessen, Neigungen und Fähigkeiten gewählt wird. (vgl. Beinke (a) (1999), S.76)  
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Antizipation: Das Individuum befasst sich mit den zur Verfügung stehenden beruflichen Ent-
wicklungsmöglichkeiten (Phase der Exploration) und fokussiert aus den Alternativen be-
stimmte Vorlieben heraus (Phase der Kristallisation). Sobald sich die Präferenzen stabilisiert 
haben, erfolgt die Wahl oder Entscheidung (Phase der Wahl). Ist die Wahl bzw. die Ent-
scheidung gefallen, beschäftigt sich die Person mental mit dem Berufseintritt, indem sie sich 
den beruflichen Alltag vorstellt und ggf. vorhandene Zweifel nochmals reflektiert (Phase der 
Spezifikation). 
Verwirklichung/ Anpassung: Beim Eintritt in das Berufs- bzw. Arbeitsleben befasst sich die 
Person insbesondere mit der Aufgabe der Einführung und  Integration in das soziale System 
des gewählten Berufs- und Tätigkeitsfeldes (Phase der Einführung). Verhält sich das In-
dividuum anfangs noch passiv aufnehmend, so beginnt es bei erfolgter Integration und Aner-
kennung seitens der Kollegen auf das soziale Umfeld ebenfalls einzuwirken (Phase der Um-
gestaltung). Dabei sind jedoch auch Kompromisse unausweichlich, welche seitens der Person 
sowie ihres sozialen Umfeldes in ein dynamisches Gleichgewicht gebracht werden müssen 
(Phase der Integration). (vgl. Casarano ebd., S.47) 
Wie man mehrfach erkennen konnte, wirkt auf die Berufswahl eine Vielzahl komplexer Fak-
toren. Dies erschwert maßgeblich die Bildung einer einheitlichen Theorie. Bis heute existiert 
kein allgemeingültiges Theoriemodell. Die Berufswahltheorien unterscheiden sich durch die 
unterschiedliche Betrachtung der Einflussstärke der verschiedenen Faktoren auf die Be-
rufswahl. In den persönlichkeitspsychologischen Ansätzen werden, da die optimale Zuord-
nung von Persönlichkeitsstrukturen und Anforderungsstrukturen des Berufes im Zentrum der 
Untersuchung steht, die existierenden gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen nur am Rande betrachtet. Insbesondere die durchaus einschränkenden Bedingungen 
des Ausbildungs‐ und Arbeitsmarktes führen jedoch oftmals dazu, dass nicht genau der Beruf 
gewählt wird, der den Eignungen und Neigungen des Berufswählers am ehesten entspricht. In 
den entwicklungspsychologischen Ansätzen kommt eine ausschlaggebende Betrachtungs-
weise hinzu- die Berufswahl wird hier als Prozess betrachtet und in Abhängigkeit von der in-
dividuellen psychischen Entwicklung erklärt. Der entscheidende Begriff, welcher diese An-
sätze prägt, ist die „Berufswahlreife‟. Die Darstellung und Erklärung der Berufswahl kon-
zentriert sich hier ebenfalls hauptsächlich auf das Individuum. Damit wird die Verantwortung 
für den beruflichen Erfolg bzw. Misserfolg erneut isoliert und auf den Berufswähler verlagert. 
In den soziologischen und ökonomischen Ansätzen wird im Gegensatz zu den anderen Per-
spektiven insbesondere den gesellschaftlichen, politischen und wirtschaftlichen Aspekten Be-
achtung geschenkt. Hier werden vorwiegend Umstände wie Geschlecht, Schichtzugehörig-
keit, Wirtschaftsstruktur sowie regionale Gegebenheiten beobachtet. Unterdessen wird den 
Persönlichkeitsfaktoren lediglich eine geringe Bedeutung beigemessen, somit erfolgt auch 
hier eine einseitige Betrachtung der Berufswahl. Nach dieser Auffassung haben die Berufs-
wähler selbst kaum Eingriffsmöglichkeiten, sie werden durch die gesellschaftlichen und öko-
nomischen Verhältnisse gesteuert. In entscheidungstheoretischen Ansätzen wird davon aus-
gegangen, dass auf der Grundlage von alternativen Handlungsmöglichkeiten rationale Be-
rufswahl-entscheidungen getroffen werden. Durchdachte Entscheidungen und vollständige In-
formationen bei der Berufswahl sind jedoch in der Realität kaum anzutreffen. Ein weiteres 
Problem bei dieser Betrachtung ergibt sich daraus, dass die zukünftig eintretenden Ergebnisse 
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nicht absehbar sind, denn aufgrund der unvorhersehbaren Entwicklung auf dem Ausbildungs- 
und Arbeitsmarkt sowie der Entkoppelung von Qualifikationsstufen und neuen Beschäfti-
gungsstrukturen können die Konsequenzen der Entscheidungen kaum vorhergesagt werden. 
Des Weiteren erwerben die Jugendliche erst im Zuge des Erwachsenwerdens eigene Beur-
teilungsmaßstäbe für ihre Interessen an einem bestimmten Beruf, und erst auf dieser Basis 
lassen sich klare Zielvorstellungen und Karriereperspektiven entwickeln. Unter Beachtung 
dieser Betrachtungsweisen können die Handlungsalternativen kaum richtig bewertet werden, 
was wiederum eine adäquate Berufswahl unmöglich macht. In der Berufswahlforschung wur-
de zudem kaum berücksichtigt, dass der Berufswahlprozess in der unlenkbaren Phase der 
Adoleszenz stattfindet. In dieser Phase existieren für die Jugendlichen viele Widersprüche in 
den von ihnen wahrgenommenen Anforderungen des Lebens sowie ihrer bisherigen Erfah-
rungswerte sowie der aktuellen Lebensziele. Die eigene Identität muss entwickelt werden und 
zwischen psychischen Anforderung- und Bewältigungsmechanismen und den strukturellen 
gesellschaftlichen Barrieren muss eine Berufswahl getroffen werden. Hierbei muss die in-
dividuelle Berufswahl als ein komplexer zeitlich ausgedehnter Berufsfindungsprozess ver-
standen werden, welcher durch die Auseinandersetzung mit den beteiligten Personen und In-
stitutionen innerhalb der unterschiedlichen sozialen und ökonomischen Rahmenbedingungen 
stattfindet, wobei die Neigungen und Fähigkeiten der Berufswähler sowie ihre unterschied-
lichen Sozialisationserfahrungen mit berücksichtigt werden müssen. Die verschiedenen Be-
rufswahltheorien betonen entweder die personalen oder die Umweltfaktoren. Keine der aufge-
führten Theorien beschreibt umfassend die komplexen interdependenten Zusammenhänge des 
Entscheidungsprozesses bei der Berufswahl. (vgl. Driesel- Lange ebd., S.85-86; Herzog ebd., 
S. 14-25)  
1.3.2. Neue(re) Berufswahltheorien  
In den letzten zehn Jahren hat sich eine Reihe von neuen Strömungen in der Laufbahn-
psychologie herausgebildet. Diese theoretischen Perspektiven bauen auf den klassischen Be-
rufswahltheorien auf, welche zuvor bereits grob skizziert wurden. Sie machen jedoch die älte-
ren Berufswahltheorien nicht obsolet, sondern ergänzen sie in wichtigen Bereichen. Aus die-
sem Grund werden einige neuere Berufswahltheorien im Folgenden dargestellt und näher be-
trachtet. 
Ein häufiges Merkmal von klassischen Berufswahltheorien, z.B. die Berufswahl als Zu-
ordnungsprozess von Holland, ist, dass sich auf die einzelne Person fokussiert wird. Dabei 
wird davon ausgegangen, dass die persönlichen Interessen und Fähigkeiten die Berufswahl 
bestimmen und der Berufswähler einen Beruf wählt, welcher zu ihm passt. Je besser diese 
Passung von Person zu Beruf ist, desto optimaler und effektiver ist demnach der Berufs-
wahlprozess absolviert worden. Eine andere grundsätzliche Annahme vieler klassischer Theo-
rien, z.B. die Berufswahl als Entwicklungsprozess von Super, ist, dass Berufswahlprozesse in 
relativ klar definierten Phasen erfolgen, welche sich chronologisch über das gesamte Leben 
hinweg mit bestimmtem Lebensalter ergeben. Diese Sichtweisen werden in der heutigen Zeit 
als zu vereinfacht wahrgenommen. Zum einen wird anerkannt, dass eine Berufswahl und die 
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Arbeitszufriedenheit nicht nur von den individuellen Eigenschaften einer Person abhängen, 
sondern ebenfalls von verschiedenen anderen Faktoren beeinflusst werden. Zum anderen geht 
man nicht mehr davon aus,  dass es eindeutige bestimmte altersabhängige Phasen in der Be-
rufswahl gibt, sondern dass die jeweilige Umwelt einer Person einen wesentlichen Einfluss 
darauf hat, wann für wen welche beruflichen Entwicklungsaufgaben zu bewältigen sind. 
Grundsätzlich kann damit die Berufswahl als ein komplexes, dynamisches und kontextuelles 
Phänomen verstanden werden. Daraus ergeben sich folgende moderne Grundannahmen: 
– Berufswahl findet immer in einem bestimmten Kontext statt. 
– Die Berufswahl ist ein dynamischer Prozess mit diversen Einflussfaktoren inner- und au-
ßerhalb der Person. Nicht nur persönliche Interessen, sondern auch soziale Einflüsse, Hin-
dernisse in der Umwelt, Zufälle und unerwartete Gelegenheiten bestimmen die Be-
rufslaufbahn. Es gibt keinen bestimmten und allgemein gültigen Entwicklungsverlauf von 
Berufslaufbahnen. 
– Laufbahnentwicklung wird konstruktivistisch gesehen, d.h. nicht so sehr objektive Daten 
wie gemessene Interessen oder Fähigkeiten, sondern die subjektive Einschätzung und Be-
deutungszuschreibung der Person ist relevant und steht im Vordergrund. 
– Eine erfolgreiche Berufswahl definiert sich über den subjektiven Karriereerfolg sowie der 
individuellen Arbeitszufriedenheit. 
– Arbeit ist untrennbar mit anderen Lebensbereichen verbunden.  
– Laufbahnentwicklung basiert auf einer aktiven Selbstgestaltung des Entwicklungs-verlaufs, 
basierend auf eigenen Werten und unabhängig von bestimmten Unternehmen oder Arbeits-
stellen. 
– Berufswahltheorien sollten so konzipiert sein, dass sie für alle Personen relevant und reali-
sierbar sind. (vgl. Hirschi/ In: Brüggemann u.a. (2013), S.30-31) 
Ausgehend von entwicklungspsychologischen Berufswahltheorien stellt sich im übergangs-
theoretischen Ansatz von Bußhoff (1998) die Berufswahl als die Bewältigung eines Über-
gangs dar, den das Individuum aus eigener Kraft bewältigen soll. Anlass des Übergangs ist 
die Differenz zwischen dem Selbst- und dem Umweltkonzept. Für das Individuum besteht die 
Aufgabe, sich den veränderten Umweltbedingungen anzupassen und/oder die Umwelt mit der 
Person in Einklang zu bringen. Mit dem Übergang ist eine Veränderung der Identität ver-
bunden. Diese Identitätsentwicklung stellt einen Prozess dar, in dem der Einzelne die Orien-
tierung zu sich selbst und zu seiner sozialen Umwelt finden muss. Identitätskrisen treten auf, 
wenn die Vorstellungen einer Person über die eigenen Fähigkeiten, Interessen und Ziele nicht 
mit den realen Gegebenheiten der Umwelt übereinstimmen. So entsteht eine Person- Umwelt- 
Diskrepanz, wenn Jugendliche am Ende ihrer Schulzeit angelangt sind, sie sich (beruflich) 
neu orientieren müssen und tiefgreifende Entscheidungen von ihnen erwartet werden, sie je-
doch nicht in vollem Umfang als Erwachsene wahrgenommen werden. Dieser Zwiespalt löst 
bei den jungen Menschen eine Identitätskrise aus, welche sich mit der Herausbildung einer 
beruflichen Zielidentität überwinden lässt. Die Überwindung der Identitätskrise bedingt folg-
 
 67 
 
lich eine Art Neu- Justierung hinsichtlich der Passung von innerer und äußerer Welt. Dieser 
Übergang in das Erwerbsleben stellt für die Jugendlichen oftmals einen mehrstufigen Prozess 
dar11: 
 
Abb.: Bußhoff/ In: Zihlmann (1998), S.24 
Mit der Bewältigung des Übergangs gehen verschiedene Prozesse einher: Entscheidungspro-
zesse, Lernprozesse, Psychodynamische Prozesse- also das Zusammenspiel von Beziehungs-
mustern, inneren Konfliktkonstellationen und strukturellen Bedingungen eines Menschen, 
Matching- Prozesse, Kompromissbildungsprozesse sowie Realisierungsprozesse. Die Jugend-
lichen werden als eigenverantwortlich handelnde Personen verstanden, die zur Bewältigung 
des Übergangs die folgenden Übergangskompetenzen benötigen: Wahrnehmung der Übergän-
ge und Annahme der damit einhergehenden Herausforderungen, Aktivierung persönlicher                                                              11 I.1 Dem Jugendlichen wird auf vielfältige Weise signalisiert, dass die Zeit der Kindheit und des Schüler-
daseins zu Ende geht. Hinzu kommen die Unkenntnis über die Arbeitswelt und die Berufswahlmöglichkeiten, 
die Sorge um einen Arbeitsplatz u.a.m., wodurch die Identitätskrise ausgelöst wird. II.1 Zwecks Bewältigung 
der Identitätskrise stellt sich der Jugendliche der Situation und sucht nach einer Entscheidung zur Wieder-
herstellung der beruflichen bzw. schulischen Zielidentität. I.2 Gleichwohl kann es in dieser Phase auch zu einem 
Ausweichverhalten kommen, dieses führt in eine Sackgasse und die Identitätskrise beginnt erneut. III. Die Um-
setzung der Entscheidung geht mit einer Realisierung der Identitätsmerkmale und der Wiederherstellung der 
beruflichen Zielidentität einher. Typische Realisierungshandlungen sind das Schreiben von Bewerbungen, das 
Ablegen von notwendigen Eingangsprüfungen und die Aufnahme der gewünschten beruflichen Tätigkeit. II.2 
Allerdings können Nachentscheidungsprobleme auftreten, wenn die getroffene Entscheidung in Frage gestellt 
wird und die bereits eingeleiteten Realisierungshandlungen abgebrochen werden. IV. Mit der Zielerreichung ist 
die Identität wieder hergestellt. Wenn die Ziele nicht erreicht werden können, kann die Identitätskrise fortdauern 
bzw. neu beginnen.  
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Ressourcen, Entwicklung von Lösungsalternativen und Festlegung auf eine Alternative sowie 
Realisierung der gewählten Lösungsalternative. (vgl. Bußhoff/ In: Zihlmann ebd., S.9-73; 
Driesel- Lange ebd., S.80-82) 
Die Chaos- Theorie von Bright& Prior (2003, 2005), zit. von Hirschi (2012), betont, dass un-
erwartete Umstände und Zufälle die Berufswahl fast aller Personen wesentlich beeinflussen. 
Aus dieser Perspektive ist Berufswahl keine planbare und rationale Wahl, sondern das Resul-
tat eines komplexen und unvorhersehbaren Prozesses. Die Berufswähler agieren als komple-
xe, dynamische und offene Systeme mit ihrer Umwelt und entwickeln sich auf individuelle 
und nicht klar vorhersehbare Weise. Das Leben wird darüber hinaus durch komplexe Einflüs-
se und Zufälle mitbestimmt. Dies führt dazu, dass Berufslaufbahnen grundsätzlich unbere-
chenbar sind und die meisten Menschen eine gewisse Überraschung darüber äußern, wo sie 
beruflich gelandet sind. Die Komplexität des dynamischen Systems von Person und Umwelt 
bedingt ebenfalls, dass der berufliche Weg einem stetigen Wandel unterworfen ist und nicht 
vorweg leicht erfasst oder eindeutig eingeschätzt werden kann. (vgl. Hirschi/ In: Brüggemann 
u.a. ebd., S.32) 
Das Kooperationsmodell von Egloff (1998, 2001) basiert auf dem übergangstheoretischen so-
wie dem entwicklungstheoretischen Ansatz, wonach die Berufswahl der Jugendlichen einen 
Abschnitt in einem lebenslangen Entwicklungsprozess darstellt. In diesem Zusammenhang 
wird untersucht, über welche Einstellungen, Fähigkeiten und Fertigkeiten der Jugendliche im 
beruflichen Übergang verfügen sollte bzw. verfügt. Im Mittelpunkt des Kooperationsmodells 
stehen die Jugendlichen in ihrem sozialen Umfeld. Die Entwicklung der Berufswahlreife wird 
von der Familie, der Schule und der Berufsberatung, aber auch, wenn auch weniger offen-
sichtlich, von den Freunden, den Medien und regionalen Ausbildungsangeboten beeinflusst. 
Die Entwicklung der Berufswahlreife umfasst sowohl Reife- als auch Lernprozesse. Dabei 
sind die kognitiven, affektiven und sozialen Entwicklungen der Jugendlichen in der Berufs-
orientierung als gleichwertig zu berücksichtigen. Wer die Persönlichkeitsentwicklung der Ju-
gendlichen beeinflusst, ist zugleich fördernd oder hemmend an der Entwicklung ihrer Be-
rufswahlreife beteiligt.  
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Den unterstützenden sozialen Systemen kommen somit rollenspezifische Entwicklungsmög-
lichkeiten in dem Berufswahlprozess zu, wie in der folgenden Abbildung dargestellt wird: 
 
Abb.: Egloff, E. u.a.: Homepage Berufswahlvorbereitung, Download am 30.12.2013 unter 
http://www.berufswahlvorbereitung.ch/page/content/index.asp?MenuID=1720&ID=2577&Menu=11&Item=6.1 
Ein besonderer Stellenwert wird der Erkundung der Arbeitswelt sowie der Unterstützung 
durch die Eltern zugemessen. Entscheidend ist, dass die Jugendlichen zunächst hinsichtlich 
ihrer Persönlichkeitsentwicklung bei der Erlangung der Berufswahlreife unterstützt werden. 
Durch Selbsterfahrungen lernen sich die Jugendlichen besser kennen und können einen Beruf 
aussuchen, der ihren Interessen und Fähigkeiten entspricht. Dabei sollen die angebotenen 
Hilfsangebote der Interaktionspartner den Jugendlichen nicht übergestülpt werden, vielmehr 
sollen die Jugendlichen lernen, entsprechende Angebote selbst anzufordern. (vgl. Egloff/ In: 
Zihlmann ebd., S.101-150) 
Egloff entwickelte mit seinem Kooperationsmodell ein ganzheitliches Berufsorientierungs-
konzept, welches an Schweizer Schulen (Sekundarbereich I) exemplarisch durchgeführt und 
dabei fortlaufend untersucht, überprüft und weiterentwickelt wird. Das Programm umfasst die 
Vorbereitung der 13–16-jährigen Jugendlichen bei ihrem Übergang von der Schule in die an-
schließende berufliche Ausbildung, ins Erwerbsleben oder in eine weiterführende Schule. Zur 
letzteren Gruppe gehören damit auch die Jugendlichen in den unteren Gymnasialklassen, die 
sich mittels des Projektes ebenfalls frühzeitig mit ihrer Ausbildungs-, Studien- und Be-
rufswahl auseinandersetzen. Es ergeben sich für den Berufsfindungsprozess der Jugendlichen, 
wie oben bereits dargestellt, Etappen, die es gilt, zu durchlaufen12. Hier wiederum bilden sich                                                              12 Selbstbild: individuelle Wahrnehmung und Reflexion des Selbstbildes durch die Jugendlichen, Arbeits- und 
Berufswelt: Kennenlernen der aktuellen und (über-)regionalen Arbeits- und Berufswelt, Zuordnung der Person 
zur Berufswelt: Herstellen eines Bezuges der eigenen Person, insbesondere der eigenen Fähigkeiten zu den 
Möglichkeiten, welche sich aus der Berufswelt ergeben, Entscheidung: Informationsverarbeitung und Treffen 
einer Entscheidung/ von Entscheidungen, dies beinhaltet auch die Entscheidung für ein Praktikum, um die eige-
 
 70 
 
drei wesentliche Komponenten der Berufswahlreife heraus: die Ich- Bildung, die Selbsterfah-
rung und die Identitätsentwicklung:  
Ich-Bildung: Die Phase der Adoleszenz ist geprägt von häufig widersprüchlichen Verhaltens-
weisen. Zum einen findet sich, wie bereits durch die Untersuchung Egloffs, aber auch anhand 
eigener Erkenntnisse belegbar, bei den Jugendlichen einerseits ein Mangel an Selbstvertrauen, 
andererseits ein hohes Maß an Selbstüberschätzung, Misstrauen gegenüber der Umwelt auf 
der einen Seite und auf der anderen Seite das starke Bedürfnis, irgendwo dazuzugehören, per-
sönliche Verletzbarkeit und gegenüber anderen Intoleranz und Aggressivität, zum Teil feh-
lende Zukunftsbeziehung und Ziellosigkeit sowie Zweifel und innere Unruhe und das Gefühl 
missverstanden zu werden. Daher steht im Vordergrund berufsorientierender Maßnahmen die 
Stärkung des Ichs unter Einbezug des sozialen Kontextes durch emotionale und soziale Lern-
ziele. Hierunter zählen u.a. die gezielte Anwendung von Unterrichtsformen, welche die Ju-
gendlichen einen entdeckenden Weg gehen lassen und schrittweise zur Selbständigkeit, zu ei-
genem Nachdenken, Begründen und Entscheiden führen sowie das Herstellen entwicklungs-
fördernder Unterrichtsbedingungen durch die Anwendung didaktischer Prinzipien wie An-
schaulichkeit, Erlebnishaftigkeit, Selbsttätigkeit und Besinnungspausen mit Erfahrungsaus-
tausch in der Klasse. 
Selbsterfahrung, Bewusstwerdung und Selbstbild: Im Vordergrund dieser Komponente steht 
das Suchen und Erproben des Selbstbildes. Die Jugendlichen sollen hierbei eigenständig er-
forschen können, welche Eigenschaften und Interessen sie haben, welche sie mit anderen Ju-
gendlichen teilen oder wo sie sich von ihren MitschülerInnen unterscheiden. Die Aufgabe der 
Schule besteht im Herbeiführen von Gelegenheiten, welche es den SchülerInnen im Unter-
richt ermöglichen sollen, sich ihrer Erfahrungen bewusst zu werden. Dazu bietet sich metho-
disch das Gespräch mit der Klasse an, beispielsweise über die mit dem Unterricht angestreb-
ten Ziele und was die SchülerInnen dabei erlebt, was sie als beschwerlich und was sie als im-
posant wahrgenommen haben. In diesem Rahmen kommt das Berufswahltagebuch als Schü-
lerarbeitsmittel zum Einsatz. Dieses Lehrmittel beinhaltet eine Anleitung zur Selbst-
einschätzung der eigenen Neigungen und Fähigkeiten, stellt aber auch erstmals den Bezug her 
zu Berufsfeldern, welche in Beziehung zu den eigenen Interessen stehen und bietet Tipps für 
das Erkunden von Berufsfeldern. (vgl. Egloff ebd., S.136) Der Einsatz eines Berufser-
kundungs- Fragebogens im Unterricht ermöglicht es den Jugendlichen, die wichtigen Dinge 
eines Berufes zu erfahren, Auskünfte aus verschiedenen Informationsquellen zu vergleichen 
und die eigenen Berufswünsche auf ihre Inhalte und beruflichen Realitäten hin zu unter-
suchen. Ziel ist es hier, den Jugendlichen ein Handwerkszeug an die Hand zu geben, mit dem 
sie eigenständig Berufsstrukturen erkennen und erarbeiten können sowie nach Tätigkeiten und 
Ausbildungsmöglichkeiten recherchieren können. Ein weiterer Teilaspekt besteht in der För-
derung des Entscheidungsverhaltens. Im Rahmen des Berufswahltagebuches werden die Ju-
gendlichen auf dem Weg des entdeckenden Lernens und der damit einhergehenden fortschrei-                                                                                                                                                                                              
nen beruflichen Möglichkeiten zu erproben und kennenzulernen sowie Realisierung: Wahrnehmung und Be-
werbung von Alternativen sowie Entscheidungs- und Realisierungsaktivitäten (vgl. Egloff/ In: Zihlmann ebd., S. 
111)  
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tenden Differenzierung der eigenen Berufswünsche immer wieder angehalten, Teilent-
scheidungen zu treffen. (vgl. Egloff ebd., S.140) 
Ein weiterer und damit letzter thematischer Schwerpunkt des Kooperationsmodells beinhaltet 
die Fragen der Zusammenarbeit aller Kooperationspartner, welche im folgenden Schaubild 
zusammenfassend dargestellt sind: 
 
 
Download am 17.08.2014 unter: http://www.berufswahlvorbereitung.ch/page/content/index. 
asp?MenuID=1720&ID=2577&Menu=11&Item=6.1 
Hervorgehoben wird die Zusammenarbeit von Schule und Elternhaus, dabei geht es um den 
Ausbau der Elternkontakte sowohl auf quantitativer als auch qualitativer Ebene. Ausgehend 
von dem Grundsatz: „Eltern können nur würdigen und unterstützen, was sie kennen und wo-
rüber sie informiert sind.“ (aus: Egloff ebd., S.143), stehen Elternabende mit dem Ziel der In-
formation über die Berufsfindungsprozesse der Jugendlichen sowie über unterstützende Leis-
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tungen in der Schule im Vordergrund. Darüber hinaus werden die Kooperation und Aus-
tauschmöglichkeiten der Eltern durch ständige Elterngesprächsabende forciert und die Kenn-
tnisse der Eltern über die Berufswelt sowie Gegebenheiten gezielter Berufsfelder auch durch 
schulinterne Projekte und Veranstaltungen genutzt. (vgl. Egloff u.a. (2010); Egloff ebd., S. 
101-150) 
Die hier vorgestellten neu(er)en Berufswahltheorien sind wichtige Ergänzungen zu den 
klassischen Theorien zur Berufswahl. Die älteren Modelle stammen zum größten Teil aus den 
fünfziger und siebziger Jahren des letzten Jahrhunderts und tragen damit dem modernen Ver-
ständnis von menschlicher Entwicklung und beruflicher Lebensplanung nur in eingeschränk-
tem Maße Rechnung. Die neu(er)en Berufswahltheorien erweitern die klassischen Ansätze 
dadurch, dass sie Menschen als komplexe, sich selbst gestaltende, entwickelnde Systeme ver-
stehen, die in permanenter Interaktion mit ihrer Umwelt stehen. Hierbei handelt es sich jedoch 
häufig eher um grundsätzliche Ideen und praktisch umsetzbare Beratungsperspektiven und 
Konzepte, weniger um konkret überprüfbare Modelle, welche Berufswahlprozesse hypothe-
tisch beschreiben. (vgl. Hirschi/ In: Brüggemann u.a. ebd., S.38) 
Bestandteile aller Berufswahltheorien sind zum einen das Individuum als Subjekt und zum 
anderen die gesellschaftliche Struktur. Der Unterschied zwischen den Theorien liegt insbe-
sondere in der unterschiedlichen Gewichtung dieser beiden Akzente. Daraus ergibt sich, dass 
einige Theorien, insbesondere die allokations- und übergangstheoretischen Ansätze, primär 
den Einfluss der Umwelt auf die Berufswahl betonen, sogar zum Teil die Interaktion zwi-
schen Umweltinstanzen und dem Berufswähler fokussieren, während insbesondere die Lern-, 
Zuordnungs- und Entscheidungstheorien das Individuum mit seinem Verhalten, größtenteils 
unbeeinflusst von seiner Umwelt, in den Mittelpunkt ihrer Betrachtungen stellen. Im Rahmen 
der Entwicklungsmodelle sowie allokationstheoretischen Ansätze wirkt sich der Bezug zur 
Umwelt jedoch marginal aus. So wird im Zuweisungsprozess lediglich die schichttypische 
Orientierung der Familie betont, während im Entwicklungsprozess sozioökonomische Überle-
gungen eine Rolle spielen. Erst in den neueren Berufswahltheorien wie der Übergangstheorie 
von Bußhoff und dem Kooperationsmodell von Egloff erfolgt eine verstärkte Darstellung des 
Umweltbezuges, wobei insbesondere den Eltern als Bezugspartner des Berufswählers eine 
entscheidende Rolle zukommt. Doch auch hier wirken die Eltern nicht als Interaktionspartner 
im Berufswahlprozess ihrer Kinder mit. Die Übergangstheorie geht davon aus, dass der Be-
rufswähler im Rahmen seiner individuellen sozialen Einflüsse und Hindernisse in der Umwelt 
seinen Übergang in die Berufswelt aus eigener Kraft zu bewältigen hat. Und auch im Rahmen 
des Kooperationsmodelles erscheint die Unterstützung durch die Eltern größtenteils in der In-
formationsbereitstellung und –weitergabe zu bestehen. Damit spielen die Eltern in einigen Be-
rufswahltheorien zwar eine passive Rolle im Berufswahlprozess der Jugendlichen, sie werden 
im Rahmen der theoretischen Darstellungen jedoch nicht aktiv und interaktiv eingebunden in 
die Berufswahlprozesse ihrer Kinder. Dies erscheint im Hinblick auf die zu untersuchende 
Zielfrage obsolet und wird im Rahmen der eigenen Forschung bzw. bei deren Auswertung 
nochmals aufgegriffen werden. 
 
  
 
 73 
 
1.4. Der Berufswähler und seine Interaktions- 
        partner 
 
1.4.1. Der Jugendliche als Berufswähler 
In diesem Abschnitt geht es darum, die Lebensphase, in welcher erste Gedanken über mög-
liche Berufe aufkommen, Berufsfelder näher beleuchtet und erste Erfahrungen auf dem Be-
rufssektor gemacht sowie schließlich grundlegende Ansätze für die berufliche Zukunft an-
gelegt werden, darzustellen. Dabei sollen die Sicht- und Verhaltensweisen des Hauptakteurs 
des Berufswahlprozesses, des Jugendlichen, besser begriffen und gedeutet werden, um ge-
gebenenfalls im weiteren Verlauf der Arbeit Rückschlüsse auf dessen Verhaltensmuster und 
Entscheidungsstrategien ziehen zu können. 
In den meisten hoch entwickelten Gesellschaften veränderte sich innerhalb des letzten Jahr-
hunderts die Zusammensetzung der Bevölkerung nach Altersgruppen. Ein beständiger Trend 
dieser demografischen Entwicklung ist seit dem Beginn des 20. Jahrhunderts das Absinken 
der Geburtenzahlen. Um das Jahr 1900 galten Kinder in der ländlichen und handwerklichen 
Bevölkerung als Kapital, denn sie fungierten als zusätzliche Arbeitskraft und waren darüber 
hinaus die Garanten für die Übernahme des Betriebes und dienten somit als Alterssicherung. 
Dabei liefen die Kinder in den täglichen Arbeitsroutinen mit und verursachten so keine zu-
sätzlichen Betreuungssituationen. In Folge der Industrialisierung und der im 20. Jahrhundert 
immer weiter ausgebauten wohlfahrtsstaatlichen Absicherung von Krankheits- und Alters-
risiken veränderte sich jedoch der Nutzen der Kinder für die Existenz der Familie erheblich. 
Zum einen waren sie unter den neuen Bedingungen für die wirtschaftliche und soziale Siche-
rung ihrer Eltern nicht mehr zwingend erforderlich, zum anderen kamen Kosten für die Un-
terkunft und Erziehung auf die Eltern zu. Das führte dazu, dass die Zahl der Kinder pro Fami-
lie schrumpfte und daher die Familien im Laufe der Zeit immer kleiner wurden. Heute liegen 
die Motive für den Kinderwunsch nicht ausschließlich darin, ökonomische und pragmatische 
Vorteile für die Lebensgestaltung zu gewinnen. Vielmehr steht der Gewinn von emotionaler 
und biografischer Lebensqualität im Vordergrund. Eltern entscheiden sich dann für ein Kind, 
wenn sie es als eine persönliche und soziale Bereicherung ihres Lebens empfinden. Das hat 
wiederum zur Folge, dass immer weniger Kinder geboren werden. Der Anteil junger Men-
schen in Bezug auf die Gesamtbevölkerung schrumpft in Deutschland stetig. Noch 1950 wa-
ren 30 Prozent der Bevölkerung in Deutschland unter zwanzig Jahre alt. Heute liegt der Anteil 
deutlich unter zwanzig Prozent und wird in den nächsten Jahren auch weiter absinken. Bis 
2060 wird die Gruppe der 65-jährigen auf etwa 35 Prozent anwachsen, während die jüngere 
auf etwa 15 Prozent absinken wird. 
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Diese Verschiebung in der Altersstruktur der Gesamtbevölkerung lässt sich anhand der Dar-
stellung der Altersstruktur in den alten Bundesländern ab dem Jahr 1950 mit einer entspre-
chenden Prognose für die Zukunft bis zum Jahr  2060 verdeutlichen: 
 
Abb.: Hurrelmann u.a. (2012), S.13 
Diese Entwicklung hat Konsequenzen für die Sozialpolitik. Die junge Generation hat es zu-
nehmend schwerer, sich gesellschaftspolitisches Gehör zu verschaffen. Dadurch werden sich 
Investitionen in Kindergärten, Schulen, Hochschulen und anderen Ausbildungsstätten sowie 
Aufwendungen für Kindergeld, die Unterstützung von Familien mit Kindern und finanzielle 
Zuschüsse für die Sicherung der öffentlichen Infrastruktur für Kinder und Jugendliche bei 
konkurrierenden Interessen der Generationen nur unter erheblichen Schwierigkeiten erstreiten 
und realisieren lassen. Die demografische Entwicklung hat neben den kulturellen und wirt-
schaftlichen Veränderungen auch erhebliche Auswirkungen auf die Gestaltung und Struk-
turierung von Lebensphasen. Die Lebensdauer der Menschen verlängert sich immer weiter. 
Die durchschnittliche Lebenserwartung lag zu Beginn des 20. Jahrhunderts bei etwa 65, heute 
liegt sie bei etwa 80 Jahren (Männer: 77 Jahre, Frauen: 83 Jahre). Durch die Verlängerung der 
Lebenszeit bildete sich am Ende der Lebensspanne eine neue Lebensphase heraus- das Senio-
renalter als fast schon zwei Jahrzehnte andauernde Lebensphase.  
Der typische Lebenslauf im Jahr 1900 hatte zunächst im Vergleich zur heutigen Zeit eine 
recht einfache Struktur. Er bestand aus zwei Phasen- aus dem Kindheitsalter und dem Erwa-
chsenenalter. Es gab keine gesellschaftliche Abgrenzung der Lebensphase Kind von der des 
Erwachsenen. In den überwiegend landwirtschaftlich arbeitenden Familien herrschte in dieser 
Zeit eine einheitliche Organisationsform für das Zusammenleben von Erwachsenen und Kin-
dern vor. Junge wie auch alte Menschen wohnten unter einem Dach, bestritten den gleichen 
Tagesablauf und verrichteten viele gleiche Arbeiten mit dem Ziel, ihren Lebensunterhalt zu 
sichern. 
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Mit der Industrialisierung bauten die Erwachsenen ihre sozialen Beziehungen um den au-
ßerfamiliären Arbeitsplatz auf und aus. Damit vollzog sich der entscheidende Schritt zur Ab-
grenzung einer gesonderten Lebenssphäre für Kinder und Jugendliche. In den Städten, in de-
nen die Eltern meist ein höheres Bildungsniveau aufwiesen, wurde dieser Prozess durch ein 
neues soziales und pädagogisches Verständnis von Kindsein und Jugendlichsein begleitet und 
weitergetrieben. Kinder galten nun als Menschen, die sich in einer eigenen Entwicklungs-
phase befinden, in welcher sie besondere pädagogische und psychologische Verhaltensan-
sprüche stellen. Um 1950 ließ sich schließlich die beginnende Ausdifferenzierung einer neu-
en, dem Erwachsenenalter vorgelagerte Lebensphase, der Jugendphase, feststellen. Es han-
delte sich zunächst um eine sehr kurze Phase, die zwischen dem Eintreten der Geschlechts-
reife (bei Frauen mit ca. 15, bei Männern mit ca. 16 Jahren) und dem für die meisten jungen 
Menschen nur wenige Jahre später erfolgenden Eintritt in den Beruf und der Gründung einer 
eigenen Familie lag. 
In der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts stiegen die beruflichen Anforderungen so gra-
vierend, dass für die meisten Berufe und beruflichen Tätigkeiten eine gezielte Ausbildung er-
forderlich wurde. Der Prozess der sozialen Entmischung der Generationen war bereits durch 
den verpflichtenden Besuch schulischer Bildungsstätten ab etwa 1900 beschleunigt worden. 
Eine längere Vorbereitungszeit auf das Berufsleben im Rahmen von Berufsausbildungen und 
der kontinuierliche Ausbau des Bildungssystems führten im weiteren Verlauf immer stärker 
zu einer Ausdehnung dieser Lebensphase. Dieser Trend hielt auch in Phasen wirtschaftlichen 
Abschwungs unverändert an. Die Rationalisierung, Technisierung und Automatisierung senk-
ten den Bedarf an Arbeitsplätzen in den traditionellen Industrien immer weiter, wobei auch 
die Nachfrage nach Arbeitsplätzen in den neuen Dienstleistungssektoren diese Entwicklung 
nicht ausgleichen konnte. Zudem wurde durch die demografischen Wellen geburtenstarker 
Jahrgänge die Aufnahmekapazität des Erwerbssektors zusätzlich überfordert. Diese Entwick-
lung verstärkte indes noch die Bedeutung und damit den Ausbau der Bildungseinrichtungen, 
weil immer mehr Jugendliche versuchten, ihre beruflichen Chancen durch höhere Bildungs-
investitionen, insbesondere in Form von hochwertigen Abschlüssen und Doppelqualifika-
tionen, auszubauen. Um die hohe Jugendarbeitslosigkeit zurückzudrängen, wurden Ende des 
20. Jahrhunderts zusätzliche Plätze in der schulischen und vorberuflichen Bildung geschaffen. 
Damit wurde das Ziel verfolgt, die potenziellen jungen Arbeitskräfte so lange wie möglich im 
Erziehungssystem zu binden und sie damit vom nicht mehr aufnahmefähigen Berufssystem 
fernzuhalten. In Deutschland wurde insbesondere im Zeitraum nach 1980 intensiv von der 
Möglichkeit Gebrauch gemacht, das Bildungssystem als Übergangssystem zu nutzen, um Ju-
gendlichen einen sozialen Status zu geben, den sie im Berufssektor wegen der zu geringen 
Zahl der Ausbildungs- und Arbeitsplätze nicht einnehmen konnten. Dadurch wurde das Bil-
dungssystem zu einer Art biografischem Warteraum auf dem Weg zum Erwachsenenalter. 
Dies bewirkte eine erneute Verlängerung der Jugendphase.  
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Die Entwicklung der Lebensphasen ab dem Beginn des 20. Jahrhunderts mit einer Prognose 
bis zum Jahr 2050 wird in nachfolgender Darstellung verdeutlicht:  
 
Abb.: Hurrelmann u.a. ebd., S.17 
Etwa seit dem Jahr 2000 zeichnet sich eine Veränderung der gesellschaftspolitischen Lage ab, 
weil die demografische Jahrgangsstärke der jungen Generation spürbar abnimmt und eine Er-
holung der wirtschaftlichen Entwicklung festzustellen ist. Deshalb kann in den nächsten Jah-
ren von einem Mangel im Berufssektor ausgegangen werden. Darüber hinaus wird davon 
ausgegangen, dass sich die durch politische Reformen eingeleitete formale Verkürzung der 
Bildungs- und Ausbildungszeit bemerkbar machen wird. Durch die Straffung der Laufzeit der 
Gymnasien um ein Jahr sowie die Verkürzung der Studienzeit bis zum ersten beruflich ver-
wertbaren Hochschulabschluss, dem Bachelor, auf drei Jahre, sollte davon ausgegangen wer-
den können, dass sich damit auch die Jugendphase mit einem schnelleren Einstieg in das Er-
werbsleben und damit in die Erwachsenenphase verkürzt. Aktuelle Studien lassen allerdings 
bislang noch keine Trendwende erkennen. Vielmehr besteht bei den Jugendlichen mehrheit-
lich ein großes Interesse, die schulische und hochschulische Ausbildung auch weiterhin ex-
tensiv zu nutzen, um ihre Ausgangsposition am Arbeitsmarkt zu optimieren, aber auch ihre 
persönlichen Kompetenzen so günstig wie möglich zu entfalten. Damit besteht für die Le-
bensphase Erwachsenenalter die Gefahr, nicht mehr das Lebensperspektivische Zentrum der 
Lebensbiografie, sondern vielmehr ein Abschnitt der Lebensgestaltung unter vielen zu sein. 
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(vgl. Ecarius u.a. (2011), S.16-18; Hurrelmann u.a. ebd., S. 11-23) Auf diesen Trend wird im 
Rahmen der eigenen Untersuchungen sowie deren Auswertung noch näher eingegangen bzw. 
sich mit der Entwicklung sowie deren möglichen Ursachen und daraus resultierende Auswir-
kungen auseinandergesetzt werden (Kapitel III). 
„Die Jugend von heute liebt den Luxus, hat schlechte Manieren und verachtet die Autori-
tät. Sie widerspricht ihren Eltern und tyrannisiert die Lehrer.“  
Dies soll bereits der griechische Philosoph Sokrates vor 2400 Jahren gesagt haben. „Was soll 
aus denen bloß werden?“ Eine häufig formulierte Frage, welche den Grundkonflikt der Gene-
rationen widerspiegelt: die Erwachsenen stehen hilflos vor der Mischung aus Aggression und 
Resignation, die sie an den Jugendlichen beobachten, und sind enttäuscht darüber, dass ihre 
Kinder „so anders“ sind. (vgl.: Der Weg, 2/2009, Ausgabe 63) Viele Untersuchungen bestäti-
gen die Vorurteile von älteren Bevölkerungsmitgliedern gegenüber Jugendlichen. Dabei wer-
den die jungen Menschen häufig als unreif und unmündig empfunden. Die starke Zuwendung 
der Jugendlichen zu Freizeit- und Konsumaktivitäten wird von den Erwachsenen als Verfall 
von Arbeitstugenden wahrgenommen. Doch nicht nur die ökonomischen und sozialen Um-
brüche, die zur Expansion der Lebensphase Jugend geführt haben, wirken sich immer stärker 
auf die angrenzende Lebensphase des Erwachsenenalters aus. Wegen der Abnahme unbefris-
teter und sicherer Beschäftigungsverhältnisse und dem steigenden Risiko, auch im Laufe einer 
relativ erfolgreichen Erwerbsbiografie Zeiten von Arbeitslosigkeit zu erleben, kann auch die 
Lebensphase Erwachsener kaum mehr in der traditionellen Form gelebt werden. Des Weiteren 
sind die Partnerbeziehungen der Erwachsenen im Vergleich zu früheren Generationen brüchi-
ger und flexibler. Damit nähern sich auch die Verhaltensmuster von Erwachsenen denen von 
Jugendlichen immer weiter an. Im Freizeit- und Medienbereich wird die dominante Marktfüh-
rerschaft der Jugendlichen bei der Bildung und Ausgestaltung ihres eigenen Lebensstils be-
sonders deutlich. Die jungen Menschen sind sogenannte digital natives, die mit den neuen In-
formations- und Kommunikationstechnologien, vom Mobiltelefon bis zum Notebook, groß 
geworden sind und sie so souverän handhaben und beherrschen wie nur wenige Erwachsene. 
In diesem Bereich zeigt sich ebenfalls eine Juvenalisierung der Lebensphase Erwachsener. 
Damit verändern sich im ökonomischen wie auch in den privaten und sozialen Lebensseg-
menten die Anforderungen an das Erwachsenenleben in eine Richtung, die für die Bewälti-
gung der Lebensphase Jugend typisch ist. Die konventionelle Vorstellung vom Erwachsenen 
als unabhängig und ökonomisch, als privat, sozial, kulturell und politisch völlig selbständig 
verflüchtigt sich. Eine Vielzahl der Jugendlichen orientiert sich in der heutigen Zeit an einem 
anspruchsvollen Konzept der Lebensführung, in dessen Zentrum aktive Formen des Selbst-
managements stehen, die sich aus der offenen Lebenslage und der unübersichtlichen Zu-
kunftsperspektive ergeben. Notwendig wird diese individuell konstruierte und institutionali-
sierte Ordnung mit selbstgesetzten Zielen und Sinngebungen, um ein Mindestmaß von Stabili-
tät und Identität zu erreichen. Diese Ausrichtung lässt sich als Mischung aus Selbstbezug und 
sensiblem, durchaus nach opportunen Gesichtspunkten ausgerichtete, tastendem und taktie-
rendem Verhalten beschreiben. Man spricht von Egotaktik, weil sie einen starken Selbstbezug 
und eine Kosten und Nutzen abwägende Haltung vereint. Eine festgelegte und vorab geplante 
Abfolge von Handlungen ist in der für Jugendliche heute typischen Lebenslage oft nicht adä-
quat. Die junge Generation reagiert unbefangen, auf schnell wechselnde Situationen offen und 
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flexibel. Unter diesen Umständen sind improvisierende Elemente der Lebensführung genauso 
wichtig wie routinierte Verhaltensmuster. Mit diesen Verhaltensmustern agieren die Jugendli-
chen in soziologischer Hinsicht als Protagonisten in der Entwicklung einer Lebensführung, 
die auf die jeweils neuesten kulturellen, ökonomischen und sozialen Veränderungen der Ge-
sellschaft reagiert. Die traditionellen, nicht hinterfragbaren Formen der Lebensgestaltung der 
älteren Generationen werden dabei intuitiv von ihnen nicht übernommen, weil sie anders ge-
lagerte Lebensbedingungen darstellen als die heutigen. Die offenen und in sich spannungsrei-
chen Lebensanforderungen der Gegenwart machen eine reflexive Handlungssteuerung mit ei-
nem starken Selbstbezug notwendig. Diese flexible und selbstbewusste Akzentsetzung der 
Lebensführung, setzt eine breite Palette von sozialen Kompetenzen und persönlichen Fähig-
keiten voraus, sie verlangt nach einer realistischen Einschätzung der eigenen Ressourcen und 
Potenziale. Jeder Jugendliche agiert als selbstverantwortliche Planungsinstanz des persönli-
chen Lebens, welches er zwar frei und unabhängig gestalten kann, dabei jedoch ständig unter 
dem Druck steht, den Freiheitsgrad sowie seine individuellen Möglichkeiten tatsächlich auch 
auszuschöpfen. (vgl. Hurrelmann u.a. ebd., S. 51-54; Liebsch (2012), S.14-16, S.25; Müller/ 
In: Schudy (2002), S.177) Jugendforscher sprechen davon, dass eine selbstbewusste und 
pragmatische Generation heranwächst, welche mehrheitlich optimistisch in die Zukunft 
schaut, positiv denkt und beruflich lieber auf-, statt aussteigen möchte. Die jungen Leute wol-
len ihr Leben selbst gestalten und träumen trotz der Sorgen vor Arbeitslosigkeit von einem 
gut bezahlten Job und von einer besseren, gerechteren Welt. Die Mehrheit der Jugendlichen 
ist sehr kontaktfreudig und bekennt sich zur Toleranz, sie sind längst nicht so egoistisch, wie 
oft von den Erwachsenen behauptet wird. Das zeigt sich auch in ihrem sozialen Engagement. 
Bereits seit einigen Jahren gibt es für das Freiwillige Soziale Jahr (FSJ) mehr Bewerber als 
freie Plätze. Im Jahr 2005 engagierten sich drei von vier Jugendlichen in der Sozialarbeit, im 
Umweltschutz oder zeigen kirchliches Engagement, die Tendenz ist seitdem eher steigend. 
(vgl. Der Weg, 2/2009, Ausgabe 63) 
Die Rolle des Berufswählers ist ein Amt auf Zeit, welches dadurch charakterisiert werden 
kann, dass an seinem Ende vom Amtsträger eine möglichst klare und begründete Entschei-
dung  getroffen werden kann, die wegen ihrer Folgen für die Berufskarriere einschließlich der 
gesamten beruflichen Sozialisation ausschlaggebend ist. Sie ist einerseits geprägt von der 
Forderung nach einem konkreten Suchverhalten nach für den Amtsträger relevanten, entschei-
dungsprägenden Informationen. Andererseits besteht die Forderung an den Rollenträger, diese 
Informationen nicht nur zu suchen, sondern auch anzunehmen. Dabei wird eine Art Vorstruk-
turierung zur Bildung eines realisierbaren Berufswunsches grundsätzlich vorausgesetzt. (vgl. 
Beinke (c) (2006), S.53) 
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Abb.: Hurrelmann u.a. ebd., S. 44 
Die Darstellung zeigt, zu welchem Zeitpunkt das Kind bzw. der Jugendliche beginnt, diverse 
gesellschaftliche Rollen wahrzunehmen, auszugestalten und im weiteren Verlauf seines Le-
bens zu realisieren. Der Einstieg in die Berufsrolle zeigt sich bereits mit sechs bis acht Jahren. 
Die Nennung von gezielten Traumberufen in diesem Alter zeigt, dass die Vorstellungen hin-
sichtlich des Traumberufes mitunter bereits recht ausgeprägt sind. Mit steigendem Alter und 
bei der konkreten Berufswahl passen sich die Traumberufe immer mehr der Realität an. Der 
Beginn der Beschäftigung mit Berufen, die man eventuell konkret ausüben könnte, liegt bei 
etwa 13 Jahren. Die Beschäftigung mit beruflichen Vorstellungen und Optionen kann in die-
sem Alter dazu führen, dass sich Berufswünsche konkretisieren. So wird aus dem Traumberuf 
Rennfahrer der Kfz-Mechatroniker. Der Wunsch, Eisverkäufer zu werden, entwickelt sich zu 
dem Ziel, ein betriebswirtschaftliches Studium zu absolvieren, um ggf. als Unternehmer sei-
nen beruflichen Lebensweg zu bestreiten. Diese Entwicklung vollzieht sich, wie bereits er-
wähnt, im Alter zwischen 10 und 15 Jahren, wobei das Bestehen konkreter Berufswünsche 
eher zu einem konkreten Berufsziel führt. Und auch, wenn für Personen dieser Altersgruppe 
noch keine konkreten Überlegungen und Planungen bezüglich des eigenen beruflichen Weges 
bestehen, so haben sie doch zumindest Vorstellungen von der Attraktivität verschiedener Be-
rufsfelder. (vgl. Nissen (2003) S. 102) Aufgrund des ökonomisch- technischen Wandels unse-
rer Gesellschaft mit all seinen Folgen, wie oben beschrieben, entscheiden sich viele Schüle-
rInnen, am Ende der Sekundarstufe I, im Alter von 15 Jahren immer häufiger gegen eine be-
rufliche Ausbildung und für die Verlängerung der Schulzeit, um Zeit zu gewinnen für eine 
adäquate Entscheidung und um die lebenslang gültige Berechtigung zu erwerben, dann studie-
ren zu können, wenn es sich in die eigene Lebensplanung sinnvoll einfügen lässt. So wird das 
Abitur nicht mehr zum exklusiven Bildungsabschluss Weniger, sondern der obligatorische 
Schulabschluss Vieler. Es ergeben sich daraus ebenfalls neue Anforderungen an die gymnasi-
ale Oberstufe zur Integration von SchülerInnen aus bildungsferneren Schichten. (vgl. Müller/ 
In: Schudy ebd., S.176-177) 
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Mit dem Eintritt in die 11. Jahrgangsstufe wächst für viele SchülerInnen der Problemdruck 
durch die neuen Anforderungen, insbesondere die Einführung des Kurssystems. Die zusätz-
liche Wahlfreiheit fordert ein Mehr an Entscheidungen. Die SchülerInnen müssen sich bereits 
am Ende der Jahrgangsstufe 10 aus dem Angebot der Schule ihr individuelles Fächermenü 
unter Beachtung zahlreicher Regelungen selbst zusammenstellen, obwohl sie über die spä-
teren Anforderungen und Chancen der einzelnen Berufe und Berufsfelder sowie alternativer 
Ausbildungswege mit und ohne Studium völlig unzureichend informiert sind. Dieses mangel-
hafte Wissen verbindet sich häufig mit einem diffusen Bild über die eigenen Voraussetzungen 
zur Bewältigung der schulischen und nachschulischen Anforderungen in Studium und Beruf, 
so dass ihnen personenbezogene Kriterien für eine durchdachte Entscheidung fehlen. Diverse 
Studien belegen, dass aufgrund dieses Fehlens neben der Begabung und Neigung auch die 
von den SchülerInnen angenommene Qualifikation der KurslehrerInnen, die persönliche Ein-
stellung zum/r LehrerIn, die Kurswahl der übrigen SchülerInnen, insbesondere der Freunde, 
der Einfluss der Eltern, die vermutete Arbeitsbelastung, das Anspruchsniveau des Kurses und 
das „Image“ entscheidende Auswahlkriterien bei der Fächerwahl darstellen. Damit ergeben 
sich für die SchülerInnen folgende Problemlagen (vgl. Müller/ In: Schudy ebd., S.178): die 
teilweise Unklarheit über eigene Bedürfnisse und Wünsche, die große und für den einzelnen 
oft unüberschaubare Zahl von Entscheidungsalternativen, die ungewissen Realisierungschan-
cen der verschiedenen beruflichen Alternativen, die Blockierung von Entscheidungsalternati-
ven aufgrund der Beschränkung des Hochschulzugangs oder eine sich verändernde Arbeits-
marktsituation sowie die weitreichenden Konsequenzen der Entscheidung auch für andere 
Lebensziele.  Oechsle (2009) betont, dass AbiturientInnen gegenüber anderen Schulabsol-
ventInnen in faktisch jeder Hinsicht über die besten Voraussetzungen für eine optimierte indi-
viduelle Planung des nachschulischen Werdegangs verfügen. Durch eine schon aufgrund des 
Alters geschulte Reflexionsfähigkeit sowie eines höheren Reifegrades, aber auch aufgrund der 
vielseitigeren fachlichen Ausrichtung sind AbiturientInnen für Arbeitgeber häufig attraktiver. 
Dies steigert ihre Chancen auf dem Ausbildungs- und Arbeitsmarkt. Hinzu kommen die zu-
sätzlichen Bildungsmöglichkeiten, welche die Hochschullandschaft für sie bereit hält. Im 
Hinblick auf diese Vorteile könnte man annehmen, dass eine Begleitung in den Übergang 
vom Schul- ins Studien- oder Berufsleben wie für die bis zu 3-5 Jahre jüngeren Haupt- und 
RealschulabgängerInnen nicht dringend oder maßgeblich erforderlich ist. Bei genauerer Be-
trachtung erweist sich diese Annahme jedoch als Fehleinschätzung, da hierbei übersehen 
wird, dass die Multioptionalität, aus welcher die Abiturienten schöpfen können, die Studien- 
und Berufswahlentscheidung nicht unbedingt erleichtert, sondern vielmehr neue Entschei-
dungsaspekte und somit unerwartete und sehr komplexe Entscheidungssituationen hervorruft. 
Die AbiturientInnen müssen nicht nur herausfinden und entscheiden, welcher Beruf ihren in-
dividuellen Vorstellungen, Interessen, Kompetenzen und Neigungen am ehesten entgegen-
kommt, sie müssen auch entscheiden, auf welchem Weg sie voraussichtlich am besten an ihr 
Ziel gelangen. Dies im Vorwege zu beurteilen, erweist sich aufgrund der geringen Möglich-
keiten, alle denkbaren Optionen zu erproben, als schwierig und führt zu großer Verunsi-
cherung hinsichtlich der Frage, ob der gewählte Weg letztendlich auch tatsächlich der richtige 
Weg ist. Hinzu kommt möglicherweise ein gewisser Druck, die zwei zusätzlichen Schuljahre 
11 und 12 zielführend zu verwerten, d.h. die beruflichen und/oder schulischen Bildungsmög-
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lichkeiten optimal auszuschöpfen, welche den Jugendlichen mit dem Erwerb der Hochschul-
reife offen stehen. (vgl. Oechsle/ In: Oechsle u.a. (2009), S. 55 ff.) 
Der Übergang vom Jugend- in das Erwachsenenalter erfolgt schleichend. Er stellt sich in 
kleinen, kaum merklichen Schritten ein und ist den Jugendlichen selbst oft nicht bewusst. Der 
Übergang vollzieht sich grundsätzlich zwischen dem 18. und 21. Lebensjahr. Viele Jugend-
liche, mehrheitlich die SchulabsolventInnen mit Hochschulreife, benötigen jedoch durch das 
lange Verweilen im Bildungssystem sowie das bewusste Ausnutzen der Entwicklungs-
prozesse und Entfaltungsmöglichkeiten während der Jugendphase wesentlich mehr Zeit, um 
die Entwicklungsaufgaben des Jugendalters abzuschließen und sich den psychischen Heraus-
forderungen zu stellen, die typisch für das Erwachsenenleben sind. (vgl. Ecarius u.a. ebd., 
S.22-23) Charakteristisch für den Eintritt in die nächste Lebensphase, die Erwachsenenphase, 
sind folgende Gegebenheiten (vgl. Hurrelmann u.a. ebd., S. 31): 
1. Die Entwicklung der intellektuellen und sozialen Kompetenzen ist abgeschlossen und die 
Übernahme von selbstverantwortlichen und Existenz sichernden Leistungstätigkeiten ist 
erfolgt. 
2. Die Ablösung von den Eltern ist erfolgt, ebenso ist der feste Aufbau einer engen Partner-
beziehung zu einer anderen Person vollzogen sowie die Möglichkeit einer Familiengrün-
dung gegeben. 
3. Es ist ein hoher Grad an Selbständigkeit der eigenen Verhaltenssteuerung im Kontakt- und 
Freizeitsektor eingetreten. 
4. Das Werte- und Normensystem entfaltet sich und hat eine vorläufige Stabilität erreicht, so 
dass individuell und sozial verantwortliches Handeln möglich ist.  
Bedenkt man die genannten psychischen Bedingungen, unter denen die Jugendlichen die Be-
rufswahl zu vollziehen haben, so ist zum einen der Versuch wenig erfolgversprechend, die 
Berufsentscheidung lediglich auf die eigenen Erfahrungen zu gründen. Zum anderen befinden 
sich die Jugendlichen in der Phase der Adoleszenz. Damit kommt zur Unklarheit und mögli-
chen Falscheinschätzung der eigenen Interessenlage noch der Wunsch, sich von allen Autori-
täten zu lösen und einen eigenen Weg zu gehen. (vgl. Beinke (c) ebd., S.45) Mit der Ausdeh-
nung der Lebensphase Jugend ist jedoch auch die Bedeutung aller Institutionen gestiegen, in 
denen sich junge Leute in diesem Zeitabschnitt ihres Lebens aufhalten. Dazu gehören ihre 
Familien, die Peers, die Schule, Freizeitanbieter, Einrichtungen der Berufsausbildung, Hoch-
schulen und die Medien. Sie alle wirken als so genannte Sozialisationsinstanzen, weil sie dazu 
beitragen, den Prozess der Persönlichkeitsentwicklung der Jugendlichen zu unterstützen. (vgl. 
Hurrelmann u.a. ebd., S.25) Das Bewusstsein jedoch, von anderen Personen zu einem Beruf 
gedrängt worden zu sein, könnte zu einer Demotivation, schlimmstenfalls zu Aggression und 
Konfrontation führen, welche verbunden wären mit nicht erfolgter Identifikation mit der Be-
rufsrolle und einer daraus resultierenden Gefahr für die Ich-Identität. Demnach ist es nicht 
zielführend, wenn SchülerInnen das Gefühl einer ständigen Betreuung hätten, eingezwängt in 
ein ganzes System von Beratungs- und Entscheidungsvorgängen. Vielmehr sollte durch die 
Zusammenarbeit darauf hingewirkt werden, dass jeder Jugendliche in individueller Verant-
wortung, aber unter optimaler Nutzung vorhandener Informations- und Unterstützungsange-
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bote zu seiner Entscheidung kommt. Damit bleibt die Berufswahl selbst eine individuelle An-
gelegenheit. (vgl. Beinke (c) ebd., S.45-46)  
1.4.2. Interaktionspartner 
Die Herausforderungen der Berufswahl stellen für die Jugendlichen eine erhebliche Belastung 
dar, welche lediglich unter Einbeziehung von diversen Bewältigungsstrategien sowie sozialen 
Ressourcen effektiv und erfolgreich realisiert werden kann. Die Jugendlichen brauchen Unter-
stützung von Bezugspersonen. (vgl. Neuenschwander/ In: Lage u.a. (2008), S.142) Diese 
steuern als sogenannte Gatekeeper die Mechanismen für den Transitionsprozess der Berufs-
wahl. Die wichtigsten Gatekeeper im Berufsfindungsprozess sind die Eltern, die Freunde 
(Peers), die Schule und die Berufsberatung. Dass diese Institutionen einen entscheidenden 
Einfluss auf die Berufsfindungsprozesse und Berufswahlentscheidungen der Jugendlichen ha-
ben, erscheint einleuchtend. Die Eltern fungieren in gewisser Hinsicht als Vorbild für die jun-
gen Leute, und auch die soziale Lage der Herkunftsfamilie steht trotz beobachtbarer Indi-
vidualisierungs- und Pluralisierungstendenzen noch immer in Zusammenhang mit den Bil-
dungschancen der Jugendlichen. Für die Peers, die hinsichtlich ihrer emotionalen Wirkung 
den familialen Bedingungen ähnlich sind, gilt der Aspekt der vermuteten Sachkompetenz. Die 
Schule vermittelt, wie bereits erläutert, berufsorientierende Inhalte zum einen über die dafür 
vorgesehenen Fächer, zum anderen prägt sie auch über die Darstellung von Geschlechter- und 
Berufsrollen im allgemeinen Unterricht sowie in den Unterrichtsmaterialien. Für die Berufs-
beratung ist es die originäre Aufgabe, die Jugendlichen auf dem Weg zu ihren Berufswahlent-
scheidungen hinreichend und individuell zu beraten und ihnen entsprechende Ausbildungs-
plätze zu vermitteln. (vgl. Beinke (d) (2012), S.44; Nissen, u.a. ebd., S.101-103) Welche Rol-
le und Funktionen die Beteiligten dabei insbesondere ausfüllen und wahrnehmen, soll im Fol-
genden näher betrachtet werden. Ein allgemeiner Überblick ergibt sich, wenn man die Be-
deutung des Wortes Gatekeeper beleuchtet. Übersetzt aus dem englischen bedeutet „gate-
keeper(en)“ (aus: http://www.fremdwort.de/ suchen/bedeutung/gatekeeper, aufgerufen am 
20.11.2013): 
– wörtlich: Torhüter/Torhüterin, Torwächter/Torwächterin, eine Person, welche die Passage 
durch ein Tor überwacht bzw. kontrolliert, 
– in übertragenem Sinne: eine Person, Gruppe oder (auch technische) Instanz, welche den Zu-
gang zu jemandem oder etwas überwacht bzw. kontrolliert und 
– aus soziologischer Sicht: Personen, die aufgrund ihrer Fähigkeiten und Positionen die so-
ziale Mobilität von Menschen beeinflussen können. 
Während im 19. Jahrhundert noch die Herkunftsfamilie für die Bildung und Qualifizierung 
der Kinder und Jugendlichen verantwortlich war, ist heutzutage die Institution Schule fast 
ausnahmslos für diese Funktionen verantwortlich. Die jungen Menschen erlernen im Rahmen 
ihrer Schulzeit Kulturtechniken wie Lesen, Schreiben und Rechnen, fachliche Grundkennt-
nisse sowie wichtige, gesellschaftlich nützliche Kompetenzen. Damit ist die Schule eine spe-
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ziell geschaffene Organisation, in welcher die Jungen und Mädchen mit ihren Altersgenossen 
von ausgebildeten Lehrkräften unterrichtet werden. Die Funktionen der Bildungs- und Quali-
fizierungsinstitution lassen sich folgendermaßen zusammenfassen (vgl. Hurrelmann u.a. ebd., 
S.114): 
Training: Die Schule übernimmt die Vermittlung von Wissen und Kenntnissen, welche für 
das kompetente Handeln in der Gesellschaft erforderlich und wünschenswert sind. Dazu ge-
hören das Training des intellektuellen wie auch fachlichen Denkens und Kombinierens sowie 
die Fähigkeit, sich eigeninitiativ mit Sach- und Lebensproblemen auseinanderzusetzen. 
Integration: Eine weitere Aufgabe der Schule ist die soziale Integration. Sie stellt als Lernort 
einen sozialen Mikrokosmos der Gesellschaft dar, in welchem die Jugendlichen formale Um-
gangsformen erlernen, Hierarchien erfahren und im Schulalltag auf die vorherrschenden kul-
turellen Normen und Werte sowie die gesellschaftlichen Lebens- und Arbeitsbedingungen 
vorbereitet werden sollen. 
Platzierung: In der Schule werden individuell erbrachte Leistungen nach standardisierten 
Verfahren gemessen und bewertet. Damit vermittelt sie den Jugendlichen die Prinzipien, nach 
denen in modernen Gesellschaften beruflicher Status und soziales Prestige vergeben werden.  
Es ist eine zentrale Aufgabe der Schule bzw. der im Rahmen des Unterrichtes agierenden 
Lehrkräfte, die SchülerInnen auf die Arbeits- und Berufswelt sowie die soziale Umwelt vor-
zubereiten. Die LehrerInnen müssen dabei über die kognitive Vermittlung curricularer Inhalte 
hinaus die jungen Menschen auf die widersprüchlichen Anforderungen, Chancen und Risiken 
des Ausbildungsmarktes und der Arbeitswelt vorbereiten, ihnen Hilfe zur Entwicklung bio-
graphischer Entwürfe anbieten und gesellschaftliche Verhältnisse als historisch gewordene 
und damit auch veränderbare aufzeigen. Damit obliegt ihnen die schwierige Aufgabe, gleich-
zeitig einerseits die Bedeutung von Erwerbsarbeit zur materiellen Existenzsicherung und zur 
Entwicklung sozialer Identität zu vermitteln und andererseits auf die Unsicherheiten und Be-
drohungen sowie unter Umständen vergeblichen Bemühungen um eine befriedigende Arbeit 
vorzubereiten. In diesem Rahmen steht das methodisch richtige Mitlernen im Vordergrund, 
fokussiert auf das Ziel, die Jugendlichen zu lernbereiten, offenen, fachlich interessierten, vor-
urteilsfreien und fragenden Menschen zu erziehen bzw. zu entwickeln, welche sich entspre-
chend ihrer bevorzugten Lernmethodik und individueller Problemlösestrategien mit dem Be-
reich Berufswahl auseinandersetzen. Die Lehrkräfte müssen demnach nicht Fachmann/frau 
für Berufs-, Wirtschafts- und Gesellschaftskunde sein und ein entsprechend umfangreiches 
berufskundliches Wissen besitzen, sondern sie sollen vielmehr als Vermittler von Anregun-
gen, Stoffquellen und Kontakten auftreten. Dabei leisten sie wertvolle Hilfestellungen im Be-
rufswahlprozess. Darüber hinaus können die LehrerInnen den Jugendlichen im Hinblick auf 
ihre angestrebte individuelle Berufswahlentscheidung im Rahmen einer Fremdbeurteilung 
Rückmeldungen über ihre Leistungen, Fähigkeiten und ihr Verhalten in der Schule geben. 
(vgl. Nissen u.a. ebd., S. 110-111) 
Beinke (2012) kritisiert den Umgang mit dem Prozess der Berufswahl und der beruflichen 
Orientierung der Jugendlichen durch die Schule. Er macht deutlich, dass die Schule, ins-
besondere das Gymnasium, mit ihren bisherigen Aktivitäten und Handlungsausrichtungen auf 
eine Vermittlung von Kernkompetenzen weitgehend verzichtet hat und auch die neuen Be-
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dingungen auf den Arbeitsmärkten nicht oder nicht ausreichend thematisiert. Die Vorstel-
lungen der Lehrkräfte über die Arbeitswelt sind in der Regel nicht aus eigener Erfahrung ge-
prägt. Den Unterrichtenden fehlen damit Kenntnisse über ökonomische Sachverhalte, welche 
als Basiswissen für eine Berufsorientierung in der Schule erforderlich sind. Ein weiterer 
Grund besteht darin, dass LehrerInnen die Bedeutung des beruflichen Such- und Findungs-
prozesses der SchülerInnen für die Identitätsbildung unterschätzen und deshalb in ihrer Dop-
pelrolle als Bewertende und Beratende nicht hinreichend angenommen werden. Damit über-
fordert die Thematik der beruflichen Orientierung viele LehrerInnen. Ein nachhaltiges Pro-
gramm zur adäquaten Bewältigung des Übergangs von der Schule in den Beruf ist in der In-
stitution Schule noch nicht existent. (vgl. Beinke (d) ebd., S.37-43; Golisch (2002), S.63; 
Müller/ In: Schudy ebd., S.186) 
Die Schule übt jedoch ihre Lern- und Sozialisationswirkung nicht nur über die formalen 
fachlichen Leistungsanforderungen im Rahmen des Unterrichtes aus, sondern ebenfalls über 
das informale soziale Geschehen in den Pausen und im gesamten Schulleben. Sie hat sozu-
sagen neben dem offiziellen auch einen heimlichen Lehrplan des sozialen Lernens. Neben den 
Interaktionen mit den Lehrkräften kommt es in der Schule zu intensiven Kontakten mit Mit-
schülerInnen sowie dabei des Öfteren zu Spannungen und Konflikten. Jugendliche lernen auf 
diese Weise in der Schule, wie sie sich präsentieren und durchsetzen, soziale Regeln auszu-
handeln und umzusetzen, Diskriminierungen und Enttäuschungen zu verarbeiten und Aner-
kennung und Erfolg zu erleben. Damit hat die Schule eine äußerst vielfältige und einfluss-
reiche Bildungs-, Lern- und Sozialisationsfunktion. (vgl. Hurrelmann, u.a. ebd., S.113) 
Das Netzwerk der altershomogenen Freunde gilt im Rahmen der Berufswahl als bedeut-
samer Einflussfaktor. Synonym zum Begriff Gleichaltrigengruppe werden unter anderem die 
Begriffe „peer groups“, „Peer-Groups“ oder auch „Peers“ verwendet (vgl. Deutscher Verein 
für öffentliche und private Fürsorge e.V. (2011), S.696) Peers verstehen sich als alters-
homogene Gruppen, die sich auf verschiedenen Ebenen konstituieren. Es handelt sich hierbei 
um die Freundschaftsbeziehungen von jungen Menschen, welche sich überwiegend aus ihrer 
Altersgleichheit, in jüngeren Jahren auch Geschlechtsgleichheit, dem gemeinsamen Schulbe-
such und anderen sozialen Beziehungen aus oder im persönlichen Wohnumfeld der Jugend-
lichen zusammensetzen. Die Gruppe der gleichaltrigen Kommunikationspartner übernimmt 
dabei mit zunehmendem Alter und der damit verbundenen Ablösung vom Elternhaus mehr 
und mehr die Funktionen, die zuvor die Familie innehatte. Sie spielen eine wichtige Rolle bei 
der Entwicklung von vertrauensvollen Kontakten und der Erkundung neuer Verhaltens-
möglichkeiten. Diese Kontakte spielen darüber hinaus eine bedeutende Rolle beim Sammeln 
von Erfahrungen sowie dem Erleben von Solidarität und Beistand bei Problemen und Krisen. 
Freunde und Gleichaltrige sind maßgeblich an der Gestaltung von Freizeit- und Konsum-
aktivitäten beteiligt. (vgl. Hurrelmann u.a. ebd., S.172) Sie setzen dabei Vergleichspunkte und 
Erfahrungswerte für die Orientierung sowohl im konsumtiven als auch im beruflichen Be-
reich. Für die Peer-Groups, die, wie bereits erwähnt, ähnlich wie Familie und Eltern emo-
tional auf den Berufswähler einwirken, besteht damit der Aspekt einer vermuteten Sachkom-
petenz. Die Jugendlichen tauschen Erlebnisse und Meinungen aus, gestalten gemeinsam ihre 
Freizeitaktivitäten und führen Gespräche und Diskussionen, die sich auf ihre Entscheidungen, 
auch hinsichtlich der Entwicklung der Berufswahl, sowie ihrer allgemeinen Willens- und 
Meinungsbildung auswirken. Das soziale Umfeld ist somit für jugendliche BerufswählerInnen  
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eine Orientierungshilfe und effektives Unterstützungs-potential, sie beinhaltet jedoch auch 
Konfliktpotential. Daheim (1970) hat auf die Bedeutung der Peers verwiesen und beschreibt 
ihre Funktion damit, dass der Freundeskreis dabei hilft, Aspirationen und Fähigkeiten einan-
der anzugleichen. Dabei geht er davon aus, dass die durch das Elternhaus geprägte berufliche 
Orientierung der Jugendlichen durch formelle und informelle Jugendgruppen nur verstärkt 
wird, da die Kontakte der Gleichaltrigen ebenfalls schichttypisch stattfinden. Soziale Kontak-
te, z.B. in der Schule, in (Sport-) Vereinen und jugendlichen Treffpunkten, bieten den Jugend-
lichen Gelegenheit, sich untereinander auch über berufliche Optionen und Entwicklungsmög-
lichkeiten zu informieren sowie Hinweise und Ratschläge auszutauschen. (vgl. Beinke (d) 
ebd., S.44-45; Golisch ebd., S.63) 
Die Arbeitsagentur (insbesondere die Berufsberatung) hat den gesetzlichen Auftrag zur Be-
rufsorientierung. Dies ist verankert in den §§ 30-33 SGB III (vgl. SGB III). 13 Danach ist es 
Aufgabe der Berufsberatung, über Fragen der Berufswahl, über die Berufe und ihre Anforde-
rungen sowie Aussichten, über Möglichkeiten und die Förderung der beruflichen Bildung so-
wie über berufliche bedeutsame Entwicklungen in den Betrieben, Verwaltungen und auf dem 
Arbeitsmarkt umfassend zu berichten. (vgl. Strijewski/ In: Schudy ebd., S.99) Dieses Auf-
gabenspektrum lässt sich kategorisieren- von der Information (Inhalte, Funktionen und soziale 
Bezüge einzelner Berufe, die Erfassung sowie Ausweitung persönlicher Berufsmöglichkeiten, 
die Hilfen für eine realistische Berufsentscheidung) über prozessbegleitende Hilfen, etwa zur 
Überwindung sozialer, familialer, schulischer, persönlicher und regionaler Einschränkungen 
und eine Aktivierung der potentiellen Bewerber (Klärung von Interessen und Fähigkeiten, der 
Erwerb von Entscheidungskriterien, das Bemühen um weitere Informationen, die Steigerung 
berufsrelevanter Leistungen und Erfahrungen, die Erarbeitung neuer Optionen) bis zur Ver-
mittlung eines Ausbildungsplatzes. (vgl. Golisch ebd., S.64) 
Kernstück der Berufsberatung ist die Einzelberatung. In ihrem Rahmen vollzieht sich das, 
was hauptsächlich unter der Berufsberatung verstanden wird – dem Erteilen von Rat und 
Auskunft. Unter dem Begriff Auskunft wird eine rein sachliche Information auf konkrete Fra-
gen verstanden ohne Rücksicht darauf, ob der Ratsuchende die Berufsberatung noch über die 
bloße Auskunft hinaus in Anspruch nimmt. Im Allgemeinen wird Auskunft gewünscht von 
Personen, welche bereits konkrete Berufsvorstellungen haben, diese fundieren und ergänzen 
wollen oder sie anhand der von der Berufsberatung vermittelten Informationen noch einmal 
überprüfen wollen. Ein Rat hingegen beinhaltet eine Information, die in Beziehung gesetzt 
wird zu dem einzelnen Ratsuchenden sowie dessen persönliche Verhältnisse berücksichtigt. 
(vgl. Beinke (c) (2006), S.22-23) Beständiges Ziel ist es, den Berufswahlprozess der jungen 
Menschen rechtzeitig und in Kenntnis wichtiger Rahmenfaktoren einzuleiten und zu beglei-                                                             13 § 30 SGB III Berufsberatung: Die Berufsberatung umfasst die Erteilung von Auskunft und Rat 1. zur Be-
rufswahl, zur beruflichen Entwicklung und zum Berufswechsel, 2. zur Lage und Entwicklung des Arbeits-
marktes und der Berufe, 3. zu den Möglichkeiten der beruflichen Bildung, 4. zur Ausbildungs- und Arbeitsstel-
lensuche, 5. zu Leistungen der Arbeitsförderung, 6. zu Fragen der Ausbildungsförderung und der schulischen 
Bildung, soweit sie für die Berufswahl und die berufliche Bildung von Bedeutung sind.  
§ 33 SGB III Berufsorientierung: Die Agentur für Arbeit hat Berufsorientierung durchzuführen 1. zur Vorbe-
reitung von jungen Menschen und Erwachsenen auf die Berufswahl und 2. zur Unterrichtung der Aus-
bildungssuchenden, Arbeitsuchenden, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und Arbeitgeber.  
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ten. Neben der Einzelberatung hält die Berufsberatung ein breites Angebot an berufsorien-
tierenden Veranstaltungen vor, die inhaltlich, zeitlich, methodisch und konzeptionell flexibel 
eingesetzt werden (vgl. Strijewski/ In: Schudy ebd., S.86-100):  
Schulbesprechungen: In den Auftakt- Informationsveranstaltungen in den Schulklassen des 
Vorentlass- und Entlassjahrganges mit einem Gesamtumfang von ein bis zwei Stunden wer-
den vor allem Informationen vermittelt über die Unterstützungsangebote der Berufsberatung, 
die Selbstinformationsangebote der Berufsberatung (das BIZ und Berufswahlschriften), 
grundsätzliche schulische und berufliche Bildungs- und Ausbildungswege, zu beachtende 
Termine, z.B. Bewerbungsfristen, und das grundsätzliche Vorgehen bei der Berufs- und Stu-
dienwahl sowie finanzielle Unterstützungsmöglichkeiten (u.a. Berufsausbildungsbeihilfe, Ba-
fög). Die Organisation erfolgt in Kooperation mit der Schule und wird vornehmlich in der 
Unterrichtszeit durchgeführt. Möglich ist ebenfalls ein Besuch in einer früheren Klasse bzw. 
einem früheren Jahrgang, hier werden dann u.a. folgende Inhalte besprochen: Grundfragen 
der Ausbildungs-, Studien- und Berufswahl, Aspekte, die bei der Ausbildungs- und Berufs-
wahl zu beachten sind, wie z.B. Anforderungen der Berufe, persönliches Leistungsvermögen, 
berufsbezogene Interessen, Tendenzen und Bedingungen in den Berufen auf dem Arbeits-
markt.  
Vortragsveranstaltungen: In berufsorientierenden Vortragsveranstaltungen erhalten Jugend-
liche Einblicke in den Alltag bestimmter Berufe durch Informationen aus erster Hand von Be-
rufspraktikern. Die Berufe werden anschaulich dargestellt und die Fachleute geben zusammen 
mit der Berufsberatung Anregungen zum Vorgehen bei der Ausbildungs- und Berufswahl. 
Angeboten werden entsprechend der Nachfragesituation Vortragsveranstaltungen zu: Zu-
gangsvoraussetzungen und Anforderungen an bestimmte Berufe (z.B. bei der Polizei und bei 
der Bundeswehr), Praxis in verschiedenen Berufen (z.B. bei der Pflegebörse, am Logistiktag) 
sowie Ausbildungs- und Studiengänge (insbesondere welche mit besonderen Voraussetzun-
gen, z.B. Medizin, Jura, Kunst oder bei dualen Studiengängen). Vortragsveranstaltungen fin-
den in verschiedenen Formen statt: als Einzelveranstaltungen, berufskundliche Nachmittage, 
themenorientierte Sonderveranstaltungen und Messen oder als Vortragsreihe über mehrere 
Tage. Vorträge werden im BIZ, an den ortsansässigen Hochschulen oder direkt in Betrieben 
gehalten.  
Gruppenmaßnahmen, Seminare: Die von der Berufsberatung angebotenen, kostenfreien Se-
minare ermöglichen eine intensivere Beschäftigung mit den einzelnen Aspekten der Berufs- 
und Studienwahl. Sie werden von den BerufsberaterInnen oder anderen Experten durchge-
führt. Anhand von praktischen Übungen, Rollenspielen und Simulationen werden Probleme 
und Inhalte der Berufswahl den TeilnehmerInnen nahegebracht. Angeboten werden u.a.: Be-
werbungsseminare mit dem Ziel, die eigene Bewerbung zu optimieren und den Bewerbungs-
verlauf näher kennenzulernen, ggf. auch einzelne Sequenzen für anstehende Vorstellungs-
gespräche zu üben, Elternseminare mit dem Ziel, Eltern zu informieren und zu befähigen, ihre 
Kinder bei der Berufswahl zu unterstützen und Seminare zur Unterstützung der Berufswahl-
kompetenz, d.h. es geht hier inhaltlich um die Entscheidungsprozesse während der Berufs-
wahl.  
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Schulsprechstunden: Darüber hinaus bietet die Berufsberatung an den Schulen Schulsprech-
stunden zur Klärung von Kurzanliegen sowie terminierte Einzelgespräche an. Der Inhalt die-
ser Gespräche richtet sich nach den Bedürfnissen der Ratsuchenden und umfasst neben der 
Berufsfindung und damit meist verbundenen Eignungsabklärung für angestrebte Bildungswe-
ge und Berufsfelder auch die Darstellung von Informationsangeboten sowie die Ausbildungs-
suche und Erklärung von finanziellen Unterstützungsleistungen. 
Abschließend lässt sich in Anlehnung an eine Definition von Ries (1970) zusammenfassen, 
bestehen die Aufgaben der Berufsberatung darin, mittels adäquater Kontakte zu dem Jugend-
lichen eine Voraussage darüber zu treffen, in welchem Beruf der Ratsuchende am meisten Be-
friedigung und Erfolg finden könnte, für welchen Beruf er eignungsmäßig die besten Fähig-
keiten und Begabung mitbringen wird und welcher Beruf ihm die besten Entwicklungsmög-
lichkeiten gibt. (vgl. Beinke (a) (1999), S.50) 
Eine optimale Berufswahlvorbereitung kann nur in Kooperation aller Beteiligten gelingen, 
wobei der Jugendliche im Fokus des Handelns steht. Die Jugendlichen sind auf ausreichende 
ein- und ausstrahlende Informationen über Ausbildungsberufe und andere Bildungsvarianten, 
Berufs- und Tätigkeitsfelder angewiesen, um eine für sie angemessene Berufswahlentschei-
dung treffen zu können. Dabei werden die Informatoren, Helfer, Ratgeber und Vertraute der 
Jugendlichen sozusagen als Agenten tätig, um einerseits informell und zum Teil auch unbe-
wusst- funktional (Eltern und Geschwister, andere Verwandte und Bekannte, Spiel- und Al-
tersgenossen, Freunde, Freizeitgruppen, Inhaber angestrebter Berufe), zum anderen auch for-
mell und intentional (Lehrer und Berufsberatung) in dem Berufswahlprozess der Jugendlichen 
mitzuwirken. Dabei stehen die Weitergabe von Informationen sowie die Unterstützung bei 
Lernprozessen zur Befähigung der Eigeneinschätzung im Vordergrund. Ziel sollte nicht die 
Einflussnahme auf diesen Prozess sein, denn es gilt für die Jugendlichen und nicht für die ge-
nannten Akteure, ihre berufliche Zukunft zu bestimmen und für die nächste Zukunft zu gestal-
ten. (vgl. Golisch ebd., S.63) 
1.4.3. Die Familie 
Die Familie bildet den primären Sozialisationskontext von Kindern und Jugendlichen. Bereits 
im Kleinkindalter eignen sich Kinder von ihren Eltern Einstellungen, Werte und Kompeten-
zen an. Sowohl im Hinblick auf die eigene Selbstwahrnehmung und der Entwicklung eines 
stabilen Selbstwertgefühls als auch zur Unterstützung der Bereitschaft, sich Herausforderun-
gen zu stellen und sich mit Schwierigkeiten auseinanderzusetzen, wird der Eltern- Kind- Be-
ziehung ein hoher Stellenwert eingeräumt. In vielen Lebenssituationen fungieren die Eltern in 
der Regel als stabile und verlässliche, enge Bezugspersonen ihrer Kinder, insbesondere in ein-
schneidenden Lebensphasen wie bei Schulübergängen sowie beim Übergang von der Schule 
in den Beruf. (vgl. Brüggemann u.a. (2013), S.198) Damit kann die Berufswahl als Sozialisa-
tionsprozess der Funktion der Familie zugeschrieben werden. (vgl. Beinke, L. u.a. (b) (2011), 
S.57) Dabei besteht die Familie als komplexe soziale Einheit, welche den Individuen einen 
stabilen Rahmen gegenseitiger Erwartungen bietet und die eine soziale Ordnung und Kontinu-
ität möglich macht. (vgl. Beinke (c) (2006), S.74) Im Vordergrund steht hier das Interaktions-
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geschehen zwischen den Eltern und ihren Kindern, wobei hervorgehoben werden muss, dass 
die Kommunikationsprozesse entsprechend einer individuellen familiären Dynamik ablaufen 
und demnach nicht isoliert von anderen Bezügen betrachtet werden können. So müssen fol-
gende innerfamiliäre Prozesse ebenfalls betrachtet werden: 
– spezifische emotionale Nähebeziehungen zwischen den Familienmitgliedern (Mutter- Kind, 
Vater- Kind, bei Geschwistern: Kind- Kind), welche das Verhalten sowie den Umgang unter 
den Familienmitgliedern unmittelbar beeinflusst, 
– die Beziehung zwischen Vater und Mutter (das sogenannte Ehe- Subsystem), 
– individuelle Machtbeziehungen (im Sinne der Chancen, etwas durchzusetzen) zwischen al-
len Familienmitgliedern und 
– die „Stimmen“ mehrerer Generationen, insbesondere die Auswirkungen eigener Erlebnisse 
der Eltern mit ihren eigenen Eltern (den jetzigen Großeltern) 
Hinzu kommt ein Normalitätsverlauf der Eltern- Kind- Beziehungen in der Adoleszenz, wie 
er bereits unter 1.4.1. beschrieben wurde, welcher ebenfalls bei der Betrachtung der familiä-
ren Auseinandersetzung mit entscheidenden Entwicklungsprozessen Beachtung findet: 
– Jugendliche bewegen sich in ihren sozialen Aktivitäten eher von der Familie weg, 
– der Konfliktgrad steigt, Jugendliche erobern immer mehr Entscheidungsfreiheit. Sie werden 
„mächtiger“, selbständiger und selbstverantwortlicher und 
– die emotionale Investition in die Familie, insbesondere in die Beziehung zu den Eltern, 
nimmt ab (emotionale Ablösung). (vgl. Fend (2000), S.286-288) 
Ausschlaggebend hierfür sind die symmetrischen Beziehungserfahrungen mit Peers, die 
wachsenden Möglichkeiten selbstreflexiven Denkens sowie die einsetzende Pubertät mit ihren 
körperlich- physischen Veränderungsprozessen. Das Zusammenspiel dieser Entwicklungen 
führt dazu, dass die Jugendlichen von ihren Eltern nicht mehr als Kinder angesehen werden 
wollen, sondern nach mehr Autonomie streben und diese auch in ihrer Beziehung zu den El-
tern einfordern. (vgl. Schuster u.a./ In: Lenz u.a. (2009), S.288-289) 
Um das derzeitige Beziehungsgeflecht zwischen Eltern und ihren Kindern besser verstehen 
und interpretieren zu können, soll die Entwicklung der Familie bis zur heutigen Zeit näher be-
trachtet werden sowie gravierende Veränderungsprozesse sozialhistorisch beleuchtet werden. 
Die soziale Institution des „Ganzen Hauses“ war eine vom Mittelalter bis zur frühen Neuzeit 
existierende Sozialform der Familie, welche die Arbeit, das Leben und die Aufzucht der 
Nachkommen integrierte. Sie umfasste dabei deutlich mehr Mitglieder als nur die Eltern und 
Kinder. Diese Form von Familie wurde nach und nach durch die privat- intime Familie abge-
löst, die zuerst im Bürgertum entstand. Ab Ende des 19. Jahrhunderts galt die Familie als ein 
privater Raum und ein Ort intimer Natur, in welchem die miteinander gepflegten Beziehun-
gen nicht mehr primär als ökonomische oder politische verstanden wurden. Die bürgerliche 
Familie widmete sich erzieherisch und emotional den Nachkommen und stattete sie mit eige-
nen Zimmern, Spielsachen, Büchern sowie Musikinstrumenten aus. So erfuhren Kinder und 
Jugendliche eine bis dahin unbekannte intensive Aufmerksamkeit. Auch die Bildung und 
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Ausbildung der Jugendlichen war in den bürgerlichen Familien von besonderem Interesse, 
wurde aber zumeist an externe Sozialisationsinstanzen, meist Privatlehrer, abgegeben. In die-
ser Periode wurde die Jugend erstmals gesellschaftlich formiert und der Jugendliche mit sei-
ner besonderen Lebenssituation zwischen die Kindheit und das Erwachsenenalter platziert. 
Hervorgehoben werden muss allerdings, dass diese Entwicklung zunächst lediglich nur für ei-
nen verschwindend geringen Teil junger Menschen zutreffend war, nämlich nur für die männ-
lichen Heranwachsenden des Bürgertums. Für die Jugendlichen der Landbevölkerung und des 
entstehenden Industrieproletariats gab es keine Jugendzeit. Sie traten direkt ins Erwachsenen-
alter ein und mussten, nachdem sie die für ihr vorgesehenes Leben notwendigen Fähigkeiten 
und Kenntnisse erworben hatten, sich selbst schon in frühen Jahren um ihren eigenen Lebens-
unterhalt kümmern. Als eigentliches „Jahrhundert der Jugend“ kann daher erst das 20. Jahr-
hundert gelten, in welchem nach und nach den männlichen als auch weiblichen Jugendlichen 
aus allen Bevölkerungsschichten die Möglichkeit freigegeben wurde, durch adäquate Bildung 
den eigenen Lebensweg zu beschreiten sowie die persönliche Existenz zu sichern. (vgl. Ecari-
us u.a. (2011), S.17-18) 
Mit jeder Veränderung der Gesellschaft wandeln sich auch die Struktur sowie die Funktio-
nen der Familie. Die großen Familienverbände mit den Verwandten aus allen Generationen 
zergliederten sich seit etwa 1900 kontinuierlich in kleinere Einheiten, die meist auch räumlich 
voneinander getrennt lebten. Kinder und Jugendliche hielten sich überwiegend in kleinen 
Kernfamilien, nur noch zusammen mit ihren Eltern, auf. Es entstand im Laufe der Zeit ein 
Idealbild einer Kernfamilie, welche aus der Mutter, dem Vater und in der Regel zwei Kindern 
bestand. Mit zu den prägenden Merkmalen gehörte zudem eine klare innerfamiliäre Arbeits-
teilung zwischen den Eltern. Diese Arbeitsteilung sah vor, dass die ökonomische Existenz der 
Familie durch die außerhäusliche Berufstätigkeit des Vaters (der Brotverdiener) gesichert 
wurde und die Mutter damit die Möglichkeit hatte, sich ganz der Fürsorge und Erziehung der 
Kinder sowie dem Haushalt zu widmen. An diesem Familienmodell wurde bereits früh kriti-
siert, dass die Mütter durch ihre ausschließlich innerfamiliäre Arbeit einerseits von der Teil-
habe an vielen anderen gesellschaftlichen Bereichen ausgeschlossen waren, andererseits durch 
die völlige ökonomische Abhängigkeit der Mütter und Kinder von den Vätern patriarchali-
sche Strukturen mit asymmetrischen Beziehungen zwischen Vater und Mutter verfestigt wur-
den. In einem langwierigen und lang andauernden sozialpolitischen Prozess wurde daher ver-
sucht, diese patriarchalen Strukturen aufzubrechen und die ökonomische Abhängigkeit der 
Mütter durch ein Modell partnerschaftlicher Beziehungen in der Familie zu ersetzen, welches 
beiden Eltern, auch unabhängig voneinander, eine eigenständige ökonomische Existenz er-
möglichen sollte. Unterstützt wurde dieser Prozess durch den ökonomischen Strukturwandel, 
in dessen Verlauf gesellschaftlich nicht darauf verzichtet werden konnte, auch das Talent, das 
Engagement und die Bereitschaft von Müttern und Frauen, mit ihrer Erwerbsarbeit die öko-
nomische Entwicklung der Gesellschaft mit zu gestalten, zu nutzen und auszubauen. (vgl. 
Bertram u.a. (2011), S. 15-16; Hurrelmann (2012), S.143) 
Die patriarchalen Familienstrukturen machten sich in der Erziehung der Kinder zu Beginn 
des 20. Jahrhunderts ebenfalls bemerkbar. Ein durchweg autoritärer Erziehungsstil verfolgte 
das Hauptziel, zuerst Lebens- und Entwicklungshilfe zu sein. Dabei stand die Übermittlung 
des lebensnotwendigen Wissens mit dem Ziel, die Lebensunfähigkeit des Heranwachsenden 
in Lebensfähigkeit unter den Bedingungen der gegebenen Kultur sowie die Weitergabe des 
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kulturellen Besitzes der Elterngeneration an die Nachkommen zu überführen, im Fokus. (vgl. 
Ecarius u.a. ebd., S.20) Ab dem Ende der 1960er Jahre kam es zu einem Wandel des Erzie-
hungsstils innerhalb der Familie von einem Befehlsstil zu einem liberalen Erziehungsstil des 
Verhandelns und Argumentierens. Das traditionelle Modell sah bis dahin die Eltern klar in der 
Rolle von Erziehungspersonen, die ihre Erwartungen und  Wertvorstellungen in der neuen 
Generation realisieren wollen. Damit war das Eltern- Kind- Verhältnis eindeutig nach Ver-
antwortlichkeiten strukturiert. Es war die Aufgabe der Eltern, ihre Kinder zu moralischen, 
selbständigen, selbstverantwortlichen Personen zu erziehen, die in der Lage sind, sich öko-
nomisch selbst zu unterhalten und eine Familie zu gründen. Konflikte waren in diesem Rah-
men unvermeidlich. Sie resultierten aus dem Widerstandspotential der Kinder gegenüber ih-
ren Eltern. Das Konzept der Aushandlungsfamilie legt eine andere Interpretation nahe. Da-
nach haben die Eltern nicht von vornherein recht, es geht vielmehr darum, dass unterschiedli-
che Ansprüche durch Eltern und Kinder in eine Aushandlungssituation eingebracht werden 
und im weiteren Verlauf gemeinsam und gleichberechtigt nach vernünftigen Kompromissen 
gesucht wird. Dabei spielt sich der Prozess des Selbständigwerdens im Jugendlichen selbst ab, 
wobei die Eltern ihn auf diesem Weg begleiten und unterstützen. Es kann davon ausgegangen 
werden, dass mit dieser innerfamiliären Entwicklung in den Familien die Generationenkon-
flikte mit einer abrupten Ablösung zurückgingen. (vgl. Ecarius ebd., S.72; Fend ebd., S.272) 
Hervorgehoben werden muss jedoch, dass mit dieser steten Entwicklung die Jugendgenerati-
on des 21. Jahrhunderts nach wie vor beeinflusst wird von den Erfahrungen der Großeltern, 
die noch autoritär erzogen worden sind, sich in der Regel als Traditionalisten und Materialis-
ten verstehen, eine pragmatische Lebensorientierung aufweisen und eine optimistische Zu-
kunftsaussicht haben. Die Elterngeneration hingegen ist Vertreterin des Informellen, hat eine 
liberale Erziehung erlebt, versteht sich als postmaterialistisch und idealistisch, wobei sie, her-
vorgerufen durch arbeitsmarktpolitische Entwicklungen mitunter eine pessimistische Zu-
kunftssicht entwickelt hat. Diese Erfahrungsbestände gehen in die Generationsbeziehungen 
der derzeitigen Jugendgeneration ein und wirken auf deren Sichtweisen. (vgl. Ecarius, u.a. 
ebd., S.47) 
Auch die Familienformen haben sich im letzten Jahrhundert zunehmend verändert und plu-
ralisiert. Zwar ist die Kernfamilie nach wie vor als Normalform von Familie präsent. Seit dem 
Ende der 1960er Jahren befindet aber auch sie sich in ständiger Wandlung und hat weitere 
familiäre Merkmale hervorgerufen (vgl. Hurrelmann u.a. ebd., S.143-144): 
–  Die Ehe als Lebensform der Eltern ist nicht mehr selbstverständlich. Im Jahr 2008 lebte ein 
Großteil der Eltern, 75%, als Ehepaar zusammen, 12% lebten in einer nichtehelichen Le-
bensgemeinschaft. (vgl. Bertram ebd., S. 27) 
– Die Kinder müssen nicht unbedingt leibliche sein. 
– Die Arbeitsteilung der Eltern kann verschiedenste Formen annehmen, insbesondere weil 
immer mehr Ehefrauen auch als Mütter nach der Geburt ihrer Kinder erwerbstätig sind. 
– Für verheiratete oder unverheiratete Paare ist es keineswegs mehr sicher, dass sie sich für 
die Gründung einer Familie, also die Geburt eines eigenen Kindes entscheiden. Etwa 20% 
bleiben gewollt oder ungewollt ohne Nachwuchs. 
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– Die Trennung und Scheidung der Eltern ist viel häufiger geworden. In der heutigen Zeit 
werden in Deutschland rund 40% aller Ehen durch Scheidung beendet, in den 1960er Jahren 
waren es nicht viel mehr als 10%. 
Hierdurch bedingt wächst die Zahl allein erziehender Eltern, ihr Anteil an allen Haushalten 
mit Kindern lag im Jahr 2008 bei 13%, laut Angaben des Statistischen Bundesamtes 2010 be-
reits bei fast 20%. Viele geschiedene Eltern heiraten erneut und bringen ihre Kinder aus der 
vorigen Beziehung mit in die neue „Patchwork- Familie“. Aus dem Zusammenwirken dieser 
Faktoren ergibt sich eine Vielfalt von neuen Familienformen: eheliche und nichteheliche Le-
bensgemeinschaften, getrennt lebende Eltern, allein erziehende Eltern, wiederverheiratete El-
tern mit Kindern und Stiefkindern (so genannte Patchwork- Familien). 
Eine weitere gravierende Folge dieser Entwicklung ist die zahlenmäßige Verkleinerung von 
Familien. In Deutschland entscheidet sich fast die Hälfte aller Paare mit Kindern für nur ein 
Kind, fast die gesamte andere Hälfte für zwei Kinder. Familien mit drei und mehr Kindern 
sind heutzutage ungewöhnlich. Kleinere Familien führen kurzfristig zu einem Mangel an Ge-
schwistern und haben langfristig zur Folge, dass jedes Kind weniger unmittelbare Verwandte 
(Onkels, Tanten, Cousinen und Cousins) besitzt. Dies geht mit einem Bedeutungsverlust der 
Verwandtschaft in den alltäglichen Lebenszusammenhängen einher. Gleichzeitig steigt die 
Lebenserwartung der Menschen. Dies hat zur Folge, dass dem Familienverbund mehr Großel-
tern und Urgroßeltern angehören und damit die Zahl gleichzeitig lebender Generationen 
steigt. Multilokale Mehrgenerationenfamilien mit vier Generationen sind heute möglich und 
üblich. Die stark verlängerte gemeinsame Lebensspanne von Angehörigen unterschiedlicher 
Generationen ist eine drastische und nachwirkende Veränderung zeitlicher Strukturierung. 
Die Tatsache, dass Eltern und Kinder gegenüber früheren Epochen so lange wie nie zuvor 
füreinander da sein können, erweitert das Erfahrungsspektrum quantitativ und qualitativ. So 
dauern einzelne Lebensphasen nicht nur länger an, sie werden auch von weiteren, unmittelba-
ren Familienmitgliedern länger begleitet. (vgl. Hurrelmann u.a. ebd., S.144; Lettke u.a. 
(2007), S.21-24) 
Hervorgehoben wird schlussendlich, dass Kinder in der heutigen Zeit häufig länger ökono-
misch unselbständig bleiben. Hintergrund ist zum einen die längere Schulzeit. Während in 
den 1960er Jahren 6–7% der SchülerInnen eines Jahrganges Abitur machten, sind es heute 
etwa 30–40 Prozent eines Jahrganges. Dies bedeutet, dass bedeutend mehr Eltern länger öko-
nomisch in die Existenzsicherung ihrer Kinder investieren und zugleich mehr Zeit im Lebens-
verlauf für ihre Kinder aufwenden. Hinzu kommen die zum Teil recht langen und kostspieli-
gen Ausbildungs- und Studienzeiten. Damit sind die finanziellen Anforderungen an die El-
tern, um die ökonomische Basis ihrer Kinder sicherzustellen, deutlich gestiegen. (vgl. Ber-
tram ebd., S.17)  
1.4.4. Die Eltern im Berufswahlprozess 
Die Eltern agieren als die wichtigsten Interaktions- und Gesprächspartner für die Jugendli-
chen im Berufswahlprozess. 25–50% der jungen Menschen nutzen Mutter und/oder Vater als 
Konsultationsinstanz bei Fragen hinsichtlich ihrer Berufswahl. Diese überragende Stellung 
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ergibt sich aus der langjährigen elterlichen Personensorge, welche untermauert wird von en-
gen und stark emotionalisierten familialen Sozialbeziehungen. (vgl. Golisch (2002),  S.62) 
Damit kann der Prozess der beruflichen Sozialisation als Funktion der Familie betrachtet wer-
den. Dabei wird den Eltern und den Jugendlichen oftmals unterstellt, sie würden durch die 
Vielzahl der bestehenden Berufe gestört und die Unübersichtlichkeit der Bildungsmöglichkei-
ten würde zu Verwirrung führen. 
Die berufliche Welt war auch in früheren Zeiten eher unüberschaubar. So wurden im Jahr 
1698 in einem Ständebuch 200 Berufe genannt, und im Jahr 1841 zählte man in England be-
reits 431 Berufe auf. Das zeigt, dass von jeher die Berufswelt unüberschaubar und damit un-
berechenbar war. Allerdings war Ende des 17. Jahrhundert die Entscheidung für eine berufli-
che Tätigkeit durch die Einbindung der Menschen in die ständische Ordnung determiniert. 
Das bedeutete, die Väterberufe entschieden weitestgehend über die berufliche Zukunft der 
Söhne, während die Töchter nur sehr begrenzt einen Zugang zu einer Berufsausbildung fan-
den. Daher waren zu dieser Zeit Kenntnisse über die Berufe als Hilfen zur  Entscheidungsfin-
dung einer Berufswahl irrelevant. (vgl. Beinke (d) (2012), S.57) Erst im Laufe des 18. Jahr-
hunderts wurde versucht, die Entscheidung für eine Berufsausbildung sowie die Mithilfe der 
Eltern bei der Berufswahlentscheidung aufgewertet. Bereits im preußischen Landesrecht von 
1794, welches ein Vorläufer des heutigen Bürgerlichen Gesetzbuches darstellt, wurde veran-
kert, dass der Vater bei der Bestimmung der künftigen Lebensart der Söhne nicht nur seine 
eigenen Wünsche verfolge, sondern auf die Neigung, Fähigkeiten und körperlichen Umstände 
des Sohnes vorzügliche Rücksicht nehme (§§ 109, 110 Preußisches Allgemeines Landrecht). 
Im Rahmen dieser Alimentierungspflicht wurden die Eltern aufgerufen, ihren Kindern eine 
angemessene Berufsausbildung angedeihen zu lassen. (vgl. Stratmann (1999), S.120-121) Da-
bei wurde jedoch vielerorts die Verantwortung der Eltern für die richtige Berufsentscheidung 
ihrer Kinder in Frage gestellt. Die Skepsis war groß, inwieweit die Erziehungsberechtigten 
auch fähig seien, die richtige Berufswahl zu treffen. Mit dem Ausbau des Schulsystems sowie 
der Einrichtung berufsvorbereitender Schulen am Ende des 18. Jahrhunderts trat das Ziel in 
den Vordergrund, dass die Schule ebenfalls mittels sachbezogenen Unterrichtes, berufskund-
licher Veranstaltungen und Betriebsbesichtigungen die jungen Menschen auf die Berufsfin-
dung vorbereiten sollte. Man ging damals von der Prämisse aus, durch eigene Erfahrungen 
mit praktischen Übungen in mehreren Berufen den Schülern Kennntisse zu vermitteln, die sie 
für eine Berufswahl benötigten, wobei die letzte Entscheidung über die Berufseignung der 
Lehrherr treffen sollte. (vgl. Beinke (a) (1999), S.44-45; Stratmann ebd., S.123-125) Doch 
nach wie vor konkurrierte das Konstrukt der freien Berufswahl mit der so genannten Beru-
fevererbung seitens der Eltern. Die Schwierigkeiten und Widersprüche hebt Beinke (1999) in 
einem von Prünitz aufgestellten sowie von Stratmann wiedergegebenen Katalog über die Be-
rufswahl der damaligen Jugend hervor. Demnach: 
– sollte der Beruf gewählt werden, zu dem der Jugendliche die meisten Fähigkeiten und die 
größte Lust verspürt, 
– sollte er den Beruf suchen, der in der Gesellschaft bestehen könnte, 
– sollte die Vorbereitung früh erfolgen, 
– sollte der Beruf nicht über dem Stand der Eltern liegen, 
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– sollte er nicht unter dem Stand der Familie liegen und  
– sollte – wenn mehrere Gelegenheiten zur Wahl stünden – derjenige gewählt werden, der der 
Gesellschaft den größten Nutzen brächte. (vgl. Beinke (a) (1999), S. 46) 
Die schulische Vorbereitung der Jugend auf die Berufswahl konnte sich nicht in dem Maße 
durchsetzen bzw. im Rahmen des bestehenden und sich im weiteren Verlauf entwickelnden 
Schulsystems nicht durchsetzen (siehe auch 1.2.2.). Damit fiel die Aufgabe, die Berufswahl 
der Jugendlichen sachlich vorzubereiten und pädagogisch zu steuern, abermals als Hauptauf-
gabe an die Eltern zurück. (vgl. Stratmann ebd., S.126-127) Gesetzliche Verankerung findet 
die Zusammenarbeit von der Schule und den Eltern in der Rahmenvereinbarung über die Zu-
sammenarbeit von Schule und Berufsberatung zwischen der Kultusministerkonferenz und der 
Bundesagentur für Arbeit, in welcher es heißt (vgl.: Bundesagentur für Arbeit und Ständige 
Konferenz der Kultusminister der Länder in der Bundesrepublik Deutschland (b) (2004):  
„2.4. Zusammenarbeit: […] Gemeinsam mit den Jugendlichen und deren Eltern werden Stra-
tegien zur Chancenverbesserung entwickelt und deren Umsetzung begleitet. Dies können Ak-
tivitäten zur Verbesserung fachlicher Leistungen oder berufswahlbezogener Kompetenzen 
sein (z. B. Förder- oder Eingliederungsplan, ggf. unter Einbeziehung Dritter).“ 
In der heutigen Zeit werden Jugendliche zwar in ihrer Berufswahl durch die Eltern weniger 
eingeschränkt als in früheren Zeiten. Ein Junge bzw. ein Mädchen muss keineswegs den Be-
ruf seines Vaters oder seiner Mutter erlernen. Nach wie vor spielt die Beratung durch die El-
tern aber eine wesentliche Rolle. In der Forschung und Praxis stellt sich damit die Frage, wie 
Eltern den Berufswahlprozess ihrer Kinder unterstützen (können). Es stehen dabei nicht die 
strukturellen Rahmenbedingungen der Familie und des Berufs im Zentrum, sondern ebenfalls 
die Prozesse in der Familiendynamik. Neuenschwander (2008) postuliert drei Faktoren, wie 
Eltern die Exploration im Berufswahlprozess fördern. Diese sind: 
Elternmotivierung durch Ermutigung: Wenn Eltern ihre Kinder ermutigen, in der Schule ihr 
Bestes zu geben und wenn sie ihren Kindern den Wert von schulischen Leistungen erklären, 
beschäftigen sich die Kinder aktiver mit ihrer beruflichen Zukunft. In diesem Sinne tragen die 
Eltern dazu bei, die Motivation ihrer Kinder für eine intensive Auseinandersetzung mit der 
Berufswahl zu entwickeln. 
Elternunterstützung bei der Berufswahl: Neben der Motivierung können Eltern ihre Kinder 
beraten, indem sie konkrete Lehrstellen vermitteln (Sachhilfe), konkrete Ratschläge zum Vor-
gehen im Berufswahlprozess und bei der Lehrstellensuche geben (z.B. beim Formulieren von 
Bewerbungen) sowie die nötige finanzielle Hilfe gewähren (Bewerbungen und Ausbildungen 
bezahlen). 
Vorbild der aktiven Mutter bzw. Vater: Mütter und Väter, welche ihre Freizeit aktiv gestal-
ten, Kurse und kulturelle Veranstaltungen besuchen oder Sport treiben, motivieren ihre Kin-
der, ihre Zukunft ebenfalls aktiv gestaltend anzugehen. Das Niveau an Aktivität und Engage-
ment von Müttern und Vätern hat für Kinder Vorbildcharakter. Darüber hinaus sind aktiv ge-
staltende Eltern stärker in der Berufswelt vernetzt und können dadurch ihre Kinder effizienter 
im Berufswahlprozess anleiten. (vgl.   Neuenschwander/ In: Lage u.a. (2008), S.145) 
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Der Elterneinfluss kann sich damit keineswegs auf eine unverbindliche Beratung beschrän-
ken, vielmehr bestimmen die Eltern wesentlich die Einstellung von Jugendlichen, dass schuli-
sche Leistungen und eine gute Ausbildung wichtig und wertvoll sind und sich eine engagierte 
Auseinandersetzung mit der Berufswahl lohnt. Damit ist der elterliche Einfluss zum Teil 
funktional- unbewusst. Das bedeutet, die Jugendlichen folgen den Vorstellungen ihrer Eltern 
und übernehmen häufig deren Haltungen gegenüber der Arbeit allgemein und gegenüber be-
stimmten Berufsfeldern (insbesondere den elterlichen Berufen, aber auch Annahmen von Be-
rufen aus dem gesellschaftlichen Verständnis heraus). Hinzu treten aber vielfältige aktive Hil-
fen, insbesondere durch stabilisierend- fördernde Gespräche über Berufsmöglichkeiten, vor 
allem gegen Ende der Schulzeit, und die Unterstützung bei der Suche nach einem Ausbil-
dungsplatz durch die Nutzung vorhandener sowie Anknüpfung neuer Kontakte. Die elterliche 
Hilfe stößt jedoch an gewisse Grenzen, denn die Eltern verfügen häufig nur über begrenzte 
Informationen, Erfahrungen und Kontakte. Schließlich sind nur wenige Eltern mit Strategien 
der Berufsfindung vertraut und es gibt eine gewisse Scheu und Unbeholfenheit bei der Über-
mittlung eigener Erfahrungen, viele Eltern sprechen über den eigenen Beruf sehr wenig oder 
ungern. Das führt dazu, dass Eltern im Rahmen des Berufswahlprozesses ihrer Kinder weit-
gehend inkompetent wirken und überfordert sind. (vgl. Golisch ebd., S. 62-63)  
Der Berufswahlprozess findet, wie bereits verdeutlicht, im Jugendalter statt und wird mit 
dem Übergang in das Erwachsenenalter weitgehend stabilisiert (siehe 1.4.1.). Diese Phase der 
Adoleszenz ist im Hinblick auf die Eltern- Kind- Beziehung geprägt durch eine grundlegende 
Transformation von der emotional nahen, schützenden und erziehenden Haltung der Eltern 
zur sympathisierend begleitenden und die Selbständigkeit des Heranwachsenden fördernden 
Stellung der Erziehungsberechtigten. Hurrelmann u.a. (2012)  stellen den Ablöseprozess der 
Jugendlichen von ihren Eltern in Anlehnung an Larson u.a. (2002) anhand folgender Ebenen 
dar: 
der psychischen Ebene: Die Einstellungen und Handlungen der Jugendlichen werden nicht 
mehr vorrangig an den eigenen Eltern, sondern an den Angehörigen der eigenen Generation 
(Peers) ausgerichtet. 
der emotionalen und intimen (erotischen, sexuellen) Ebene: Nicht mehr Mutter und Vater 
sind die Liebesobjekte der jungen Menschen, sondern vielmehr selbst gewählte Partnerinnen 
und Partner. 
der kulturellen Ebene: Es entwickelt sich ein persönlicher Lebensstil, welcher sich meist von 
dem der Eltern unterscheidet. 
der räumlichen Ebene: Der Wohnstandort der Heranwachsenden verlagert sich nach und 
nach aus dem Elternhaus heraus. 
der materiellen Ebene: Die wirtschaftliche Selbständigkeit und finanzielle Unabhängigkeit 
von den Eltern wird angestrebt. (vgl. Hurrelmann u.a. (2012), S.154) 
Die Bewältigung dieser vielschichtigen Ablöseprozesse verlangt von beiden Parteien ein ein-
fühlsames Verhalten sowie gute Kommunikationsfähigkeiten, um Spannungen und Konflikte 
weitgehend zu verhindern. Dabei erfolgt die Ablösung auf den verschiedenen Ebenen zu un-
terschiedlichen Zeitpunkten und in der Regel anhand einer bestimmten Abfolge. Die psychi-
 
 95 
 
sche Ablösung erfolgt heute, auch aufgrund der Vorverlagerung der Pubertät, meist als erstes- 
teilweise bereits im 11. und 12. Lebensjahr. Und auch auf der emotionalen und kulturellen 
Ebene werden Jugendliche heute früh selbständig. (vgl. Hurrelmann u.a. ebd., S.154-155) Das 
Treffen beruflicher Entscheidungen sowie das Einschlagen bestimmter beruflicher (Bildungs-)Wege 
erfolgt im Rahmen dieser Ablöseprozesse. Das wird deutlich anhand der Intensität der elterli-
chen Unterstützung. In der Literatur finden sich Forschungsergebnisse, welche deutlich ma-
chen, dass Haupt- und RealschülerInnen primär mit ihren Eltern über ihre Berufswahl spre-
chen, während sich Gymnasiasten weniger von den Eltern beeinflusst fühlen. Darüber hinaus 
scheint es auch noch geschlechtsspezifische Unterschiede zu geben. So werden allgemein 
Umfang der Hilfen und Zahl der Gespräche bei Mädchen höher angesetzt als bei Jungen, wo-
bei auch Mütter häufiger aktiv sind und mehr konsultiert werden als Väter. Dabei geht auch 
die Initiative vor allem von den Mädchen aus, die sich in stärkerem Maße an ihre Eltern wen-
den. (vgl. Golisch ebd., S. 63) Die materielle Ablösung hat sich in der heutigen Zeit eher zu-
rückverlagert und kann insbesondere bei Jugendlichen, welche eine Hochschulausbildung ab-
solvieren, bis an das Ende des dritten Lebensjahrzehnts rücken. Die räumliche Ablösung vom 
Elternhaus hingegen erfolgt in langsamen Schritten, da ein großer Teil der Jugendlichen zum 
einen das „Hotel Mama“ so lange wie möglich genießen möchte, zum anderen ihnen aufgrund 
der finanziellen Abhängigkeit zu ihren Eltern keine andere Wahl bleibt. Damit können die El-
tern, als soziale und emotionale Trainer bezeichnet werden, um den Heranwachsenden soziale 
Kompetenzen anzueignen, welche sie für ihre Lebensbewältigung benötigen. Die flexible 
Synchronisation von verschiedenen Erwartungen, Gewohnheiten und Lebensauffassungen, 
die ständige Neueinstellung der Balance zwischen emotionaler Nähe und sozialer Selbstän-
digkeit gibt den jungen Menschen die psychischen Hilfsmittel, um auch außerhalb der Familie 
kompetent und selbstbewusst zu handeln. (vgl. Fend, H. (2000), S.170-190; Hurrelmann, K. 
u.a. ebd., S.155-156) 
Dieses Rüstzeug sowie die Grundannahmen zum elterlichen Einfluss im Hinblick auf das 
Miteinander im Prozess der Berufswahl werden im weiteren Verlauf der Arbeit sowie im 
Rahmen der eigenen Untersuchungen näher untersucht und geprüft. 
1.5. Stand der Forschung 
Es gibt zahlreiche Sachbücher, Zeitschriften, Artikel und andere Beiträge, welche als Ratge-
ber für Eltern fungieren. Vordergründig beschäftigt sich diese Literatur mit Strategien und un-
terstützenden Maßnahmen, um den eigenen Kindern im Prozess der Berufswahl behilflich zu 
sein. (u.a.: Egloff, E. u.a. (2010): Berufswahltagebuch, Elternratgeber Berufswahl; Hofert, S. 
(2012): „Am besten wirst Du Arzt“. So unterstützen Sie Ihr Kind wirklich bei der Berufswahl;  
Linzbach, A. (2009): Der wahre Beruf für mein Kind- Ein Elternratgeber zur Berufswahl; 
Schmitz-Gümbel, E. u.a. (2008): Erfolgreich zum Traumjob- Coaching zur Berufswahl für El-
tern und Schüler; Steffen, A. (2008): Schule- und dann? So helfen Eltern ihren Kindern bei 
der Berufswahl) Vielerorts werden in diesem Rahmen, zum Teil kostenintensive, Elternsemi-
nare angeboten, in  welchen die Eltern ihre Berufswahlkompetenz entwickeln und trainieren 
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können. Hierbei werden hauptsächlich Hilfestellungen und Lösungswege erörtert, Art und 
Umfang des Einflusses der Eltern als Interaktionspartner im Berufswahlprozess finden keine 
Beachtung. 
Studien und Erhebungen im Hinblick auf das Berufswahlverhalten Jugendlicher finden sich 
in der Literatur unter Berücksichtigung folgender Aspekte: 
1. der Einfluss der Eltern im Sekundarbereich I, d.h. im Haupt- und Realschulbereich (u.a.: 
Beinke, L. (2002): Familie und Berufswahl; Beinke, L. (2000): Elterneinfluss auf die Be-
rufswahl; Golisch, B. (2002): Wirkfaktoren bei der Berufswahl Jugendlicher; Bolder, A. 
(1983): Ausbildung und Arbeitswelt- Eine Längsschnittuntersuchung zu Resultaten von 
Bildungsentscheidungen; Puhlmann, A. (2005): Die Rolle der Eltern bei der Berufswahl 
ihrer Kinder) 
2. geschlechterspezifische Untersuchungen, vorwiegend im Gender-Bereich (u.a.: Driesel- 
Lange, K. (2011): Band 2: Studien- und Berufsorientierung. Berufswahlprozesse von Mäd-
chen und Jungen. Interventionsmöglichkeiten zur Förderung geschlechtsunabhängiger Be-
rufswahl; Hoose, D. u.a. (1996): Sicher sind wir wichtig- irgendwie!? Der Einfluss von El-
tern auf das Berufswahlverhalten von Mädchen. Eine Untersuchung im Auftrag des ):; Se-
natsamtes für Gleichstellung der Freien und Hansestadt Hamburg; Körner, G. (2004): Stu-
dienberechtigte vor der Berufswahlentscheidung. Eine vergleichende Einzelfallstudie unter 
besonderer Berücksichtigung der Kategorie Geschlecht)  
3. regional eingegrenzte Studien, insbesondere bei ostdeutschen und Schweizer Jugendlichen 
(u.a.:  Abele, F. (2009),  Berufsorientierung in Theorie und Praxis. Eine Studie zur Erhe-
bung berufsorientierungsrelevanter Einflussfaktoren in den Klassenstufen 9-12; Herold, A. 
u.a. (2002): Eltern als Berufswahlbegleiter. Eltern begleiten ihre Kinder. Eine Dokumenta-
tion der Wormser Initiative im Mai und Juni 2002; Herzog, W. u.a. (2006): Berufswahl-
prozess. Wie sich Jugendliche auf ihren Beruf vorbereiten; Knauf, H.: Schule und ihre An-
gebote zu Berufsorientierung und Lebensplanung. Die Perspektive der Lehrer und Schüler. 
In: Oechsle, M. u.a. (2009): Abitur und was dann? Berufsorientierung und Lebensplanung 
junger Frauen und Männer unter Einfluss von Schule und Eltern; Menz, S. (2009): Über-
gangs- und Bewältigungsforschung. Familie als Ressource- Individuelle und familiale Be-
wältigungspraktiken junger Erwachsener im Übergang in Arbeit; Neuenschwander, M.: El-
ternunterstützung im Berufswahlprozess. In: Lage, D. u.a. (2008): Berufliche Übergänge. 
Psychologische Grundlagen der Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung; Schreiber, M. 
(2005): Entscheidungstheoretische Aspekte der Ausbildungs- und Berufswahl von Jugend-
lichen. Eine empirische Untersuchung zur Rolle unterschiedlicher Entscheidungsstile für 
den subjektiven Erfolg bei der Ausbildungs- und Berufswahl) 
4. Studien zum Thema Studium: Untersuchungen der Studierneigung und des Studierverhal-
tens Jugendlicher (u.a. Spangenberg, H. u.a. (2008): Studien- und Ausbildungswahl von 
Studienberechtigten. Informationsbeschaffung und Entscheidungsfindung für die Zeit nach 
Erwerb der Hochschulreife; Lörz, M. u.a. (HIS-Studie 2011): Bildungsintentionen und 
Entscheidungsprozesse. Studienberechtigte 2010 ein halbes Jahr vor Schulabgang) 
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5.  Studien zum Bildungsverhalten Jugendlicher: Statistische Daten und deren Auswertun-
gen (u.a. Bundesministerium für Bildung und Forschung, Referat Grundsatzfragen der be-
ruflichen Aus- und Weiterbildung (2013): Berufsbildungsbericht 2013; Bundesinstitut für 
Berufsbildung (2013): BIBB Report. Forschungs- und Arbeitsergebnisse aus dem Bundes-
institut für Berufsbildung, 7.Jahrgang, Heft 21, 06/2013; Konsortium Bildungsberichter-
stattung (2006): Bildung in Deutschland. Ein indikatorengestützter Bericht mit einer Ana-
lyse zu Bildung und Migration; Niedersächsisches Kultusministerium, Presse- und Öffent-
lichkeitsarbeit (2013): Broschüre- Die niedersächsischen allgemein bildenden Schulen in 
Zahlen, Stand: Schuljahr 2012/2013; Statistisches Bundesamt (2012): Bildung und Kultur. 
Schnellmeldung Integrierte Ausbildungsberichterstattung, Anfänger im Ausbildungsge-
schehen nach Sektoren, Konten und Ländern) 
Bildungspolitisch wurde die Erweiterung der berufsorientierenden Maßnahmen und Konzepte 
vor allem durch drei Programme auf Bundesebene verstärkt: 
1. durch das BMBF-Programm: „Schule-Wirtschaft/Arbeitsleben“ (1999-2007), 
2. durch ESF-Programme des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales und des Bundes-
ministeriums für Bildung und Forschung im Förderschwerpunkt „Beschäftigung und sozia-
le Integration“ und 
3. durch spezifische Programme der Bundesagentur für Arbeit, wie z. B. die vertiefte Berufs-
orientierung. (vgl. Niemeyer, B. u.a.: Berufsorientierung an Allgemeinbildenden Schulen in 
Deutschland- Eine Bestandsaufnahme, 2009, S.4)  
In einigen Bundesländern finden parallel dazu Modellprogramme, Kooperationsprojekte 
und die Erprobung berufsorientierender Konzepte statt, um die beruflichen Perspektiven 
und Integrationschancen der Jugendlichen auf dem Ausbildungs- und Arbeitsmarkt auszubau-
en und zu erhöhen (u.a. Baden-Württemberg: Projekt BOGY; Niedersachsen: Projekte JUMP 
und BOGen, Nordrhein- Westfalen: Entwicklung von Handreichungen; Sachsen: „Sachsen 
macht Schule“; Stadt Worms: Eltern als Berufswahlbegleiter; Thüringen: Projekt SKATING). 
(vgl. Niemeyer, B. u.a.: Berufsorientierung an Allgemeinbildenden Schulen in Deutschland- 
Eine Bestandsaufnahme, 2009, S.10-31) In Hamburg wurde bereits vor einigen Jahren ein 
Konzept an den Stadtteilschulen (Sekundarbereich I) eingeführt, welches zum Teil die ge-
nannte Forderung impliziert. An den Hamburger Schulen wurde ein Berufs- und Studien-
wegeplan eingeführt, welcher für alle SchülerInnen der Stadtteilschulen ab der Jahrgangsstufe 
8 verpflichtend ist. Die Rahmenvorgaben enthalten Gestaltungsaufgaben und Mindestanforde-
rungen, sie bilden die Grundlage für das von den Schulen zu entwickelnde Konzept der Be-
rufsorientierung, welches Maßnahmen, Durchführungszeiträume und Verantwortlichkeiten zu 
mindestens sechs vorgegebenen Themenfeldern enthalten muss. Darüber hinaus benennt die 
Schule für jede/n SchülerIn einen festen Ansprechpartner zur Begleitung und Beratung bei der 
Gestaltung der individuellen Berufsorientierung und Anschlussplanung. Die Schule ist ver-
pflichtet, die Ergebnisse der Maßnahmen und Konzepte auszuwerten und Rechenschaft über 
ihr Konzept abzulegen. Darüber hinaus sind die Stadtteilschulen zur Kooperation mit mindes-
tens einer berufsbildenden Schule verpflichtet und gestalten hier ihre Zusammenarbeit im 
Rahmen der beruflichen Berufsorientierung durch umfangreiche Praxiserfahrungen der Jahr-
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gänge 8 bis 10 an außerschulischen, vorwiegend betrieblichen Lernorten. In diesem Rahmen 
kann die einzelne Schule festlegen, ob sie ein Betriebspraktikum und/oder Praxislerntage mit 
ein bis zwei Tagen pro Woche über zwei Jahre durchführt. (vgl. Bertelsmann Stiftung (2011), 
S.31-32) In Mecklenburg-Vorpommern existiert seit 1998 das Landesprogramm „Berufs-
frühorientierung in Mecklenburg Vorpommern“ (BFO). Dieses Programm ist Bestandteil ei-
ner Reihe von Maßnahmen, welche das Bundesland aufgrund seiner ungünstigen Berufsbil-
dungs- und Arbeitsmarktentwicklung, u.a. zunehmende Abbruchtendenzen in der beruflichen 
Bildung sowie eine überdurchschnittlich hohe Jugendarbeitslosenquote, die Abwanderung 
hauptsächlich aktiverer Teile der Bevölkerung in angrenzende Bundesländer und damit ein-
hergehend die steigende Überalterung der Gesellschaft, entwickelt hat. Die Entwicklungen 
haben zunehmend Auswirkungen auf die beruflichen Zukunftsvorstellungen der Kinder und 
Jugendliche in Mecklenburg- Vorpommern. Ziel des Programms ist es daher, die jungen 
Menschen bereits frühestmöglich (ab der Grundschule) auf ihren Einstieg in ihr späteres Be-
rufsleben vorzubereiten. In diesem Sinne werden SchülerInnen in zahlreichen Projekten, wie 
z.B. Betriebsbesichtigungen, Vorstellungen von Berufen in der Schule, berufskundliche Pro-
jekttage und vermehrte Betriebspraktika, auch über einen längeren Zeitraum, Orientierungs-
hilfen für die eigene Berufswahl an die Hand gegeben, wobei der zentrale Ansatz in der Ver-
mittlung eines handlungsorientierten Einblicks in die Arbeits- und Berufswelt, verbunden mit 
der nachhaltigen Reflexion dieser Erfahrungen, liegt. (vgl. Von Wensierski u.a. (2005), S.66-67) 
Nur vereinzelt finden sich Studien im Sekundarbereich II. Hier wird vornehmlich die schu-
lische Berufsorientierung, meist unter psychologischen Gesichtspunkten, untersucht (u.a. 
Driesel- Lange u.a. (2005): Heft 1: Schriften zur Berufsorientierungsforschung. Berufsorien-
tierung am Ende des Gymnasiums: Die Qual der Wahl; Kahlert, H. u.a. (2007): Bildung und 
Berufsorientierung. Der Einfluss von Schule und informellen Kontexten auf die berufliche 
Identitätsentwicklung;  Schott, C. (2012): Berufliches Selbstkonzept. Eine vergleichende Un-
tersuchung an Mittelschulen und Gymnasien). Ein Bezug zu den Erziehungsberechtigten bzw. 
ihre Impressionen im Hinblick auf die Berufswahl ihrer Kinder finden dabei kaum Beachtung. 
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Teil II 
Untersuchungsdesign und methodisches Vorgehen 
in der empirischen Studie 
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2. Ziel der Erhebung 
In den folgenden Ausführungen werden zunächst die Zielsetzung der empirischen Erhebung 
und einige grundlegende Überlegungen zum qualitativen Untersuchungskonzept dargelegt.  
Danach erfolgt die Darstellung der Gruppendiskussion als das, dieser Untersuchung zugrund-
liegende Erhebungsinstrument. Abschließend wird auf den Ablauf der Datenerhebung sowie 
auf die Methodik der Materialauswertung eingegangen.  
Die im Rahmen dieser Arbeit durchgeführte empirische Untersuchung zielt darauf ab, den 
Nutzen der Eltern als Interaktionspartner im Entscheidungsprozess der Berufswahl  Jugendli-
cher eingehender zu beobachten und zu studieren, unter Umständen mit dem Resultat, durch 
die Verbesserung der Elternarbeit im Sekundarbereich II eine Optimierung der Berufsorientie-
rung und damit eine gezieltere bzw. besser vorbereitete und durchdachte Berufswahlentschei-
dung bei den Jugendlichen zu erreichen. Berufs- und Studienwahlentscheidungen sind für 
AbiturientInnen komplexer und anspruchsvoller geworden. Eine nahezu unüberschaubare 
Fülle an Ausbildungsrichtungen erhöhen die Wahlmöglichkeiten und damit auch die Ent-
scheidungsprobleme. Die Arbeitswelt verändert sich in rasantem Tempo, Tätigkeits- und Be-
rufsfelder weiten sich aus, neue Berufsbilder entstehen und Qualifikationsanforderungen ver-
ändern sich immer schneller. „Abitur und was dann?“ ist zu einer Frage geworden, auf die ei-
ne Antwort zu finden vielen jungen Erwachsenen immer schwerer fällt. 
Als Abiturientenberaterin setze ich mich tagtäglich mit dieser Thematik auseinander. Ver-
änderte Lebensentwürfe und Wertorientierungen von Jugendlichen, vor allem materielle Mo-
tive wie berufliche Sicherheit und gute Einkommenschancen gewinnen an Bedeutung. Aber 
auch persönlichkeitsbezogene und auf Selbstverwirklichung gerichtete Motive treten in den 
Vordergrund, dadurch werden Berufsorientierungsprozesse tendenziell anspruchsvoller. Doch 
was beeinflusst direkt die Berufswahlentscheidungen der jungen Erwachsenen? Immer wieder 
an den Beratungsgesprächen beteiligt sind die Eltern der angehenden AbiturientInnen. Sie 
nehmen als aktive Interaktionspartner, sei es als Orientierungs- und Entscheidungshilfe, als 
finanzieller Background oder Informationsinhalator und -filter am Berufswahlprozess teil. 
Wie bereits dargestellt, nehmen die Eltern im Rahmen der Berufswahltheorien eine nicht zu 
unterschätzende Rolle in der Berufsorientierung ein. Doch in welchem Maße erfolgt tatsäch-
lich ein Allokationsprozess? Inwiefern sind sich die Jugendlichen bewusst, dass ihre berufli-
chen Entscheidungen von den Erziehungsberechtigten geprägt sind? Ziel dieser Forschungs-
arbeit ist es, Berufsorientierungsprozesse von AbiturientInnen zu rekonstruieren und den Ein-
fluss der Eltern auf die Berufswahl zu untersuchen. 
Mein Augenmerk richtete sich bei der Untersuchungsplanung auf die SchülerInnen der Ab-
gangsklasse/n eines Gymnasiums. Auch wenn Berufsorientierung bereits im Kindesalter be-
ginnt und sich das Auseinandersetzen mit möglichen Berufen spätestens im ersten Schulprak-
tikum in der neunten Klasse widerspiegelt, beschäftigen sich gerade im letzten Schuljahr, also 
in der 12.Klasse eines Gymnasium, die angehenden AbiturientInnen intensiver mit den Fra-
gen ihre individuelle Berufswahl betreffend. Eine zusätzliche Prämisse dieser Arbeit ist, dass 
ebenfalls zu diesem Zeitpunkt die Eltern realisieren, wie nah ihre Kinder an der sogenannten 
ersten Schwelle, dem Übergang von der Schule in eine Ausbildung, stehen. Das führte mich 
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zu der Annahme, dass zu diesem Zeitpunkt eine themenbezogene Gruppendiskussion zwi-
schen Eltern und ihren Kindern interessant und aufschlussreich sein würde. 
In einer solchen Diskussionsrunde sollen oben genannte Fragen aufgeworfen und erörtert 
werden. Dabei wird eine Gruppe von drei angehenden AbiturientInnen und drei „betroffenen“ 
Eltern(paaren) als günstig angenommen, die Diskussion sollte in etwa eine Stunde andauern. 
Ziel ist es, im Rahmen von drei bis vier Gruppen in Erfahrung zu bringen, wie die Eltern die 
Berufswahl ihrer Kinder wahrnehmen, von ihrer Seite aus in Aktion treten und wie die Ju-
gendlichen diesen Einfluss bemerken, beobachten und für ihren Entscheidungsprozess verar-
beiten.  
3.  Untersuchungsmethode und 
     Methodisches Vorgehen  
Ausgehend von dem genannten Forschungsinteresse und der Zielsetzung wurde die Planung 
der Untersuchung vorgenommen. Es waren Entscheidungen zu treffen hinsichtlich: 
– des Untersuchungsgegenstandes, mit welchem der inhaltliche Kontext der Untersuchung 
festgelegt wird, 
– der Wahl der Erhebungsmethode unter Einbeziehung zusätzlicher Daten, 
– der Auswahl der Untersuchungsobjekte (Theoretical Sampling), 
– der Entscheidung über Art und Umfang eines „Probelaufs“ (Pretest), 
– der Wahl der Auswertungsmethode sowie 
– der Planung einer angemessenen Datenüberprüfung. 
Mit dem Forschungsthema wurden zwei Hauptakteure festgelegt – die Jugendlichen, die kurz 
vor der allgemeinen Hochschulreife und damit unmittelbar vor einer, ihrer ersten, Berufs-
wahlentscheidung stehen sowie ihre Erziehungsberechtigten – die Eltern. Es soll untersucht 
werden, ob, in welchem Umfang sowie auf welche Art und Weise die Eltern der angehenden 
AbiturientInnen die Berufswahl ihrer Kinder beeinflussen. Hauptgegenstand der Betrachtung 
ist damit der Einfluss der Eltern auf ihre Kinder, welcher wie folgt definiert wird (vgl. 
http://synonyme.woxikon.de/synonyme/einfluss.php, aufgerufen am 26.02.2014): 
1. bestimmende Wirkung auf jemanden oder etwas haben, 
2. Einwirkung, Beeinflussung, 
3. Achtung und Ansehen, 
4. Ausstrahlung, 
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5. Geltung, Macht und 
6. Wertschätzung. 
Damit hat der Einfluss eine nicht immer einwandfreie positive Wirkung. Es wird davon aus-
gegangen, dass mit einem zustimmenden und beipflichtenden Effekt der Elterneinfluss die 
Berufswahl eines Jugendlichen maßgeblich zielfördernd und nachhaltig unterstützen kann. 
Ziel der Untersuchung ist es daher, bei der Untersuchung und Analyse des Einflusses beide 
Handlungsakteure hinsichtlich ihres Verhaltens, ihrer Interaktion sowie der Beziehung zuei-
nander zu beobachten und zu prüfen. 
3.1. Die Gruppendiskussion 
Die Gruppendiskussion ist der methodische Untersuchungsgegenstand der im nachfolgenden 
Kapitel beschriebenen Studie. Die Erkenntnisse aus den stattgefundenen Gruppendiskus-
sionen bilden die Grundlage dieser Arbeit. Hierbei setzen sich die jeweiligen Gesprächsgrup-
pen aus den Jugendlichen als angehende BerufswählerInnen sowie deren Eltern zusammen.  
3.1.1. Grundgedanken und Zielsetzung 
Die Gruppendiskussion wird in diesem Zusammenhang als ein Gespräch mehrerer Teilneh-
merInnen zu einem bestimmten Thema verstanden. Die Fragestellung wird von dem/der Dis-
kussionsleiterIn vor der Diskussion eindeutig benannt. Mittels des Meinungsaustausches der 
Teilnehmenden werden zu dem entsprechenden Thema Informationen gesammelt sowie neue 
Gedankengänge und Erkenntnisse gewonnen. Demnach stehen die Angaben, welche die 
GruppenteilnehmerInnen im Verlaufe einer Sitzung machen bzw. die Gruppenprozesse, die 
zur Äußerung einer bestimmten Meinung oder Einstellung führen, im Mittelpunkt des Interes-
ses. (vgl. Lamnek (b) (2005), S.408- 413) Der Grundgedanke dieser methodologischen Dis-
kussion besteht darin, dass davon ausgegangen wird, dass die subjektiven Bedeutungsstruktu-
ren der Berufswahl sowie das Zusammenspiel von Eltern und ihren Kindern im Berufswahl-
prozess so stark in soziale Zusammenhänge eingebunden ist, dass ihre Wirkung sowie mögli-
che Auswirkungen am besten in Gruppendiskussionen erhebbar sind. Hier können psychische 
Sperren durchbrochen werden, um sich als Teilnehmende/r zum einen individuell zu positio-
nieren und andererseits im Gruppengefüge kollektive Einstellungen und Ideologien zu ver-
stärken. (vgl. Mayring (2002), S.77) Lamnek (2005) betont in diesem Zusammenhang eine 
Aussage von Krüger (1983): „In lockerer entspannter Atmosphäre lässt die Gruppendiskussi-
on spontane und freie Äußerungen zu, die die Teilnehmer gegenseitig stimulieren und zu ei-
ner gewünschten Breite der Aussagen führen soll“ (aus: Lamnek (b) ebd., S. 425) Dabei las-
sen sich die Ziele der hier angewendeten Untersuchungsmethodik folgendermaßen zusam-
menfassen (vgl. Lamnek (b) ebd., S.413-414): 
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– die Erkundung von Meinungen und Einstellungen einzelner Teilnehmer sowie der ganzen 
Gruppe 
– die Erforschung gruppenspezifischer Verhaltensweisen 
– die Feststellung öffentlicher Meinungen und Einstellungen 
– die Erkundung der den Meinungen und Einstellungen zugrundeliegenden Bewusstseins-
strukturen der Teilnehmer 
– die Untersuchung von Gruppenprozessen, die zur Bildung einer bestimmten individuellen  
oder Gruppenmeinung führen  
– die Darstellung der individuellen Meinung der DiskussionsteilnehmerInnen (als Instrument 
zur Einstellungserhebung durch gegenseitige Stimulierung kommt die individuelle Meinung 
deutlicher zum Vorschein) sowie  
– die Untersuchung von Motivationsstrukturen. 
3.1.2. Vorbereitung und Planung 
Die Vorbereitung der Gruppendiskussionen erfolgte in Anlehnung an die Planungselemente, 
wie sie Lamnek (2005) zusammenfasst. Danach lassen sich folgende Phasen unterteilen (vgl. 
Lamnek (a) (2005), S.89- 94): 
Vorbereitungsphase: Hier werden Erkenntnisziele festgelegt und der Forschungsgegenstand 
theoretisch mit dem Ziel analysiert, die Fragestellung zu konkretisieren sowie zu präzisieren.  
Planungsphase: Ziel dieser Phase ist zum einen die Rekrutierung der TeilnehmerInnen- das 
Theoretical sampling. Die Fragestellungen hierbei lauten: Welche Personen sollen teilneh-
men? Wie viele Personen sollen/ können teilnehmen? Wie können potentielle Teilnehmerin-
nen angesprochen werden?). Darüber hinaus geht es um die Fixierung von Modalitäten, wel-
che sich anhand folgender Fragestellungen erörtern lassen: Wie viele Gruppendiskussionen 
sollten durchgeführt werden? Dauer einer Gruppendiskussion? Wo und wann können die 
Gruppendiskussionen stattfinden? Wie kann die Aufnahme der Diskussion erfolgen? sowie 
um die Planung des Vorgehens in der Gruppendiskussion durch das Erstellen eines Leitfadens 
(weitere Informationen hierzu unter 2.2.) 
Durchführungsphase: Im Vordergrund steht in dieser Phase der Test des Aufnahmegerätes 
und die Durchführung eines Probelaufes bzw. Pretests (siehe 2.4.1.) sowie nach erfolgreicher 
Erprobung die Durchführung der Gruppendiskussionen (siehe 2.4.2.).  
Auswertungsphase: Hierbei geht es um die Transkription der gesammelten Daten, um die 
Datenüberprüfung sowie die Analyse. 
Präsentationsphase: In dieser Phase werden Erkenntnisse aus den gesammelten Daten prä-
sentiert. 
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3.1.3. Durchführung und Aufzeichnung 
Eine Gruppendiskussion beginnt mit der Vorstellung des Moderators. Dabei sollte bereits die 
Vorstellung deutlich machen, dass dieser nur eine Moderatorenrolle einzunehmen beabsich-
tigt und nicht selbst mitdiskutieren wird. Im Vordergrund steht die Vermittlung einer locke-
ren, permissiven Atmosphäre, welche zur offenen Diskussion ohne Sanktionsangst animiert 
sowie deutlich macht, dass die Teilnahme freiwillig ist, die Daten zu Forschungszwecken 
aufgezeichnet und die Auswertung anonym erfolgen wird. Zur Vorbereitung auf die Diskussi-
on wird seitens des Moderators das Thema vorgestellt sowie, damit die Diskussion nicht völ-
lig anonym abläuft, darum gebeten, dass sich die Teilnehmer selbst knapp und gegenstandsre-
levant vorstellen. (vgl. Lamnek (b) (2005), S.440). Die Diskussion kann mittels eines so ge-
nannten Gruppenreizes aktiviert werden. Darüber hinaus kann der Diskussionsleiter während 
des Gesprächsverlaufes zuvor festgelegte, weitere, mündlich formulierte Reizargumente in 
die Diskussionsrunde hineingeben, ohne die Diskussionsteilnehmenden damit zu dirigieren 
und auch nur, wenn die Diskussion durch den Grundreiz nicht ausreichend stimuliert ist. Im 
Rahmen einer Metadiskussion am Ende der Diskussion besteht die Möglichkeit seitens der 
TeilnehmerInnen sowie des Moderators, den Ablauf der Gruppendiskussion zu reflektieren. 
(vgl. Mayring (2002), S.78) Przyborski u.a. (2008) heben die Prinzipien des Moderators her-
vor, welche als Gesprächstechniken während des Verlaufs der eigenen Gruppendiskussionen 
berücksichtigt wurden.14 
Die Gruppendiskussionen können auf unterschiedliche Weise aufgezeichnet werden. Bei 
einer Audioaufzeichnung ist zuvor zu klären, wie die Gesprächsbeiträge der einzelnen Teil-
nehmerInnen gekennzeichnet werden, damit sie anschließend wieder den jeweiligen Spre-
chern zugeordnet werden können. Videoaufzeichnungen ermöglichen eine genaue Zuordnung, 
hier besteht jedoch die Gefahr, dass sie aufgrund ihrer Auffälligkeit das Gespräch bzw. die 
Diskussion hemmen. In Frage kommt ggf. ein Diskussionsassistent bzw. stiller Beobachter,  
welcher den Gesprächsverlauf so skizziert, dass personale Zuordnungen zu den Äußerungen 
möglich werden und auch Hinweise zu Mimik und Gestik der Personen registriert werden. 
(vgl. Lamnek (a) (2005), S.170-171) 
  
                                                             14 Hierzu gehören: 1. Interventionen wie das Formulieren von Fragen und Themenstellungen, aber auch das 
Blickverhalten immer an die gesamte Gruppe richten. 2. weitgehende Zurückhaltung des Interviewers sowie der 
Verzicht auf eine Teilnehmerrolle 3. Themeninitiierungen sollten keine Orientierungen enthalten, die mit dem 
gestellten Thema verbunden sind, dies sollte lediglich das Interesse an der Entfaltung des Themas durch die 
TeilnehmerInnen gewinnen. 4. Demonstrative Vagheit, d.h. vorsichtige Frageformulierungen machen deutlich, 
dass man dem zu erforschenden Phänomen gegenüber in Fremdrelation steht. 5. Themeninitiierungen und Fra-
gen sollten so formuliert sein, dass sie detaillierte Erzählungen und Beschreibungen bei den Teilnehmenden her-
vorrufen. (vgl. Przyborski u.a. (2008), S.112)  
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3.1.4. Theoretical Sampling und Vorüberlegungen zur  
praktischen Umsetzung 
Die Zusammensetzung der Gruppe strukturiert die Ergebnisse der Untersuchung mit. Dort, 
wo TeilnehmerInnen gemeinsame Erfahrungen haben und über ähnliche existenzielle Hinter-
gründe verfügen, wo sich „Homologien in der Erlebnisaufschichtung“ finden, werden sich 
auch Zentren der Diskussion ergeben. (vgl. Przyborski u.a.:  Qualitative Sozialforschung. Ein 
Arbeitsbuch, 2008, S.107-108) Nach eingehender Sichtung der Fachliteratur und verschiede-
ner Gruppendiskussionen im psychologischen, aber auch wirtschaftlichen Bereich, entstan-
den, insbesondere unter Berücksichtigung der eigenen Fragestellungen und Zielsetzungen, 
erste praxisnahe Vorüberlegungen zur Umsetzung der Gruppendiskussionen und insbesondere 
zur Auswahl der DiskussionsteilnehmerInnen: 
Anzahl der TeilnehmerInnen: Hier wurde von einer optimalen Gruppengröße von 8 bis 12 
TeilnehmerInnen ausgegangen (4–6 SchülerInnen mit in der Regel einem Elternteil). Es stell-
te sich ebenfalls die Frage, ob man die Teilnehmerzahl durch je ein Elternteil pro Jugendli-
chen eingrenzt oder einen Überraschungsmoment provoziert. 
Alter der Jugendlichen bzw. Jahrgangsstufe: Die Untersuchungen beschränken sich aus-
schließlich auf die gymnasiale Oberstufe an allgemeinbildenden Gymnasien in Niedersachsen 
(hier: Region Lüneburg). Erreicht werden sollte eine Homogenität der Gruppe, indem ledig-
lich Jugendliche eines Jahrganges angesprochen werden sollten, um eine gleiche oder zumin-
dest ähnliche Wirkung der Problematik vorzufinden. Hier wurde davon ausgegangen, dass 
sich die Jahrgangsstufe 12 für die Untersuchung eignen wird, da zu diesem Zeitpunkt auf-
grund des nahenden Schulabschlusses (Erreichen des Abiturs innerhalb der nächsten 6–9 Mo-
nate) der Prozess der Berufswahl durchlaufen bzw. von den SchülerInnen angetreten wird. 
Hierbei stellte sich die Frage, einander vertraute Jugendliche, d.h. eine bestehende reale 
Gruppe, in die Diskussion einzuladen, um eine gewisse Vertrautheit durch Bekanntheit und 
damit einen einhergehende Aufgeschlossenheit zu erreichen, oder aber durch ein bewusstes 
Durchmischen der Schülerschaft eine Voreingenommenheit, peinliches Schweigen und für die 
Untersuchung destruktive Distanz durch das einander kennen zu verhindern. 
Rekrutierung der TeilnehmerInnen: Überlegt wurde zunächst, die Jugendlichen (und ihre 
Eltern) im Rahmen von Beratungsgesprächen in der Berufsberatung für eine Gruppendiskus-
sion als TeilnehmerInnen zu gewinnen. Dies wurde jedoch wieder verworfen, da für die Stu-
die ein Personenkreis angestrebt wurde, welcher nicht unbedingt bereits adäquat berufskund-
lich vorinformiert ist, um eine natürliche und ungeplante Gesprächsatmosphäre zu gewähr-
leisten. Es wurde daher geplant, die Rekrutierung der TeilnehmerInnen über die allgemein 
bildenden Gymnasien in der Region durchzuführen- dies unter Einbezug der Berufsorientie-
rungskoordinatoren der Oberstufen, Schulelternräte sowie LehrerInnen, Eltern und SchülerIn-
nen auf der Gesamtschulkonferenz der entsprechenden Schulen (insgesamt 4 Schulen mit je 
ca. 80-120 SchülerInnen im Jahrgang 12).  
Zeit und Ort der Gruppendiskussionen: Die jeweiligen Schulen wurden angesprochen, die 
Möglichkeit der Raumnutzung in der Schule abzuklären. Zudem ergab sich die Möglichkeit 
der Raumnutzung in der Agentur für Arbeit Lüneburg, welche von den potentiellen Teilneh-
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merInnen durch seinen zentralen Standort in der Stadt gut erreicht werden konnten. Um keine 
Unterrichtsausfälle zu provozieren und die Teilnahme der Eltern gewährleisten zu können, 
wurden die Gruppendiskussionen auf den späten Nachmittag bzw. frühen Abend gelegt. Die 
Diskussionsrunden sollten im 1.Halbjahr eines Schuljahres stattfinden (November 2011 bis 
Februar 2012), um die entsprechende Ausgangsbasis des angesprochenen Personenkreises zu 
gewährleisten. 
Aufzeichnungsmethode: Es wurde geplant, die Gruppendiskussionen mittels eines  Audioge-
rätes aufzuzeichnen. Der Einsatz eines stillen Beobachters wurde für den Pretest in Betracht 
gezogen, um daraufhin den weiteren Einsatz zu entscheiden. Als stiller Beobachter wurde ei-
ne Kollegin aus der Berufsberatung hinzugezogen. Vereinbart wurde, dass sie sich während 
der Gruppendiskussion im Hintergrund hält und für sie relevante Details insbesondere zu 
Mimik und Gestik der TeilnehmerInnen schriftlich festhält. (vgl. Lamnek, S.: Die Gruppen-
diskussion. Theorie und Praxis, 2005, S.54; Lamnek, S.: Qualitative Sozialforschung. Ein 
Lehrbuch, 2005, S.434-438; Przyborski u.a.:  Qualitative Sozialforschung. Ein Arbeitsbuch, 
2008, S.69-109) 
3.2. Der Leitfaden 
3.2.1. Theoretischer Hintergrund 
Im Rahmen der Planung zur Durchführung von Gruppendiskussionen wurde das Vorhanden-
sein von sogenannten Diskussionsphasen fokussiert. Die Phaseneinteilung erfolgte dabei in 
Anlehnung an eine Darstellung von Hagen (1954), zit. n. Lamnek (2005):  
Die Phase der Fremdheit, in der nur unverbindliche, vorsichtige Aussagen gemacht werden. 
 
Die Phase der Orientierung, in der die Meinungen bereits konkreter geäußert und teilweise 
auch erläutert und begründet werden. 
 
Sobald sich Gemeinsamkeiten herauskristallisieren, hat die Phase der Anpassung begonnen. 
 
Die Phase der Vertrautheit ist durch prinzipielle, kollektive Übereinstimmung gekennzeich-
net. 
 
Die Phase der Konformität ist erreicht, sobald nur noch die Gruppenmeinung von den einzel-
nen Teilnehmern geäußert wird. (vgl. Lamnek (b) ebd., S.439) 
 
Es wird davon ausgegangen, dass die Phasen Einfluss auf das Verhalten der TeilnehmerInnen 
in der Gruppe sowie maßgeblich auf die Gesprächsbeiträge haben und damit auch auf die 
Auswertung einwirken. Ziel war es daher, mittels eines Leitfadens diese Einflussfaktoren zu 
berücksichtigen und durch die Formulierung von Fragen die Wahrnehmung des Moderators 
zu sensibilisieren sowie ihn auf diese Situation vorzubereiten. Er bietet damit eine strategi-
sche Plattform und kann als das zentrale Steuerungsinstrument und Hilfsmittel für die Struk-
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turierung des gesamten Ablaufs einer Gruppendiskussion angesehen werden. Dabei bildet der 
Leitfaden keine starre Größe, kein „Korsett, das die spontane Dynamik der Gruppe abschnürt“ 
(aus: Dammer u.a. (1998), S.96), sondern bietet sich an „als erste vorläufige Landkarte mit 
weißen Flecken und nicht bekannten Untiefen“ (aus: Dammer u.a. ebd. 1998, S.97) 
Ausgehend von diesen Vorüberlegungen wurde ein Diskussionsleitfaden (topic guide) er-
stellt, welcher die Thematik mittels offener, den jeweiligen Gesprächsphasen zugeordneter 
Fragen nur sehr grob eingrenzt und den GesprächsteilnehmerInnen damit die Möglichkeit bie-
tet,  die Gegenstände selbst zu entwickeln sowie ihre Gedankengänge und darauf aufbauend 
ihre Gesprächsbeiträge frei zu entfalten. (vgl. Lamnek (a) ebd., S.103)15 
3.2.2. Die praktische Umsetzung 
Der Leitfaden wurde in Anlehnung an das zuvor beschriebene Konzept entwickelt, dabei er-
folgte eine weitere Aufteilung in spezielle Themengebiete, in denen Hinweise und Aussagen 
seitens der TeilnehmerInnen erwartet wurden. Folgende Themen wurden nach einer ersten 
Einschätzung eingegrenzt: 1. Einfluss, 2. Information. 
In beiden Themen wurden  Fragestellungen in folgenden Bereichen erarbeitet: 
1. Eröffnungsmodalitäten bzw. Einführungsfragen in das Thema 
2. Hinführungsfragen 
3. Überleitungsfragen 
4. Schlüsselfragen und 
5. Schlußfragen. 
  
                                                             15 Die Eröffnungsfragen unterstützen als so genannte Eisbrecher, hierbei geht es darum, ein Gemeinschaftsge-
fühl zwischen den TeilnehmerInnen zu schaffen, auf dessen Basis dann die Diskussion einen möglichst flüssigen 
Verlauf nehmen soll. Hinführungsfragen dienen dazu, die DiskussionsteilnehmerInnen zur eigentlichen Frage-
stellung hinzuführen und gleichsam das Thema einzugrenzen. Überleitungsfragen präzisieren das Thema weiter 
und vertiefen das individuelle Meinungsbild der TeilnehmerInnen. Schlüsselfragen fokussieren die eigentlich in-
teressierenden Forschungsfragen. Mit Hilfe von Schlussfragen werden Gesprächsbeitrage zusammengefasst, es 
kann sich hinsichtlich ihres Inhaltes rückversichert, um mögliche Fehlinterpretationen zu vermeiden. (vgl. Kühn 
u.a. (2011), S.97-131; Lamnek (a) ebd. S.98-102)  
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Beim Thema Einfluss ergaben sich danach folgende Fragen bzw. Herangehensweisen: 
Zur Eröffnung: Statistische Aufhänger (Aufzeigen der Relevanz des Themas Berufswahl 
anhand statistischer Daten, z.B. Kosten bei Studienabbruch) 
 Vorführen eines Kurzfilmes über Youtube, um für das Thema zu sensibili-
seren 
 Vorstellungsspiel (Eltern und Jugendliche erhalten die Möglichkeit, sich 
vorzustellen und geben eine erste Meinung zum Thema) 
Phase Jugendliche Eltern 
1 Wie stellen Sie sich Ihre berufliche 
Zukunft vor? 
Was ist ihre Vorstellung der Zukunft ihrer 
Kinder? 
1 Haben Sie bereits (klare bzw. in etwa) 
Vorstellungen von Ihrer beruflichen 
Zukunft? 
Können Sie einmal erzählen, wie Sie mit 
Ihrem Kind über das Thema Berufswahl 
gesprochen haben? 
2 Wird daheim über das Thema Berufs-
wahl gesprochen? 
Sprechen sie über die berufliche Zukunft 
des Kindes? In welchem Rahmen, in wel-
chem Umfang …? 
2 „Mama/Papa nervt!“ Stimmt das? Wurde und wann wurde die Berufswahl 
zum Thema daheim? 
2 Wurde und wann wurde die Berufs-
wahl zum Thema daheim? 
„Je mehr ich nachfrage, desto mehr ver-
schließt sich mein Kind.“ Nehmen Sie das 
auch wahr? 
3 Durch welche Maßnahmen oder Akti-
onen nehmen in ihren Augen Ihre El-
tern Einfluss auf Ihre Berufswahl? 
Eltern wirken mit der eigenen Berufstä-
tigkeit auf den Berufswahlprozess ein. 
Welche Erfahrungen haben Sie gemacht? 
4 Wie viel Einfluss gestatten Sie Ihren 
Eltern in Ihrer Berufswahl? 
Was glauben Sie- haben Sie Einfluss auf 
die Berufswahl Ihres Kindes und wenn ja, 
in welchem Maße? 
5 Wie viel Einwirkung seitens der Eltern 
erwarten Sie/ würden Sie sich ggf. 
wünschen? 
Wie viel Einfluss/-nahme wünschen Sie 
sich? Was wäre in Ihren Augen da ziel-
führend? 
5 Wie sollten die Eltern reagieren? Wie würden Sie sich die Zusammenarbeit 
wünschen? 
5 Welche Unterstützung wünscht ihr 
Euch? 
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Zum Thema Information wurden folgende Fragen erarbeitet: 
Phase Jugendliche Eltern 
1 Welche Aktivitäten, die Berufswahl 
betreffend, wurden daheim bisher un-
ternommen? 
Welche Aktivitäten, die Berufswahl be-
treffend, wurden daheim bisher unter-
nommen? 
2+3 Wodurch wurden Sie informiert, wel-
che beruflichen Möglichkeiten Ihnen 
offenstehen? 
Wie würden Sie Ihren Informationsstand 
einschätzen? 
2+3 Welche Aktivitäten wurden im Hin-
blick auf Ihre Berufswahl bereits in 
der Schule unternommen? (BIZ-
Besuch, Projektwoche, Besuch Be-
rufsmesse, Unterricht über das Thema, 
Test etc.) Zu welchem Zeitpunkt (in 
welcher Klasse)? 
 
4 Fühlen Sie sich gut informiert? Wie fühlen Sie sich über die beruflichen 
Möglichkeiten Ihrer Kinder informiert? 
4 Würden Sie sagen, Sie kennen die Be-
rufswelt von heute? 
Würden Sie sagen, Sie kennen die Be-
rufswelt von heute? 
5 Wie stellen Sie sich eine optimale In-
formation über die Berufswahl-
möglichkeiten vor? 
Wie stellen Sie sich eine optimale Infor-
mation über die Berufswahlmöglich-
keiten vor? 
 
Dieser Leitfaden sollte dem Moderator in den Gruppendiskussionen als roter Faden durch das 
Thema dienen und die Möglichkeit bieten, in Falle einer Diskussionspause bzw. beim Abdrif-
ten vom Thema die DiskussionsteilnehmerInnen durch gezielte Fragen wieder auf den Unter-
suchungsgegenstand zurückzuführen und die Gesprächspartner zu weiteren Diskussionsbei-
trägen zu aktivieren. 
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3.3. Zur Durchführung der Datenerhebung 
3.3.1. Der Pretest 
Der Pretest wurde als Voruntersuchung mit dem Ziel durchgeführt, im Vorfeld der geplanten 
Hauptuntersuchungen das Forschungsdesign hinsichtlich folgender Prämissen zu überprüfen: 
des Untersuchungszeitraumes, der Dauer einer Gruppendiskussion, der Auswahl der Schüle-
rInnen hinsichtlich ihrer Jahrgangsstufe, des Fragenkatalogs (Leitfaden) auf Verständlichkeit 
anhand der Reaktionen bzw. Aussagen der DiskussionsteilnehmerInnen, der Reaktionen auf 
das so genannte Warm up mit dem Gruppenreiz und der Vollständigkeit. 
Die Probandengewinnung erfolgte durch das Ansprechen von Jugendlichen und Eltern über 
verschiedene Kommunikationswege, welche unter 2.4.2. näher erläutert wurden. Dabei wurde 
bewusst darauf geachtet, eine heterogene Gruppe zu bilden, in welcher die Jugendlichen un-
terschiedlichen Jahrgangsstufen angehören. Ziel war es, im Rahmen der Diskussion herauszu-
finden, ab welchem Alter die Jugendlichen sich tatsächlich mit dem Thema Berufswahl aus-
einandersetzen und somit eine eigene Betroffenheit entwickeln, welche sich möglicherweise 
durch eine stärkere und emotionalere Beteiligung an der Gruppendiskussion zeigt. Zudem 
sollte damit geprüft werden, zu welchem Zeitpunkt die Eltern sich ggf. stärker am Berufs-
wahlprozess ihrer Kinder beteiligen und sich diese Anteilnahme in irgendeiner Form auf das 
Miteinander auswirkt. 
Am Pretest nahmen 10 Personen teil- 4 Jugendliche und 6 Elternteile. Zwei Mütter konnten 
ihre Kinder nicht für die Teilnahme motivieren und kamen daher ohne Begleitung ihrer Kin-
der. Die Jugendlichen kamen jeweils aus der 10., der 11. und der 12. Jahrgangsstufe bzw. hat-
ten das Abitur im vorherigen Jahr erfolgreich absolviert. 
Als Warm up wurden zunächst die Jugendlichen aufgefordert, sich kurz vorzustellen mit ih-
rem Namens, ihrem Alter und ihrer Klassenstufe. Darüber hinaus wurden sie aufgefordert, zu 
berichten, ob und welche Vorstellungen bereits für ihre berufliche Zukunft bestehen. Mittels 
des Klebens eines Punktes auf einer Flipchart- Skala konnten sie ihre Einstellung „noch keine 
Ahnung“  „Berufsziel vor Augen“ visualisieren: 
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Ziel war es, damit einen Gesprächseinstieg in das Thema zu gewährleisten. Dieses Ziel konn-
te in dieser Sequenz realisiert werden, da die jeweiligen Elternteile der Jugendlichen teilweise 
sehr überrascht reagierten hinsichtlich der Stellungnahme ihres Kindes. In der Nachbereitung 
des Pretests wurde dieser Einstieg in einen Gruppenreiz umgewandelt, indem der Aspekt hin-
zukam, auch die Eltern „punkten“ zu lassen, indem sie ihr Kind hinsichtlich seines Standes im 
Berufswahlprozess einschätzen sollten. Dies wurde in allen Gruppendiskussionen übernom-
men, wobei die „Punktsetzung“ für beide Personengruppen zunächst anonym erfolgte (Nähe-
res hierzu unter 2.4.2.). 
Der Pretest fand Anfang Dezember statt. Dieser Zeitpunkt erwies sich im Nachhinein als 
ungünstig aus folgenden Gründen: Weihnachtsstress und damit einhergehender Zeitmangel 
(„unter Strom stehen“) und in der Schule werden viele Arbeiten geschrieben („Zensuren- und 
Leistungsdruck“ vor Ende des 1. Halbjahres). 
Die Untersuchung der Jugendlichen im Hinblick auf ihre Klassenstufe bzw. ihres Lebens-
standes ergab diverse Rückschlüsse: 
1. Jugendliche in Klasse 10 werden zwar aufgrund ihres Betriebspraktikums in dieser Klas-
senstufe für das Thema Berufswahl seitens der Schule sensibilisiert, dennoch verhalten sie 
sich im Hinblick auf ein intensives Aus- und Aufarbeiten ihrer beruflichen Möglichkeiten 
eher passiv. Im Vordergrund stehen die eigenen Leistungen, welche relevant sind für den 
Wechsel in die gymnasiale Oberstufe und die Wahl der Leistungsfächer. Diese Aktivitäten 
werden kaum in Verbindung gebracht mit dem beruflichen Weg nach der Schule. Die El-
tern reagieren ebenso zurückhaltend (Pretest/Beth: „[...], in der 10. Klasse ist es für Ada 
viel zu früh gewesen. [...] Es ging bei der Suche und Auswahl (Anm.: des Praktikums) we-
niger um die Idee, das könnte später beruflich interessant werden.“ S.4/Z.51-54). 
2. Das Interesse an dualen Studiengängen und Überbrückungsmöglichkeiten, insbesondere ei-
ne (Aus-)Zeit im Ausland, steigt bei den Jugendlichen. Da die Bewerbungsfristen für diese 
Stationen in der Regel ein bis eineinhalb Jahre vor dem Schulende liegen, müssen sich Ju-
gendliche der Jahrgangsstufe 11 aktiv mit dem Thema Berufswahl auseinandersetzen. 
3. Jugendliche der Klassenstufe 12 haben ihre Wahl des Berufes entweder bereits (zumindest 
vorerst) abgeschlossen und sind bereits in diverse Bewerbungsverfahren  eingestiegen oder 
entscheiden sich bewusst dafür, sich in Klasse 12 ausschließlich auf das Abitur zu konzent-
rieren und das Thema Berufswahl erst nach dem Bestehen der Abschlussprüfungen zu be-
wältigen. (Pretest/Alma: „[...] Also ganz genau weiß ich es halt auch noch nicht. Aber ich 
bin mir sicher, dass wird sich in dem Jahr (Anm.: spricht von dem Jahr nach dem Abitur, 
strebt ein FSJ an) schon ergeben.“ S.3, Z.16-18) 
4. Auch die Überbrückung des fehlenden 13. Jahres durch ein Freiwilliges Soziales Jahr 
(FSJ), einer Aktivität im Ausland oder das Ausprobieren von Berufsfeldern im Rahmen 
von Kurzpraktika im Laufes des Jahres nach dem Abitur befürworten viele Eltern. (Pre-
test/Babs: „[...] sie sind einfach zu jung, um eine  berufliche Entscheidung treffen zu kön-
nen.“ S.5, Z.14-15; Pretest/Beth: „[...], ich denke, sich Ausprobieren ist wichtig.“ S. 5, Z. 40) 
Dies führte zu der Erkenntnis, die Datenerhebung bereits im 2. Halbjahr der Jahrgangsstufe 
11 durchzuführen, um Jugendliche anzusprechen, welche sich aktiv im Berufswahlprozess 
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bzw. in der ersten Entscheidungsphase hinsichtlich ihrer Berufswahl befinden. Hier sollte 
möglichst ein Zeitpunkt außerhalb einer Klausurenphase gewählt werden, um keine weiteren 
Stresssituationen für die Jugendlichen zu produzieren, sondern in dieser Hinsicht eine ent-
spannte Gesprächsatmosphäre sicherstellen zu können. 
Der Pretest dauerte etwas über eine Stunde, was als Richtwert für weitere Gruppendiskus-
sionen angesetzt wurde (für die Planung und Organisation). Zudem wurde der Fragenkatalog 
in geringem Maße überarbeitet. Der Einsatz eines stillen Beobachters konnte aufgrund 
Krankheitsausfall der Kollegin nicht stattfinden. Der Moderator beschränkte sich darauf, wäh-
rend der Gruppendiskussion einen Sitzplan zu skizzieren sowie kurze Stichpunkte zu verba-
lem und nonverbalen Verhalten der TeilnehmerInnen zu notieren. Diese Notizen wurden un-
mittelbar nach dem Test überarbeitet und seitens des Moderators durch die Anfertigung eines 
Verlaufsprotokolls vervollständigt. Die Gruppendiskussion wurde aufgezeichnet mit einem 
Tonbandgerät. Das kleine Gerät stand auf dem Tisch zwischen den DiskussionsteilnehmerIn-
nen und fand aufgrund seiner geringen Größe kaum Beachtung. Eine Überprüfung der Daten-
aufnahme unmittelbar nach der Gruppendiskussion zeigte, dass alle Gesprächsbeiträge klar 
und verständlich waren sowie eindeutig den Teilnehmenden zugeordnet werden konnten. 
3.3.2. Die Durchführung der Gruppendiskussionen 
Plan war es, beide Personenkreise, welche an der Gruppendiskussion teilnehmen sollten, an-
zusprechen. Der Fokus fiel dabei auf eine schriftliche Kontaktaufnahme. Es erwies sich je-
doch als schwierig, die Eltern der betroffenen Jugendlichen zu erreichen, da keine Schule 
bzw. Jahrgangsstufe über einen vollständigen E-Mailverteiler verfügte und die Schulen aus 
Datenschutzgründen der Weitergabe von Adressdaten nicht zustimmten. Daraufhin erfolgte 
nach Zustimmung der Berufskoordinatoren der teilnehmenden Gymnasien die Darstellung der 
geplanten Gruppendiskussionen im Rahmen von Schulelternratssitzungen an den allgemein 
bildendenden Gymnasien im Raum Lüneburg sowie durch die Teilnahme an einigen Eltern-
abenden im Jahrgang 11 an obigen Schulen. Zeitgleich wurden mit den Koordinatoren zweier 
Gymnasien Termine für die Gruppendiskussionen geplant, diese wurden zu je zwei Zeitpunk-
ten abends in der Schule angeboten. Eine Information der SchülerInnen sowie die Einladung 
zu den festgesetzten Terminen erfolgte durch eine kurze Vorstellung des Projektes im gesam-
ten Jahrgang 11 inklusive der Ausgabe eines Einladungsschreibens an die SchülerInnen mit 
der Bitte, entsprechendes Schreiben an die Eltern weiterzuleiten und gemeinsam über eine 
Teilnahme zu entscheiden. Die verbindliche Zusage erfolgte per E-Mail seitens eines der El-
ternteile oder seitens der Jugendlichen per E-Mail. Da die Nachfrage zur Teilnahme auch an 
den Schulen, welche sich nicht für schuleigene Termine entschieden hatten, vorhanden war 
und zudem nicht alle die vier bereits abgestimmten Termine an den Schulen bedienen konn-
ten, wurde ergänzend ein zentral gelegener Raum außerhalb der Schulen organisiert, hier er-
folgte die Einladung und Zusage zu zwei weiteren Terminen am späten Nachmittag über die 
interessierten Eltern via E-Mail. Durch die Planung von Gruppendiskussionen in den Schulen 
erwies es sich als schwierig eine Gruppe von Jugendlichen und Eltern einzuladen, welche ei-
nander nicht kennen, um ggf. bereits angesprochene Effekte wie eine destruktive Distanz aus-
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schließen zu können. Andererseits wurde jeweils der gesamte Jahrgang mit 80–120 Jugendli-
chen eingeladen, zusätzlich wurden Interessierte anderer Schulen auf die Termine hingewie-
sen. Es wurde davon ausgegangen, dass die Gruppe Vertrauter durch eine solche Gruppen-
größe eher als gering einzuschätzen war. 
Die sechs Gruppendiskussionen fanden innerhalb eines Zeitraumes von drei Monaten im 
zweiten Schulhalbjahr statt. Es nahmen ausschließlich Jugendliche des 11. Jahrganges mit ih-
ren Eltern, meist einem Elternteil, teil. 
Die Gruppendiskussionen wurden durch den Moderator eröffnet, welcher zunächst sich 
selbst vorstellte und sein Vorhaben sowie organisatorische Dinge (Zustimmung zur Aufzeich-
nung des Gespräches, Hinweise zum Datenschutz etc.) kurz erläuterte. Daraufhin wurden die 
Eltern aufgefordert, den Fragebogen (siehe 2.3.3.) auszufüllen sowie auf einer Flipchart mit 
Hilfe eines Klebepunktes festzuhalten, wo ihrer Meinung nach ihr Kind im Berufswahlpro-
zess steht. Dies erfolgte anonym, d.h. ohne Sichtmöglichkeit durch die Jugendlichen. Im An-
schluss wurden die Jugendlichen und Eltern aufgefordert, sich der Reihe nach vorzustellen. 
Dabei ging es um folgende Informationen: 
– bei den Schülern: Name, Alter, Schule, Leistungskurswahl 
– bei den Eltern: Name, Beruf, weitere Kinder und ggf. deren Alter 
Darüber hinaus wurden die Jugendlichen aufgefordert, ebenfalls auf der Flipchart zu „punk-
ten“, d.h. einzuschätzen, wie weit sie sich in ihrer Berufswahl sehen und ggf. bereits erste Be-
rufswünsche kurz darzustellen. 
Beispiele  für das „Flipchart- Pointen“: 
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Daraufhin erfolgte eine kurze „Murmelrunde“, in welcher die Eltern die Möglichkeit hatten, 
ihren Kindern zu verraten, wo sie gepunktet hatten. Dies wurde dann im Plenum besprochen. 
In allen Gruppendiskussionen ergaben sich folgende Muster: 
1. Die Jugendliche bewerteten ihre Stellung im Berufswahlprozess sehr eindeutig, entweder 
mit „noch keine Vorstellung/Ahnung“ oder mit „klare Vorstellung/Ziel vor Augen“. 
2. Dabei schätzten die meisten Jugendlichen ihre Berufswahl als sehr weit fortgeschritten ein, 
der Großteil der Jugendlichen konnte ein bis zwei Berufe oder Berufsfelder benennen, wel-
che er nach der Schule anstrebte. 
3. Die Eltern  reagierten beim Setzen der Punkte eher unsicher und entschieden sich durchaus 
auch für die Mitte des Zeitstrahls. 
4. In den meisten Fällen punktete die Eltern bei „noch keine Ahnung/Vorstellung“. 
5. Viele Eltern reagierten bei der Vorstellung ihres Kindes über seine beruflichen Ideen sehr 
überrascht und gaben im Anschluss bekannt, dass sie noch nichts von den jeweiligen Plä-
nen ihrer Kinder gewusst sowie diese auch nicht erahnt hätten. 
Diese Aktion ergab damit einen Gruppenreiz, welche die GruppenteilnehmerInnen aktivierte 
und motivierte, sofort in die angestrebte Thematik der Gruppendiskussion einzusteigen. Mit-
tels des Leitfadens wurden die Diskussionen seitens des Moderators im Bedarf gesteuert so-
wie Meinungen hinterfragt. 
Bei den Diskussionen konnte festgestellt werden, dass die teilweise vorhandene Bekannt-
heit der Jugendlichen inklusive der dazugehörigen Eltern die Diskussion nicht negativ beein-
flusste, sondern eher positive Effekte nach sich zog. Insbesondere konnte durch die einherge-
 
 115 
 
hende Vertrautheit Offenheit und empathisches Verhalten seitens beider Gesprächsparteien 
festgestellt sowie bei den Gesprächsbeiträgen mitunter auch eine solidarische Zustimmung 
beobachtet werden.   
3.3.3. Der Fragebogen 
Die qualitative Untersuchung wurde unterstützt durch den Einsatz eines Fragebogens, wel-
chem folgende Aufgaben zukommen: 
1. Überprüfung persönlicher Daten (u.a. Alter und Geschlecht der Probanden, Geschwister-
kinder, schulischer und beruflicher Werdegang der Eltern) 
2. Unterstützung der mündlichen Aussagen der Probanden, insbesondere hinsichtlich Ent-
scheidungen im Rahmen der Berufswahl 
3. Darstellung des Informationsstandes der TeilnehmerInnen 
4. Überprüfung der Heterogenität der Gruppe sowie einer „natürlichen Auslese“ 
Ziel war es, eine „natürliche“ Gruppe von Jugendlichen und ihren Eltern untersuchen zu kön-
nen, ohne im weiteren Verlauf zusätzliche Einflussfaktoren beachten zu müssen, insbesondere 
den Migrationshintergrund von Jugendlichen und/ oder Eltern, den Bildungshintergrund der 
Eltern, den vorherrschenden Lebensstandard (z.B. finanzielle Sorgen in Folge von Arbeitslo-
sigkeit) und damit ggf. einhergehende Erwartungen, geschlechtsspezifische Einflüsse, Wis-
sens- oder Erfahrungsvorsprünge der Eltern, hervorgerufen durch ältere Geschwister. Dabei 
bestand die Absicht nicht darin, Probanden mit diesen vorherrschenden Faktoren von den Un-
tersuchungen auszuschließen. Vielmehr sollte mittels des Fragebogens kontrolliert werden, 
dass nicht die Mehrheit der Probanden eine oder mehrere Potenzen bedienen. Die Auswertung 
ergab folgende Verteilung: 
1. Geschlecht (...) = inkl. Pretest 
 
Geschlecht Jugendliche Erwachsene 
weiblich 14 (17) 24 (29) 
männlich 20 (21) 15 (16) 
2. Staatsangehörigkeit 
 
Staatsangehörigkeit Eltern 
deutsch 36 (42) 
andere Staatsangehörigkeit 3 
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3. Geschwisterkinder 
 
 Elternsicht 
1 Kind 3 
2-3 Kinder 36 (42) 
kleinere Kinder 26 (32) 
ältere Kinder 13 
4. Hinweise zum Bildungs- und Erwerbsstand der Eltern 
 
Bildung... Eltern 
Bildungsabschluss Sek. I 16 (18) 
Bildungsabschluss Sek. II 23 (27) 
Ausbildung 18 (23) 
Studium 21 (22) 
erwerbstätig 36 (42) 
nicht erwerbstätig 3 
im  erlernten Beruf tätig 28 (34) 
andere berufliche Tätigkeit 11 
5. Teilnahme-Verhältnis der Erziehungsberechtigten 
 
Teilnahme mit Jugendliche 
Mutter 17 (22) 
Vater 8 (9) 
beiden Elternteilen 7 
Insgesamt nahmen 34 (38) Jugendliche und 39 (45) Elternteile an den Diskussionen teil, da-
von füllten 30 (34) Jugendliche sowie  34 (42) Erziehungsberechtigte den Fragebogen aus. Im 
Durchschnitt nahmen 5,7 (5,4) Jugendliche und 6,5 (6,4) Erwachsene an einer Gruppendis-
kussion teil. Die männlichen Jugendlichen waren in den Gesprächsrunden leicht überreprä-
sentiert- 41,2% (44,7%) der teilnehmenden Jugendlichen war weiblichen Geschlechts, 58,8% 
(55,3%) männlich. Zudem waren mit 61,5% (64,4%) mehr Mütter in den Gruppendiskussio-
nen. Lediglich 13 Jugendliche wiesen ältere Geschwister auf, die beruflichen Werdegänge 
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dieser Geschwister wurden gelegentlich in den Gruppendiskussionen als Erfahrungswerte the-
matisiert. Dabei machten sowohl Eltern als auch Jugendliche deutlich, dass für Sie der Be-
rufswahlprozess individuell neu konstruiert und durchlaufen wird. Daher wird angenommen, 
dass die Geschwisterkinder für die Untersuchung des Elterneinflusses nicht relevant sind. Fast 
alle, 36 (42), Elternteile gehen einer Erwerbstätigkeit nach, der Bildungsstand der Eltern wirkt 
recht ausgeglichen- 47,4% (54,8%) der Eltern absolvierten eine Ausbildung, 52,6% (45,2%) 
studierten. 
4. Die Methodik der Datenauswertung  
Bei der Analyse der aufgenommenen Gruppendiskussionen wurden zwei Grundannahmen fo-
kussiert: 
1. Es ist unmöglich, die reine, objektive Wirklichkeit zu erfassen. 
2. Für den transparenten Analysevorgang ist es unabdingbar, die eigene Subjektivität nicht zu 
unterdrücken, sondern selbstreflexiv in den Auswertungsprozess einzubeziehen.  
Es bestand die Intention, im gesamten Datenanalyseprozess einen klaren und möglichst er-
schöpfenden Bezug zur Fragestellung zu erlangen und dabei das vorhandene Hintergrundwis-
sen sowie die Informationen vor, neben und nach der Gruppendiskussion (Einbezug von 
Gruppendynamik und szenischen Informationen) zu nutzen, um eine Nachvollziehbarkeit und 
Reproduzierbarkeit der Ergebnisse sowie eine reflektierte und artikulierbare Prozess-Logik zu 
erreichen. (vgl. Kühn u.a. (2011), S.173 ff.) 
Zunächst erfolgte, wie bereits dargestellt, die Erfassung der Gruppendiskussionen via Au-
dio- Aufzeichnung. Im Anschluss an jede Diskussion wurde ein Verlaufsprotokoll mit zusätz-
lichen Beobachtungen des Moderators zur Interaktion der DiskussionsteilnehmerInnen er-
stellt. Mit Hilfe der anschließenden personalisierten Transkription konnte detailliert festgehal-
ten werden, welche/r TeilnehmerIn sich wann und wie zu Wort gemeldet hat. Die Analyse der 
Transkriptionen erfolgte schließlich mittels der Grounded Theory. In Anlehnung an qualitati-
ve Interviews wurde abschließend die zuvor erfolgte Datenanalyse überprüft. 
4.1.  Die Transkription 
Die Transkription erfolgte unter Berücksichtigung von drei Leitgedanken: 
1. Die Transkription ist eine verschriftlichte Übersetzung und damit eine erste Interpretation 
und Verdichtung von Felddaten. (vgl. Fuhs u.a. (2007), S. 84 ff.) 
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2. Dabei soll die schriftliche Wiedergabe nicht nur ungefähr bzw. annährungsweise authen-
tisch sein, sondern vielmehr die reale Kommunikationssituation möglichst genau abbilden. 
Damit wird die Erfassung möglichst vieler sprachlicher Details fokussiert.  
3. Die Diskussion als ein komplexes natürliches Kommunikationsereignis, das aus miteinan-
der interagierenden  Individuen in einem mehrdimensionalen Raum besteht wird eindi-
mensional in einer Zeichenkette auf Papier abgebildet. (vgl. Dittmar (2004),S. 51+87) 
Basierend auf diesen Grundannahmen erfolgte in Anlehnung an Kuckartz (2010) eine tran-
skriptbasierte, konversationsanalytische Untersuchung, wobei Transkriptionsregeln zugrunde 
gelegt wurden, welche im folgenden kurz beschrieben werden.   
Zunächst protokolliert der Transkribent in einem sogenannten Transkriptionskopf den Na-
men des Transkriptes sowie der Audioaufnahme, Datum, Ort und Dauer der Aufnahme, den 
Namen des Projektes, die TeilnehmerInnen (Anzahl sowie einige soziale Merkmale wie Inter-
aktionsrolle, Status, Alter, Geschlecht etc.), die kommunikative Gattung (Gruppendiskussion), 
die Art des Aufnahmegerätes (Gerätetyp) sowie den Namen des Transkribenten und das Da-
tum der Transkription. Die audiovisuelle Übertragung der Diskussionsbeiträge erfolgt in ein 
normales Schriftdeutsch, wobei mitunter auch Dialektfärbungen mitprotokolliert werden 
(wortwörtliche Transkription). Syntax, Prosodie und parasprachliches Verhalten, insbesonde-
re Pausen, Redepartikel, Sprachsignale, Sprechfluss, Tempo und Lautstärke, werden nicht de-
tailliert aufgeführt, sondern kursiv am Ende eines Redebeitrages aufgeführt, sofern sie für den 
Transkribenten von Bedeutung erscheinen. Dieses mittlere Niveau der Detaillierung erlaubt 
eine genaue Rekonstruktion der kommunikativen Bezugnahme der Teilnehmenden unterei-
nander und unterschlägt nicht die sprachlichen Eigenheiten der Sprechenden, ist aber auch 
nicht fixiert auf diese. Die Dokumentation der Transkription erfolgt in einem Word- Doku-
ment, wobei die Seiten und Zeilen durchgehend nummeriert werden. Alle Sprecherbeiträge 
werden eindeutig auf der zeitlichen Achse linear von links nach rechts verlaufend auf dem 
Papier angeordnet. Ziel ist eine leichte und einfache Lesbarkeit der Redebeiträge der Diskus-
sionsteilnehmerInnen. Die Teilnehmenden erhalten aus Datenschutzgründen neue Vornamen, 
dabei erhalten Eltern und Jugendliche zur besseren Transparenz den jeweils gleichen An-
fangsbuchstaben. (vgl. Dittmar ebd., S.77-78, S.83-85; Kuckartz (2010), S.39; Mayring 
(2002), S. 91) 
 
4.2. Die Analyse nach der 
       Grounded Theory Methode 
Die Grounded Theory Methode wurde angewandt, um eine Dichte, Sensibilität und Integrati-
on zu entwickeln, welche benötigt werden, um eine eng geflochtene und erklärungsgerechte 
Theorie zu generieren, welche sich der Realität, die sie repräsentiert, so weit wie möglich an-
nähert. Es wurde davon ausgegangen, dass die Schritte der Grounded Theory ein ganzheitli-
ches Regelwerk beinhalten, mit welchem die größtmögliche Objektivität der Forschungser-
gebnisse erreichet werden kann. (vgl. Strauss, A. u.a.: Grounded Theory. Grundlagen qualita-
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tiver Sozialforschung, 1996, S.39) Folglich wurden, bei Bedarf mehrfach, folgende Analyse-
schritte vollzogen: 
1. Bildung von Phänomenen 
2. Kategorisieren 
3. Kodieren 
4. Der Einsatz von Memos 
5. Inhaltliche Analyse 
6. Sättigung und finale Kontrolle 
4.2.1. Die Bildung von Phänomenen 
Im ersten Schritt ging es darum, beim Lesen des transkribierten Textes Daten herauszufiltern, 
welche für die Forschungsthematik interessant sein könnten. Diese Phänomene können eine 
zentrale Idee, ein Ereignis oder Geschehnisse sein, auf welche eine Reihe von Handlungen 
und Interaktionen im Diskussionsprozess gerichtet sind, um es zu bewältigen, damit umzuge-
hen oder auf das sich das Gespräch bezieht. Diese Vorkommnisse gilt es im weiteren Verlauf 
mittels umfassender Analyseschritte aufzuarbeiten. Vordergründig ging es in diesem Schritt 
um die Fragen: „Worum geht es?“ und „Worauf bezieht sich der Text?“. (vgl. Strauss, u.a. 
(1996), S.45-46, 79) 
4.2.2. Das Kategorisieren 
„Kategorien umfassen etwas und schließen etwas Anderes aus.“ (aus: Mey u.a. (2011), 
S.333) 
Im nächsten Schritt wurden diese Phänomene den Kategorien aus dem Leitfadenkatalog zu-
geordnet (Subkategorien), bei Bedarf wurden neue Kategorien gebildet (Unterkategorien) 
und/oder die bisherigen Kategorien überarbeitet. Dies ergab zunächst folgende Kategorien: 
1.  Jugendlicher- seine berufliche Zukunft sowie derzeitige Position im Berufswahlprozess 
2. Gespräche zwischen den Eltern und ihren Kindern  über das Thema Berufswahl 
3. Eltern und der Einfluss der eigenen Erfahrungen (selbst erlebte Berufswahl mit den eigenen 
Eltern, eigene berufliche Position/Beruf ) 
4. bewusste Einflussnahme der Eltern (Hauptthema Einfluss ja/nein) 
5. Informationen erhalten?/ Recherche daheim 
6. andere Einflussfaktoren und Schulaktivitäten 
7. „Verbesserungsvorschläge“ 
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Diese Anfangskategorien wurden fortwährend im weiteren Prozess überarbeitet und bildeten 
damit ein theoretisches Konzept, dessen strukturelle Eigenschaften sich erst aus der verglei-
chenden Analyse der durch das Konzept repräsentierten Phänomene ergaben. Hierbei standen 
folgende Fragen im Fokus: „Wie wird sich einem Thema in einer Gruppe zu unterschiedli-
chen Zeitpunkten und aus unterschiedlichen Wir-Gruppenperspektiven angenähert?“, „Wel-
che unterschiedlichen Haltungen werden innerhalb einer Gruppe deutlich?“ und „Welche Un-
terschiede und Gemeinsamkeiten lassen sich zwischen den Gruppen feststellen?“. Mit Hilfe 
dieser Zuordnung besaß jede Kategorie ein einzigartiges dimensionales Profil, wobei wiede-
rum mehrere dieser Profile zu einem Muster gruppiert wurden. Dies ergab folgende Schlüs-
seldimensionen: die Identifizierung von Spektren, das Bündeln von einzelnen Erfahrungen zu 
Erfahrungsfeldern, die Identifizierung von Spannungsfeldern und dazugehörigen Polaritäten, 
welche für Schwankungen und Konflikte verantwortlich sein können, das Herausbilden von 
Dimensionen und unterschiedlichen Ausprägungen, anhand derer sich im Sinne der Fragestel-
lungen Unterschiede besonders gut auf den Punkt bringen lassen und das Erstellen von Rang-
ordnungen. (vgl. Kühn u.a. (2011), S.211-212; Mey u.a. ebd., S.333-339; Strauss u.a. (1996), 
S.47-77) 
4.2.3. Das Kodieren 
Mit der Zuordnung der Phänomene zu verschiedenen Kategorien sowie der Bündelung meh-
rerer Kategorien zu einem gleichen Thema begann bereits der Prozess der Datenanalyse. Das 
Kodieren bezog sich damit auf grundlegende Fragestellungen: „Worum geht es?“ und „Wo-
rauf bezieht sich der Text?“. Mit dieser Vorgehensweise wurden die Daten aufgebrochen, 
konzeptualisiert und auf neue Art zusammengesetzt. Ein ständiger Vergleich von Fällen, Phä-
nomenen und Konzepten ermöglichte es, die Daten möglichst nach unterschiedlichen Seiten 
hin zu interpretieren sowie Gemeinsamkeiten und Unterschiede zu identifizieren, Auffällig-
keiten festzuhalten, Ungenauigkeiten in den Blick zu nehmen, scheinbar Selbständiges zu hin-
terfragen und dabei möglichst viele Perspektiven und Einzelaspekte einzubeziehen. Hierbei 
fanden folgende Methoden Anwendung: 
Offenes Kodieren: Das offene Kodieren ist das Aufbrechen der Daten durch ein analytisches 
Herauspräparieren einzelner Phänomene und ihrer Eigenschaften (z.B. das Herausgreifen ei-
ner Beobachtung, eines Satzes, eines Abschnitts und das Vergeben von Namen für jeden ein-
zelnen darin enthaltenen Vorfalls oder Idee) sowie das Vergleichen ähnlicher Phänomene mit 
dem Ziel der Einordnung in die gleiche Kategorie bzw. dem Bilden von Subkategorien. (vgl. 
Strübing (2008), S.20-27) 
Axiales Kodieren (Theoretical Sampling): Das axiale Kodieren ist das Erarbeiten eines phä-
nomenbezogenen Zusammenhangsmodells (Anlegen eines Rasters), wobei die Daten auf neue 
Art wieder zusammengefügt werden und dadurch neue Erkenntnisse entstehen. Zu den Analy-
sefragen zählen hier: „Was führt zu dem untersuchten Phänomen?“ (Ursachen), „Welches 
sind die Ausprägungen für die aktuelle Fragestellung sowie die Bedingungen für die Strate-
gien?“ (Kontext), „Wie gehen die Akteure mit dem Phänomen um?“ (Strategien), „Worin re-
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sultieren die auf das Phänomen bezogenen Handlungen/Strategien?“ (Konsequenzen) und 
„Welches sind die generellen (kulturellen, geografischen, biografischen etc.) Vorbedingungen 
für die Strategien (Intervenierende Bedingungen). (vgl. Strauss u.a. ebd., S. 76-93) Dieser 
Analyseprozess ergibt nach Strauss (1996) damit folgendes Kodierparadigma (vgl. Strübing 
ebd., S.28): 
 
Selektives Kodieren: Beziehungen zwischen Kategorien werden validiert, Strukturmuster 
aufgedeckt und schließlich werden Kernkategorien, d.h. zentrale Phänomene, um das herum 
die anderen Kategorien integriert sind, entwickelt. Ein großer Teil des Materials wird darauf-
hin re-kodiert, um die Beziehungen der verschiedenen gegenstandbezogenen Konzepte zu den 
Kernkategorien zu klären und eine theoretische Schließung herbeizuführen. (vgl. Mey u.a. 
ebd, S. 324-326; Strauss u.a. ebd., S.94-101) 
4.2.4. Der Einsatz von Memos 
Im gesamten Analyseprozess war es hilfreich, Randbemerkungen (Memos) zu erstellen, um 
erste Erkenntnisse, Gedanken zur Ordnung und Deutung der Beobachtungen sowie Schlüsse 
festzuhalten. Damit wurden zusätzlich zu den Verlaufsprotokollen die Gedankengänge konti-
nuierlich verschriftlicht. Im Fokus standen hierbei die Fragen: „Was könnte das bedeuten?“, 
„Was repräsentiert es?“ und „Was ist damit gemeint?“. Ziel war es, sich mit Hilfe dieser Me-
mos von Vorannahmen zu lösen, neue Gesichtspunkte zu entdecken und keine Daten durch 
Vergessen zu verlieren sowie sich damit einen ersten Überblick zu verschaffen. (vgl. Glaser 
u.a. (2010), S.121-127, Strübing (2008), S.34-35) 
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4.2.5. Die inhaltliche Analyse 
„Sowohl die Suche nach dem Besonderen und dem Gewöhnlichen sind wichtig.“ (vgl. 
Kühn u.a. (2011), S. 199) 
Wie bereits oben dargestellt, ging es im gesamten Analyseprozess darum, die Kategorien wie-
derholt zu überprüfen und ggf. zu überarbeiten. Im Rahmen des Kodierparadigmas wurde die 
inhaltliche Analyse durchgeführt, hierbei fanden verschiedene Techniken Anwendung.16 Da-
mit ergab sich folgende Einteilung in Kategorien: 
Für die Jugendlichen: 
Kernkategorie Unterkategorie Phänomen/e 
Zeit Zeitfaktor/ Zeitdimension genaue Zeitangaben/Vorstellungen 
  Unsicherheit, aber Optimismus 
„Es wird schon noch etwas passieren.“ 
  keine Zeit 
„Mir ist das zu früh.“/ „Ich möchte mich 
zu diesem Zeitpunkt nicht mit diesem 
Thema beschäftigen.“ 
  Bedenken, Unsicherheit, Ängste 
 Zeit finden/ Wann ist der rich-
tige Zeitpunkt? 
 
 Schulmüdigkeit/ -stress  
Ich Entschlossenheit/Jugendlicher 
legt sich fest 
im Wissen 
  im „Nichtwissen“ 
  zweifelnd im Wissen 
                                                             16 Vergleiche stellen: zwischen den Gruppen und innerhalb der Gruppe, wie sich zu unterschiedlichen Zeitpunk-
ten einem Thema auf unterschiedliche Art und Weise angenähert wird. hermeneutische Spirale: induktiv 
Schlussfolgerungen vom Einzelnen aufs Ganze ziehen und so neue Zusammenhänge aufdecken und deduktiv das 
eigene Vorwissen sowie Deutungen anhand des Materials prüfen (vom Ganzen zurück zum Einzelnen). deskrip-
tive und analytische Ebene: einerseits deskriptiv das Selbstverständnis der Gruppe verdeutlichen und den Sach-
gehalt einer Gruppendiskussion inhaltlich ausformulieren, andererseits analytisch den gesamten Verlauf einer 
Gruppendiskussion beobachten und die Wortwahl nicht ausschließlich inhaltlich hinterfragen. Reflexion des 
Verhältnisses von Inhalten und Gruppendynamik: verbale Äußerungen dem nonverbalen Verhalten der Dis-
kussionsteilnehmer gegenüberstellen, die Gruppendynamik beachten sowie die Gruppenverteilung analysieren. 
Ordnungsprozesse: wichtiger Anknüpfungspunkte schaffen und schriftlich fixieren, dabei jedoch auch die eige-
ne Meinung (mögliche Subjektivität) sowie das Einbringen der eigenen Erfahrungen und Kenntnisse spiegeln. 
(vgl. Kühn u.a. ebd., S.190-199)  
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 eigene Identitätsfindung Abgrenzung von Eltern und deren Beru-
fen 
  eigene Persönlichkeit „finden“/ent-
wickeln 
  Abwehr: „Ich lass mich NICHT beein-
flussen.“ 
Eltern u.a. Be-
zugspersonen 
Abgrenzung zu den Eltern „Ich bin kein Kind mehr.“ 
 Rollenfunktionen Mutter- Sohn 
  Mutter- Tochter 
 Verhältnis: Jugend- Eltern positiv 
  negativ 
  Druck 
 Freunde  
Beruf und Bil-
dungswege 
Wertigkeit von Bildungs- und 
Berufswegen 
Wertigkeit der Eltern in ihrer (berufli-
chen) Position 
  Wertigkeit höherer Bildungsabschlüsse 
 Beruf= Passung Vorstellungen von Passungen 
  Was heißt Bewegung? 
  „Woran orientiere ich mich?“ 
 Berufe- Vererbung? „Nein“ zu den Berufen der Eltern 
  Negative Erfahrungen mit den Berufen 
der Eltern 
 Studium = Beruf? Was bedeutet Studium heute? 
 Gut informiert?  
Für die Eltern: 
Kernkategorie Unterkategorie Phänomen/e 
Ich Vater-/ Mutterrolle „Wir leben unseren Kindern vor.“ 
  „Du lebst meinen Traum.“ 
  Mutter- Sohn 
  Mutter- Tochter 
  Vaterrolle 
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  andere Bezugspersonen 
  Verantwortung der Eltern/Gemeinsamer 
Arbeitsprozess? 
  „Ihr nervt.“ 
Turbo-Abi und 
Überbrückung 
Überbrückung allgemein 
  Freiwilligendienste 
  Ausland 
 Turbo-Abi Bedeutung für die Eltern 
 Schulstress Wie nehme ich den Stress für mein Kind 
wahr? 
Berufswahl Entscheidungsverhalten „Mein Kind muss das selbst entscheiden 
(und entwickeln).“ 
  „Zeigt mein Kind Eigeninitiative?“ 
  nicht die richtige Entscheidung... 
 Einfluss? offen 
  nicht offen 
 Druck? ja 
  nein 
 Geschlechterdifferenz  
Beruf und Bil-
dungswege 
Beruf „Mein Kind möchte NICHT meinen Be-
ruf.“ 
 Bildungsweg „Mein Kind soll studieren.“ 
  „ Mein Kind soll NICHT studieren.“ 
 Information „Bin ich gut informiert?“ 
 Praktikum Bedeutung und Vorgehen 
 Finanzen Finanzielle Engpässe? 
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4.2.6. Sättigung und finale Kontrolle 
Die Analyse ist abgeschlossen, wenn die Auswertung nicht mehr zur Verfeinerung des Wis-
sens beitragen würde. Diese theoretische Sättigung war der Punkt im Verlauf der durchge-
führten Analyse, an dem zusätzliche Daten und eine weitere Auswertung keine neuen Eigen-
schaften der Kategorie mehr erbrachten und darüber hinaus zu keiner Raffinierung des Wis-
sens um diese Kategorie mehr beitrug. Es folgte eine finale Kontrolle, mit welcher geprüft 
wurde, ob die inhaltlichen (logischer Aufbau, Passung) sowie formellen (roter Faden, syste-
matische Einteilung) Kriterien eingehalten und beachtet wurden. (vgl. Strübing (2008), S. 33-34) 
4.3. Die Datenüberprüfung 
Zur Datenüberprüfung wurden qualitative Interviews geführt. Mit dieser Begutachtung von 
Datenmaterial sollte ein Prozess erreicht werden, in welchem die Unterschiedlichkeit von Per-
spektiven und Meinungen reflektiert werden und dadurch eine Möglichkeit geschaffen wird, 
auf Erhebungs- und Interpretationsseite alternative Sichtweisen in den Blick zu bekommen. 
Um die Durchführung der Datenüberprüfung sowie die Interpretation in einem aufeinander 
abgestimmten Prozess zu ermöglichen und damit eine möglichst große Offenheit der For-
schungsstrukturierung durch die AkteurInnen im Untersuchungsbereich zu garantieren, wur-
den die Interviews unter Berücksichtigung einer inhaltlichen und methodischen Flexibilität 
durchgeführt. (vgl. Froschauer u.a. (2003), S.196-197) Für die Interviews wurden zum einen 
Sequenzen aus den Gruppendiskussionen herausgefiltert, bei welchen ein hohes Interpretati-
onsmaß und damit eine adäquate Analyse der Gesprächskontexte angenommen wurde, insbe-
sondere Diskussionsbeiträge zwischen Jugendlichen und ihren Eltern zu gezielten Berufs-
wahlthemen und Problematiken. Zum anderen wurden Aussagen von Gruppendiskussions-
teilnehmerInnen, welche bereits bestimmten Unterkategorien zugeordnet wurden, als Diskus-
sionsbeitrag in die Interviewrunde eingebracht mit dem Ziel, besonders prägnante Merkmale 
herauszufiltern und diese den bereits festgestellten Phänomenen gegenüberzustellen. Dabei 
wurden bei der Beobachtung des Interpretationsprozesses drei Tendenzen fokussiert (vgl. 
Froschauer u.a. ebd., S.16, 200-201): 
1. Information (Was charakterisiert die Lebenswelt der befragten Person?), 
2. Mitteilung (Wie beobachtet die befragte Person „ihre Welt“?) und  
3. Verstehen (Was erachtet die befragte Person für relevant?).  
Um die Differenzschemata im Interview verstärkt handlungsleitend werden zu lassen, boten 
sich Interviewsettings an, welche auf der Kommunikation mehrerer Gesprächsmitglieder be-
ruhte. Unter diesem Aspekt wurden Mehrpersonen- und Gruppengespräche mit einer Grup-
pengröße von drei bis sechs TeilnehmerInnen durchgeführt. Die beteiligten Personen wurden 
aus dem persönlichen Umfeld des Forschenden rekrutiert. Dabei stand auch hier im Vorder-
grund, eine natürliche Auslese bzw. Auswahl an Probanden zu erreichen: männliche sowie 
weibliche Teilnehmende, Jugendliche und Erwachsene, Personen mit und ohne eigene Kinder 
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sowie Menschen aus verschiedenen Berufsgruppen. Den befragten Personen wurde ein Exper-
tenstatus ihrer Lebenswelt zugeschrieben, basierend auf einer Expertise, welche auf der un-
gleichen Verteilung von Wissen beruht und damit als Sedimentierung, Einlagerung und Ver-
fügbarkeit von privilegierter Erfahrung gesehen werden kann. (vgl. Froschauer u.a. ebd., 
S.36-37) Die Gesprächssteuerung übernahm ein Moderator, welcher sich verstehend an der 
Logik der Befragten orientierte und bei Bedarf durch Provokation von Selektionsleistungen 
die befragten Personen anregte, sich nach ihren eigenen Relevanzkriterien zu richten. In je-
dem Fall wurde sich in einer sehr offenen Weise einer durch die Diskussionssequenzen nur 
grob umrissenen Thematik angenähert und den befragten Personen damit ein sehr weiter Ge-
staltungsspielraum eingeräumt. (vgl. Froschauer u.a. ebd., S.33-34) Es wurden neun qualitati-
ve Interviews geführt, der zeitliche Rahmen lag bei den Umfragen zwischen 30 und 60 Minu-
ten. Der Moderator protokollierte stichpunktartig die Aussagen der Interviewteilnehmenden 
sowie überprüfte und ergänzte im Anschluss die eigenen Kern- und Unterkategorien sowie 
Phänomene. 
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Teil III 
Der Einfluss der Eltern auf das 
Berufswahlverhalten ihrer Kinder 
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Der nun folgende Ergebnisteil umfasst zwei Teile (III/a und III/b). Die dort dargestellten Be-
funde sind das Ergebnis umfassender Analysen von insgesamt sieben Gruppendiskussionen 
zwischen jugendlichen BerufswählerInnen aus dem Sekundarbereich II und ihren Eltern auf 
der Basis der Grounded- Theory- Methode. Die Untersuchung der Diskussionsdaten erfolgte 
im Hinblick auf die Zielsetzung, den Einfluss der Eltern auf das Berufswahlverhalten ihrer 
Kinder näher zu untersuchen. Im ersten Teil soll erforscht werden, welche Kriterien für die 
Jugendlichen für die Wahl „ihres Traumberufes“ relevant sind, wie sie im Entscheidungspro-
zess vorgehen und reagieren bzw. handeln. Des Weiteren wird der Zeitpunkt der Berufswahl-
entscheidung einer näheren Betrachtung unterzogen. Im zweiten Teil wird die Interaktion 
zwischen den Jugendlichen und ihren Eltern, deren Beziehungsgeflecht sowie die Auswir-
kungen auf den Prozess der Berufswahl eingehend betrachtet und geprüft. Im Rahmen der 
weiteren Strukturierung und Analyse des ausgewerteten Datenmaterials ergaben sich dadurch 
zunächst drei komplexe Themenschwerpunkte, welche im weiteren Verlauf näher begutachtet 
werden: 
1. Beruf und Passung:  
– Welche beruflichen Vorstellungen haben die Jugendlichen? 
– Nach welchen Kriterien suchen sich Jugendliche ihren Beruf aus? 
– Wie stellen sich Jugendliche ihren Ausbildungsweg vor? Was bedeutet ein Studium heute? 
– Gibt es noch die „Berufevererbung“ und in welchem Ausmaß? Warum bzw. warum nicht?  
2. Das Entscheidungsverhalten:  
– Was bedeutet es für Jugendliche, eine Entscheidung zu treffen/treffen zu müssen? Wie rea-
gieren sie? 
– Ist die Berufswahlentscheidung eher ein isoliert- punktueller oder ein komplexer Vorgang? 
– Welche Strategien hinsichtlich ihrer Berufswahlentscheidung entwickeln die Jugendlichen?  
– Welche Kriterien sind für die Entscheidungsfindung maßgeblich?  
– Wodurch wird die Entscheidungsfindung beeinflusst? Welche Aufgabe haben hier die El-
tern, aber auch andere Interaktionspartner? 
3. Der Zeitpunkt der Entscheidung und Berufswahlreife:  
– Wann ist der richtige Zeitpunkt, eine Entscheidung im Hinblick auf die Berufswahl? Gibt es 
„den richtigen“ Zeitpunkt? 
– Was bedeutet berufswahlreif? Ist die Berufswahlreife entscheidend, um eine berufliche Ent-
scheidung treffen zu können? 
– Wann sind angehende Abiturienten berufswahlreif? Wie macht sich das bemerkbar?  
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III/a) Den richtigen Beruf finden und eine Entscheidung treffen 
„Nichts auf der Welt ist so mächtig, wie eine Idee, deren Zeit gekommen ist.“ (Victor Hugo, 
1802–1885) 
Bisher wurde davon ausgegangen, dass der Berufswahlprozess: 
– ein biografisches Ereignis von einschneidender Bedeutung ist sowohl für den Jugendli-
chen, da über seine (erste) berufliche Zukunft und damit soziale Integration entschieden 
wird, als auch für die Eltern, da dieser Prozess die Ablösung vom Elternhaus und den Be-
ginn des Überganges von der Jugend- in die Erwachsenenphase bedeutet, 
– welcher innerhalb eines bestimmten zeitlichen Rahmens vollzogen wird, dabei folglich von 
einer Entwicklung, welche sich im Laufe dieser Zeit vollzieht, gesprochen werden kann, 
– bei der es darum geht, eine (erste) berufliche Entscheidung zu treffen, 
– wobei aufgrund der derzeit sich stetig ändernden Arbeitswelt von einem dynamischen Pro-
zess gesprochen werden muss, d.h. es kann davon ausgegangen werden, dass die Jugendli-
chen keine Entscheidung für ihr gesamtes (berufliches) Leben zu treffen haben. 
Ausgehend von dieser Definition wird nun das Verhalten der Jugendlichen sowie ihrer Eltern 
im Rahmen der Gruppendiskussionen in Bezug auf die jeweiligen Kriterien des Berufswahl-
prozesses näher betrachtet. 
5. Berufliche Identität 
„Ich meine, uns geht es gut und ein Millionär muss ich auch nicht werden. Aber […] ein 
bisschen mehr kann es schon sein.“ (PT/ Andy, S.7, Z.4-6) 
Hierbei geht es um die Komponenten berufliche Zukunft und soziale Integration. Was und 
wie stellen sich die Jugendlichen ihr späteres berufliches Leben vor? In welchem Zusammen-
hang steht der Beruf mit dem privaten Leben? Welche Bedeutung hat der spätere Beruf für 
sie? Dabei soll auch der Zusammenhang zwischen Beruf und der eigenen Identität einer ge-
naueren Betrachtung unterzogen werden. 
5.1. Was ist ein Beruf? 
Der Begriff „Beruf“ wird sowohl in der Alltagssprache als auch in der Wissenschaftssprache 
weder einheitlich benutzt, noch ist er immer eindeutig definiert. Er ist ein dehnbarer Begriff, 
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welcher sich je nach Zielsetzung, Bezugsrahmen und Sprechsituation auf recht verschiedene, 
zum Teil sogar widersprüchliche Sachverhalte beziehen kann. (vgl. Lange u.a. (1975), S.17)  
Driesel-Lange (2011) betont in Anlehnung an Seebold (2002) und Reebmann u.a. (2003) 
die Entwicklungsanfänge des Wortes. So wurde im sprachwissenschaftlichen Gebrauch unter 
„Beruof“, das aus dem Mittelhochdeutschen kommt, zunächst Ruf oder Leumund verstanden. 
Damit wurde die innere Berufung eines Priesters oder Gelehrten dargestellt. Martin Luther 
führte den Begriff in die Alltagssprache ein, wodurch das Wort nun auch für „Stand“ oder 
„Amt“ im weltlichen Sinne gebraucht wurde. Im vergangenen Jahrhundert verband man 
schließlich eine Organisation der ständisch geprägten Gesellschaft, d.h. die Stände der Hand-
werker, der Bauern etc., mit „Beruf“. (vgl. Driesel-Lange (2011), S.51) Beinke (1999) bezieht 
sich hier auf eine Definition aus dem Meyer Konversationslexikon von 1897, wonach man 
seit der amtlichen Berufsstatistik im Deutschen Reich im Jahr 1882 die Berufe in Haupt- und 
Nebenberufe differenzierte. Hier wurde der Beruf allgemein als die Lebensaufgabe beschrie-
ben, welcher man sich widmete. (vgl. Beinke (a) (1999), S.38) Im wissenschaftlichen Kontext 
haben sich seit dem 20. Jahrhundert im deutschsprachigen Raum verschiedene Definitionen 
des Berufsbegriffes etabliert. Driesel-Lange (2011) hebt hier die Definition von Bergmann 
(2004) hervor, wonach der Beruf zusammenfassend „als eine auf Eignung und Neigung ge-
gründete, auf Selbstverwirklichung gerichtete und in einem gesellschaftlich definierten Rah-
men länger dauernd ausgeübte, qualifizierte und bezahlte Arbeit“ ist. (aus: Driesel-Lange 
ebd., S.51-52) 
Fraglich ist hier, inwiefern die Qualifizierung für den Beruf maßgeblich ist sowie die Defi-
nition des Berufsbegriffes anhand der Art und Weise der Tätigkeit/en eindeutig definiert wer-
den kann und muss. Es gibt Definitionsansätze, bei denen unter „Beruf“ nur der „gelernte Be-
ruf“ verstanden wird. Damit wird lediglich den Menschen ein Beruf zugesprochen, welche, 
angelehnt an handwerkliche Traditionen, etwas „Ordentliches gelernt“, d.h. eine Lehre abge-
schlossen haben. Max Weber und seine Anhänger hingegen interpretieren nur diejenige „Spe-
zifizierung, Spezialisierung und Kombination von Leistung einer Person“ als Beruf, welche 
die „Grundlage einer kontinuierlichen Versorgungs- und Erwerbschance ist“, wobei sie in Be-
rufen „organisierte Machtstellungen“, die gesellschaftlich sanktioniert sind, sehen. Ein ande-
rer Definitionsansatz erklärt den „Beruf“ als einen „Komplex von Tätigkeiten und Fertigkei-
ten, die um eine besonders definierte Aufgabe herumgruppiert sind“. Das Statistische Bun-
desamt schließlich definiert als Beruf „die auf Erwerb gerichteten, charakteristische Kenntnis-
se und Fertigkeiten sowie Erfahrungen erfordernden und in einer typischen Kombination zu-
sammenfließenden Arbeitsverrichtungen,  durch die der einzelne an der Leistung der Gesamt-
heit der Volkswirtschaft teilnimmt“. (aus: Lange u.a. ebd., S.17-18) Damit lassen sich bei der 
Definition von „Beruf“ drei Dimensionen unterscheiden: 
1. Die in Prozessen genereller und berufsspezifischer Sozialisation auf der Grundlage von An-
lagen und Neigungen erworbenen, personengebundenen und damit nicht beliebig transfe-
rierbaren, spezifischen Kenntnisse, Fertigkeiten, Werthaltungen, Orientierungen und Ver-
haltensmuster: Erlernter Beruf, Arbeitsvermögen oder Berufsqualifikation. 
2. Die aufgrund der vorherrschenden Formen gesellschaftlicher und organisatorischer Arbeits-
teilung in konkreten Arbeitsorganisationen für die Wahrnehmung von Berufs- und Arbeits-
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rollen tatsächlich erforderlichen spezifischen Kenntnisse, Fertigkeiten, Werthaltungen, Ori-
entierungen und Verhaltensweisen: Ausgeübter Beruf, Arbeitstätigkeit, Berufsposition. 
3. Die am Arbeitsmarkt nachgefragten, an einer Mehrzahl von personengebunden wie organi-
sationsspezifischen Kenntnissen, Fertigkeiten, Werthaltungen, Orientierungen und Verhal-
tensmustern orientierten sowie hieraus abgeleiteten, generelleren, den Transfer zwischen 
erlerntem und ausgeübtem Beruf, zwischen Ausbildungs- und Beschäftigungs-system si-
chernden Kombinationsmuster von Kenntnissen, Fertigkeiten, Werthaltungen, Orientierun-
gen und Verhaltensweisen: Ausübbarer Beruf, Arbeitsfähigkeit, Berufsmuster. 
Jeder dieser drei Dimensionen kann als Kontinuum behandelt werden mit einem Minimum an 
Kenntnissen, Fertigkeiten, Werthaltungen, Orientierungen und Verhaltensmustern auf der ei-
nen Seite und deren Maximum auf der anderen Seite. Lange (1975) führt in diesem Konstrukt 
noch einen weiteren Aspekt an, welcher seiner Ansicht nach Berücksichtigung finden muss:  
die mit dem „erlernten“ und „ausübbaren“ Beruf aufgrund seiner Seltenheit, Begehrtheit oder 
interessengebundenen Organisiertheit verknüpften Chancen der Machtausübung auf dem Ar-
beitsmarkt im Interesse der Sicherung einer relativ dauerhaften Versorgungs- und Erwerbs-
chance: Durchsetzbarer Beruf, Arbeitsmonopol, Berufsmonopol. (vgl. Lange u.a. ebd., S.19-
20) Damit spricht Lange ebenso das identitätsstiftende Merkmal des „Berufes“ an. Menschen 
in unserem Kulturkreis definieren sich über ihren Beruf. „Was sind Sie?“- damit ist gewöhn-
lich der Beruf gemeint. So erhält der Mensch über seine berufliche Tätigkeit auch seine Iden-
tität. (vgl. Schudy (2002), S.82) 
Zudem hat der Beruf eine Brückenfunktion, d.h. eine kontakt- und sozial- integrative Funk-
tion, zwischen dem Einzelnen und der Gesellschaft, in welcher er lebt. (vgl. Driesel-Lange 
ebd., S.52) Beinke (1999) betont in diesem Sinne die Aussagen von Schelsky (1960): „Be-
rufstätigkeit ist immer noch der wichtigste Faktor für die soziale Bestimmung des menschli-
chen Lebens in unserer Kultur. Die Berufstätigkeit ist für den modernen Menschen der we-
sentlichste Bereich personenbildender sozialer Lebensaktivität. ...In und durch seinen Beruf 
baut sich der Mensch... in der Vielzahl der möglichen sozialen Rollen nun ein bestimmtes 
Handlungssystem auf, das verhältnismäßig dauerhaft ist und dessen Entwicklungsgesetzlich-
keit er für seine Person zumeist recht deutlich als seine Lebensnotwendigkeit sieht.“ (aus: 
Beinke (a) ebd., S.42) Der „Beruf“ ist ein wichtiger Bestimmungsfaktor für die Position, die 
der einzelne und seine Familie in der Gesellschaft einnehmen. Er bestimmt in erheblichem 
Umfang: Art, Höhe und Sicherheit von Einkommen und Besitz, Lebenslage und Lebensstil 
sowie Bildung-, Berufs- und Lebenschancen der Kinder. Der „Beruf „kennzeichnet einerseits 
den ökonomischen und andererseits auch den sozialen Status eines Menschen. Hier wirkt er 
ein auf Umfang, Art und Inhalt möglicher Kontakte und Interaktionen mit anderen Mitglie-
dern und Gruppen der Gesellschaft und spielt eine wichtige Rolle beim Aufbau sozialer Be-
ziehungen und Kontaktkreise. Der „Beruf“ beeinflusst Karrierechancen, Richtung und Aus-
maß gesellschaftlichen Aufstiegs sowie den Grad an sozialer Integration. (vgl. Lange u.a. 
ebd., S.23-24) Damit nimmt er einen hohen Stellenwert im Leben eines Menschen ein. Eine 
Studie von Bergmann und Eder (1995) macht deutlich, dass für über 80% der Befragten es 
auch dann nicht in Frage käme, ihre berufliche Tätigkeit aufzugeben, wenn sie genügend Geld 
zur Verfügung hätten. Für mehr als ein Viertel der Befragten ist die Arbeit der wichtigste Le-
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bensbereich neben den Distrikten Familie, Gemeinschafts- und Vereinsaktivitäten, Religion 
und Freizeit. (vgl. Driesel-Lange ebd., S.53)  
Hier wird deutlich, dass sich die Wahl eines Berufes zu einem bedeutenden, lebensent-
scheidenden Akt entwickelt, durch welchen sich der Mensch seinen Platz innerhalb der Ge-
sellschaft erarbeitet.  Diese immense Bedeutung scheint auch den Jugendlichen in den Grup-
pendiskussionen bewusst: 
„Und man macht sich ja immer schon Gedanken, aber in der 10. habe ich auch gedacht: „Ja, 
ich habe ja jetzt noch zwei Jahre.“. Und das ist jetzt erst so, dass ich merke: „Oh, das ist 
schon nächstes Jahr!“. (GD IV/ Inga, S.4, Z.27-29) 
„[...] weil, die Zeit drängt einfach, denn in einem Jahr… Und da muss man sich einfach ir-
gendwann damit befassen.“ (GD V/ Karl, S.4, Z.40, 43-44) 
„ Das Problem, was ich habe, ist halt, dass ich mir so vieles vorstellen kann. Aber auch vieles 
nicht. Und ich habe auch so viel Lust auf so Vieles. Aber ich habe dann auch so einge-
schränkte Vorstellungen. Deshalb werfe ich auch vieles wieder über Bord. Und dann krame 
ich es wieder hervor. Und, ich weiß nicht- das ist irgendwie mein Problem.“ (GD VI/ Maja, 
S.4, Z.26-30) 
„[...] ich setze mich selber schon genug unter Stress. Ich habe ein schlechtes Gewissen, wenn 
ich dann höre, dass andere schon wissen, was sie wollen und dass sie schon so einen Plan 
haben, was sie wann, wie machen.“ (GD VI/Mona, S.6, Z.7-10) 
Auffällig ist jedoch, dass sich die Jugendlichen trotz des Bewusstseins für die Notwendigkeit 
und Unerlässlichkeit der Berufswahl mehrheitlich sträuben, sich mit dem Thema Berufswahl 
auseinanderzusetzen oder bereits eine Berufswahlentscheidung zu treffen: 
„[…], aber eigentlich möchte ich noch gar nicht darüber reden, weil […] eigentlich ist mir 
das alles noch viel zu früh.“ (GD I/ Cille, S.9, Z.28-30) 
 „[...] Ich bin ja erst knapp 18, wenn ich mein Abi dann habe. Das ist für mich selber auch zu 
jung, ehrlich gesagt, um gleich ein Studium zu machen. Das ist nichts für mich.“ (GD II/ 
Egon, S.4, Z.44-46) 
 „[...] Und ich habe irgendwie Angst, dass ich [...] etwas mache, was ich nicht so unbedingt 
machen will. Ich weiß nicht... (GD III/ Gerda, S.6, Z.26-27) 
„Ich weiß, dass das unrealistisch ist, aber für mich kommt nach der Schule nicht gleich der 
Beruf. Ich brauche erst einmal ein bisschen Zeit für mich dann.“ (GD VI/ Cady, Z.13-15). 
In den Aussagen der Jugendlichen wird deutlich, dass sie mit der Zeitdimension unzufrieden 
sind. Sie sehen sich emotional nicht in der Lage, sich zu diesem Zeitpunkt, Mitte des 
11.Schuljahres, noch ca. 1–1 ½ Jahre bis zum Erreichen des Abiturs und damit der Beendi-
gung der Schule,  mit dem Thema Berufswahl auseinanderzusetzen. Wie sich im weiteren 
Verlauf zeigen wird, steht dies zum einen mit der Verkürzung der Schulzeit auf 12 Jahre und 
dem damit einhergehenden geringeren Lebensalter in Korrelation. Dies bekräftigen die Eltern 
mit ihren Aussagen: 
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„Ich denke, es hängt auch viel zusammen mit dem fehlenden Jahr. Sie sind einfach zu jung, 
um eine berufliche Entscheidung treffen zu können.“  (PT/ Babs, S.5, Z.14-15) 
„Da fehlt dann doch das eine Jahr, nicht?! [...] Irgendwie ist das dann doch noch etwas früh, 
in den Beruf einzusteigen.“ (GD I/ Dalia, S.9, Z.34-36). 
Darüber hinaus bemängeln viele Jugendliche den Schulstress, zu einem großen Teil ebenfalls 
hervorgerufen durch das verkürzte Abitur. Sie äußern dies als Grund, weshalb sie sich noch 
nicht mit ihrer Berufswahl auseinandergesetzt haben:  
„Na ja, wie schon gesagt, es ist schon viel in der Schule zu tun. Und da, muss ich ehrlich sa-
gen, habe ich mehr Lust, irgendwie was anderes zu machen, als mich jetzt da hinzusetzen und 
zu überlegen, was soll ich machen.“ (GD V/ Kurt, S.4/Z.19-21) 
„Man ist jetzt voll mit der Schule beschäftigt und, ja, Beruf, da denkt man sich, das ist ja noch 
hin bis dahin.“ (GD II/ Elli, S.8, Z.14-15), „[…] einfach die Zeit fehlt.“ (GD V/ Kian, S.9, 
Z.22).  
Der Zeitfaktor wird im Hinblick auf die Berufswahlreife noch einer eingehenden Untersu-
chung unterzogen (siehe 7.) 
5.2. Beruf aus Berufung? 
Wie bereits aufgeführt, ist das Verhältnis Mensch und Gesellschaft sowie Mensch und Um-
welt gerade in unserer Gesellschaft vorwiegend berufsbestimmt und die grundlegendsten So-
zialbedürfnisse werden durch die Berufstätigkeit befriedigt. (vgl. Beinke (a) (1999), S.31) 
Hinzu kommt, dass mit steigender Flexibilität der Arbeitswelt die Mehrheit der Menschen 
selbstverantwortlich und geleitet von ihren persönlichen Werten ihre berufliche Laufbahn 
steuern. Dabei soll die Arbeit nicht nur ein Job sein, der dazu dient, den Lebensunterhalt zu  
bestreiten. Ebenso steht für viele nicht mehr die eigene Karriere, einhergehend mit dem beruf-
lichen Aufstieg oder dem Erlangen von Status und Geld, im Fokus. Viele Menschen wün-
schen sich vielmehr, dass ihre Arbeit ihren eigenen Interessen und Werten entspricht, sie ihre 
berufliche Tätigkeit als sinnvoll empfinden und sie als bedeutungsvollen Teil ihres Lebens 
gestalten können. Damit wird der Beruf für viele ein wichtiger Ausdruck der persönlichen 
Identität. Der subjektive Karriereerfolg, darunter werden Glück, Zufriedenheit und Sinnhaf-
tigkeit in der beruflichen Arbeit verstanden, tritt in den Vordergrund. Eine Berufung für eine 
bestimmte Arbeit zu haben und sie ausleben zu können wird dabei als höchste Form von sub-
jektivem Karriereerfolg verstanden. (vgl. Hirschi u.a. (2012), S.40) 
Das Konzept der Berufung stammt ursprünglich aus dem kirchlichen Kontext, indem man 
von Gott für ein Leben als Priester oder Nonne berufen wurde. Mit der Reformation wurde es 
erweitert, so dass jede „aufrichtige“ Arbeit als ein Dienst an Gott verstanden wurde und somit 
Berufung sein konnte. Beinke (1999) stellt die drei, von Blankertz (1969) zusammengefass-
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ten, Formen der Berufung dar (vgl. Beinke (a) ebd., S.32): die göttliche Weisung, die indivi-
duelle Seelenstruktur und die soziale Verpflichtung. 
Heutzutage wird die Berufung weniger der Nähe zu Gott zugeschrieben. Vielmehr wird un-
ter Berufung eine tief sitzende Leidenschaft für einen bestimmten Themenbereich und das 
Gefühl, dass die Ausübung einer Tätigkeit (Arbeit/Beruf) dem eigenen Leben einen Sinn 
ergibt, beigemessen. (vgl. Hirschi u.a. ebd., S.40) Dies setzt voraus, dass die Menschen in der 
Lage sind, ihre subjektiven Glückskomponenten herauszufiltern und klar zu formulieren. Hir-
schi (2012) spricht in diesem Zusammenhang von beruflicher Identität, der Klarheit über ei-
gene berufliche Präferenzen, Interessen und Stärken aufgrund einer aktiven Exploration per-
sönlicher Merkmale und Karriereoptionen. Eine Berufung stellt sowohl ein positives Idealbild 
der eigenen beruflichen Arbeit als auch einen positiven Faktor für die Zufriedenheit im Leben 
dar. Somit gilt es auch als Ziel bei der Berufswahl, sich in der eigenen Karrieregestaltung ak-
tiv zu engagieren und auf diesem Weg das eigene Selbstkonzept in seiner Arbeitsrolle zu im-
plementieren. (vgl. Hirschi u.a. ebd., S.42) Da jedoch die Berufswahl eine Art Nadelöhr zwi-
schen Bildungs- und Beschäftigungssystem darstellt, stehen die Jugendlichen weitgehend vor 
der Aufgabe, ihre Fähigkeiten, Kenntnisse und Interessen mit der Angebotsstruktur des Ar-
beitsmarktes abzugleichen. Dabei sind Kompromisse unumgänglich. Diese Kompromisse 
kommen jedoch nicht erst unter dem Druck der Entscheidungssituation zustande, sondern 
werden durch bewusste Sozialisationsprozesse schon in der frühen Kindheit vorbereitet. Be-
reits im Kindesalter wird eine Art berufliche Landkarte aufgebaut, welche nach den Dimensi-
onen Geschlecht, Berufsprestige und individuellen Interessen organisiert ist. Die geschlechts-
spezifische Haltung wird von den Eltern der Gruppendiskussionen bestätigt und kann anhand 
folgender Passage verdeutlicht werden:  
„Ich habe das Gefühl, das ist geschlechtsspezifisch. Mein Sohn ist ja nun in der 10. Klasse 
und der guckt schon, was gibt es für Autos, was gibt es für Klamotten. Und ihm ist es wichtig, 
einen Beruf zu haben, wo ich richtig Geld verdiene. Also, ich denke schon, er guckt auch, 
dass und ob ihm das Spaß macht, aber der finanzielle Anreiz ist halt auch wichtig. Und ich 
denke, bei Ada ist das etwas anderes. Sie möchte vor allem, dass der Beruf Spaß macht, wie 
viel ich verdiene, ist da nebensächlich, steht nicht an erster Stelle. Vielleicht ist das auch so 
ein Frauen- Männer- Ding. Der Mann bringt das Geld nach Hause und ich verdiene ein biss-
chen dazu. Das leben wir ja auch vor so.“ (PT/ Beth, S.7, Z.8-15). 
Durch diese frühe Rollenzuweisung entsteht ein sozialer Raum, der schon beim Eintritt in den 
Berufswahlprozess zu einer Eingrenzung des Wahlspektrums und damit zu einer Beschnei-
dung der Entscheidungsfreiheit führt.  
Eine weitere Eingrenzung findet durch die Selektion am Ende der Grundschule statt. Für 
Jugendliche, die an eine Schule mit erweiterten Ansprüchen (Gymnasium) übertreten, bleibt 
die Palette an möglichen Berufen in der bisherigen Breite mehr oder weniger erhalten. Ju-
gendliche, die an Schulen mit Grundansprüchen (Haupt-, Realschule) wechseln, müssen sich 
hingegen mit zum Teil deutlichen Einschränkungen ihres Berufswahlspektrums abfinden. 
Ebenso verhält es sich bei der Wahl des Kurssystems am Ende des 10. Schuljahres. Auch bei 
dieser Auswahl, welche mit der Abwahl bestimmter Fächer einhergeht, finden bereits vor der 
eigentlichen Berufswahl Eingrenzungen im Hinblick auf die zukünftigen Bildungsmöglich-
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keiten statt. (vgl. Herzog u.a. (2006), S.108) Die Eingrenzung bzw. Beschneidung der berufli-
chen Identität war in der Befragung der Jugendlichen ebenfalls spürbar:  
„Mir war das auch nie wichtig. Aber nun gehen viele meiner Freundinnen studieren, da 
macht man sich so seine Gedanken in die Richtung.“ (PT/ Anne, S.5/Z.52-53) 
„Ich habe das Gefühl, dass ich studieren müsste, sonst wäre es eine Verschwendung vom Abi-
tur, […]“. (PT/ Andy, S.6, Z.3-4) 
Es kommt hier die Wertigkeit des Bildungsabschlusses „Abitur“ sowie die damit verbundene 
Bildungsmöglichkeit- das Studium-  zum Ausdruck. Es wird deutlich, dass noch immer für 
viele Jugendliche das Abitur nicht nur der Garant, sondern auch in gewisser Weise das 
Druckmittel darstellt, im Anschluss an den Hochschulabschluss ein Studium zu absolvieren. 
Fraglich ist jedoch, ob hier nach wie vor der humanistische Gedanke nach Humboldt eine 
Rolle spielt oder aber die Jugendlichen eher aus Prestigegründen ein Studium anstreben. 
„Im Endeffekt bin ich wegen des Geldes auf den Beruf gekommen. Ich meine, es ist ja ein Be-
ruf, der zahlt sich halt gut aus. Also, wenn man diese Laufbahn einschlägt- hunderttausende 
Ingenieure werden gesucht, denn wird man auch dementsprechend bezahlt. (GD I/ Cai, S.4, 
Z.27-30) 
„Ja, bei der Bundeswehr hat man halt auch gute Möglichkeiten zu studieren. Das ist irgend-
wie auch wieder eine Geldfrage. Es wird einem halt vieles einfacher gemacht, wenn man zur 
Bundeswehr geht.(GD I/ Carlo, S.5, Z.51-53).  
Damit sprechen die Jugendlichen als Berufswahlgründe doch eher monetäre Anreize an wie 
ein hohes Einkommen sowie die geringere Gefahr von Arbeitslosigkeit („hunderttausende 
Ingenieure werden gesucht“) an. Hierbei ist weniger die Eingrenzung der beruflichen Mög-
lichkeiten aufgrund fehlender fachlicher Qualifikationen, der eigenen Eignung und Fähigkei-
ten entscheidend. Und auch ihre beruflichen (Einstiegs-)chancen bzw. individuellen Zugangs-
voraussetzungen werden seitens der Jugendlichen nicht in Verbindung zu ihren beruflichen 
Zielen analysiert.  
Auch die Eltern setzen zu einem großen Teil auf monetäre Beweggründe und adäquate Zu-
kunftsaussichten sowie soziale Absicherung im Hinblick auf die zukünftigen Bildungs- und 
Berufswege ihrer Kinder:  
„[...] meine Mutter hat gesagt, als ich zu ihr meinte, ich möchte Schauspielerin werden: „Du 
bist bescheuert. Damit verdienst du doch nichts!“. (GD I/ Caro, S.8, Z.34-35).  
„Ok, für mich ist nur eines wichtig – dass Du bei allen Ambitionen, die Du entwickelst, nie 
eins aus dem Auge verlierst – nämlich das, was wir vorhin schon hatten – Du musst dein Aus-
kommen haben.“ (GD I/ Dan, S.9, Z.8-9) 
„Aber die Situation auf dem Markt ändert sich absolut. Und insofern muss man sich schon an 
dieser Situation orientieren, nicht unbedingt ist immer der absolute Wunsch fortzusetzen, 
sondern muss mit anderen Dingen in Einklang gesetzt werden. Und so kommt dann einen 
kleine Kurve zustande. (GD V/ Levin, S.7, Z.13-16) 
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Auch bei den Eltern wird ein Studium hoch angesehen, was offen gegenüber den Jugendli-
chen kommuniziert wird: 
„Und von daher fände ich es toll, wenn sie Lehramt studieren würde. (GD PT/ Bora, S.4, 
Z.15-16) 
„Also, ihre Mama möchte ja unbedingt, dass sie studiert. Das hat sie schon des Öfteren ge-
sagt: „Warum machst Du dir den Stress, wenn Du nicht studieren willst?“.  (GD VI/ Nick, 
S.6, Z.30-31) 
Dennoch konnte bei der Diskussion über die Entscheidung für oder gegen bestimmte Berufe 
oder Berufsfelder beobachtet werden, dass die Eltern ein wenig reaktives Verhalten ihren 
Kindern gegenüber zeigten (mehr dazu im Teil II):  
„Ich halte mich eher heraus.“ (PT/ Beth, S.7, Z.52) 
„Ich habe ein bisschen Angst vor dem Gewicht, was meine Unterstützung haben könnte, ehr-
lich gesagt.“ (GD VI/ Nick, S.5, Z.27-28) 
... halte ich mich da auch weitestgehend zurück. Ich mache vielleicht mal Vorschläge [...] 
(GD VI/ Nele, S.8, Z.17-18) 
Hier scheint der Faktor „Angst“ eine Rolle zu spielen. Eltern scheinen Bedenken zu haben, 
durch ihre Aussagen oder ihr Verhalten ihre Kinder hinsichtlich ihrer Berufswahl negativ zu 
beeinflussen und haben dann evtl. Angst vor unangenehmen Konsequenzen, wie Vorhaltun-
gen, Ausbildungsabbrüchen oder Gegenreaktionen seitens der Jugendlichen: 
„Ich hätte eher das Gefühl, wenn ich dagegen rede, dass es dann extra oder erst recht ge-
macht wird.“ (GD VI/Nele, S.7, Z.51-51) 
Auffällig ist, dass die Eltern vermehrt anstreben, dass ihre Kinder die Berufswahl ohne direk-
te Zuweisung ihrerseits, jedoch mit Hilfe ihrer Unterstützung allein leisten. Dabei besteht die 
angebotene Hilfe in „Vorschläge machen“, während sich die Erfahrungswerte die Jugendli-
chen selbst aneignen sollen: 
„Ich denke, sie muss es eher selbst herausfinden.“(PT/ Beth, S.7, Z.52) 
„Auch manchmal ein bisschen Visionen vielleicht. Also keine Spinnereien, sondern Wünsche, 
Ziele und Träume. Und dann schaffen Menschen auch mehr, wenn sie diese Ziele vor Augen 
haben konkret. Sie wachsen über sich selbst hinaus. Das wünsche ich meiner Tochter halt 
auch- dass sie diese Erfahrung machen kann, egal, welcher Beruf (GD III/ Hanna, S.7, Z.46-
49).  
Bei der (Aus-)Wahl des Berufes spielt der Faktor „Finanzierung des Bildungsweges“ bei bei-
den Interaktionspartnern eine wesentliche Rolle, die Aussagen der Eltern sind dabei recht 
dramatisch und lebendig formuliert:  
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„Das ist echt Wahnsinn, was das zum Teil kostet. [...] Aber, na ja, an erster Linie steht der 
Berufswunsch, und dann kann man gucken, ob das irgendwie geht.“  (GD III/ Heike, S.7, 
Z.37-40).  
Damit kann die These widerlegt werden, dass die Jugendlichen sich bei ihrer Berufswahl aus 
Berufung in Form von beruflicher Identität, wie Hirschi (2012) es formuliert, und Sinngebung 
des Lebens für bestimmte Bildungs- und Berufswege entscheiden. Vielmehr wirken hier in 
beträchtlichem Maße ökonomische Faktoren. Die Beweggründe bei der Berufswahl werden 
im weiteren Verlauf noch einer näheren Betrachtung unterzogen. 
In welchem Umfang die Einwirkung des persönlichen Umfeldes, insbesondere der Eltern, 
präsent ist, wird im zweiten Kapitel näher untersucht. Zusammenfassend muss nach den bis-
herigen Erkenntnissen jedoch die Frage gestellt werden, inwiefern es den Jugendlichen ge-
lingt, ihre Berufswahl entsprechend ihrer Fähigkeiten sowie Neigungen und Interessen ohne 
direkte bzw. ausschlaggebende Einflussnahme diverser innerer und äußerer Faktoren adäquat 
und optimal für ihre spätere Lebenszufriedenheit zu treffen. 
5.3. Beruf und Passung: 
       Das Schlüssel-Schloss-Prinzip 
Mehrere Studien, insbesondere die Shell- Studie, belegen, dass die Lebensbereiche Familie 
und Arbeit höchste Priorität bei den Jugendlichen haben. Dabei messen die Jugendlichen ne-
ben der Entlohnung sowie der Arbeitsplatzsicherheit Kriterien wie einem gutem Betriebskli-
ma sowie interessanter und „Spaß“ machender Arbeit eine hohe Bedeutung bei. (vgl. Schudy 
(2002), S.69)  
Auch die Jugendlichen dieses Forschungsprojektes wurden aufgefordert, schriftlich (mittels 
des Fragebogens) aufzuführen, was sie für ihre berufliche Tätigkeit als wichtig erachten. Da-
bei wurden mehrere Möglichkeiten im Fragebogen aufgeführt und die Jugendlichen aufgefor-
dert, ihre Priorität/en anzukreuzen sowie bei Mehrfachnennungen zu gewichten. Im Folgen-
den sind die Antworten der Jugendlichen ohne Darstellung der Gewichtung abgebildet: 
Fragestellung: „Was ist Ihnen wichtig im späteren (beruflichen) Leben?“ 
Kategorien Spaß-
faktor 
Ver-
dienst 
Aner-
kennung 
Entwicklungs-
chancen 
Sonstiges 
Anzahl der 
Nennungen 
(es waren 
mehrere 
Nennungen 
möglich) 
 
28 
 
17 
 
6 
 
10 
Abwechslung  2 
Verantwortung 1 
Gutes Arbeitsklima 1 
Anderen Menschen helfen 1 
Berufliche Sicherheit 1 
Auslandstätigkeit 1 
Work-Life-Balance 1 
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Anhand der Fragebogenauswertung wird deutlich, dass der Spaß bei der Arbeit sowie die Ver-
dienstmöglichkeiten die höchsten Prioritäten haben:  
„Ich würde schon gern was finden, was mir auf Anhieb Spaß macht.“ (GD III/ Gerda, S.6, 
Z.28-29). 
„Im Endeffekt bin ich wegen des Geldes auf den Beruf gekommen. Ich meine, es ist ja ein Be-
ruf, der zahlt sich halt gut aus.“ (GD I/Cai, S.4, Z.27-28).  
Interessant bei dieser Auswertung ist, dass bei der schriftlichen Befragung die Jugendlichen 
nicht den monetären Anreizen eines Berufsweges den Vorzug gaben, sondern eher den beruf-
lichen Inhalten des dann ausgeübten Berufes. Damit sehen die Jugendlichen folglich in der 
Berufswahl die Chance sowohl zur Selbstverwirklichung im Rahmen einer inhaltlich befrie-
digenden Tätigkeit als auch die Möglichkeit, finanzielle Unabhängigkeit zu erreichen. Die 
Berufswahl kann damit als der Beginn einer sozio-ökonomischen Emanzipation der Jugendli-
chen verstanden werden, bei der die Jugendlichen beginnen, sich aus ihrer Abhängigkeit als 
Schüler zu lösen, um den ökonomisch unabhängigen Stand eines Erwachsenen zu erlangen. 
(vgl. Schott, C.: Berufliches Selbstkonzept. Eine vergleichende Untersuchung an Mittelschu-
len und Gymnasien, 2012, S. 21-22) 
Die Aussagen der Jugendlichen finden ebenfalls bei den Eltern Zustimmung:  
„Geld ist zwar ganz schön, macht aber nicht glücklich“. Und wenn man sein Leben halt ganz 
besonders gestalten will, sollte dazu schon ein Beruf gehören, den man selbst auch gut findet. 
(GD I/ Duke, S.4, Z.41-43) 
„Ich würde dem zustimmen, dass Geld nicht unbedingt glücklich macht. Aber eine Berufswahl 
zu treffen, wo man mit dem Geld, was man verdient, nicht leben kann- das macht auch nicht 
unbedingt glücklich. Daher denke ich, das sollte so aufeinander zulaufen. (GD I/ Dalia, S.4, 
Z.45-48) 
„Aber wichtig ist ja schon erst einmal, dass der Beruf glücklich macht, wo man acht Stunden 
am Tag ist. (GD I/ Dana, S.4, Z.50-51), „Man sollte auf alle Fälle das machen, was einem 
Spaß macht, weil dafür arbeiten wir ja nun wirklich so viele Jahre. Da sollte man schon Spaß 
dran haben, sonst ist es schlecht. (GD I/ Dea, S.5, Z.5-7) 
Weniger im Vordergrund stehen die Entwicklungschancen sowie die Anerkennung im Beruf, 
wobei davon auszugehen ist, dass sich aufgrund der eher vagen beruflichen Vorstellungen die 
Jugendlichen weniger Gedanken über berufliche Einzelheiten machen:  
„Und, ich meine, ich weiß natürlich noch keine Details darüber, aber ich kann mir das gut 
vorstellen.“ (GD III/ Glen, S.3, Z.20-22).  
Interessant ist, dass die jungen Menschen bei der individuellen Suche nach dem eigenen Beruf 
und den damit verbundenen beruflichen Aufgaben und Tätigkeitsfeldern in großem Umfang 
von ihrem Vorstellungsvermögen berichten: 
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„Und dann kam auch die  Polizei zu der Messe in der Schule. Und da war ich und das passt 
eigentlich ganz genau, weil das Interesse […] das ist das, was ich mir so vorstelle.“ (GD 
III/Gina, S.5, Z.44-45) 
„[...] ich habe dann auch so eingeschränkte Vorstellungen.“ (GD VI/ Maja, S.4, Z.28).  
Dabei äußern sich die Jugendlichen dahingehend, was ihrer Meinung (Vorstellung) zu ihnen 
passt bzw. was nicht passt:  
„Ich finde den Beruf für sie halt gut, aber ich weiß auch, dass das nicht zu mir passt.“ (GD 
I/Caja, S.7, Z.9-10).  
Hellberg (2008) spricht in diesem Zusammenhang von einem Passungsprozess, auch als 
Schlüssel-Schloss-Prinzip bezeichnet. Hierbei geht es um einen Prozess, welcher die Passung 
zwischen den imaginierten Charakteristika eines bestimmten Berufes und den Merkmalen der 
Person kontrolliert. Schlüssel und Schloss dienen dabei symbolisch als Figur bzw. Person und 
Fassung bzw. Eigenarten der beruflichen Tätigkeit. Für eine gegenseitige Passung müssen die 
Strukturen beider Gegenstände in einem Umkehrverhältnis zueinander stehen. Das, was bei 
dem einem Gegenstand Raum einnimmt, muss, damit sie beide ineinander passen können, bei 
dem anderen Gegenstand als Freiraum ausgeformt sein und umgekehrt. Im Sinne der berufli-
chen Passung bilden damit die Charakteristika eines Berufes, transformiert in die Gestalt einer 
Figur, die eine Struktur, und die Person liefert mit ihren Merkmalen die Vorlage für die als 
Fassung zu bezeichnende andere Struktur. In der Anschauungsweise des Modells wird bei 
dem Passungsmodell nun getestet, ob die Figur (Schlüssel) mit der Form und Größe ihrer 
Teilabschnitte in die dafür vorgesehenen Freiräume der Fassung (Schloss) passt und es wird 
überprüft, ob Struktur und Umkehrstruktur in optimaler Weise greifen. Bezogen auf die Be-
rufswahl wird bei dem Entscheidungsfindungsprozess zur Berufswahl von der Rat suchenden 
Person eine Berufstätigkeit gesucht, die optimal zu ihr, d.h. zu ihrer Persönlichkeits- und Be-
dürfnisstruktur, passt (siehe auch Hexagonales Modell von Super unter 1.3.). (vgl. Hellberg 
(2008), S.163-164). Es ließen sich jedoch kaum Aussagen von den Jugendlichen finden, in 
denen sie sich eindeutig Gedanken über ihre eigenen Fähigkeiten und Fertigkeiten machten 
und diese in Verbindung zum angestrebten Beruf (berufliche Eignung) bringen. Die „Pas-
sung“, welche die Jugendlichen ansprechen, soll daher im weiteren Verlauf eingehender un-
tersucht und anhand der Aussagen der BerufswählerInnen näher definiert werden: 
„Das habe ich schon bei meinem Praktikum gemerkt. Da war ich in einem Verlag und musste 
nur Schreibtischarbeit machen. Da habe ich dann feststellen können, dass das nicht mein Be-
reich ist. (GD II/ Egon, S.6, Z.32-34) 
„Ja, aber ich stelle mir das irgendwie voll langweilig vor, so den ganzen Tag am Schreibtisch 
zu hocken. Also, es gibt natürlich auch so total interessante Sachen, aber ich fände das, glau-
be ich, viel cooler mit vielen Menschen zu tun zu haben und was zu machen.“ (GD III/ Gerda, 
S.5, Z.5-8) 
„Und ich möchte jetzt auch nicht so einen reinen Schreibtischjob haben.“ (GD III/ Gina, S.5, 
Z.46-47).  
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Hier wird deutlich, dass die Jugendlichen zwar scheinbar in der Lage sind, die „Passung“ oder 
„Nichtpassung“ anhand von Eigenschaften und Tätigkeiten eines Berufes zu charakterisieren. 
Dabei wirken ihre Äußerungen, die beruflichen Aktivitäten betreffend, doch sehr vage formu-
liert und wenig aussagekräftig. Vordergründig wurde der Wunsch der Jugendlichen nach Ab-
wechslung und Bewegung in der späteren beruflichen Tätigkeit geäußert:  
„Und ich möchte auch nicht den ganzen Tag herumsitzen.“(PT/ Anne, S.3, Z.12-13) 
„Und mein Vater ist Goldschmiedemeister, das ist auch nicht meins, ich muss mehr in Bewe-
gung sein und kann nicht die ganze Zeit auf einer Stelle sitzen und was machen.“ (GD 
II/Egon, S.6, Z.30-32)  
Es fehlten jedoch Details zu einzelnen berufsspezifischen Merkmalen der eigenen Person so-
wie zur eigentlichen, ausschlaggebenden Tätigkeitsstruktur des angestrebten Berufes. Damit 
kann das Schlüssel-Schloss-Prinzip für die Berufswahl von AbiturientInnen nicht vollständig 
angewandt werden. Zwar suchen die Jugendlichen einen Schlüssel (berufsrelevanten Inhalte) 
für ihr Schloss (Beruf) bzw. sind sich zumindest der Notwendigkeit einer Suche bewusst. 
Ihnen scheint jedoch dabei die Relevanz der Zacken des Schlüssels (berufsrelevante Fähigkei-
ten und Fertigkeiten), welche für das Öffnen der Tür in die eigene berufliche Zukunft maß-
geblich ist,  nicht bewusst und damit nicht ausschlaggebend.  
6. Die Berufswahlentscheidung 
 
Abb.: Jungermann, H. u.a. (2010), S.14 (aus: Crasemann, H.: Warum ausgerechnet Medizin?, 3.Aufl., 1990) 
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Die theoretische Definition zum Berufswahlprozess Jugendlicher lautet: „Bei der Berufs-
wahl geht es darum, eine Entscheidung im Hinblick auf die eigene berufliche Zukunft zu 
treffen.“ Dieses Entscheidungsverhalten der Jugendlichen, auch im Rahmen der sozialen 
Konstellation zu ihren Eltern, soll im Folgenden begutachtet werden. 
6.1. Wie funktioniert die Entscheidungsfindung? 
Es ist häufig so, dass Entscheidungen zügig und ohne längeres Nachdenken getroffen werden. 
Dennoch geht man im Allgemeinen davon aus, dass die entsprechenden Handlungen mehr 
oder weniger überlegt, konfliktbewusst, umsichtig und zielorientiert ausgeführt werden. Dabei 
werden in der Entscheidungsforschung Situationen betrachtet, in denen eine Person sich zwi-
schen mindestens zwei Optionen „präferentiell“ entscheidet, d.h. dass sie eine Option gegen-
über einer anderen oder mehreren anderen vorzieht. (vgl. Jungermann u.a. (2010), S.3) In die-
ser mehr oder weniger bewussten Beurteilung und Wahl einer Möglichkeit liegt auch das spe-
zifische Merkmal der Entscheidung als kognitive Funktion. Der Mensch wird dabei als infor-
mationsverarbeitendes System betrachtet. Damit setzt das Treffen einer Entscheidung immer 
Wissen, Motivation und Emotionen voraus. Beim Wissen geht es darum, dass eine Person in 
einer Entscheidungssituation die Situation und deren Lösungsansätze, die sich ihr in verschie-
denen Möglichkeiten präsentieren, verstehen muss. Zudem muss die Person erkennen, dass 
ihr bestimmte Optionen vorgegeben sind und welche diese sind, sie greift auf ihre Erfahrun-
gen mit ähnlichen Situationen zurück oder auf ihre Kenntnisse  über die Konsequenzen, die 
mit den gegebenen Optionen verbunden sind. Sie muss folglich aus ihrem Wissensreservoir 
dasjenige Wissen aktivieren, das zum Verständnis der Situation und ihrer Lösung notwendig 
bzw. nützlich ist. Eine Motivationsdynamik ist nötig, damit die entscheidende Person die Ent-
scheidung selbst und nach eigenen Vorstellungen treffen kann. Dabei muss sie auch die Lö-
sung selbst und nach ihren eigenen Vorstellungen herbeiführen wollen. (vgl. Jungermann u.a. 
ebd., S.8; Schreiber (2005), S.5) 
Bei der Lösung eines Entscheidungsproblems ist damit nicht die Menge der zur Verfügung 
stehenden Informationen, sondern die Fähigkeit der Informationsverarbeitung desjenigen ent-
scheidend, der zu einem Ergebnis kommen muss. Es ist dann kein besonders schwieriger Pro-
zess, wenn der Entscheidungsträger allein als Rechner und kalkulierender Abwäger der unter-
schiedlichsten Informationsgehalte agiert und nach Abwägung des für ihn günstigen Arran-
gements letztlich seine Entscheidung trifft. Schwieriger stellt sich hingegen die Situation dar, 
wenn die Entscheidungen von Emotionen begleitet werden, z.B. die Furcht vor einer falschen 
Entscheidung. Dadurch wird das Entscheidungsverhalten mitbestimmt und der Sachverhalt 
wird zu einer Konfliktsituation. Entscheidung wird hier verstanden als Wahl zwischen Alter-
nativen, die alle eine bestimmte Attraktivität besitzen, die aber ebenso alle auch Nachteile be-
inhalten. Es kann davon ausgegangen werden, dass es in der Regel keine Alternativen gibt, 
die lediglich Vorteile besitzen, und in der Regel ist es ebenfalls nicht möglich, alle Vorteile 
aller Alternativen durch das Wählen einer einzigen zu erhalten. In einer solchen Konfliktsi-
tuation entsteht für den Entscheidungssuchenden Stress. (vgl. Beinke u.a. (a) (1993), S.24) 
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6.1.1. Das PIC-Modell 
Der Entscheidungsprozess lässt sich anhand des Phasenmodells der Entscheidungsfindung 
nach Janis und Mann (1977), ergänzt mit dem PIC-Ansatz von Gati und Asher (2001) noch 
detaillierter betrachten:  
 
Abb.: Schreiber ebd., S.13 
Jede Entscheidungssituation kann anhand von Komponenten beschrieben werden. Diese 
Komponenten bilden den Rahmen, innerhalb dessen man die Situation einteilen und struktu-
rieren kann. (vgl. Jungermann u.a. ebd. S.18) 
Phase P: In der Phase der Vorauswahl geht es darum, die meist große Anzahl an Möglichkei-
ten zu reduzieren. Ziel ist es, durch die erste Auswahl eine bereits geringere Anzahl an Optio-
nen zu erhalten, welche viel versprechend sind und weiter exploriert werden müssen. Dabei 
stellen Optionen diejenigen Objekte, Handlungen, Regeln oder Strategien dar, zwischen de-
nen gewählt werden kann. In manchen Fällen sind die Optionen bereits vorgegeben, manch-
mal müssen sie vom Entscheider erst gesucht oder entwickelt werden. Hilfreich ist es an die-
ser Stelle, eigene Ziele zu definieren. Aufgrund von abstrakten oder konkreten Zielen wird 
der Möglichkeitsraum bezüglich der Kriterien, die in einer Entscheidungssituation wichtig 
sind, eingegrenzt. Konkrete Ziele sind meist mit spezifischen Handlungen verbunden. Ziele, 
die nicht mit konkreten Handlungen verbunden sind, können als Wünsche bezeichnet werden 
und müssen in dem derzeitigen Entscheidungsprozess möglicherweise (noch) nicht realisiert 
werden. Vordergründig stehen hier die konkreten Ziele, die an spezifische und zeitnahe Hand-
lungen gebunden sind. Diese Absichten sollten weiter fokussiert werden. 
Phase I: Ziel der Phase der Exploration ist es, aus den vielversprechenden Möglichkeiten die-
jenigen herauszufiltern, welche den Ansprüchen des Individuums völlig oder zumindest in 
annähernd vollem Umfang entsprechen. Andererseits wird in dieser Phase auch abgeklärt, ob 
die Person selbst die Anforderungen, die im Zusammenhang mit einer Option gestellt werden, 
erfüllen kann.  
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Fraglich in beiden Phasen ist jedoch, ob es überhaupt realisierbar ist, aufgrund der vielen Op-
tionen und der großen Informationsmenge alle zur Verfügung stehenden Möglichkeiten de-
tailliert zu explorieren oder aber ob mittels weiterer Entscheidungskriterien eine Vorauswahl 
getroffen werden muss. Hinzu kommen ggf. Vorkommnisse und Sachverhalte, auf die man 
bei einer Entscheidung keinen Einfluss hat, welche den Ausgang der Entscheidung aber be-
einflussen können. Diese Ereignisse können die Entscheidungssituation sehr unsicher ma-
chen. Ebenso müssen alle Konsequenzen beachtet werden, welche sich als Folge für eine be-
stimmten Entscheidung ergeben können. Oft werden Entscheidungen zwar wegen ihrer Kon-
sequenzen getroffen, doch hier werden ggf. nicht alle Auswirkungen einer Option bedacht. 
Phase C: In der dritten Phase wird eine Möglichkeit ausgewählt, wobei die dafür gesammel-
ten Informationen weiter verarbeitet werden. (vgl. (Jungermann u.a. ebd., S.19-24; Schreiber 
ebd., S.12-13) 
6.1.2. Die Berufswahl als Entscheidungsakt? 
Alltagsentscheidungen wie die Ausbildungs- und Berufswahl gestalten sich in ihrer äußeren 
Form oft sehr komplex und sind als konstruktive Entscheidungen zu betrachten. Es müssen 
mehrere Möglichkeiten, die zuerst generiert werden müssen, aufgrund unterschiedlicher Ziele 
beurteilt werden. Hinzu kommt, dass die Konsequenzen der verschiedenen Möglichkeiten 
schwierig abzuschätzen sind. Ebenso spielen Ereignisse, welche von der entscheidenden Per-
son nicht beeinflusst werden können, eine große Rolle. (vgl. Schreiber (2005), S.10)  Die Rol-
le des Berufswählers ist eine Rolle auf Zeit, die dadurch charakterisiert werden kann, dass an 
ihrem Ende vom Rollenträger eine möglichst klare und begründete Entscheidung getroffen 
werden muss, die wegen ihrer Folgen für die Berufskarriere einschließlich der beruflichen 
Sozialisation bedeutsam und einschneidend ist. Sie ist geprägt von der Forderung nach einem 
konkreten Suchverhalten nach für den Rollenträger wichtigen Informationen, welche die Ent-
scheidung prägen können, sie aber nicht ersetzen. Zum anderen besteht die Forderung an den 
Rollenträger, die Informationen nicht nur zu suchen, sondern auch anzunehmen und entspre-
chend zu verarbeiten. Dabei wird von ihm verlangt, dass er eine Fülle berufsrelevanter Infor-
mationen verarbeitet, die Handlungsalternativen prüft und zu einer Entscheidung kommt, die 
ihm persönlich zugerechnet werden kann. (vgl. Beinke u.a. (b) (2011), S.53; Lange u.a. 
(1975), S.102) 
Auf das Thema dieser Arbeit bezogen, handelt sich nach eingehender Literaturrecherche 
und der daraus sich ergebenen theoretischen Aspekte bei der Berufswahl um eine unumgäng-
liche, nicht beliebig aufschiebbare, stark wirkende Aktion des Jugendlichen, welche einen 
echten Willensakt und Entschluss in einer neuen dynamischen Situation, für die der Be-
rufswähler noch keine passende Reaktion besitzt, erfordert. (Golisch (2002), S.68,70) Es wird 
zusätzlich formuliert, dass in solchen Entscheidungssituationen häufig nicht genügend zeitli-
che, finanzielle, motivationale oder kognitive Ressourcen vorhanden sind, um über alle 
Möglichkeiten die nötigen Informationen zusammenzutragen und aufgrund rationaler Krite-
rien zu bewerten. Die Notwendigkeit, komplexe Entscheidungsprobleme im Alltag zu verein-
fachen, führt daher häufig dazu, dass Menschen in derartigen Entscheidungssituationen einfa-
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che Entscheidungsregeln anwenden. Diese folgen in vielen Fällen nicht den rationalen Geset-
zen und führen dazu, dass Menschen unter identischen Bedingungen und mit denselben Zie-
len und Bewertungen unterschiedliche Entscheidungen treffen, weil sie unterschiedliche Re-
geln anwenden. (vgl. Schreiber ebd., S.10) Ein weiteres Problem stellt die Notwendigkeit für 
den Wählenden dar, seine Entscheidung unter Unsicherheit treffen zu müssen. Insbesondere 
bei der Berufswahl sind lediglich Aussagen über wahrscheinliche Ergebnisse einer getroffe-
nen Entscheidung möglich. (Beinke u.a. (b) ebd., S.63) Die Entscheidungen sind u.a. abhän-
gig vom Bildungsstand des Jugendlichen, von der Wirtschaftslage sowie von familialen Ver-
hältnissen und gesellschaftlichen Interaktionsprozessen. Des Weiteren ist die Berufswahl ein 
soziales Kooperationssystem, in dem von den beteiligten Subsystemen (Unterricht, Beratung, 
Familiengespräche) Informationsleistungen eingebracht werden, welche ebenfalls in den indi-
viduellen Entscheidungsprozess eingehen. (vgl. Beinke u.a. (a)(1993) Diese Prozesse und 
Einflussfaktoren werden im weiteren Verlauf näher untersucht. 
Diese aus der Literatur entnommenen Aspekte zur Berufswahlentscheidung werden nun 
anhand des beobachteten Verhaltens der Jugendlichen (und ihrer Eltern) in den Gruppendis-
kussionen begutachtet und überprüft. 
6.2. Das Verhalten der Jugendlichen im 
       Berufswahlprozess 
Bei der Entscheidung der Jugendlichen für oder gegen ein Beruf(sfeld) geht es um die konkre-
te Wahl zwischen zwei oder mehreren Optionen. Wie bereits erläutert, wird bei der Berufs-
wahl von einem Prozess, d.h. von der Abfolge und dem Entwicklungsgeschehen bis zum kon-
kreten Entscheidungsakt ausgegangen. In der Auswertung der Gruppendiskussionen wurde 
konkret das Verhalten der Jugendlichen innerhalb dieses Berufswahlprozesses beleuchtet. 
„Wenn ich jetzt sage: „Das gefällt mir, das Berufsbild!“, dann ziehe ich das auch durch. (GD 
I/ Cai, S.7, Z.41-42) 
„[…] und da hat sich herausgestellt, dass es sich überhaupt nicht anbietet,… Und dann habe 
ich einfach überlegt und geschaut, wo meine Stärken liegen […]. Und so kam dann das eine 
zum anderen.“ (GD V/ Karl, S.5, Z.2-6) 
„Und das habe ich auch schon überlegt. Aber irgendwie bin ich dann doch wieder immer 
weiter davon weggekommen, weil diese ganzen Co-Faktoren, sage ich mal, die dieser Beruf 
mit sich zieht, die schrecken mich doch eher davon ab. […] Das ist nicht so meins.“ (GD I/ 
Carlo, S.6/Z. 26-28, 33) 
„[…] jeder hat schon mal eine klare Ahnung, was er auf gar keinen Fall machen möchte. 
(GD V/ Kurt, S.10, Z.24-25)  
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In den Gruppendiskussionen wurde deutlich, dass die Jugendlichen mehrheitlich dazu neigen, 
von Entscheidungen zu sprechen bzw. ihre Überlegungen hinsichtlich der eigenen Berufswahl 
als feste Absichten mit entschlossenem Verhalten zu deklarieren: 
„Aber irgendwie, wenn man was gefunden hat, was man machen möchte, dann schraubt man 
sich da auch irgendwie fest und hat halt nur noch den Blick darauf und guckt nicht links und 
nicht rechts- was könnte man noch machen.“ (GD II/ Elsa, S.3, Z.16-18) 
Damit erscheint die Berufswahl für die Jugendlichen weniger eine Entscheidungsfindung aus 
verschiedenen beruflichen Möglichkeiten zu sein, sondern vielmehr das deutliche Herausstel-
len EINER Lösung, wobei die Jugendlichen ihren Standpunkt klar äußern. In der weiteren 
Analyse des jugendlichen Verhaltens sowie der elterlichen Reaktionen auf dieses Verhalten 
wurde dieses punktuelle „Entscheidungsverhalten“ der Jugendlichen im Rahmen des theoreti-
schen Handlungscharakters der Berufswahl kritisch hinterfragt. 
6.2.1. Ich entscheide mich! 
„Ich weiß schon, was ich werden möchte.“ (PT/ Ada, S.3, Z.23)  
„Also ich möchte auf jeden Fall studieren.“ (PT/ Alma, S.6, Z.1) 
 „Wenn ich jetzt sage: „Das gefällt mir, das Berufsbild!“, dann ziehe ich das auch durch.“ 
(GD I/ Cai, S.7, Z.41-42) 
„Und da war es dann nachher auch klar, dass es eher die Naturwissenschaft ist.“ (GD IV/ 
Ian, S.4, Z.49-50 
„[…] und da hat sich herausgestellt, dass es sich überhaupt nicht anbietet, […] Und dann 
habe ich einfach überlegt und geschaut, wo meine Stärken liegen […]. Und so kam dann das 
eine zum anderen.“ (GD V/ Karl, S.5, Z.2-6) 
„Und da war ich mir eigentlich relativ schnell sicher, dass ich irgendwie in den juristischen 
Bereich gehen will.“ (GD VI/ Maja, S.4, Z.35-36) 
Was die Jugendlichen in diesen Fällen scheinbar anstreben, ist, dem Prozess der Berufswahl 
mit einer gewissen Rationalität entgegenzutreten mit dem Ziel, mit einer Entscheidung den 
Prozess schnellstmöglich abzuschließen. Unter „Commission Bias“ wird die Tendenz ver-
standen, eine Handlung (Commission) der Unterlassung dieser Handlung (Omission) vorzu-
ziehen, wenn beide zu den gleichen Konsequenzen führen oder wenn die Unterlassung der 
Handlung schlechter beurteilt wird als die Konsequenzen, die sich aus der Handlung ergeben. 
Damit erfolgt eine Urteils- oder Entscheidungstendenz zugunsten der Handlung. (vgl. Fischer 
(1997), S.17) Es wird vermutet, dass der Entscheidungsprozess in der Berufswahl durch den 
wachsenden Druck der ungeklärten Berufssituation sowie der durch die Jugendlichen nicht 
einschätz- und einsehbaren  beruflichen Möglichkeiten einsetzt und begleitet wird. Dies moti-
viert die BerufswählerInnen zum Handeln und sie entwickeln für sich Lösungen, welche mög-
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licherweise nicht detailliert durchdacht sind und daher unter Umständen ggf. gar keine Lö-
sungsgarantien oder Realisierungschancen bereithalten. Dabei ist die ausgelöste subjektive 
Betroffenheit eine wichtige kognitive wie motivationale Voraussetzung für die Ausbildung 
entschlossenen Berufswahlverhaltens.  
„Das Hauptziel ist eben Pilot, das habe ich vor Augen. Aber ob das dann klappt, ist ja eine 
andere Sache. Zumindest ist DAS mein großes Ziel, das ich definitiv erreichen will.“ (GD III/ 
Glen, S.3, Z.47-49) „Aber trotzdem weiß ich halt, dass ich das machen möchte. Ich wäg das 
halt ab und finde den Beruf dann trotzdem noch gut.“ (GD III/ Glen, S.9, Z.5-6) 
 „[...] und das passt eigentlich ganz genau, weil das Interesse... das ist das, was ich mir so 
vorstelle.“ (GD III/ Gina, S.5, Z.44-45), „Ich denke auch darüber nach, welche Risiken es 
gibt, aber es ist ja letztendlich auch noch meine Entscheidung und ich muss damit leben.“ 
(GD III/ Gina, S.6, Z.50-51).   
Es besteht hierbei jedoch die Gefahr, eine weniger rationale Entscheidung zu treffen, wobei 
auch dies von den Jugendlichen nicht beachtet, evtl. gar ausgeblendet wird. Erkennbar ist hier 
jedoch, dass sich die Jugendlichen ihres Entscheidungsverhaltens durchaus bewusst sind, 
denn sie erklären sich detailliert. Dieses Erklären wirkt häufig schuldbewusst. 
Darüber hinaus war ein weiteres entschlossenes Verhalten der Jugendlichen feststellbar. Es 
wurden nicht nur die Entscheidungen für einen beruflichen Weg getroffen, sondern es fanden 
ebenfalls Entscheidungen gegen bestimmte Tätigkeitsbereiche statt: 
„Das ist nichts für mich.“ (GD II/ Egon, S.4, Z.46) 
„Das ist so gar nicht meine Richtung.“ (GD VI/ Mona, S.6, Z.1-2) 
„[…] jeder hat schon mal eine klare Ahnung, was er auf gar keinen Fall machen möchte. 
V/Kurt, S.10, Z.24-25 
Damit setzten die Jugendlichen eine Art „k.o.-System“ ein, sie verringerten ihre Anzahl an 
Bildungs- und Berufsmöglichkeiten durch eine klare „Entscheidung“, bestimmte Bereiche 
auszugrenzen. Geleitet wurden die Jugendlichen hier wiederum hauptsächlich von ihrem Vor-
stellungsvermögen. 
„[…], aber ich finde persönlich, das liegt mir nicht so, […]“ (GD I/ Caja, S.3, Z.36-37; „[…] 
und das ist dann auch nicht so sinnvoll.“ (GD I/ Caja, S.3, Z.38-39) 
„Und das habe ich auch schon überlegt. Aber irgendwie bin ich dann doch wieder immer 
weiter davon abgekommen, weil diese ganzen Co-Faktoren, sage ich mal, die dieser Beruf mit 
sich zieht, die schrecken mich doch eher ab. [...] Das ist nicht so meins.“ (GD I/ Carlo, S.6, Z. 
26-28, 33) 
„Da habe ich dann feststellen können, dass das nicht mein Bereich ist. Das war dann für mich 
auch ganz gut als Orientierung.“ (GD II/ Egon, S.6, Z.33-34). 
In diesem Fall ist auffällig, dass das hier angezeigte Berufswahlverhalten doch zum großen 
Teil durch bestimmte Aktivitäten des Jugendlichen beeinflusst wurde, insbesondere durch die 
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Informationsbeschaffung im Rahmen von Internetrecherchen und Gesprächen mit Eltern, 
Berufsinhabern oder Freunden sowie mittels freiwilliger Praktika zum Sammeln von eigenen 
Erfahrungswerten.  
„ Ja, ihr Beamte! Aber da habe ich keine Lust zu. Ich habe das einmal im Praktikum probiert, 
bin aber kläglich gescheitert und habe es dann gelassen.“ (GD I/ Cai, S.4, Z.21-22) 
„Also ich war ja zwei Wochen vom Betriebspraktikum, von der Schule, im Hort. Und das   hat 
auch richtig viel Spaß gebracht. Und ich mache auch Babysitting, das macht mir auch Spaß. 
Und halt in der Kunsttherapie war ich auch mal. [...] Und dann kommt Mama auch manch-
mal so mit Ideen an [...]“ (GD III/Gerda, S.4, Z.26-29) 
„Also, wir haben in der Zeitung auch ein bisschen herumgeguckt.“ (GD III/ Gina, S.5, Z.42)  
„Ja, indem ich mit Freunden spreche. Oder auch im Internet, vielleicht einmal irgendwas 
googeln oder so. Oder ins Berufsinformationszentrum oder, ja, wir haben ja auch schon so 
Links gekriegt bei Vorträgen in der Schule. Und man kann sich ja schon selbst informieren.“ 
(GD IV/ Inga, S.6, Z.16-19) 
Das zeigt, dass für den Entscheidungsvorgang, insbesondere der Analyse und Bewertung 
durch die Jugendlichen, durchaus berufsrelevante Informationen maßgeblich sind. Diese In-
formationen werden seitens der Jugendlichen jedoch meist oberflächlich einer Momentauf-
nahme entnommen und auch ihre prozessbedingte Verwertung erfolgt größtenteils nur auf ei-
nem niedrigen Niveau.  
„[...] ich musste in der 11.Klasse ein Praktikum absolvieren. Das habe ich in einem Hambur-
ger Betrieb abgeleistet, die auch gerade zwei Ingenieure eingestellt haben, die noch relativ 
jung waren. Und die meinten halt auch, sie wurden schon im 3./4.Semester von den Firmen 
angeschrieben, ob sie nach dem Studium nicht gerne bei ihnen arbeiten würden. Und da 
konnten sie halt schon ihre Gehaltswünsche anbringen.“ (GD I/ Cai, S.4, Z.30-34) 
„Ja, also als Alternative könnte ich mir jetzt noch vorstellen: Immobilienmakler. Das finde 
ich auch ganz gut, hauptsächlich wegen Lachen dem Geld. Und Alle lachen, ich meine, ich 
weiß natürlich noch keine Details darüber, aber ich kann mir das gut vorstellen.“ (GD 
III/Glen, S.3, Z.19-22) 
„Wir waren halt auf einer Messe, und da hat sich dann herausgestellt, dass es sich überhaupt 
nicht anbietet, also, das war Polizei, [...]“ (GD V/ Karl, S.5, Z.1-3) 
In den Gruppendiskussionen war erkennbar, dass sich die Eltern von ihren Kindern (eher ein-
deutige) berufliche Entscheidungen wünschen: 
„Also, ich muss sagen, ich bin froh, dass meine Tochter überhaupt berufliche Vorstellungen 
hat. Und dann ist sie dabei ja auch recht deutlich.“ (GD I/ Duke, S.4, Z.38-39) 
„Sicher, wir schütteln auch nicht alles aus dem Ärmel, aber ich wäre froh und dankbar mit 
einem Ziel vor Augen. […] Aber immer auch noch mit dem Muttergedanken, vielleicht, eine 
Alternative gern überlegen. Das man was hat, wenn das denn nicht klappt. Ich glaube, Men-
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schen können auch viel mehr schaffen, wenn sie konkrete Ziele vor Augen haben.“ (GD III/ 
Heike, S.7, Z.40-41, 42-44) 
„Und ich fand es positiv, wenn mein Sohn kommt und sagt:“ Das ist was, das will ich auf kei-
nen Fall machen, […]“ (GD VI/ Nash, S.7, Z.9-10) 
Damit fokussieren die Eltern als Ergebnis der Auseinandersetzung mit der Berufswahl eine 
gewisse Entscheidungssicherheit bei den Jugendlichen und damit für sich einhergehend das 
Schaffen einer Gewissheit, wie es mit dem Lebensweg ihrer Kinder weitergeht. Fraglich ist, 
ob es sich hierbei um eine Art Vorsorgestrategie, wie sie von Hellberg (2008) dargestellt 
wird, handelt – das Bestreben, durch planvolles Planen und Handeln den optimalen Zu-
kunftsweg für sein Kind zu sichern. (vgl. Hellberg (2008), S.217-220) Oder aber wird hier das 
wenig ausgereifte und zum Teil unstrukturierte Entscheidungsverhalten der Jugendlichen un-
terstützt mit dem Ziel, eine Konfliktsituation im familiären Umfeld zu neutralisieren?  
6.2.2. Ich entscheide mich nicht! 
„[…], aber eigentlich möchte ich noch gar nicht darüber reden, weil […] eigentlich ist mir 
das alles noch viel zu früh.“ (GD I/ Cille, S.9, Z.28-30) 
„Ja, so ganz genau wollte ich da auch noch nicht reingehen.“ (GD V/ Kai, S.3, Z.36) 
„Also, ich änder meine Meinung ständig.“ (GD V/ Kurt, S.5, Z.27) 
„Omission Bias“ kennzeichnet die Bereitschaft, unter bestimmten Bedingungen das Unterlas-
sen einer Handlung (Omission) der Handlung selbst (Commission) vorzuziehen, wenn beide 
zu gleichen Konsequenzen führen oder wenn die Handlung schlechter beurteilt wird als die 
Unterlassung und die negativen Konsequenzen von Handlung und Unterlassung dieselben 
sind. In diesem Fall erfolgt eine Urteils- oder Entscheidungstendenz zugunsten der Hand-
lungsunterlassung. (vgl. Fischer (1997), S.16) Wie bei der Erklärung von Entscheidungsver-
halten dargestellt, spielen auch die Emotionen eine Rolle im Entscheidungsprozess. Dabei ist 
die Angst- Emotion eine Gefühlsregung, die in den meisten Fällen mit einer eng umschriebe-
nen Verhaltenstendenz gepaart ist. So kann hier beobachtet werden, dass Ängste ein eher pas-
sives Verhalten hervorrufen. Dies äußert sich darin, dass sich die Jugendlichen weigern, eine 
Entscheidung hinsichtlich ihrer Berufswahl zu treffen. Grund hierfür könnten Befürchtungen 
hinsichtlich des Eintritts unerwünschter zukünftiger Zustände oder Entwicklungen sein. Hell-
berg (2008) spricht bei dem durch Ängste ausgelösten Verhalten von der Vermeidungsstrate-
gie. Mit der Vermeidungsstrategie versuchen Rat suchende Personen entweder den Eintritt ei-
ner aversiven Reizung zu verhindern (z.B. negative Kritik und Ablehnung, Erwartungen ande-
rer) oder sie verfolgen damit das Ziel, erwarteten, potentiell sich anbahnenden Missständen 
entgegenzuwirken und Abhilfe zu schaffen. Dabei besteht die eigentliche, antriebswirksame 
Kraft darin, unbequemen, gefahrvollen und schmerzlichen Situationen zu entgehen (vgl. 
Hellberg (2008), S. 212-216). Dies konnte auch in den Gruppendiskussionen beobachtet wer-
den: 
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„Ich zum Beispiel habe dann immer irgendwie Bedenken, ob das der richtige Beruf ist. Also, 
ich habe dann Angst, zu früh eine Entscheidung zu treffen. […] ja zum Ende hin entscheide 
ich mich dann lieber für einen Beruf, vielleicht.“ (GD V/ Kai, S.3, Z.28-30) 
„Ja, also, Mama wusste halt schon immer, was sie machen wollte und hat es dann nicht ge-
macht. Und ich habe irgendwie Angst, dass ich dann auch etwas mache, was ich nicht so un-
bedingt machen will.“ (GD III/ Gerda, S.6, Z.25-27) 
Eine Vielzahl der Jugendlichen entscheidet sich zudem nicht, sondern fokussiert den Ent-
scheidungsprozess auf die so genannten Überbrückungsmöglichkeiten, z.B. Auslandsaufent-
halte wie Au Pair und Work& Travel sowie Freiwilligendienste wie das Freiwillige Soziale 
Jahr (FSJ): 
„[…], aber solange ich denken kann, weiß ich, dass ich nach der Schule für ein Jahr nach 
Australien möchte.“ (GD I/ Caja, S.3, Z.31-32) 
„Und danach kann ich mir immer noch überlegen, was ich machen möchte […]. Das ist für 
mich selber auch zu jung, ehrlich gesagt, um gleich ein Studium zu machen. […] Und wenn 
ich dann ein FSJ mache und vielleicht noch eine Ausbildung, dann bin ich schon 22. Und ich 
glaube, dann kann ich mich auch viel besser orientieren.“ (GD II/ Egon, S.4, Z.43-48) 
Es handelt sich hierbei nicht um einen Entscheidungsprozess für die Wahl eines Berufes. Hin-
ter der Motivation wird jedoch das Bestreben der Jugendlichen vermutet, auch ohne klare be-
rufliche Ziele den individuellen Ablöseprozess vom Elternhaus in Gang zu setzen. Mit einer 
Überbrückung wird demnach zwar die eigene Berufswahl hinausgezögert, dadurch entsteht 
jedoch die Option, im Rahmen der zusätzlich beanspruchten Zeit neue Lebenswege auszupro-
bieren und damit möglicherweise einmalige Erfahrungen zu sammeln sowie tiefgreifendere 
Erkenntnisse zu erlangen, welche dann evtl. die Berufswahlentscheidung positiv beeinflussen 
können. Diese Erwartungshaltung und Zielsetzung der Jugendlichen zu einer Überbrückung 
übernehmen auch die Eltern: 
„Aber dafür macht sie ja dann auch das Freiwillige Soziale Jahr, um sich zu orientieren und 
herauszufinden, ob das so ihre Richtung ist.“  (PT/ Bora, S.4, Z.22-23) 
„Später lehnt man sich als Eltern eher zurück und lässt die Kinder erst einmal machen, da 
hilft dann auch das Auslandsjahr, weil sie einfach noch nicht wissen, was los ist.“  (PT/ Beth, 
S.5, Z.5-7) „[…], ich denke, sich Ausprobieren ist wichtig.“ (PT/ Beth, S.5, Z.40) 
Dabei spielt der Zeitfaktor für die Eltern eine große Rolle: 
„Ich wünsche Dir wirklich die Zeit und die Muße, das Richtige zu wählen.“ (GD II/ Falk, S.5, 
Z.4) 
Die Eltern zeigen sich bereit, ihren Kindern noch Zeit für ihre Berufswahlentscheidung, auch 
über den schulischen Werdegang hinaus, zu geben: 
„Für einige ist es vielleicht auch ein Hinausschieben. Aber sie sind dann ja so komplett aus 
Allem.“  (PT/ Beth, S.5, Z.11-12), „Dass sie einfach noch etwas Zeit haben, um sich zu entwi-
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ckeln und auszuprobieren.“  (PT/ Beth, S.5, Z.20-21), „[…], ich denke, sich Ausprobieren ist 
wichtig.“ (PT/ Beth, S.5, Z.40) 
„Wenn man das noch herauszögern kann, macht man das.“ (GD V/ Levin, S.5, Z.34-35) 
„Ich denke, zur Zeit sind die Kinder relativ satt mit der Schule. Alle möchten erst einmal eine 
Auszeit nehmen und erst einmal abschalten. Und dann erfacht der Ansporn ja wieder neu.“ 
(GD VI/ Nick, S.6, Z.36-38) 
Als Hauptgrund wird hier genannt, dass den Jugendlichen durch die Verkürzung des Abiturs 
ein Jahr fehlt. Die Vielzahl der Eltern ist überzeugt, dass durch dieses fehlende Jahr zum ei-
nen der Schulstress größer geworden ist und dadurch einfach die Zeit fehlt, sich mit der Be-
rufswahl auseinanderzusetzen. Zum anderen halten Sie ihre Kinder für zu jung, um eine adä-
quate Berufswahl treffen zu können. Damit ist die Berufswahlreife der Jugendlichen ange-
sprochen, eine Problematik, welche im weiteren Verlauf (siehe 7.) fokussiert wird.  
Auffällig ist, dass, insbesondere im Rahmen des dargestellten Nicht-Entscheidens der Ju-
gendlichen, die Eltern sich im Entscheidungsprozess deutlich im Hintergrund halten und dazu 
tendieren, dass ihre Kinder eigene Erfahrungen mit der Berufswelt machen und damit die be-
ruflichen Möglichkeiten und daraus resultierende Auswirkungen auf das eigene Leben selbst 
erleben sollen: 
„Ich halte mich eher heraus. Ich denke, sie muss es eher selbst herausfinden.“ (PT/ Beth, S.7, 
Z.52), „[…] und nun hat sie halt für sich die Erfahrung gemacht, dass Touristik doch nichts 
für sie ist. Aber sie hat es selbst herausgefunden!“ (PT/ Beth, S.5, Z.35-36) 
„Natürlich gibt es mal Ideen, die finde ich nicht so gut. […] Aber da muss man sie einfach 
lassen und vielleicht mal abwarten. (PT/ Bora, S.8, Z.14,16) 
„Also, ich sehe meinen Sohn jetzt nicht so im technischen Bereich, aber, wenn er das machen 
möchte. wenn er meint, das ist sein Ding, dann soll er das gerne machen.“ (GD I/ Dalia, S.9, 
Z.18-19) 
„Aber ich würde schon sagen: „Du musst das für dich selber entscheiden.“. (GD VI/ Nele, 
S.8, Z.5), „Also, deswegen würde ich dann sagen: „Ok, ich habe da so meine Zweifel, ob das 
nun gut ist und ob das wirklich deine Richtung ist. Aber probiere es aus.“. Wenn da eine 
Richtung gefunden wird, in welche es dann auch immer geht, dann bin ich froh darüber und 
dann würde ich das unterstützen. (GD VI/ Nele, S.8, Z.1-4) 
Damit wird ein Kontrast im Verhalten der Eltern deutlich. Sie fordern einerseits einen gewis-
sen Aktionismus im Hinblick auf das Verhalten der Jugendlichen im Berufswahlprozess. An-
dererseits bevorzugen die Erziehungsberechtigten beim Sammeln von Erfahrungswerten, wel-
che die Entscheidungsfindung unterstützen bzw. gar ermöglichen könnten, jedoch ein eher 
passives Verhalten ihrerseits. Hier wird angenommen, dass sie damit die Freiheit und Auto-
nomie ihrer Kinder bei der Berufswahl hervorheben wollen. Wie jedoch bereits festgestellt 
wurde, ist es im Berufswahlprozess unerlässlich, Erfahrungen und Informationen aktiv einzu-
bringen, d.h. es muss hier die Frage gestellt werden, ob es nicht hilfreich wäre, wenn auch sei-
tens der Eltern adäquate Hinweise an die Berufswähler weitergegeben werden. Wird möglich-
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erweise von den Jugendlichen eingefordert, dass sie ALLE Erfahrungen selbst machen? Auf 
das Verhältnis der Jugendlichen zu ihren Eltern im Rahmen der Interaktion bei der Berufs-
wahl wird im zweiten Kapitel eingegangen. 
6.2.3. Fazit zum Verhalten der Jugendlichen im Berufswahlprozess 
Damit waren in den Gruppendiskussionen folgende Verhaltensweisen der Jugendlichen auf-
fällig: 
1. Die Jugendlichen zeigten sich bereit, eine gezielte „Entscheidung“ im Hinblick auf die 
Wahl ihrer beruflichen Zukunft sowie ihrer weiteren Vorgehensweise zu treffen. Dies wur-
de offen in den Gesprächssituationen seitens der Jugendlichen kommuniziert.  
2. Die Jugendlichen weigerten sich nachdrücklich, sich mit ihrer Berufswahl auseinanderzu-
setzen und eine konkrete „Entscheidung“ herbeizuführen. Dabei konzentrierte sich zumin-
dest ein Teil der angehenden AbiturientInnen auf das Abklären von Überbrückungsmög-
lichkeiten, wie z.B. Auslandsaufenthalte oder Freiwilligendienste nach dem Abitur. 
Im Hinblick auf die theoretischen Grundlagen einer Entscheidungsfindung wird in der Aus-
wertung der Daten aus den Gruppendiskussionen folgendes deutlich: 
1. Die Berufswahl ist ein stark wirkender Prozess, welcher die Jugendlichen (und ihre Be-
zugspartner) emotional vereinnahmt. 
 
2. Es muss nicht unbedingt eine Entscheidung im Sinne einer beruflichen Entscheidung ge-
ben. Vielmehr kann auch die Nicht- Entscheidung für einen Beruf und die gleichzeitige 
Absichtserklärung, nach Beendigung der Schule zunächst eine Überbrückungsmöglichkeit 
in Betracht zu ziehen, als Entscheidungsakt gewertet werden. Damit wird die Berufswahl, 
entgegen der ursprünglichen Annahme ein aufschiebbarer Prozess.  
3. Innerhalb dieses Prozesses sind zum Teil Wissensbestände über Berufe, Berufsfelder und 
Bildungsmöglichkeiten vorhanden. Diese werden jedoch zu einem sehr großen Teil nicht 
durch die Eltern an die Jugendlichen weitergegeben bzw. vermittelt, sondern werden von 
den Jugendlichen eigeninitiativ erarbeitet, jedoch nicht in erforderlichem Maße verwendet.  
4. Des Weiteren wird deutlich, dass im Berufswahlprozess im 11. Schuljahr kaum eine (defi-
nitive) Berufswahlentscheidung getroffen wird, auch, wenn die Prozess-beteiligten häu-
fig von einer Entscheidungsfindung sprechen. Vielmehr geht es um das Darstellen eines 
Erkenntnisgewinns, um den Prozess der Berufswahl begründet und dadurch mit gutem Ge-
wissen, zumindest vorerst, abschließen zu können. 
Die Eltern zeigten in den Gruppendiskussionen in Bezug auf die Berufswahlentscheidung ih-
rer Kinder drei prägnante Verhaltensweisen:  
1. Sie wünschten sich von ihren Kindern eine Entscheidung. 
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2. Die Eltern äußerten, dass die Jugendlichen ihre Erfahrungen selbst sammeln sollen.  
3. Sie zeigten sich im Zuge der Diskussion bereit, ihren Kindern zusätzliche Zeit (nach dem 
Abitur) für ihre beruflichen Entscheidungen einzuräumen. 
Damit stellen die Eltern ihren Kindern nicht die Ressource „Information durch eigene Erfah-
rungswerte“ zur Verfügung. Der Wunsch der Eltern, eine Entscheidung von ihren Kindern zu 
erhalten, wirkt konträr zu dem Verständnis, den Jugendlichen für ihre Entscheidung mehr Zeit 
einzuräumen. In dieser Situation kristallisieren sich die elterlichen Emotionen und ihre Unsi-
cherheit heraus. Die Eltern sind sich ihrer Schutzfunktion und Fürsorgepflicht gegenüber ih-
ren Kindern bewusst, wodurch sie die Lebensphase(n) ihrer Kinder ausführlich durchgeplant 
haben wollen. Auf der anderen Seite ist das Wohlwollen ihren Kindern gegenüber groß, ihnen 
die größtmögliche Selbstentfaltung zuzusichern. Damit befinden sich die Eltern in einem in-
neren Konflikt, den auch die Jugendlichen spüren. Durch ihr „Entscheidungsverhalten“ legen 
sie sich zu einem großen Teil bereits fest und erfüllen so ihren Eltern gegenüber die „Pflicht 
der Entscheidung“.  
Fraglich ist an dieser Stelle, inwiefern die Jugendlichen aufgrund der zu diesem Zeitpunkt 
persönlichen Voraussetzungen in der Lage sind, eine Berufswahlentscheidung zu treffen. Dies 
wird im weiteren Verlauf einer näheren Betrachtung unterzogen. 
7. Der Zeitfaktor und die Berufswahlreife 
Nach Super (1990) besteht die Berufswahlreife eines Jugendlichen darin, eine adäquate Be-
rufswahl zu absolvieren und den Übergang von Schule in Beruf zu meistern. (vgl. Hirschi, A.: 
Zeitschrift für Heilpädagogik: Abklärung und Förderung der Berufswahlbereitschaft von Ju-
gendlichen, Schweizerische Zeitschrift für Heilpädagogik 11-12/07, S.30) Dabei wird von ei-
ner Art gesellschaftlich definierten Zeittafel ausgegangen, wonach sich bestimmte Übergänge 
in bestimmten Altersphasen vollziehen (sollten). An dieser Stelle ist häufig auch von einem 
Vorgang die Rede, welcher analog zu anderen biologischen Reifeprozessen stattfindet. (vgl. 
Driesel-Lange (2011), S.82) Ferner wird häufig davon ausgegangen, dass berufliche Über-
gänge, welche aus dem üblichen Zeitrahmen fallen, den Betroffenen vor schwierigere Aufga-
ben stellen als solche, die „in der Zeit liegen“. (vgl. Bußhoff/ In: Zihlmann (2009), S.25) Da-
mit wird die Berufswahlreife zu einer eher altersgebundenen Reife, welche sich mit zuneh-
mendem Lebensalter relativ automatisch einstellen wird. Dieses Argument soll im folgenden 
Abschnitt näher untersucht werden. Dabei ergeben sich folgende Fragestellungen: 
– Was kann unter dem Begriff der Berufswahlreife verstanden werden? 
– In welchem Bezug stehen der Faktor Zeit und die Berufswahlreife zueinander?  
– Ist der Zeitpunkt der Berufswahl maßgeblich für die Kompetenz des Jugendlichen, die Be-
rufswahl erfolgreich durchzuführen? 
– Gibt es einen (optimalen) Zeitpunkt für die Berufswahl und wenn ja, wann ist dieser? 
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7.1. Berufswahlkompetenz und Berufswahlreife 
In der Literatur gibt es eine Vielzahl an Begriffen, welche das Verhalten der Jugendlichen in 
der Auseinandersetzung mit ihrer Berufswahl darstellen sowie näher beschreiben.  Während 
Seifert (1977) und Beinke (1993), wie auch Super, von Berufswahlreife sprechen, erwähnt 
van Wensierski (2005) die Berufswahlkompetenz, Savickas (1997, 2005) hingegen nennt es 
Anpassungsfähigkeit und  Huber (2009) Studierfähigkeit. Hirschi (2007) wiederum bringt die 
Konstruktionen Entscheidungsfindung und Berufswahlbereitschaft mit in die Diskussion. 
Aber auch von Entscheidungs- und Übergangsbereitschaft sowie Entscheidungskompetenz 
und Explorationsbereitschaft ist in diesem Zusammenhang die Rede. Die zum Teil verschie-
denen Ansätze sollen nun in Bezug auf die eigenen Forschungserkenntnisse eingehender cha-
rakterisiert und beurteilt werden.  
Bereits 1977 befasste sich Seifert mit der Erstellung eines Konzeptes der Berufswahlreife, 
in welchem mehrere hypothetische Dimensionen in Anlehnung an Arbeiten von Autoren wie  
Super (1957), Campbell (1965) und  Egloff (1973) aufgegriffen wurden. Im Fokus standen in 
diesem Berufswahlreife- Konzept das Wahlverhalten, die Orientierungsfähigkeit sowie die 
Anwendung von Problemlösestrategien durch die Jugendlichen bei ihrer ersten (oder erneu-
ten) Berufswahlentscheidung, welche in sieben Verhaltensschritten zusammengefasst wurden: 
Das Bewusstsein über die Wichtigkeit der Berufswahl mit ihren Konsequenzen: Dieser 
Schritt beinhaltet ein aktives Erlernen der Techniken, Instrumente sowie Kriterien zur Selbst- 
und Berufseinschätzung. Dabei spielen die positive Einstellung zur Schul- und Berufsarbeit 
sowie eine angemessene Einschätzung ihres Stellenwertes im Rahmen der eigenen Verant-
wortung eine große Rolle. Am Ende diesen Schrittes steht die Idee, eigeninitiativ im Hinblick 
auf berufswahlrelevante Bemühungen und Entscheidungen aktiv zu werden. 
Informationssuche und -verarbeitung: In diesem Akt geht es um die fortlaufende Verarbei-
tung und Suche von Informationen über die Welt der Arbeit- von differenzierten, adäquaten 
Berufsbildern und der Ausrichtung auf die Anforderungen der Berufe bis hin zu spezifischen 
Berufsvorkenntnissen- sowie dem Erwerb von wirtschafts-, arbeitskundlichen und arbeits-
rechtlichen Grundkenntnissen. 
Stärken- und Schwächenanalyse: Dabei wird den jungen Berufswählern die Fähigkeit unter-
stellt, sich der eigenen funktionalen Stärken und Schwächen bewusst zu werden und sie in ei-
nem weiteren Schritt angemessen auf die eigenen Berufswahlmöglichkeiten zu übertragen. 
Darüber hinaus wird die Steigerung von Leistungsbereitschaft und  -fähigkeiten in Richtung 
von Berufsinteressen und -anforderungen angenommen. 
Entwickeln eines Selbstkonzeptes: Hierüber entwickeln die Jugendlichen ein individuelles 
Selbstkonzept. Dies inkludiert ebenso die Differenzierung und Entfaltung als auch das Be-
wusstwerden der persönlichen Interessen, Wertschätzungen und Bedürfnisse in Bezug auf 
gewünschte bzw. zur Wahl stehende Berufe. 
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Transparenz des Berufswahlprozesses: In einem weiteren kontinuierlichen Prozess geht es 
um die phasenspezifische Differenzierung und Integration, Ausweitung und Einengung, Ver-
allgemeinerung und Konkretisierung berufsrelevanter Erwägungen sowie die zielbestimmte 
Weiterentwicklung von Interessen, Fähigkeiten und Erfahrungen. 
Rationale Berufsentscheidungen: Hier wird angenommen, dass nach dem Durchlaufen der 
ersten fünf Schritte die ersten Berufsentscheidungen rational begründbar und vertretbar sind, 
da sie deutliche Vorstellungen der Ziele und der erforderlichen Schritte enthalten, einen rea-
listischen Kompromiss zwischen Wünschen und Möglichkeiten darstellen sowie die Intention 
besteht, diese möglichst unter eigener Mitwirkung oder gar zunehmender Selbständigkeit zu 
vollziehen. Das Kernstück dieses Konzeptes liegt in der Annahme, dass ein Berufswähler um-
so (berufswahl)reifer ist, je näher er  diesem Ideal kommt bzw. gekommen ist.  
Vollzug der Berufswahlreife: Im letzten Schritt wird die berufliche Entscheidung letztendlich 
nach Abschluss der Schulzeit durch den Jugendlichen realisiert. (vgl. Jaide/In: Seifert (1977), 
S.301-302) 
Damit lässt sich zusammenfassen, dass im theoretischen Kontext die Berufswahlreife eine Er-
kenntnis seitens des Berufswählers über die Notwendigkeit darstellt, eine berufliche Zielvor-
stellung zu formulieren, dabei Hilfsquellen für die Informiertheit hinsichtlich des bevorzugten 
Berufes zu nutzen, eigene Interessen und Wertvorstellungen zu differenzieren sowie ferner 
Erkenntnisse von Gegenwarts- und Zukunftszusammenhängen wahrzunehmen und zielfüh-
rend zu verarbeiten. Inwiefern dieser stark fakten- und informationsbezogene, sehr analytisch 
orientierte Ansatz in der Praxis zu einer optimalen Umsetzung kommen kann, muss allerdings 
im Hinblick auf die Erkenntnisse aus den durchgeführten Gruppendiskussionen in Frage ge-
stellt werden. 
„Aber irgendwie, wenn man was gefunden hat, was man machen möchte, dann schraubt man 
sich da auch irgendwie fest und hat halt nur noch den Blick darauf und guckt nicht links und 
nicht rechts – was könnte man noch machen.“ (GD II/ Elsa, S.3, Z.16-18) 
„Und es interessiert mich halt auch schon lange. Das war so eigentlich das erste, was ich ge-
dacht habe, was ich werden will. Und deswegen kann ich mir im Moment vorstellen, dass es 
darauf hinauslaufen würde.“ (GD VI/ Maja, S.4, Z.45-48) 
„Ich zum Beispiel habe dann immer irgendwie Bedenken, ob das der richtige Beruf ist. Also, 
ich habe dann Angst, zu früh eine Entscheidung zu treffen. […] ja zum Ende hin entscheide 
ich mich dann lieber für einen Beruf, vielleicht.“ (GD V/ Kai, S.3, Z.36-37) 
„Also ich dachte eigentlich immer, irgendwann kommt´s und dann weiß ich, was ich machen 
werde. Also, dass es irgendwann zack macht und das werde ich machen.“ (GD V/Kurt, S.4, 
Z.21-23) 
Auffällig bei diesen Aussagen ist, dass die Jugendlichen kaum gezielte Schritte anwenden, um 
ihren Berufswahlprozess in Gang zu bringen, um schlussendlich durchdacht und hinterfragt 
diesen mit einem beruflichen Ziel abschließen. Auch hier finden sich zum einen eher Sponta-
nentschlüsse, an denen festgehalten wird („[...] wenn man was gefunden hat, [...] dann 
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schraubt man sich da auch irgendwie fest“) oder aber wiederum das Bestreben, sich einem 
Durchlaufen der Berufswahl zu widersetzen („[...] zum Ende hin entscheide ich mich [...] 
vielleicht.“). Vermehrt besteht bei den Jugendlichen die Hoffnung, dass die Berufswahl ohne  
große Anstrengung „einfach passiert“ und sich jedem „einfach so“ ein Berufsziel ergibt („[...] 
dass es irgendwann zack macht [...].“): 
„Im Endeffekt wird es doch sowieso darauf hinauslaufen, dass man bei einem Beruf dann 
hängen bleibt. “ (GD I/ Cai, S.7, Z.42-43) 
Der Begriff der Berufswahlreife findet primär im Sekundarbereich I Anwendung. Hier wird 
geprüft, inwiefern der Jugendliche ausbildungsreif ist, ergo in der Lage ist, eine Ausbildung 
erfolgreich zu durchlaufen und abzuschließen. Für diese Betrachtung gibt es Messinstrumen-
te, d.h. mittels diverser Verfahren wird der Jugendliche hinsichtlich seines Berufswahlverhal-
tens untersucht und seine Reife entsprechend analysiert. Die Prüfung der Berufswahlreife bei 
AbiturientInnen hingegen ist nicht üblich, hier finden sich lediglich einige Forschungsversu-
che, auch hier Analyseverfahren zu nutzen bzw. einzusetzen. In der Literatur wird im Rahmen 
der gymnasialen Oberstufe weniger von einer Ausbildungsreife gesprochen, hier geht es 
vielmehr um den Erwerb studienrelevanter Kompetenzen als Ressource für den Einstieg in ein 
Studium. Dies wurde im Rahmen der KMK-Vereinbarung von 2006 bereits gesetzlich festge-
halten:  
„In der gymnasialen Oberstufe ist das Ziel des Unterrichtes eine vertiefte Allgemeinbil-
dung, allgemeine Studierfähigkeit sowie wissenschaftspropädeutische Bildung.“ (aus: As-
donk u.a./In: Bornkessel u.a. (2011), S.204).  
Huber (2009) definiert die Komponenten allgemeiner Studierfähigkeit folgendermaßen:  
Im Hinblick auf das Studium als Prozess und dessen Phasen: gegenstandsbezogen: Studi-
enmotivation, Lernbereitschaft, Fachinteresse, Neugier; zukunftsbezogen: Orientierung, Ge-
wissheit in der Berufsperspektive und in der Fachwahl; sozialitätsbezogen: Kontakt- und Ko-
operationsbereitschaft sowie Kommunikationsfähigkeit; selbstbezogen: realistisches Selbst-
bewusstsein, Selbstvertrauen und Selbständigkeit 
Im Hinblick auf Fachkulturen und deren Überschreitung: das Denken in größeren Zusam-
menhängen und über den Fachhorizont hinaus, das Bewusstsein der Spezifizität der fachli-
chen Konstruktionen und der Grenzen wissenschaftlicher Aussagen, die Fähigkeit und Bereit-
schaft, die eigene Vorgehensweise erkenntnistheoretisch, wissenschaftshistorisch und sozio-
logisch zu reflektieren sowie mit anderen Sichtweisen zu konfrontieren und einzuordnen und 
die Fähigkeit und Bereitschaft, sich auf die Verständigung und die Zusammenarbeit mit Men-
schen, die Anderes oder weniger wissen, einzulassen (interkulturelle Kommunikation und 
Kooperation). (vgl. Asdonk u.a./In: Bornkessel u.a. ebd., S.207-209) Dieser Fokus deckt sich 
mit den Aussagen der Jugendlichen zu ihren Bildungszielen, mit dem Erreichen des Abiturs 
eher ein Studium anzustreben als eine berufliche Ausbildung: 
„Also ich möchte auf jeden Fall studieren.“ (PT/ Ada, S.6, Z.1) 
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„Ich habe das Gefühl, dass ich studieren müsste, sonst wäre es eine Verschwendung vom Abi-
tur,[…]“. (PT/ Andy, S.6, Z.3-4) 
Hier muss jedoch in Frage gestellt werden, ob die Jugendlichen es aus ihrem Kenntnis- und 
Wissensstand sowie dem eigenem Intellekt anstreben, nach dem Abitur ein Studium zu ver-
wirklichen, oder aber eher ein gewisser Druck entstanden ist, der die Jugendlichen in gewisser 
Hinsicht zwingt, durch das Erreichen des höchsten Bildungsabschlusses in Deutschland auch 
die akademische Laufbahn einzuschlagen („ich habe das Gefühl, [...]“). 
Im Hinblick auf die „Reife“ der Jugendlichen, also die Befähigung, adäquat in den eigenen 
Berufswahlprozess einzusteigen, sind in der Schule kaum Aktivitäten erkennbar, entspre-
chende Schwerpunkte im Unterricht zu behandeln und die Jugendlichen auf die Thematik 
vorzubereiten: 
„Ehrlich gesagt ist man ziemlich von der Schule belastet, ne, und kümmert sich eher um die 
Klausuren.“ (GD V/ Kian, S.3, Z.41-42) 
„[...] Da kommt doch sehr wenig von den Lehrern. Ich habe das Gefühl, es interessiert sie 
gar nicht.“ (GD V/ Keno, S.9, Z.1-2) 
„Auf jeden Fall, [...], die Unterstützung von der Schule. Also, da ist wirklich nichts, da sind 
hin und wieder mal ein paar Veranstaltungen in der Aula, aber ich muss ehrlich sagen, ich 
werde daraus nicht so richtig schlau. Und ja, im Unterricht, da wird auch nicht groß drüber 
geredet. Da gibt es den Stoff […] ja, mehr ist da nicht.“ (GD V/ Kurt, S.9, Z.51-55) 
Die Jugendlichen müssen dazu befähigt werden, die Berufswahl aus eigenen Fähigkeiten, 
Wünschen und Lebensplänen heraus bestimmen und gestalten zu können. Diese Befähigung 
sollte insbesondere auch eine elementare Aufgabe der Institution Schule sein. Das bedeutet 
zum einen, dass die SchülerInnen über die Bedingungen und Strukturen der Arbeits- und Be-
rufswelt aufgeklärt werden müssen und andererseits im Rahmen des Unterrichtes die Mög-
lichkeiten schaffen,  dass sich die SchülerInnen auf der Basis ihrer eigenen Interessen, Fähig-
keiten und Ressourcen mit den gesellschaftlichen Chancen, Anforderungen und Grenzen des 
Arbeitsmarktes und der Berufswelt auseinander setzen und die eigene Berufsbiografie kompe-
tent und selbstreflexiv planen und gestalten können. (vgl. Von Wensierski u.a. (2005), S.53, 65)  
In diesem Zusammenhang findet sich in der Literatur auch der Begriff der „Berufswahl-
kompetenz“. Hierunter wird die Fähigkeit des Schulabgängers verstanden, eine weitgehend 
rational begründete und möglichst selbständige Entscheidung für eine schulische oder betrieb-
liche Ausbildung in einem bestimmten Berufsfeld zu treffen und diese auch in die Realität 
umzusetzen. Im Fokus steht damit die Verwirklichung des beruflichen Selbstkonzeptes. (vgl. 
Dibbern (1983), S.324) In Bezug auf die Institution Schule ergeben sich nach Weinert (2001) 
folgende Kompetenzen als Erträge des schulischen Unterrichts: fachliche Kompetenzen (z.B. 
physikalischer, fremdsprachlicher, musikalischer Art), fachübergreifende Kompetenzen (z.B. 
Problemlösen, Teamfähigkeit) und Handlungskompetenzen, die es erlauben, erworbene 
Kenntnisse und Fähigkeiten in sehr unterschiedlichen Lebenssituationen erfolgreich, aber 
auch verantwortlich zu nutzen. (vgl. Asdonk u.a./In: Bornkessel u.a. ebd., S.201) Auch hier 
herrscht eine relative Unschärfe des Kompetenzbegriffs und es lassen sich eine unüberschau-
bare Zahl und Vielfalt von theoretischen und empirischen Arbeiten zu Kompetenzen und 
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Kompetenzmodellen sowie zur Kompetenzdiagnostik finden. Der Ursprung des Begriffes, 
wie er von Roth (1977) definiert wird, geht von den Entwicklungs- und Erziehungszielen 
„Mündigkeit“ und „Handlungsfähigkeit“ aus. Dabei wird der Begriff der Mündigkeit, ent-
sprechend der Tradition Kants, verstanden als die “Kompetenz [...] in einem dreifachen Sinne: 
als Selbstkompetenz, d.h. als Fähigkeit, für sich selbst verantwortlich handeln zu können, als 
Sachkompetenz, d.h. als Fähigkeit, für Sachbereiche urteils- und handlungsfähig und damit 
zuständig sein zu können und als Sozialkompetenz, d.h. als Fähigkeit, für sozial, gesellschaft-
lich und politisch relevante Sach- und Sozialbereiche urteils- und handlungsfähig [...] sein zu 
können.“ Darüber hinaus bezieht sich die Handlungsfähigkeit des Individuums nach Klieme 
& Hartig (2008) auf weitere Kompetenzen, insbesondere: das Wissen: die Kenntnis von Fak-
ten, Begriffen, Regeln und Strukturen, die Fähigkeiten: kognitives, selbstregulatives und sozi-
al- kommunikatives Vermögen bzw. Potential, die Fertigkeiten: die sensomotorischen Ele-
mente des individuellen Könnens, das Können: Fähigkeit und Fertigkeit, eine Aufgabe zu lö-
sen, die Motivation: die Antriebskräfte und Interessen, die das Handeln inspirieren und steu-
ern sowie die Volition: die Willenskraft, Motive und Ziele in Ergebnisse umzusetzen. In die-
sem begrifflichen Rahmen werden Kompetenzen als Dispositionen verstanden, die im Verlauf 
von Erziehungs- und Lernprozessen erworben werden können, folglich erlernbar sind, und die 
die Bewältigung von Anforderungen und die Lösung von Aufgaben in verschiedenen Situati-
onen des Lernens und Lebens ermöglichen. (vgl. Asdonk u.a./In: Bornkessel u.a. ebd., S.194- 
198) 
Doch es scheint irrelevant, welche Begrifflichkeit hier zugrunde gelegt wird, inhaltlich geht 
es im allgemeinen darum, bei den Jugendlichen die Fähigkeit und Bereitschaft zur Berufswahl 
herzustellen. Nach Auswertung der Aussagen der Jugendlichen aus den Gruppendiskussionen 
wird klar, dass die angehenden AbiturientInnen diese Fähigkeit bzw. Kompetenz, (noch) nicht 
erworben haben.  Savickas (1997, 2005)  definiert die Fähigkeit der Jugendlichen, ihre Be-
rufswahl zu treffen, als Anpassungsfähigkeit (career adaptability). Damit meint er die Bereit-
schaft und die Ressourcen eines Individuums, den Berufswahlprozess mit seinen aktuellen 
und bevorstehenden beruflichen Entwicklungsaufgaben, beruflichen Übergängen und dabei 
möglicherweise auftretenden Rückschlägen zu gestalten. In der Auseinandersetzung mit den 
berufsbezogenen Aufgaben werden bei diesem Konzept vier Dimensionen unterschieden, 
welche individuell und je nach Lebensphase sehr unterschiedlich ausgeprägt sein können. 
Diese Dimensionen sind in den Aussagen der jungen DiskussionsteilnehmerInnen erkennbar: 
Concern: Darunter wird die Betroffenheit des Einzelnen verstanden, also die Aufgabe des In-
dividuums, sich mit der eigenen beruflichen Zukunft auseinander zu setzen und berufswahl-
bezogene Ziele zu formulieren. 
„Also ich mache mir dann so ein bisschen Stress irgendwie. Ich denke da ganz oft dran: 
„Was will ich machen?“. (GD III/Gerda, S.9, Z.34-35) 
„[…], die Zeit drängt einfach, denn in einem Jahr[…] Und da muss man sich einfach irgend-
wann damit befassen.“ (GD V/ Karl, S.4, Z.40, 43-44) 
Control: Control steht für die Eigenverantwortung des Berufswählers und bedeutet, Kontrolle 
für die Umsetzung der eigenen Ziele zu übernehmen. Dies impliziert sowohl kognitive als 
auch  affektive Komponenten von der Planung bis hin zur Entscheidung. 
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„Ich denke auch darüber nach, […], aber es ist ja letztendlich auch noch meine Entscheidung 
und ich muss damit leben.“ (GD III/ Gina, S.6, Z.50-51) 
 „[…], weil es ja so eine zeitliche Begrenzung gibt bei den Bewerbungen und so, soll ich da 
schon mal etwas konkreter werden.“ (GD IV/ Ilai, S.5, Z.33-35) 
Curiosity: Die Dimension curiosity bedeutet Offenheit und zieht Aktivitäten in der Informati-
onssuche nach sich. Dies umfasst gleichzeitig den Prozess der Integration berufsbezogener 
Erfahrungen in das eigene Selbstkonzept. 
„Ich habe dann ein Praktikum gemacht. Und jetzt finde ich das toll.“ (PT/ Ada, S.3, Z.36) 
„(Ein Praktikum) Im Land- und Gartenbau. Das war jetzt nicht unbedingt meine Berufsidee. 
Aber das war was, was ich mal ausprobieren wollte, weil ich es damals auch interessant fand 
und mal schauen wollte, ob man nicht auch so etwas theoretisch machen kann.“ (GD VI/ 
Max, S.3, Z.21-23) 
Confidence: Unter confidence ist die Zuversicht zu verstehen, die gesetzten Ziele auch zu 
verfolgen. (vgl. Driesel-Lange (2011, S.68-69)  
„Wenn ich jetzt sage: Das gefällt mir, das Berufsbild!, dann ziehe ich das auch durch.“ (GD 
I/ Cai, S.7, Z.41-42) 
„Das Hauptziel ist eben Pilot, das habe ich vor Augen. Aber ob das dann klappt, ist ja eine 
andere Sache. Zumindest ist DAS mein großes Ziel, das ich definitiv erreichen will.“ (GD III/ 
Glen, S.3, Z.47-49) 
Es lassen sich zwar die einzelnen Dimensionen einer Berufswahlfähigkeit der Jugendlichen in 
den Gruppendiskussionen wiederfinden. Dennoch sind diese Komponenten im theoretischen 
Konstrukt als ganzheitliches System gedacht, in welchem die Jugendlichen die einzelnen Pha-
sen bis hin zur Berufswahlentscheidung durchlaufen. Diese Ganzheitlichkeit konnte bei den 
Jugendlichen in den Gruppendiskussionen nicht beobachtet werden. Zwar wurden einzelne 
Schritte und Gedankengänge sowie berufswahlrelevante Aktionen durch die Jugendlichen 
vollzogen. Ein vollständige Reflexion der eigenen Handlung und Handlungsweisen sowie, da-
rauf aufbauend, nachvollziehbare Entwicklungsschritte fanden durch die jungen Berufswähler 
jedoch nicht oder kaum statt. Damit fehlten den Jugendlichen, vornehmlich im Mittelpunkt ih-
rer berufswahltheoretischen Überlegungen, ganzheitliche Prozesse der Selbststeuerung, insbe-
sondere: 
– die Berufswahlbereitschaft 
Dies beinhaltet die Motivation sowie den Antrieb, sich mit dem Thema Berufswahl auseinan-
derzusetzen. Den Begriff der Berufswahlbereitschaft prägte Hirschi (2007) mit dem Fokus, 
damit optimaler dem Umstand Rechnung tragen zu können, dass nicht nur Kompetenzen, 
sondern auch Einstellungen und Persönlichkeitsmerkmale sowie Faktoren der Umwelt einen 
wichtigen Einfluss auf die erfolgreiche Bewältigung von beruflichen Übergängen ausüben 
(siehe auch 1.1.2. Faktoren der Berufswahl). (vgl. Hirschi, A.: Zeitschrift für Heilpädagogik: 
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Abklärung und Förderung der Berufswahlbereitschaft von Jugendlichen, Schweizerische Zeit-
schrift für Heilpädagogik 11-12/07, S.30) 
– die Entscheidungsfähigkeit 
Hierunter wird in diesem Zusammenhang die Fähigkeit verstanden, eine Situation bis zu ih-
rem erfolgreichen Abschluss bearbeiten zu können. Diese Fähigkeit beinhaltet insbesondere 
auch die Verhaltensdisposition welche im Hinblick auf den Berufswahlprozess die zielorien-
tierte Nachfrage und Verarbeitung von Informationen ermöglicht. (vgl. Beinke, L. u.a.: Unter-
richtsthema Berufswahl. Didaktik und Methodik, 1993, S.14) 
7.2. Der Zeitfaktor 
Wie bereits angesprochen, ist die Rolle des Berufswählenden eine Rolle auf Zeit, welche das 
Ziel hat, dass an ihrem Ende vom Rollenträger eine möglichst manifeste Entscheidung getrof-
fen wird, welche angesichts ihrer Auswirkungen für die berufliche Karriere einschließlich der 
gesamten beruflichen Sozialisation ausschlaggebend ist. (vgl. Beinke (c) (2006), S.39) Es 
wurde bereits festgestellt, dass die Berufswählender, um den Entscheidungsprozess bewälti-
gen zu können, lernen müssen, berufliche Alternativen zu identifizieren und zu beschreiben 
sowie funktionale Zusammenhänge zu bewerten, zu ordnen und modellmäßig zu erkennen 
und zu verarbeiten. (vgl. Beinke u.a. (a) (1993), S.14) Untersucht werden soll an dieser Stelle, 
inwiefern der Faktor Zeit für die Jugendlichen relevant ist und sie in irgendeiner Form in und 
bei ihrer Entscheidungsfindung beeinflusst oder sogar unterstützt. Hierbei soll es jedoch we-
niger um den zeitlichen Abschnitt gehen, den ein Berufswählender für (s)eine Berufswahlent-
scheidung benötigt, sondern vielmehr um den Zeitpunkt, an dem sich der/die angehende Abi-
turientIn mit dem individuellen beruflichen Weg nach der Schule auseinanderzusetzen be-
ginnt.  
7.2.1 Wie gehen Jugendliche mit dem Faktor Zeit bei der  
        Berufswahl um? 
Interessant war, dass die Jugendlichen gern genaue Zeitangaben und Zeitvorstellungen be-
trachteten und äußerten. Damit hoben sie insbesondere den Moment der (vermeintlichen) Ent-
scheidungsfindung hervor sowie betrachteten den Weg der Entscheidungsfindung als Prozess, 
welcher sich in der Vergangenheit bereits vollzogen hat: 
„Ich habe dann ein Praktikum gemacht. Und jetzt finde ich das toll.“ (PT/ Ada, S.3, Z.36) 
„Also, ich hatte lange Zeit Plan B, aus dem Plan A wurde.“ (GD V/ Karl, S.5, Z.1) 
„[…], weil ich es damals auch interessant fand […]“ (GD VI/ Max, S.3, Z.22) 
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„Und es interessiert mich halt auch schon lange. Das war so eigentlich das erste, was ich ge-
dacht habe, was ich werden will. Und deswegen kann ich mir im Moment vorstellen, dass es 
darauf hinauslaufen würde.“ (GD VI/ Maja, S.4, Z.45-48) 
Es wirkt dabei recht abgeklärt. Zusätzlich erhält man den Eindruck, dass sich die Jugendli-
chen persönlich bereits seit Jahren mit dem Thema Berufswahl auseinandersetzen und Ent-
scheidungen längst gefallen sind. Dabei geht es vielmehr um zeitliche Abstände von wenigen 
Wochen bis zu einem Jahr (z.B. das Praktikum in der Klasse 10 oder in den letzten Ferien). 
Außerdem sind häufig gar keine Entscheidungen für einen Beruf gefallen, sondern maximal 
das Ausblenden bestimmter Berufsrichtungen. Vermutlich werden diese Äußerungen so klar 
formuliert, um für sich selbst eine gewisse Planungssicherheit zu provozieren und damit eine 
beruhigende Lebenssituation zu schaffen. Auch Worte wie „noch“, „schon“ und „dann“ geben 
den Aussagen der Jugendlichen eine gewisse Portion Mut, Hoffnung und Optimismus für die 
eigene berufliche Zukunft: 
„Also, ganz genau weiß ich es halt auch noch nicht. Aber ich bin mir sicher, dass wird sich in 
dem Jahr schon ergeben.“ (PT/ Alma, S.3, Z.16-18) 
„So richtig weiß ich die Richtung noch nicht.“ ( PT/ Andy, S.3, Z.20) 
„Und danach kann ich mir immer noch überlegen, was ich machen möchte […]. Das ist für 
mich selber auch zu jung, ehrlich gesagt, um gleich ein Studium zu machen. […] Und wenn 
ich dann ein FSJ mache und vielleicht noch eine Ausbildung, dann bin ich schon 22. Und ich 
glaube, dann kann ich mich auch viel besser orientieren.“ (GD II/ Egon, S.4, Z.43-48) 
„Aber eigentlich ist es doch eher so, dass ich mich noch nicht so richtig befasse damit, also 
nur so in meinen Gedanken. Aber noch nicht so aktiv.“ (GD III/ Gerda, S.9, Z.35-37) 
Ausdrücke wie „irgendwann“  und „erst einmal“ zeigen deutlich den Wunsch des Schiebens 
der Berufswahlentscheidung: 
„Bei mir ist das eher Spaß, was im Vordergrund steht. Ich muss nicht gleich großes Geld ver-
dienen. Sicher – irgendwann mal ein eigenes Haus und Kinder […] aber jetzt möchte ich erst 
einmal Spaß haben.“ (PT/ Ada, S.7, Z.25-27) 
„Also ich dachte eigentlich immer, irgendwann kommt´s und dann weiß ich, was ich machen 
werde. Also, dass es irgendwann zack macht und das werde ich machen.“ (GD V/ Kurt, S.4, 
Z.21-23) 
„[…], die Zeit drängt einfach, denn in einem Jahr […]. Und da muss man sich einfach ir-
gendwann damit befassen.“(GD V/ Karl, S.4, Z.40, 43-44) 
„Also, es ist eigentlich nicht mehr so lange hin, aber man will davon erst einmal nichts wis-
sen.“ (GD II/ Elli, S.8, Z.15-16) 
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7.2.2. Entscheidungsfähigkeit versus Zeit 
Untersucht wird an dieser Stelle, inwiefern durch die Schule, insbesondere den Unterricht, 
initiierte Projekte und Veranstaltungen die SchülerInnen der gymnasialen Oberstufe befähigt 
werden, eine angemessene Entscheidungsfähigkeit für den eigenen Berufswahlprozess zu er-
langen. Zunächst wird davon ausgegangen, dass im Rahmen des Unterrichtes entsprechend 
der Rahmenlehrpläne die geforderten Berufswahlthemen auch realisiert werden und bis dato 
wurden (siehe 1.2.4.). Hier wurde keine weitere Untersuchung unternommen, da es haupt-
sächlich darum ging, die emotionale Wirkung des Zeitpunktes der schulischen berufsorientie-
renden Aktivitäten auf die Berufswähler zu untersuchen. 
Auffällig ist, dass den Jugendlichen die Berufsorientierung in der Schule, insbesondere  
durch spezielle Unterrichtsthemen in den unterschiedlichsten Fächern, nicht bewusst ist, viel-
leicht auch seitens der Schule bzw. der Lehrer nicht hinreichend kommuniziert wird: 
„Man ist jetzt voll mit der Schule beschäftigt und, ja, Beruf, da denkt man sich, das ist ja noch 
hin bis dahin.“ (GD II/ Elli, S.8, Z.14-15) 
„Auf jeden Fall, das wurde öfter schon gesagt, die Unterstützung von der Schule. Also, da ist 
wirklich nichts, da sind hin und wieder mal ein paar Veranstaltungen in der Aula, aber ich 
muss ehrlich sagen, ich werde daraus nicht so richtig schlau. Und ja, im Unterricht, da wird 
auch nicht groß drüber geredet. Da gibt es den Stoff […] ja, mehr ist da nicht.“ (GD V/ Kurt, 
S.9, Z.51-55) 
Daher äußert eine Vielzahl der Jugendlichen den Wunsch nach weiteren, berufskundlichen 
Aktivitäten während der Schulzeit. Insbesondere die Nachfrage nach zusätzlichen Praktika ist 
groß: 
„Na, wo ich so ein bisschen das Problem drin sehe, ist – man weiß ja, dass es viele Berufe 
gibt und was man so machen kann, welche Art von Studium oder so oder eine Ausbildung, ei-
ne duale Ausbildung oder so […] womit ich ein Problem habe, ist, dass man nicht weiß, was 
man in dem Beruf macht. Also, außer man ist jetzt irgendwie Handwerker Maurer oder so, 
das ist ja klar. Aber wenn man jetzt irgendwie einen anderen Beruf hat, wo das nicht so klar 
ist, weiß ich halt manchmal nicht, wie so eine Tätigkeit in dem Beruf aussieht. Und ich finde, 
da hilft ein Praktikum in der 10.Klasse dann für die zehn Tage auch nicht so wirklich viel.“ 
(GD IV/ Ivo, S.4, Z.20-27) 
 „Also, auf jeden Fall mehr Praktika. Oder zumindest eins mehr. Das ist ja auch an der Real-
schule so ähnlich jetzt. Ich finde, das sollte man auf dem Gymnasium auch haben. Aber sonst? 
Ja, und in den Ferien hat man dann ja auch nicht so unbedingt die Zeit dafür.“ (GD IV, Iris, 
S.8, Z.10-13) 
„Ich fände ein zweites Praktikum auch noch mal ganz interessant. Ich habe bei meinem ersten 
Praktikum gemerkt, dass ich das, was ich da gemacht habe, nicht so gern machen möchte. 
Und dann hat man vielleicht ja noch eine Idee entwickelt, die man dann noch gern ausprobie-
ren möchte.“ (GD IV/ Ian, S.9, Z.1-4) 
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Besonders hervorzuheben ist hier der Wunsch, weitere praktische Erfahrungssituationen zeit-
lich in die reguläre Schulzeit zu integrieren. Diesen Wunsch äußern sowohl die Jugendlichen: 
„Ja, ich denke auch, dass ein Praktikum mehr gut wäre. Und in den Ferien, ja, das macht 
man dann doch nicht. Ich kenne wenige, die das machen, weil es einfach die letzten Sommer-
ferien sind. Und da überlegt man sich dann schon, fängt man jetzt schon an zu lernen oder 
sonst was.“ (GD IV/ Inga, S.8, Z.15-18) 
„Und so ein privates Praktikum in den Ferien- ich finde, dafür fehlt einfach die Zeit.“ (GD 
IV/ Ian, S.9, Z.4-5) 
als auch die Eltern: 
„Ich fände es schön, wenn mehr Praktika angeboten würden. Also, dass die Jugendlichen 
mehr angehalten werden, sich mehrere, verschiedene Bereiche anzugucken.“ GD V/ Lara, 
S.9, Z.4-5), „Aber ich denke, einen Beruf lernt man am besten kennen, wenn man das rein-
guckt, was die Leute da so machen.“ (GD V/ Lara, S.9, Z.30-31) 
Es wird angenommen, dass mit einer größeren Anzahl an Praktika und anderen Möglichkei-
ten, Berufsfelder sowohl fachtheoretisch als auch berufspraktisch kennenzulernen, die Kom-
petenz der Jugendlichen steigen wird, sich selbst, d.h. ihre individuellen Fähigkeiten und Ei-
genschaften einzuschätzen. Den Jugendlichen stehen bei erfolgreichem Abschluss  der Schule 
und dem Übergang zum Studium oder Berufsleben als Grundausstattung die in der Schullauf-
bahn von ihnen erworbenen Kompetenzen zur Verfügung. Diese Güter können als unabhän-
gige Variablen verstanden werden, welche den jungen Menschen zur Lebensführung bereit-
stehen. Sie beinhalten die Ausstattung, mit der sich die Jugendlichen im Leben behaupten 
können und müssen. (vgl. Gold/ In: Bornkessel u.a. (2011), S.257, 263-264)  
Die SchülerInnen fühlen sich jedoch mit dem Lernstoff der gymnasialen Oberstufe sowie dem 
zeitlichen Umfang, den dieser beansprucht, weitgehend überfordert. Das führt dazu, dass sie 
nicht bereit sind, zusätzliche Zeit zu investieren, um sich mit beruflichen Fragen und Mög-
lichkeiten auseinander zusetzen: 
„Ich denke, der Zeitpunkt sollte schon unmittelbar jetzt sein. Aber nicht so, wie er jetzt zu-
stande kommt. Also, ich finde schon, dass man mehr Zeit braucht und sich auch genauer mit 
dem Thema auseinandersetzen sollte als man es jetzt tut. Ich finde, man hat jetzt einfach zu 
wenig Zeit, sich genau zu orientieren. Man sollte schon früh anfangen, aber jetzt ist es halt 
schlecht.“ (GD II/ Emil, S.7, Z.34-38) 
„Na ja, wie schon gesagt, es ist schon viel in der Schule zu tun. Und da, muss ich ehrlich sa-
gen, habe ich mehr Lust, irgendwie was anderes zu machen, als mich jetzt da hinzusetzen und 
zu überlegen, was soll ich machen.“ (GD V/ Kurt, S.4/Z.19-21), „Also, ich wünschte mir et-
was mehr Zeit, […].“ (GD V/ Kurt, S.8, Z.53) 
„[…] einfach die Zeit fehlt.“ (GD V/ Kian, S.9, Z.22) 
  
 
 163 
 
Interessant ist, dass einige Jugendliche eigene Ideen und Überlegungen einbrachten, wie und 
in welchem Rahmen die schulische Berufsorientierung umgesetzt werden könnte. Das zeigt, 
dass die Bereitschaft, sich mit dem Thema Berufswahl auseinanderzusetzen, doch weitgehend 
vorhanden ist: 
„Ja, also ich würde auch sagen, dass ein weiteres Praktikum sinnvoll wäre. Weil, dann kom-
men die Schüler ja auch ins Gespräch, vielleicht so unter sich und auch mit den Lehrern. Und 
vielleicht… ich weiß nicht. Bei mir war das halt so, dass in der 5.Klasse ein Architekt zu uns 
in die Klasse gekommen ist, in den Matheunterricht. Und daher kommt das. Also, vielleicht 
könnte man mehr solche Veranstaltungen machen. Ich weiß nicht, aber schon in der Grund-
schule so Berufe zeigen oder so. Ja, und wenn man so eine Vorstellung hat, wünscht man sich 
natürlich schon Unterstützung, dass man da nicht so alles alleine raussuchen muss. Aber so-
weit bin ich ganz glücklich.“ (GD IV/ Ines, S.8, Z.30-37) 
„[...] Es wird zwar allgemein immer was gesagt, was die Möglichkeiten sind. Aber es wäre 
einfach, wenn die das aufteilen würden, in Gruppen- naturwissenschaftlich, sprachlich- lite-
rarisch, künstlerisch – irgendwie so etwas und dann halt noch gesellschaftlich, also, dass das 
halt alles so aufgeteilt ist. Und dass man daraus dann sagt, wo dann die Möglichkeiten liegen. 
Denn ich denke, jeder hat schon mal eine klare Ahnung, was er auf gar keinen Fall machen 
möchte und dann vielleicht die grobe Richtung. Und dann halt schon ein paar Beispiele an-
geben, weiß ich, so fünf Minuten, dass die Berufe dann vorgestellt werden und man dann 
weiß: „Oh ja, das hört sich interessant an.“ Und dass man einen Anhaltspunkt hat, womit 
man sich dann noch mal beschäftigen kann.“ (GD V, S.9, Z.19-29) 
Fraglich ist, ob seitens der Schulen immer der richtige Weg eingeschlagen wird, die Jugendli-
chen entsprechend ihres Alters, ihres Entwicklungsstandes sowie ihrer derzeitigen Lebenssi-
tuation auch zu erreichen und zu motivieren, sich intensiver mit dem Berufswahlthema ausei-
nanderzusetzen. Eine Mutter beschreibt die Situation, in welcher sich die Jugendlichen zu die-
sem Zeitpunkt befinden, folgendermaßen: 
„[…] gibt es doch schon genug zu tun, denn jetzt 11., 12.Klasse, da geht ja schon alles auf 
das Abitur zu. Und dann kommt bei vielen noch der Führerschein dazu, eventuell noch die 
erste Freundin, der erste Liebeskummer, was weiß ich, das wird alles ein bisschen gedrängt.“ 
(GD V/ Lisa, S.8, Z.31-34) 
Für die Eltern scheint der Zeitpunkt der Berufswahl im Jahrgang 11 (und zum Teil auch in der 
Klasse 12) verfrüht, sie sehen ihre Kinder in diesem Moment aus Altersgründen nicht in der 
Lage, eine optimale Berufswahlentscheidung treffen zu können. Hierbei kommt wiederum die 
Problematik des sogenannten „Turbo- Abiturs“ zum Tragen: 
„Ich denke, es hängt auch viel zusammen mit dem fehlenden Jahr. Sie sind einfach zu jung, 
um eine berufliche Entscheidung treffen zu können.“  (PT/ Babs, S.5, Z.14-15) 
„Da fehlt dann doch das eine Jahr, nicht?! [...] Irgendwie ist das dann doch noch etwas früh, 
in den Beruf einzusteigen.“ (GD I/ Dalia, S.9, Z.34-36) 
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„Und ich finde vom Alter her ist es in der 11.Klasse eigentlich schon fast zu spät. Aber, wenn 
man es eher macht, ist es zu zeitig, weil ja die jungen Leute noch gar nicht so weit sind im 
Kopf. Weil die ja immer jünger werden quasi. Also, es ist schon ein Spagat, aber ich finde es 
schon wichtig, wenn man sich Gedanken macht, wie es nach der Schule weitergehen soll.“ 
(GD II/ Freia, S.4, Z.21-25) 
 „Nun ja, wir haben halt nach 13 Jahren Abi gemacht. Ich war ein Jahr älter, als ich zur 
Schule  gekommen bin. Das sind schon zwei Jahre Unterschied.“ (GD V/ Lisa, S.8, Z.1-2) 
7.2.3. Berufswahlbereitschaft versus Zeit 
Untersucht man die Motivation der Jugendlichen, sich mit dem Thema Berufswahl auseinan-
derzusetzen, wird deutlich, dass die Mehrzahl der angehenden AbiturientInnen nicht bereit ist, 
sich zu DEM Zeitpunkt, in Klasse 11, also ca. ein Jahr vor dem Erreichen des Schulabschlus-
ses, mit Fragen, die Berufswahl betreffend, auseinanderzusetzen:  
„[…], aber eigentlich möchte ich noch gar nicht darüber reden, weil […] eigentlich ist mir 
das alles noch viel zu früh.“ (GD I/ Cille, S.9, Z.28-30) 
„Und, na ja, mir ist das irgendwie noch alles ein bisschen früh im Moment.“ (GD I/ Cady, 
S.3, Z.12-13) 
„Also, es ist eigentlich nicht mehr so lange hin, aber man will davon erst einmal nichts wis-
sen.“ (GD II/ Elli, S.8, Z.15-16) 
„[…], nee, das muss jetzt nicht sein.“ (GD II/Elko, S.6, Z.49) 
Damit lehnen sie den Zeitpunkt ab und blenden das Thema vorerst für sich aus. Andere Ju-
gendliche versuchen, Zeit zu gewinnen, indem sie eine Entscheidung hinsichtlich einer Über-
brückung treffen. Auch diese Jugendlichen beschäftigen sich nicht wirklich in dem delektier-
ten Moment mit dem Thema Berufswahl, sondern zögern durch die Überbrückung die Be-
rufswahlentscheidung hinaus: 
„Ich weiß, dass das unrealistisch ist, aber für mich kommt nach der Schule nicht gleich der 
Beruf. Ich brauche erst einmal ein bisschen Zeit für mich dann.“ (GD I/ Cady, S.3, Z.13-15)  
„Und danach kann ich mir immer noch überlegen, was ich machen möchte […]. Das ist für 
mich selber auch zu jung, ehrlich gesagt, um gleich ein Studium zu machen. […] Und wenn 
ich dann ein FSJ mache und vielleicht noch eine Ausbildung, dann bin ich schon 22. Und ich 
glaube, dann kann ich mich auch viel besser orientieren.“ II/Egon, S.4, Z.43-48 
„[…] weil man sich einfach noch gar nicht so damit beschäftigen will. (GD II/ Elsa, S.8, 
Z.49-50) 
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„[…] ja ich hoffe nur, dass ich das nachher nicht bereue, dass ich das so früh gewählt habe 
[…]. lieber ein bisschen Zeit lassen und dann das Richtige wählen.“ (GD V/ Karl, S.10, Z.2-
4) 
An dieser Stelle muss sich mit der Frage auseinandergesetzt werden: „Wann ist der richtige 
Zeitpunkt für die Berufswahl?“. Dabei gilt es, folgende organisatorische Faktoren zu beach-
ten: 
1. Die Bewerbung für die verfügbaren Bildungsgänge nach dem Schulabschluss ist an be-
stimmte Fristen gebunden, welche eine starre, nicht beeinflussbare Vorlage bilden. Grund-
sätzlich kann davon ausgegangen werden, dass eine Bewerbung für eine betriebliche Aus-
bildung oder einen dualen Studienplatz ca. ein Jahr vor Beginn des Bildungsganges voll-
zogen werden muss. Bei der Bewerbung um einen Studienplatz erfolgt die Bewerbung in 
der Regel unmittelbar nach dem Abitur, wobei hier hervorgehoben werden muss, dass auch 
diese Zeitspanne meist sehr kurz bemessen ist (in der Regel einige Tage bis zu zwei Wo-
chen).  
2. Grundsätzlich kann davon ausgegangen werden, dass sich bereits ab Jahrgangsstufe 8 mit 
Berufswahlthemen auseinandergesetzt wird. Somit kann der Zeitpunkt in Klasse 11 nicht 
als DER Startschuss für die Berufswahl betrachtet werden, sondern vielmehr als ein Mo-
ment, in welchem sich bisherige Bemühungen und Erkenntnisse zu einem Ergebnis for-
mieren sollten. 
3. Die Einführung des so genannten Turbo- Abiturs (G8) erfolgte u.a. aufgrund der vermehr-
ten Nachfrage seitens der Wirtschaft, frühzeitig Arbeitskräfte zu gewinnen und damit das 
Arbeitskräftepotential optimal aufrechterhalten zu können. 
Die Jugendlichen lehnten den Zeitpunkt in Klasse 11 zwar weitgehend ab, jedoch war ihnen 
dabei zum Teil auch bewusst, dass bestimmte Faktoren die Berufswahlentscheidung fordern 
bzw. dass der Berufswahlprozess ein bestimmtes zeitliches Intervall aufweist: 
„[…], weil es ja so eine zeitliche Begrenzung gibt bei den Bewerbungen und so, soll ich da 
schon mal etwas konkreter werden.“ (GD IV/ Ilai, S.5, Z.33-35) 
„Natürlich muss man die Zeit selbst für sich finden. Und dann vielleicht auf die Dinge ver-
zichten, um die Zeit zu haben, sich darum zu kümmern “ (GD II/ Egon, S.7, Z.40-41) 
„Und man macht sich ja immer schon Gedanken, aber in der 10. habe ich auch gedacht: „Ja, 
ich habe ja jetzt noch zwei Jahre. Und das ist jetzt erst so, dass ich merke: Oh, das ist schon 
nächstes Jahr! Ich denke, dass das bei Kindern ganz plötzlich kommt.“ (GD IV/ Inga, S.4, 
Z.27-30) 
Viele Jugendliche setzen sich über die Problematik „G8“ hinweg und nutzen ein individuelles 
13.Jahr, um sich in diesem, sich neu entwickelten Zeitraum mit dem Thema Berufswahl aus-
einanderzusetzen:  
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„Ich habe das Gefühl, dass extrem viele noch nicht wissen, was sie später mal machen wol-
len. Gerade jetzt im 12er Jahrgang. Die haben noch keinen Plan, an welcher Hochschule o-
der so sie sich dann bewerben sollen. Und viele machen dann auch erst einmal ein Freiwilli-
ges Soziales Jahr oder so.“ (GD II/ Elsa, S.4, Z.27-30) 
 „Aber der optimale Zeitpunkt ist, denke ich, wenn ich durch bin mit dem Abitur.“ (GD II/ 
Egon, S.7, Z.41-42) 
Dieser Entschluss wird ebenfalls, wie bereits erwähnt, von den Eltern nicht nur wohlwollend 
angenommen, sondern auch von ihnen weitgehend unterstützt und mitgetragen:  
„Und momentan haben sie nicht so die Zeit dazu, sich dem hinzugeben, wofür sie brennen. 
Ich denke, wofür sie gerade nicht brennen, das ist gerade die Schule. Mein Sohn hat gesagt, 
was er nicht will, ist, gleich nach der Schule zu studieren, dieses Lernding weiterzumachen. 
Wofür ich vollstes Verständnis habe. Die Belastung ist hier echt hoch, dieses Zwölfer-Abi. Die 
haben doch keine Zeit, sich mal darüber auszutauschen, was es denn noch so alles Schönes 
gibt auf dieser Welt außer die ganzen Schulthemen.“  (GD II/Falk, S.3, Z.40-46) 
„Die Jugendlichen brauchen mal wieder ein bisschen Platz. Die sollen nicht nur funktionie-
ren, sondern sie sollen auch mal die Zeit haben, sich auszuprobieren.“  (GD II/Finn, S.3, 
Z.48-49) 
„Also, ich sehe das auch eher so, dass viel zu wenig Zeit ist, seine Erfahrungen zu machen, 
das Kind- sein auszuleben und seine Erfahrungen auch zu sammeln.“ (GD II/Falk, S.4, Z.50-
51) 
„Ich denke auch, dass das vom Alter her schon besser ist. Ich meine, dann sind sie so 17, 18. 
Und überhaupt – die werden ja von ihren beruflichen Möglichkeiten erschlagen. Und dann 
die ganze Zeit für die Recherche finden! zustimmendes Gemurmel der Eltern (GD II/ Freia, 
S.7, Z.50-52) 
Damit wird deutlich, dass die Jugendlichen zum Zeitpunkt der Oberstufe in großem Maße 
nicht bereit sind, Berufswahlentscheidungen zu treffen. Diese Abwehrhaltung wird seitens der 
Eltern unterstützt. Setzt man jedoch die Berufswahlbereitschaft ins Verhältnis zur Entschei-
dungsfähigkeit, stellt sich die Frage, ob die Ursache für die fehlende Bereitschaft, sich mit 
dem Thema Berufswahl auseinander zu setzen, in der unzureichenden Fähigkeit liegt, sich mit 
der Berufswahlentscheidung adäquat auseinandersetzen zu können. In diesem Rahmen wäre 
es maßgeblich, dass die Entscheidungsfähigkeit die Berufswahlbereitschaft unmittelbar beein-
flusst. Betrachtet man die zentralen Berufswahlfaktoren nach Hirschi und Läge (siehe 1.1.2.), 
welche die Berufswahlbereitschaft anregen, scheinen die Faktoren der Person, insbesondere 
die Berufswahl- und arbeitsmarktlichen Kompetenzen, d.h. Kenntnisse über die Berufs- und 
Arbeitswelt, Gelegenheiten, Interessen und Fähigkeiten auszuprobieren und dadurch zu hin-
terfragen, in der Schule nicht ausreichend entwickelt zu werden. Wie die Jugendlichen be-
mängeln auch die Eltern das Nichtvorhandensein relevanter Informationen: 
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„Ich finde mich nicht gut informiert, ich weiß gar nicht so recht, was es Neues gibt.“  (PT/ 
Bora, S.6, Z.12) 
„Man muss sich um alles selber kümmern.“ (PT/ Ben, S.6, Z.15) 
„Ich muss sagen, dadurch, dass ich nun kein Abitur habe, fehlt mir so der Blick dafür, welche 
beruflichen Möglichkeiten er überhaupt hat. Ich persönlich bräuchte da Impulse von außen, 
Beratung oder so, von außen. (GD I/ Dolf, S.6, Z.17-19) 
„Die Jugendlichen sind reif, aber auch noch nicht so reif. […] Die haben noch nicht die Reife 
und die Erfahrung, wie es auf dem Markt tatsächlich aussieht, wie die Tätigkeiten, wie die 
Palette der Tätigkeiten im Betrieb und im Beruf aussieht.“ (GD V/ Lynn, S.8, Z.6-9) 
Damit wiederum weisen auch die Faktoren der Umwelt, hier die soziale Unterstützung der El-
tern, Defizite auf, die sich möglicherweise in ihrem Verhalten, das Hinauszögern der Berufs-
wahlentscheidung auf einen späteren Zeitpunkt seitens der Jugendlichen zu befürworten, wi-
derspiegeln. Das Verhältnis Eltern- Kind (Jugendlicher) wird im nächsten Kapitel (siehe 
III/b.) einer intensiveren Untersuchung unterzogen. 
8. Fazit zur Berufswahlbereitschaft und 
zur Entscheidungsfindung 
Heine, Spangenberg und Willich (Auswertung HIS-Studie, 2007), welche sich intensiv mit 
der Entscheidungsfindung von AbiturientInnen auseinandersetzen, unterteilen den Berufs-
wahlprozess in sechs Entscheidungsphasen (vgl. Spangenberg u.a./In: Asdonk u.a.: (2013), 
S.169-177): 
1. Anregungsphase 
2. Suchphase 
3. Auswahl- und Optimierungsphase 
4. Realisationsphase 
5. Kontrollphase 
6. Selbstreflexionsphase 
Dabei sind für den hiesigen Forschungsansatz die ersten beiden Phasen relevant, weshalb im 
weiteren Verlauf anhand dieser Sachverhalte die bisherigen Erkenntnisse verdeutlicht werden. 
In der Anregungsphase ist der erste Schritt auf dem Weg zur Studienentscheidung das Er-
kennen einer Entscheidungsnotwendigkeit. Hierbei ist der Zeitpunkt relevant, an dem die Be-
rufswähler tatsächlich erkennen, dass eine konkrete Entscheidung zu treffen bzw. ein mehr 
oder weniger systematischer Weg zu dieser Entscheidung hin beschritten werden muss. Wann 
beginnen angehende AbiturientInnen, sich aktiv und konkret mit dem Übergang von der 
Schule in den weiteren Bildungs- und Berufsweg auseinanderzusetzen? Laut der HIS-Studie 
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von 2006 informierten sich lediglich 12 Prozent der befragten SchülerInnen (bereits vor dem 
Eintritt in die gymnasiale Oberstufe über ihre Studien- und Ausbildungsalternativen. Für mehr 
als zwei Fünftel der Befragten (43%) war dies zumindest zu Beginn der Oberstufe Thema. 
Knapp die Hälfte der Befragten (40%) jedoch beschäftigt sich erst im 12. Schuljahr, also un-
mittelbar vor oder gar nach dem Erwerb des Abiturs mit diesen Fragen. Fünf Prozent haben 
sich ein halbes Jahr vor Schulabschluss noch nicht konkret mit dem Thema Berufswahl ausei-
nandergesetzt.  
 
Abb.: Spangenberg u.a./ In: Asdonk u.a. ebd., S.170 
Die Ergebnisse der Befragung decken sich mit den Aussagen der Jugendlichen in den durch-
geführten Gruppendiskussionen. Auch hier wurde deutlich, dass viele Jugendliche es versäu-
men, sich mit der Thematik auseinanderzusetzen. Diese Auseinandersetzung beinhaltet zum 
einen die Motivation, ergo die Bereitschaft, sich für das Thema zu begeistern, sowie ein Akti-
onismus, was bedeutet, dass auch aktiv Handlungen im Hinblick auf die Berufswahl vollzo-
gen werden.  
In der HIS-Studie wurde darüber hinaus ein Blick auf den Informationsstand ein halbes 
Jahr vor Erwerb der Hochschulreife geworfen. Bei dieser Umfrage fühlte sich nicht einmal 
jede/r dritte Studienberechtigte hinreichend auf die anstehende Bildungsentscheidung vorbe-
reitet. Zwei Fünftel fühlten sich zumindest teilweise, ein knappes Drittel kaum oder gar nicht 
hinreichend vorbereitet.  
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Abb.: Spangenberg u.a./ In: Asdonk u.a. ebd., S.172 
Heine & Co. fanden zudem heraus, dass sich vor allem beim Eintritt in die Suchphase die 
Studienberechtigten mit Sorgen belastet fühlen, welche mit der Komplexität der Entschei-
dungssituation in direktem Zusammenhang stehen. Dabei bereitet es einem Großteil der Schü-
lerInnen Schwierigkeiten, die schwer überschaubare Zahl der sich nach dem Schulabschluss 
bietenden Möglichkeiten (46%) mit den eigenen Fähigkeiten (35%) und den eigenen Interes-
sen (29%), über die zu diesem Zeitpunkt häufig noch Unklarheit besteht, in Einklang zu brin-
gen. Nur ein kleiner Teil der Befragten (7%) gibt an, im Hinblick auf die Entscheidungsfin-
dung keinerlei Schwierigkeiten  oder Probleme zu haben (ohne Abb./ vgl. Spangenberg u.a./ 
In: Asdonk u.a. ebd., S.171-172). Damit zeigt sich hier wie auch bei der hiesigen Befragung 
der Jugendlichen deutlich, dass ein Zusammenhang besteht zwischen  dem Gefühl des „Über-
fordertseins“ und der Vielzahl der sich bietenden Berufs- und Bildungsalternativen sowie der 
Unsicherheit bezüglich der eigenen Interessen. Im Fokus steht dabei, in einem ersten Schritt 
die erforderlichen, berufswahlrelevanten Informationen zu sammeln und in einem zweiten 
Schritt diese Informationen auf das Wesentliche und zur Entscheidung führende zu reduzie-
ren. Damit wird die Informiertheit sowie die Forderung nach einem konkreten Suchverhalten 
nach für den/die RollenträgerIn wichtigen Informationen, welche die Entscheidung prägen 
können, sie aber nicht ersetzen, zu einem wesentlichen Bestandteil des Berufs-
wahl(entscheidungs-)prozesses. Dieses Suchverhalten wiederum ist geprägt von der Forde-
rung an den/die BerufswählerIn, die Informationen zu suchen, aber auch anzunehmen. (vgl. 
Beinke (c) (2006), S.39) 
Chaberny (1979), zit. n. Beinke u.a. (1993) geht von fünf Bedingungen aus, welche bei der 
Informationssuche Beachtung finden sollten und bei dessen Realisierung die Wirksamkeit der 
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Informationsverarbeitung steigern.17 Dabei wird deutlich, dass bei der Gestaltung des Infor-
mationsvorganges Struktur und Umfang der Information/en mit der Aufnahmefähigkeit und 
Aufnahmebereitschaft der Adressaten korrespondieren müssen (Sender- Empfänger- Modell). 
Wie bereits erwähnt, kann eine Vermehrung der Informationsfülle die Chance behindern, die 
Informationen zu bewältigen. Da die Informationsnachfrage im Vergleich zur Informations-
versorgung jedoch als der eigentliche Problembereich angenommen wird, erscheint es wenig 
sinnvoll, die Informationsversorgung auszuweiten, wenn nicht gleichzeitig auch auf die In-
formationsnachfrage und deren Verarbeitung Einfluss genommen wird. Der zunehmenden In-
formationsflut muss eine steigende Informationsverarbeitungskapazität entgegentreten. Es 
muss also darum gehen, eine bedarfsgerechte Versorgung mit Informationen zu erreichen. Zur 
Optimierung der Entscheidungsqualität wird es im weiteren Verlauf des Entscheidungspro-
zesses wichtig, dass die Informationsversorgung und die Informationsnachfrage in einem 
ständigen Interaktionsprozess stehen. Dabei sollte die Versorgung mit Informationen wiede-
rum von der Nachfrage gesteuert werden. (vgl. Beinke u.a. (b) (2011), S.44-45, 66,69) 
Zusammengefasst zielt das Berufswahlverhalten auf eine Art Involvement, eine Kombination 
aus Motivation und Aktionismus, ab mit dem  Ziel, eine gut durchdachte Entscheidung hin-
sichtlich der eigenen Berufswahl treffen zu können. Dabei tritt der Prozesscharakter der Be-
rufswahl wegweisend in den Vordergrund. Es geht darum: 
– die Motivation, sich mit dem Thema Berufswahl auseinanderzusetzen, 
– die Wissensaneignung: die Informiertheit über berufskundliches Material 
– die Selbsteinschätzung und Reflektion: die Fähigkeit, das angeeignete Wissen mit den in-
dividuellen Interessen zu verbinden und zu reflektieren sowie  
– die Entscheidung schlussendlich treffen. 
Hervorgehoben soll an dieser Stelle die Komplexität und wahrgenommene starke Relevanz 
der Emotionen und der dadurch ausgelösten Verhaltensweisen im Berufswahlprozess. Bandu-
ra (1997) und Fuchs (2005) sprechen in diesem Zusammenhang von einem Konzept der 
Selbstwirksamkeit. Dabei ist der entscheidende Erfolgsfaktor für menschliches Handeln we-
niger das tatsächliche Vorhandensein kognitiver (z.B. sprachlicher und mathematischer) Fä-
higkeiten, sondern vielmehr die persönliche Überzeugung, aus eigener Kraft etwas bewirken 
zu können. Dieses Konzept umfasst drei Dimensionen: 
  
                                                             17 1. Die hohe Komplexität der Arbeitsteilung in unserer heutigen Gesellschaft lässt eine vollständige Informati-
on über alle relevanten Berufsalternativen nicht zu. 2. Informationen haben für das individuelle Entscheidungs-
verhalten nur jeweils eine subjektive Relevanz, sie werden nur selektiv aufgenommen. 3. Die Menge an Verar-
beitung von Informationen steht in keinem Zusammenhang mit dem erzielten Nutzen. Ein Mehr an Informatio-
nen führt nicht notwendigerweise dazu, dass auch bessere Entscheidungen getroffen werden. Es gibt vielmehr 
eine begrenzte Aufnahme- und Verarbeitungsfähigkeit für Informationen in Entscheidungssituationen. 4. Das in-
dividuelle Entscheidungsmodell verhält sich ziemlich resistent gegenüber neuartigen, insbesondere für die Per-
son ungünstigen Informationen. 5. Manche Informationen werden auch dann nicht genutzt, wenn sie leicht zu-
gänglich sind. Die Nutzung von Informationsquellen ergibt sich noch nicht allein aus der Kenntnis ihres Vor-
handenseins. (vgl. Beinke u.a. (a) (1993), S.13-14)  
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Beliefs: d.h. das Vertrauen in die eigenen Fähigkeiten bzw. die Überzeugung von der eigenen 
Wirksamkeit. Dabei speist sich das Vertrauen zum einen aus der persönlichen Einschätzung 
der Fähigkeit ein bestimmtes Ziel zu erreichen, zum anderen aus rationalen Überlegungen, die 
man hinsichtlich der Erfolgsaussichten seiner eigenen Handlung macht. Wirksamkeitsein-
schätzungen fallen dabei unterschiedlich aus- je nach Schwierigkeitsgrad der zu bewältigen-
den Situation, Stärke und Verallgemeinerungsgrad der Einschätzung. 
Capabilities: sind zum einen Fähigkeiten, d.h. eine Gesamtheit von Kenntnissen und Einstel-
lungen, die ein Mensch in Lern- und Erfahrungsprozessen erworben hat, zum anderen Kom-
petenzen, d.h. eine bestimmte Kombination von Fähigkeiten, die eingesetzt werden, um eine 
bestimmte Handlung zu realisieren. 
Given Attainments: die sich selbst gesetzten Ziele und die für sich selbst angenommenen 
Herausforderungen. Ziele setzen zu können beruht auf der Fähigkeit, Vorstellungen von der 
Zukunft oder Erwartungen an die Zukunft formulieren zu können. Der Antrieb zum Handeln 
liegt in der Erwartung von Zufriedenheit, wenn das Ziel erreicht wird bzw. in dem Bestreben, 
Unzufriedenheit zu vermeiden, wenn das Ziel nicht erreicht wird.   
Diese Selbstwirksamkeitserwartungen sind eine der wichtigsten Ressourcen zur Bewältigung 
von Entscheidungssituationen im Lebenszyklus. Ein selbstwirksamer Mensch ist in der Lage, 
sein inneres Potential mit den Anforderungen seiner sozialen Umwelt besser in Einklang zu 
bringen- eine wichtige Voraussetzung, seinen schulischen, beruflichen und privaten Heraus-
forderungen gerecht zu werden. (Bornkessel u.a. (2011), S.157-158)  
Es wird jedoch davon ausgegangen, dass nicht nur der Glaube an die eigenen individuellen 
Fähigkeiten über Erfolg oder Misserfolg entscheiden, sondern auch die sozialen Zusammen-
hänge und Beziehungen eines Menschen und die auf dieser Basis zur Verfügung stehenden 
sozialen Ressourcen. Dieses Beziehungsgeflecht, insbesondere die Beziehung des berufswäh-
lenden Jugendlichen zu seinen Eltern wird Gegenstand des folgenden Kapitels.  
III/b) Berufswahl im Beziehungsgeflecht zwischen Eltern und ihren Kindern 
„Kinder brauchen für eine gute Entwicklung mindestens einen Menschen, der verrückt 
nach ihnen ist“. (vgl. Bronfenbrenner/ In Bertram u.a. (2011), S.15) 
Ausgehend von der theoretischen Darstellung der heutigen Familie (siehe 1.4.3.) ergeben sich 
für die Untersuchung des Beziehungsgeflechtes zwischen Eltern und ihren Kindern hinsicht-
lich des Berufswahlprozesses folgende Fragestellungen, welche im Folgenden einer einge-
henden Analyse unterzogen werden sollen: 
1. sozialer familiärer Hintergrund sowie Bildungshintergrund der Eltern 
Grundsätzlich wird davon ausgegangen, dass Eltern den Berufswahlprozess ihrer Kinder initi-
ieren, indem sie sie zur Auseinandersetzung und Exploration mit beruflichen Optionen ermu-
tigen. 
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– Inwieweit spielen die expliziten und impliziten Erwartungen der Eltern an die Ausbildung 
und die Berufstätigkeit ihrer Kinder eine zentrale Rolle? 
Die Eltern unterstützen ihr Kind als Vorbild. Sie leben vor, wie sie sich selbst mit Aus- und 
Weiterbildungsoptionen und der Berufswelt auseinandersetzen, wie aktiv sie sich beruflich 
engagieren und mit ihrem Kind Freizeit verbringen. Auf diese Weise bilden die Eltern eine 
Art Brücke zur Arbeitswelt. (vgl. Brüggemann u.a. (2013), S.204)  
– Stehen der Status und das Prestige des anzustrebenden Berufs in einem Zusammenhang zu 
dem beruflichen Status bzw. dem Bildungshintergrund der Eltern? 
– Lassen sich die Jugendlichen von den Berufen ihrer Eltern beeinflussen, inwieweit ist hier 
ein maßgeblicher Einfluss spürbar? 
 
2. Die Familie als Verhandlungsfamilie  
Die Erziehung und Sozialisation in den Familien ist durch die veränderten Familienformen 
zwar in Stil und Inhalt betroffen, aber sie findet nach wie vor in einer emotionalen und sozia-
len Intensität statt, wie es in keiner anderen Sozialisationsinstanz möglich ist. Die Beziehun-
gen zwischen Eltern und Kindern werden nach wie vor als eng und vertrauensvoll angenom-
men. (vgl. Hurrelmann u.a. (2012), S.144-145) Dennoch wird in der Literatur von einem fa-
miliären Prozess der Entmachtung gesprochen. Die Familien sind immer kleiner geworden 
und die Stabilität der Familie ist schwächer geworden (Scheidungsraten, Vorphasen der Ehe). 
Die Erziehungsziele haben sich von Gehorsamkeitserwartungen hin zu Selbständigkeitsan-
sprüchen bewegt. Parallel dazu ist die emotionale Bedeutung der Kinder gestiegen. Eltern 
ziehen Kinder weniger aus instrumentellen Gründen groß, etwa aus Gründen der Altersvor-
sorge und der Mithilfe bei der Arbeit, sondern der psychologische Erlebniswert, Kinder zu 
haben, ist in den Vordergrund getreten. Damit scheint es, dass immer mehr Eltern die Ent-
wicklung ihrer Kinder aktiv begleiten können und wollen. Das Eltern- Kind- Verhältnis hat 
sich gewandelt, es ist partnerschaftlicher, argumentativer und transparenter geworden. Eltern 
betonen die Freiheit und Selbständigkeit ihrer Kinder. (vgl. Fend (2000), S.148, 271) 
–  Wird in der Familie kommuniziert? 
– In welchem Umfang? 
– Wie macht sich diese Entwicklung (Verhandlungsfamilie) im Entscheidungsprozess der Be-
rufswahl bemerkbar? 
– Werden dadurch mögliche Ablöseprozesse behindert oder unterstützt? 
– Ist eine Erwartungshaltung bei den Eltern beobachtbar? 
 
3. Das Einflussverhalten der Eltern 
Die Elternberatung kann sich in Anregungen äußern, indem Eltern konkrete berufliche Ideen 
formulieren oder auf Informationen und Ausbildungsgänge hinweisen. Sie können im Alltag 
auf Berufsfelder hinweisen, Informationsquellen für die Berufsfindung nennen und mit ihren 
Kindern verschiedene Ausbildungsgänge und berufliche Optionen besprechen. Die Elternbe-
ratung kann aber auch die Form der direktiven Anleitung erhalten. Eltern können verlangen, 
dass Jugendliche mit bestimmten Strategien Lehrstellen suchen, finanzielle und organisatori-
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sche Rahmenbedingungen der Ausbildung definieren oder berufliche Anforderungen durch-
setzen. (vgl. Brüggemann u.a. ebd., S.203)  
– Inwiefern ist in diesem Rahmen ein Einflussverhalten seitens der Eltern spürbar?  
– Ist ein Einfluss direkt oder indirekt, bewusst oder unbewusst erkennbar?  
– Wird seitens der Eltern Druck aufgebaut?  
– Wie verhalten sich die Jugendlichen in entsprechenden Situationen? 
Eltern vermitteln wichtige emotionale Ressourcen im Berufsorientierungsprozess, sie können 
ihre Kinder bei Überforderung oder nach Misserfolgen wie Bewerbungsabsagen trösten und 
professionelle Unterstützung vermitteln, sie können durch Zuspruch und Optimismus den 
Selbstwert ihrer Kinder erhöhen und zu einer aktiven und selbstbewussten Auseinanderset-
zung mit beruflichen Optionen ermutigen. (vgl. Brüggemann u.a. ebd., S.204)  
– Inwiefern, wie und in welchem Umfang kann dieses Verhalten seitens der Eltern beobachtet 
werden?  
– Wie reagieren die Jugendlichen? 
 
4. Das Beziehungsgeflecht der Eltern: Vater- und Mutterrolle 
In der heutigen Gesellschaft sind die Mutter und der Vater als zumeist auch leibliche Eltern in 
den meisten Fällen die Vertrauenspersonen für ihre Kinder. Dabei ist rechtlich verankert, dass 
beide Elternteile gemeinsam für die Erziehung und Entwicklung des Kindes verantwortlich 
sind.   
– Welche Aufgaben haben die Familienmitglieder im Berufswahlprozess? 
– Welche Bedeutung haben Mutter und Vater im Berufswahlprozess?  
– Wie gleichberechtigt bzw. mit welchen „Aufgaben“ gehen Mutter und Vatertatsächlich in 
den Berufswahlprozess ihrer Kinder? 
– Wie verhalten sich Mütter zu ihren Töchtern/Söhnen, Väter zu ihren Töchtern/Söhnen? Sind 
Unterschiede im Umgang erkennbar? 
– Wie reagieren die Jugendlichen auf die verschiedenen Elternteile?  
5. Weitere Interaktionspartner 
War in der traditionellen Gesellschaft die Familie das Zentrum des Überlebens, so sind in der 
Moderne viele Funktionen an staatliche Institutionen gefallen, so dass Familien nur noch 
Kommunikationsraum für den Austausch von Gefühlen zu sein scheinen. Andererseits ist die 
kommunikative Binnen- und Außenstruktur dichter geworden, es wird innerhalb der Familie 
und vor allem mit assoziierten Freunden mehr geredet. Einladungen über die Verwandt-
schaftsnetze hinaus sind häufiger geworden. 
– Inwiefern interagieren andere Personen den Berufswahlprozess? 
– In welchem Umfang? Inwieweit ist das spürbar? 
– Wie reagieren die Jugendlichen auf die anderen Interaktionspartner?  
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9. Berufs- und Bildungsstand der Eltern 
Kinder erleben ihre Eltern auch als Berufstätige, als Arbeit Suchende, als Erwachsene, die 
weiterlernen oder sich zur Ruhe setzen. Einstellungen und Werte zu Beruf und Arbeit, die El-
tern ihren Kindern vermitteln, verbinden sich mit dem, wie Kinder ihre Eltern in Berufs- und 
Arbeitsrollen erleben. (vgl. Puhlmann (2005), S.2) Anschließend soll untersucht werden, in-
wiefern und in welchem Umfang die Erfahrungen, Handlungs- und Gestaltungs-möglich-
keiten der Eltern die Haltungen, Einstellungen und Erwartungen der Kinder in Bezug auf ihre 
Berufswahl beeinflussen.  
9.1. Die Vergangenheit der Eltern 
Im Rahmen der Gruppendiskussionen wurden statistische Daten zum Bildungs- und Berufs-
hintergrund der teilnehmenden Elternteile abgefragt. Nach Auswertung dieser Angaben nah-
men 45 Mütter und Väter teil, davon absolvierten: 
– 18 Personen die mittlere Reife und 
– 27 Personen das Abitur, 
– 23 Personen eine Ausbildung und 
– 22 Personen ein Studium. 
Damit hatten 60% der Erwachsenen den gleichen Bildungsabschluss wie ihre Kinder (in ab-
sehbarer Zeit anstreben). Knapp die Hälfte der Eltern und 81,5% der AbiturientInnen nutzte 
darüber hinaus die Hochschulreife aus, um ein Studium zu absolvieren. Damit sollten die Er-
fahrungswerte der Eltern, welche sich aus ihren Schul- und Bildungsabschlüssen ergeben, für 
die Jugendlichen durchaus nachvollziehbar und im Rahmen gleicher bzw. entsprechend des 
Bildungsabschlusses sich ergebender ähnlicher Möglichkeiten verwertbar sein. 
Deutlich wurde, dass die meisten Jugendlichen das Bestreben angaben, nach dem Abitur ein 
Studium zu absolvieren (siehe 7.1.), dabei hoben sie ihre Entscheidung mit Worten wie „auf 
jeden Fall“ hervor: 
„Also ich möchte auf jeden Fall studieren.“ (GD PT/ Ada, S.6, Z.1) 
„Ich habe das Gefühl, dass ich studieren müsste, sonst wäre es eine Verschwendung vom Abi-
tur,[…]“. (GD PT/ Andy, S.6, Z.3-4 
Unterschiede zum Bildungsniveau ihrer Eltern betonten die Jugendlichen ebenfalls unmiss-
verständlich mit Worten wie „sicher“ und „ganz andere“. Dies wirkt wie der Wunsch nach ei-
ner deutlichen Abgrenzung zu dem niedrigeren Bildungsniveau der Eltern und nach einem 
Hervorheben des eigenen Könnens und der damit einhergehenden persönlichen Bildungssi-
tuation: 
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„Ich meine, uns geht es gut und ein Millionär muss ich auch nicht werden. Aber […] ein biss-
chen mehr kann es schon sein.“ (GD PT/ Andy, S.7, Z.4-6) 
 „Und, sicher, ich habe mit dem Abitur einen anderen Berufsweg als Du.“ (GD I/ Carlo, 
S.6/Z.11-12) 
„Ich denke, teilweise haben wir auch andere Möglichkeiten. Also, wenn unsere Eltern viel-
leicht nur einen Realschulabschluss haben, haben wir mit dem Abi ja ganz andere Möglich-
keiten.“ (GD IV/ Inga, S.6, Z.42-44) 
Möglich ist aber auch, dass mit den erweiterten und verbesserten Ausbildungs- und Berufs-
chancen die Jugendlichen in der heutigen Zeit unter einem größeren Erwartungsdruck stehen, 
dass sie diese Chancen auch ergreifen sollen und realisieren müssen. 
Die Eltern reagierten bei dem Vorhandensein eines geringeren Bildungsniveaus unsicher 
und verhalten, fokussierten dabei aber immer wieder das höhere (bessere) Bildungsniveau ih-
res Kindes: 
„Ich muss sagen, dadurch, dass ich nun kein Abitur habe, fehlt mir so der Blick dafür, welche 
beruflichen Möglichkeiten er überhaupt hat. Ich persönlich bräuchte da Impulse von außen, 
Beratung oder so, von außen.“ (GD I/ Dolf, S.6, Z.17-19) 
„Einfach, weil ich keine Ahnung habe von so was, also, was es so an Möglichkeiten gibt.“ 
(GD IV/ Jane, S.7, Z.42-43) 
Aber auch aufgrund der neuen Bildungssituation, die nachweislich eine andere ist als die, 
welche die Eltern zu ihrer Zeit der Berufswahl hatten, war seitens der Eltern große Unsicher-
heit hinsichtlich der Berufswahl ihrer Kinder zu spüren: 
„Ich finde mich nicht gut informiert, ich weiß gar nicht so recht, was es Neues gibt.“  (PT/ 
Bora, S.6, Z.12) 
„Und das Studieren ist heute doch ganz anders, häufig mit ganz offenen Dingen und wer 
weiß, was das am Ende ist.“ (GD IV/ Julia, S.7, Z.34-35) 
Relevant schien in der Diskussion jedoch kaum der schulische und berufliche Bildungsweg 
der Eltern in Bezug auf die daraus resultierende Qualifikationsebene. Vielmehr im Fokus 
standen bei den Eltern die eigene Entscheidung bzw. Beweggründe für die Entscheidung des 
Berufes:  
„Aber ich akzeptiere auch, dass sie ihren Weg geht. Weil […] bei mir war es damals nicht so. 
[…] Na ja, die Möglichkeiten waren damals nicht so gegeben und, wenn ich nicht meinen 
Dickkopf durchgesetzt hätte, wäre ich wahrscheinlich auch woanders gelandet. Von daher er-
kennt man sich ja auch schon so ein bisschen wieder. “ (GD II/ Freia, S.3, Z.5-6, 10-12) 
Hier ist erkennbar, dass die Eltern die Motivation haben, aus den eigenen Erkenntnissen zu 
lernen und ausgehend vom persönlichen Erlebten den eigenen Kindern Ratschläge zu geben. 
Ziel der Eltern war es dabei, dass die Kinder nicht die Fehler bei der eigenen Berufswahl be-
gehen, welche sie selbst gemacht haben: 
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„Ich vergleiche das immer mit meiner Zeit- bei mir war das ziemlich straight. Wir mussten ja 
damals sowieso erst einmal zur Bundeswehr. Und das reihte sich dann alles aneinander. […] 
Und mit 25 dann war ich fertig- da war ich Ingenieur. Und mit 30 habe ich dann so zurück-
geguckt und gemerkt, die anderen erzählen so von tollen Partys und von Studienbekannt-
schaften. Und ich habe das alles verpasst. Und das hat mich ewig geärgert. Und ich wünsche 
das meinem Sohn  nicht. Ich wünsche Dir wirklich die Zeit und die Muße, das Richtige zu 
wählen und vielleicht auch mal ein Jahr nicht chillen- das mag ich überhaupt nicht. Also man 
sollte schon einen Plan haben- vielleicht ins Ausland gehen oder eine Ausbildung machen, 
sich einfach die Zeit nehmen.“(GD II/ Falk, S.4, Z.51-53, S.5, Z.1-7) 
„Aber ich hatte immer so das Gefühl, anderweitig bin ich irgendwie nicht einsetzbar, also 
nicht nutzbar. […] Und ich habe halt festgestellt, dass […] Sicherheit ist nicht alles, und Geld 
ist auch nicht alles. Ich würde an erster Stelle immer setzen: Zufriedenheit im Beruf. Gerne, 
das einen dieser Beruf auch ernährt, klar, das ist jetzt nicht völlig unwichtig. Aber die Priori-
täten stecke ich für meine Tochter doch anders. […] Ich habe damals auch einen Traumberuf 
gehabt. […] Ich habe mich aber nicht getraut, das umzusetzen, ich war halt zu unsicher, nicht 
selbstsicher genug, hab es mir letztendlich nicht zugetraut. Ich habe immer gedacht: „Das 
reicht nicht.“ Dann waren meine Eltern natürlich total begeistert: „Machst schön was siche-
res!“. Und dann habe ich mich beworben und wurde auch genommen und schon war´s das.“ 
(GD III/ Heike, S.6, Z.4-5, 8-11, 15, 17-21) 
Damit nehmen die Eltern durch ihre Erwartungshaltungen oder durch konkrete Ratschläge di-
rekten Einfluss auf die Berufsfindung ihres Kindes. Ihre eigene Berufstätigkeit bzw. die eige-
ne Entscheidungsfindung wirkt sich als positives oder negatives Vorbild auf den Berufswahl-
prozess aus. Das zeigt die Reaktion der Kinder, die zum Teil sehr verunsichert wirkten: 
„[...] Und ich habe irgendwie Angst, dass ich ... etwas mache, was ich nicht so unbedingt ma-
chen will. Ich weiß nicht [...] (GD III/ Gerda, S.6, Z.26-27); „Ja, also, Mama wusste halt 
schon immer, was sie machen wollte und hat es dann nicht gemacht. Und ich habe irgendwie 
Angst, dass ich dann auch etwas mache, was ich nicht so unbedingt machen will […]. Ich 
würde schon gern was finden, was mir auf Anhieb Spaß macht.“ (GD III/ Gerda, S.6, Z.25-
27, 28-29) 
Interessant ist, dass viele Mütter und Väter von zum Teil gravierenden Konflikten mit ihren 
Eltern berichteten: 
„Ich habe aber aus meiner eigenen Lebenserfahrung einfach gesagt: „Lass sie ihren Weg ge-
hen. Ich habe letztendlich meinen Berufsweg durchgesetzt, auch gegen den erheblichen Wi-
derstand meiner Eltern, [...].“ (GD I/Dan, S.8, Z.55, S.9, Z.1-2) 
 „Aber ich würde schon sagen: Du musst das für dich selber entscheiden. Ich habe selbst die 
Erfahrung gemacht, dass, kurz vor dem Abi, also, ich hatte auch relativ spät so meine Berufs-
gedanken und – wünsche konkretisiert. Und dann war der Wunsch meines Vaters in eine be-
stimmte Richtung und ich habe mich dann auch darum gekümmert und habe gesagt: Ok.. Weil 
ich selber da auch noch nicht so recht wusste: Will ich das oder will ich das nicht? Und dann 
hätte ich das auch beinahe gemacht – Betriebswirtschaft zu studieren, weil mein Vater das 
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gerne gehabt hätte. Der hätte das gerne gesehen. Und kurz vorher habe ich dann gemerkt: 
„Nee, das geht nicht. Das kann ich nicht! Das will ich nicht!“. (GD VI/ Nele, S.8, Z.5-13) 
Das macht den damaligen autoritären Erziehungsstil deutlich, wo häufig noch die Eltern eine 
sehr entscheidungsrelevante Position im Berufswahlprozess einnahmen. Möglicherweise be-
tont dies noch die Haltung der Jetzt-Eltern, eine moderate, eher beratende und in keinem Fall 
beeinflussende Position im Berufswahlprozess ihres Kindes einnehmen zu wollen. 
9.2. Werden Berufe noch vererbt? 
Die Freiheit der Berufswahl, wie sie im Art.12 des Grundgesetzes als Grundrecht garantiert 
ist, wurde im Deutschen Reich in der Verfassung von 1848 erstmals formuliert. Ziel war es, 
den Zunftzwang aufzulösen, welcher der zunehmenden Industrialisierung im 19. Jahrhundert 
entgegenstand, da er die Arbeit nicht genügend frei verfügbar machte. (vgl. Beinke (a) (1999), 
S.48) Bis dato hätte niemand den Jugendlichen die Freiheit der Berufswahl zugesprochen. Ju-
gendliche erlernten die Berufe der Eltern, die Lehrstellen wurden innerhalb des individuellen 
sozialen Netzwerkes vermittelt. Es waren die persönlichen Verbindungen, auf die sich die 
Menschen verlassen konnten und die ihnen eine Stellung innerhalb der Gesellschaft zuwiesen. 
Nur sehr selten kam es aufgrund von Fähigkeiten und Interessen zu einem begrenzten Prozess 
von Auf- und Abstieg. Heute sieht es zwar immer noch so aus, dass sich Berufe, soziale 
Schichten und tradiertes Verhalten zum Teil selbst reproduzieren, aber es zeigen sich deutlich 
vornehmlich Bereiche, in denen das bestimmende Umfeld verloren geht.  
Häufig gibt es den Beruf der Eltern nicht mehr oder er hat keine Perspektive. Und auch eine 
Lehrstelle ist nicht mehr so leicht durch persönliche Verbindungen vermittelt, das soziale 
Umfeld ist weggebrochen oder aber wirtschaftliche Interessen überwiegen. Immer mehr junge 
Menschen stehen vor der Situation, selbst nach Alternativen und Möglichkeiten suchen zu 
müssen. (vgl. Beinke (d) (2012), S.121)  
Von den 45 Eltern-(teilen) in den Gruppendiskussionen waren 42 Teilnehmende erwerbstä-
tig. Lediglich 3 Personen (in diesem Fall Mütter) gingen keiner Erwerbstätigkeit nach. 75,5%, 
das entspricht 34 Personen, waren noch immer in ihrem erlernten Beruf tätig, während 11 
Personen in anderen Berufsfeldern tätig sind. 
Die Jugendlichen wurden in den Gruppendiskussionen zum Teil aufgefordert, ihre Meinung 
und ihr Verhältnis zu den elterlichen Berufen vor- bzw. darzustellen. Dabei machten die Ju-
gendlichen in der Bewertung der beruflichen Positionen ihrer Eltern meist lediglich vage Aus-
sagen wie „ganz gut“ und „nicht unbedingt“: 
„Also ich finde den Beruf meiner Mutter ganz gut. Ich glaube auch, dass meine Mutter ihren 
Job ganz gut macht. (GD I/ Caja, S.7, Z.7-8) 
„Nun ja, aber meine Eltern machen ja nun nicht unbedingt, was ich mal machen will. “ (GD 
IV/ Inga, S.6, Z.23) 
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Andere Jugendliche lehnten die berufliche Position ihrer Eltern klar und deutlich ab. Es wirkt 
wie eine deutliche Abgrenzung: 
„Also, …, als ich klein war, wollte ich, weil Mama Verkäuferin war, wollte ich das auch wer-
den…. Aber für mich war dann irgendwann klar: „Nee, das möchte ich nicht (betont) wer-
den.“ (GD IV/ Inga, S.4, Z.24-27) 
„Aber das, was meine Eltern machen- nee, das muss jetzt echt nicht sein!“ (GD II/ Elko, S.6, 
Z.48-49) 
„Ich glaube, das kommt auch immer so von klein auf, dass man das so begleitet. Und wenn 
man dann so in der Kindphase mal gefragt wird: Was willst Du später machen, dann nimmt 
man vielleicht den Beruf der Eltern, weil das ein toller Beruf ist zu dem Zeitpunkt und die El-
tern ja auch Vorbilder sind. Aber da kann man später vielleicht doch differenzieren, wo man 
dann sagt: Na ja, das will ich dann doch nicht wirklich machen, weil man dann die Vor- und 
Nachteile selbst miterlebt hat. Und man möchte sich ja auch selber entwickeln.“ (GD II/ Elsa, 
S.8, Z.51-54, S.9, Z.1-2) 
Eine Wertschätzung der beruflichen Tätigkeiten der Eltern war in den meisten Fällen kaum 
spürbar: 
„Ja, ihr Beamte! Aber da habe ich keine Lust zu. Ich habe das einmal im Praktikum probiert, 
bin aber kläglich gescheitert und habe es dann gelassen.“ (GD I/ Cai, S.4, Z.21-22) 
„Ja, Du musst das mal übernehmen. Aber ich weiß nicht. Ich kann mir zwar vorstellen, da ab 
und zu mal auszuhelfen. Aber dafür brauche ich dann ja kein Abi […]“ (GD II/ Elko, S.6, 
Z.37-39) 
Die Jugendlichen berichteten über die beruflichen Tätigkeiten ihrer Eltern, als könnten diese 
durchaus auch ohne fachliche Qualifikation(en) ausgeübt werden. Es wirkte dabei nicht so, als 
hätten sie sich mit den Voraussetzungen, welche die Eltern für ihren Beruf benötigen, ausei-
nandergesetzt. So konnten die Jugendlichen kaum eine Aussage über den Grund ihrer Mei-
nung bzw. Entscheidung, warum sie den Beruf der Eltern nicht bevorzugen, benennen: 
„Aber für mich wäre das nichts.“ (GD I/Caja, S.7, Z.8) 
„Also ich weiß, dass ich keine Beamtin werden will. […] ich stelle mir das irgendwie voll 
langweilig vor, so den ganzen Tag am Schreibtisch zu hocken.“ ( GD III, Gerda, S.5, Z.1, 5-6) 
„Also ich habe in die Berufe meiner Eltern reingeguckt und finde die langweilig. […] Ich 
würde das halt zur Not machen, aber es ist halt nicht das, was ich unbedingt will.“ (GD III/ 
Gaby, S.8, Z.12, 14-15) 
„Ja, also, wenn ich mir das so anschaue- ich würde auf gar keinen Fall Lehrerin werden wol-
len. Weil ich das von meiner Mutter kenne und das daher sagen kann: Das möchte ich auf gar 
keinen Fall werden! Weil ich das kenne. Und das will ich nicht.“ (GD VI/ Maja, S.5, Z.39-41) 
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Den Jugendlichen war dabei nicht bewusst, dass sie sich von den elterlichen Berufen abgren-
zen. Selbst bei der gleichen (siehe 9.2.) oder einer ähnlichen Berufswahl werden der Zusam-
menhang zu dem elterlichen Beruf und damit der Bezug zu den Eltern geleugnet oder zumin-
dest nicht wahrgenommen. Auffällig konnte dies bei Maja beobachtet werden, deren Vater Ju-
rist ist und sie ein Praktikum bei einem seiner Kollegen absolvierte. 
„Und das andere- ich glaube, das hat gar nicht mit dem Beruf von meinem Vater zu tun. Und 
ich wollte mal was ganz anderes machen.“ (GD VI/ Maja, S.4, Z.41-43) 
Die Jugendlichen betonten eher die tägliche Konfrontation mit den elterlichen Berufen (als 
persönliche, adäquate Auseinandersetzung mit den Berufen), wodurch sich aus ihrer Sicht 
meist eher Nachteile des Berufsfeldes der Eltern herausstellen ließen: 
„Und mit den Berufen der Eltern wird man halt tagtäglich konfrontiert und sieht somit eben 
die Vor- und Nachteile des Berufes und ist gleich irgendwie in dem Beruf drin und kann für 
sich selbst entscheiden, ob das ein guter Beruf halt wäre für einen selbst oder nicht.“ (GD II/ 
Emil, S.8, Z.23-27) 
„Eigentlich ist es doch auch eher so, dass man eher die negativen Seiten des Berufes mitbe-
kommt. Wenn die Eltern dann länger arbeiten müssen oder so. Und das man das dann nicht 
machen möchte.“ (GD IV/ Iris, S.6, Z.32-34) 
Die Eltern unterstützten an dieser Stelle ihre Kinder. Auch sie bevorzugten hauptsächlich, 
wenn die Kinder sich von ihnen und ihrem beruflichen Weg abgrenzen: 
„[…], wenn sie meinen Beruf nicht ausüben will später,  kann ich das durchaus verstehen. 
Auch, wenn sie ihren eigenen beruflichen Weg gehen will. Ich finde es gut, wenn sie sagt, sie 
will etwas anderes als ich machen.“  (GD PT/ Beke, S.4, Z.2-4) 
„Aber Du willst ja auch nicht dieselbe Richtung machen wie ich. Du willst ja in eine andere 
Richtung.“ (GD PT/ Beth, S.3, Z.45-46) 
 „Also, bei mir ist das so – meine Mutter ist ja Arzthelferin in einer Gemeinschaftspraxis und 
das ist halt sehr stressig und sie sagt: Mach das bloß nicht!“  (GD II/ Egon, S.6, Z.28-29) 
„Also, ich kann das jetzt nur von mir aus sagen. Meine Eltern hatten ein Souvenirgeschäft an 
der Ostsee. Und da bin ich praktisch hinter dem Ladentisch aufgewachsen, kann man sagen. 
Und für mich gab es nie einen anderen Beruf als der der Verkäuferin. Und damals hieß es 
dann auch, ich solle das Geschäft übernehmen. Ich wäre dann eine weitere Generation gewe-
sen, aber, na ja, da bin ich dann eben weggezogen und das Geschäft ist dann auch leider im 
Sande verlaufen. Aber der Beruf ist nach wie vor das, was ich möchte. Den habe ich beibehal-
ten. Es macht mir Spaß, auf Menschen zuzugehen und mit Menschen zu arbeiten, ihnen was 
Nettes zu verkaufen. Aber deshalb zu sagen- zu meiner Tochter: Du musst jetzt auch Verkäu-
ferin werden, das wäre blödsinnig.“ (GD II/ Fine, S.7, Z.5-14) 
Die Eltern wünschten sich Berufe für ihre Kinder, welche weniger stressig sind und ein gutes 
Berufsprestige bedienen bzw. in dem sie finanziell abgesichert sind und zeigten hinsichtlich 
dieser Auswahlkriterien Verständnis: 
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„Das kenne ich zum Beispiel auch von mir. Mein Vater ist Landwirt gewesen und es gab nie 
Urlaub bei uns. Das gab es ganz einfach nicht, weil wir rund um die Uhr uns um die Tiere 
kümmern mussten. Und das war für mich auch einschneidend. Sicher, ich hätte den Hof über-
nehmen können. Aber das wollte ich auf gar keinen Fall. […] Und deshalb denke ich auch, 
dass Gina sieht, die Jobs, die meine Eltern machen, das ist nichts für mich.“ (GD III/ Hans, 
S.8, Z.28-32, 37-39) 
„Ja wahrscheinlich, denke ich mal, wenn wir von der Arbeit nach Hause kommen […] ich 
meine, es ist ja nicht jeder Tag ein schöner Tag im Arbeitsleben. Es gibt ja Probleme, und 
manche nimmt man ja auch nach Hause und hat dann vielleicht schlechte Laune und das 
Kind denkt sich: Oh, Papa hat wieder schlechte Laune, weil er im Betrieb einen drauf ge-
kriegt hat oder weil […] was weiß ich. Und ich denke mal, das ist dann so, dass dann viel-
leicht die Kinder sagen: Oh ha, das ist es vielleicht doch nicht oder auf gar keinen Fall.“ (GD 
III/ Hans, S.8, Z.20-26) 
Gerade in bestimmten Berufsfeldern sind jedoch nach wie vor Vererbungsstrategien (insbe-
sondere bei den Berufen Jurist, Arzt und Lehrer) bei den Jugendlichen erkennbar: 
„Also, ich hatte lange Zeit Plan B, aus dem dann Plan A wurde. Wir waren halt auf einer 
Messe, und da hat sich dann herausgestellt, dass es sich überhaupt nicht anbietet, also, das 
war Polizei, um das jetzt mal so zu sagen. Und dann habe ich einfach überlegt und geschaut, 
wo meine Stärken liegen. Also jetzt so im schulischen Bereich. Dass man das dann so einfach, 
also, ich könnte mir vorstellen, dass das Spaß bringt, das zu unterrichten. Und so kam dann 
das eine zum anderen.“ (GD V/Karl, S.5, Z: 1-6) 
„Das schwingt sicherlich immer mal mit, so von der Kindheit ab, und möglicherweise von den 
Traditionen her, aber dass es jetzt so konkret geäußert wurde, erinnere ich mich jetzt noch 
nicht so lange.“ (GD V/Leon, S.6, Z.51-53) (Anm.: Vater von Keno, Mediziner in der Familie) 
Interessant an dieser Stelle ist, dass die Jugendlichen als auch die Eltern diese Vererbung 
nicht erkennen bzw. wahrhaben wollten. Bei Karl war es nicht die berufliche Stellung des Va-
ters, sondern Erkenntnisse von einer Messe, welche seiner Ansicht nach ausschlaggebend wa-
ren. Und auch der Vater äußert sich nicht adäquat zu einer möglichen Vererbung:  
„Ich finde da nicht so richtig den Zugang. Ich glaube, wenn man das jetzt so wissenschaftlich 
betrachtet, könnte man schon sagen, natürlich die Akademiker, insbesondere die Lehrer, Ju-
risten und Mediziner geben gern noch ihren Beruf nach unten hin weiter. Aber ich habe da 
kein Zahlenmaterial, ich weiß das nicht.“ (GD V/ Lasse (Anm.: Vater von Karl), S.7, Z.6-9) 
Aber auch Mutter und Vater von Keno halten sich eher bedeckt, was die Familientradition 
angeht. Interessant ist, dass die Mutter ebenfalls Ärztin ist, dies aber in dieser Gesprächsse-
quenz nicht mit den Wünschen ihres Sohnes in Verbindung bringt: 
„Also, die Großeltern sind beide Mediziner. […] Ja, also ich seh da vielleicht eine Paralle-
le.“ (GD V/ Lara, S.6, Z.39-40) 
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Beinke (2006) betont, dass die Berufsvererbung „zu Ende geht“. Zwar finden sich herkömm-
liche Bindungen an den beruflichen Status der Elterngeneration auch heute noch immer dann, 
wenn sie in besonders gefestigten, traditionsorientierten Berufsstrukturen aufwachsen. Im Fo-
kus steht bei der heutigen Berufswahl jedoch eher das Prozesshafte, bei dem das Herausfiltern 
von Eignung und Neigung als feste Größen im Vordergrund stehen. Es kann jedoch ein quali-
tativer Sprung in der Vererbung der Berufsbereiche festgestellt werden, welcher nämlich zwi-
schen der Generation der Großeltern und der Eltern stattgefunden hat. Dieser bei der Überga-
be des Status von der Großeltern – auf die Elterngeneration festgestellte qualitative Sprung 
bedeutet für die heutige Schülergeneration nicht nur, dass an Traditionen nicht mehr ange-
knüpft werden kann, sondern auch, dass die Eltern einem Wechsel des Berufes und besonders 
des Status mit den damit möglichen Aufstiegschancen positiver gegenüberstehen. Dabei ist 
den Jugendlichen diese nicht mehr vorhandene Berufsvererbung nicht bewusst, da die Verän-
derung mit dem Ergebnis der freien Berufsentscheidung zwischen der Generation ihrer Eltern 
und ihrer Großeltern stattgefunden hat. (vgl. Beinke (c) (2006), S. S.86-94) Es wird deutlich, 
dass unter modernen Lebensbedingungen nicht die Anpassung des heranwachsenden Jugend-
lichen an die Umwelt, in die er geboren wurde, primäres Entwicklungsziel ist, sondern die ei-
genständige Kompetenz der Lebensbewältigung auch unter ganz neuen Lebensbedingungen, 
unter Hilfestellung der Eltern. (vgl. Fend (2000), S.161) Wie diese Art von Hilfe seitens der 
Eltern sich darstellt und seitens der Jugendlichen wahrgenommen wird, soll im weiteren Ver-
lauf untersucht werden.  
10. Wie sieht die Einflussnahme 
      der Eltern aus? 
„Haben sie schon einen Berufswunsch für Ihr Kind?“ (vgl. Puhlmann (2005), S.1) 
Das Elternhaus spielt, wie bereits mehrfach dargestellt, eine herausragende Rolle sowohl bei 
der Berufswahl als auch bei der generellen (ersten) Berufswahlentscheidung. Puhlmann 
(2005) impliziert mit ihrer Aussage, dass Eltern nicht nur (Bildungs-)Wegbegleiter ihrer Kin-
der zu sein scheinen, sondern maßgeblich an der beruflichen Entscheidungsfindung der jun-
gen BerufswählerInnen beteiligt sind. Wie groß diese Rolle bzw. der elterliche Einfluss nun 
jedoch aussieht und welchen Raum er einnimmt, soll im Folgenden geklärt werden. 
„Ich finde es gut, wenn meine Eltern mich einschätzen und mir das mitteilen, mir Vor-
schläge machen. Ich muss es ja dann nicht machen, ich werde zu nichts gezwungen. Das 
finde ich gut.“ (PT/ Andy, S.8, Z.32-34) 
Anhand dieses Zitates eines Jugendlichen lassen sich folgende Grundaussagen im Rahmen  
der Interaktion von Eltern und ihren Kindern im Berufswahlprozess herausfiltern: 
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1. Eltern beurteilen ihre Kinder. 
2. Eltern geben ihren Kindern Vor (Rat-)schläge. 
3. Die Jugendlichen müssen die Vorschläge ihrer Eltern nicht umsetzen. 
4. Jugendliche befürworten den Rat ihrer Eltern. 
10.1. Eltern beurteilen ihre Kinder. 
„Ich denke, sie (Anm.:die Mutter) kann mich einfach ganz gut einschätzen.“ (PT/ Alma, S.8, 
Z. 12) 
„Weil die Eltern einen ja schon recht gut kennen und auch irgendwo beurteilen können, was 
einem vielleicht liegen könnte […].“(GD II/ Emil, S.6, Z.23-24) 
„Aber ich würde auch sagen, dass ich das auf gar keinen Fall einfach ignoriere, weil, wie 
Maja schon gesagt hat – die (Anm.: Eltern) kennen mich doch genau und die haben gesehen, 
was ich könnte, theoretisch, und das kann ich ja möglicherweise gar nicht sehen, weil ich 
nicht von außen auf mich herauf gucken kann. Und wenn dann derjenige, der auf mich herauf 
guckt, sagt: Nee, überleg das nochmal, das kannst du doch eigentlich überhaupt nicht oder 
darin wirst du nicht glücklich werden.  Ich kann mich da einfach nicht so gut einschätzen.“ 
(GD VI/ Max, S.7, Z.1-6) 
In diesen Aussagen der Jugendlichen wird deutlich, dass die Eltern dazu tendieren, im Rah-
men des Berufswahlprozesses ihre Kinder entsprechend ihrer Fähigkeiten und Fertigkeiten 
einzuschätzen. Dies erscheint schlüssig, da die Eltern die Jugendlichen die längste Zeit ken-
nen und im Rahmen ihres Heranwachsens und Reifeprozesses die Entwicklungsschritte ihrer 
Kinder direkt miterleben und verfolgen konnten. Dies betonen auch die Eltern: 
„Und man kennt die Neigungen und Begabungen der Kinder, man kann darüber sprechen.“ 
(GD V/ Levin, S.7, Z.36-37) 
„[…] Und Einfluss im Sinne von Beratung, würde ich sagen, ja. Weil, Neigungen, Eignung, 
Fertigkeiten und Fähigkeiten, die sind bekannt. Die Interessen und so.“ (GD V/ Lasse, S.7, 
Z.40-42) 
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10.2. Eltern geben ihren Kindern 
         Vor-(Rat-)Schläge. 
„Mir ist wichtig, dass ich über alles reden kann. Und dass sie (Anm.: die Mutter) mich zu 
nichts zwingt.“ (PT/ Ada, S.8, Z.29-30) 
„[...] dass die Eltern einen indirekt irgendwo da doch begleiten und versuchen, doch zu un-
terstützen und für einen selber vielleicht doch auch einen Teil abnehmen, indem sie sagen: 
Wie wäre es damit? Dass man da dann doch Denkanstöße bekommt und man sich selber Ge-
danken darüber machen kann.“ (GD II/ Elsa, S.8, Z. 51-54) 
Im Vordergrund steht hierbei das Gespräch als Interaktion zwischen Eltern und Jugendlichen. 
Die Eltern geben ihren Kindern Ratschläge in Form von „Denkanstößen“. Die Jugendlichen 
befürworten, dass sie mit ihren Eltern „über alles“ reden können. Sie nehmen dies als unter-
stützende „Begleitung“ wahr.  
Interessant ist dabei der Zeitpunkt, den die Eltern bei der Kommunikation mit ihrem Kind 
wählen. Dieser wird von den Jugendlichen vermehrt als negativ empfunden: 
„[…] und dann reagiert man irgendwie schon voll genervt, weil man davon erst einmal nichts 
wissen will. […]“ (GD II/ Elli, S.8, Z.13-14) 
 „Und auch, wenn es dann manchmal nervig ist, [...]“ (GD II/ Elsa, S.8, Z.50) 
„Mich nervt das dann natürlich, so am Frühstückstisch, wenn man gerade aufsteht.“ (GD V/ 
Kian, S.6, Z.27-28) 
Bei den Zusammentreffen handelt es sich um übliche, familientypische, gemeinsame Aktivi-
täten wie dem Essen oder gewohnte Begegnungen im elterlichen Haus. Es wurde hierbei nicht 
deutlich, dass außerhalb familiärer Routineaktivitäten Gespräche zum Thema Berufswahl 
stattfanden. Auch die Eltern erwähnen keine zusätzlichen Aktivitäten daheim, Aktionen erfol-
gen eher passiv: 
„Also ich nerve gern und gebe Vorschläge.“ (PT/ Bora, S.8, Z.7) 
„[…] wenn ich was lese, dass ich das dann ausschneide und ich dann sage: Lies dir das mal 
durch.“ (GD III/ Hanna, S.4, Z.16-17) 
„Ich denke, das ist ´ne offene Sache. Wir setzen uns aber auch nicht extra hin und reden über 
Berufe […].“ (GD IV/ Jim, S.7, Z.1-3) 
Die Eltern sprechen berufskundliche Themen nebenher im Tagesgeschäft kurz an, legen Zei-
tungsartikel oder Broschüren auf die Treppe oder auf die Schreibtische ihrer Kinder und ma-
chen damit zwar ihr Interesse an dem Thema deutlich, betonen jedoch auch die Selbstverant-
wortung und Eigenständigkeit der Jugendlichen, insbesondere in dem Entscheidungsprozess, 
wann sich mit dem Thema tatsächlich auseinandergesetzt wird. Damit wird eher ein zeitlicher 
Rahmen inszeniert, jedoch keineswegs der genaue Zeitpunkt. Und so wird häufig in den 
Gruppendiskussionen deutlich, dass die Jugendlichen zwar einerseits etwas missgestimmt re-
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agieren, mit den Eltern über das Thema Berufswahl zu sprechen bzw. sprechen zu müssen, 
andererseits sich jedoch ein Einsichtsverhalten bei den Jugendlichen zeigt, mit welchem die 
eigene Verantwortung für die individuelle Berufswahl erkennbar wird: 
„Aber zu viel wird zu Hause nicht darüber gesprochen. (GD II/ Emil, S.5, Z.19) 
 „Aber im Prinzip bin ich auch dankbar dafür, dass man dann von der Seite der Eltern eine 
Unterstützung bekommt.“ (GD V/ Kian, S.6, Z.28-29) 
 „Daher ist das für mich doch schon ziemlich hoch angesiedelt im Stellenwert.“ (GD VI/ Max, 
S.7, Z.7) 
Sofern die Eltern ihren Kindern Ratschläge und Ermunterungen geben, erfolgt dies betont 
verhalten und vorsichtig: 
„Wir sprechen da hin und wieder mal drüber. Aber ich lass Dich dann doch schon in Ruhe, 
oder?“ Zustimmung durch Moris (GD VI/ Nele, S.8, Z.25-26) 
„Ich zwinge Andy ja nicht, es ist ja nur ein freundlicher Ratschlag.“ (PT/ Ben, S.6, Z.46) 
 „Ich glaube, das ist dann auch so ein bisschen unser Job, mit den Kindern zu reden. Wenn 
jetzt irgendwie so ganz abwegige Sachen kommen, dass man dann sagt: „Überleg  mal lieber, 
die Richtung ja vielleicht schon, aber dann vielleicht nicht das Studium, sondern eher das an-
dere Studium, was auch themenbezogen ist, aber dann eben vielleicht doch lukrativer ist. (GD 
I/ Dea, S.5, Z.1-5) 
„Wir sind aber durchaus auch offen […] Wo wir dann aber sagen: Lass das auf keinen Fall 
aus dem Auge. Es ist ein wichtiges Kriterium, vergiss das dabei nicht!“ (GD I/ Dan, S.5, 
Z.16-18) 
Damit wird seitens der Eltern recht diplomatisch vorgegangen, während die Jugendlichen in 
ihren Aussagen wesentlich deutlichere, meist auch härtere Worte als ihre Eltern nutzen (siehe 
11.) Die Meinungsbildung ihrer Kinder jedoch heben die Eltern dann wiederum stark hervor 
und betonen mittels wertschätzender Superlative: 
„Was ich mir hervorragend, total super, vorstellen kann.“ (GD III/ Heike, S.5, Z.18) 
Als Begründung für die zurückhaltenden Worte und das beherrschte Auftreten beim Hinwei-
sen auf berufskundliche Themen benennen die Eltern ihre Angst vor bewussten, konträren 
Verhalten ihrer Kinder: 
„Wenn ich das so sagen würde, werde ich doch nur schief angeguckt. Ich rudere lieber zu-
rück, [...]“ (PT/Beth, S.7, Z.53-54) 
„Ich hätte eher das Gefühl, wenn ich dagegen rede, dass es dann extra oder erst recht ge-
macht wird.“ Zustimmung durch andere Elternteile „Also, deswegen würde ich dann sagen: 
„Ok, ich habe da so meine Zweifel, ob das nun gut ist und ob das wirklich deine Richtung ist. 
Aber probiere es aus.“ (GD VI/ Nele, S.7, Z.51-52, S.8, Z.1-2) 
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Damit bleibt selbst, wenn die Eltern Bedenken haben, was die Entscheidung ihrer Kinder an-
betrifft oder sie vermuten, dass die derzeitigen Überlegungen ihres Kindes nicht logisch 
nachvollziehbar sind, die unabhängige Entscheidung ihres Kindes das Ideal, welches seitens 
der Eltern scheinbar akzeptiert wird. Zumindest für den Berufswahlprozess kann deutlich an-
genommen werden, dass die Eltern die eigenen Gefühle, Ängste und Meinung bewusst zur 
Seite stellen und nicht deutlich äußern: 
„Ich halte mich eher heraus. Ich denke, sie muss es eher selbst herausfinden.“ (PT/ Beth, S.7, 
Z.52) 
„Da haben wir natürlich auch so ein bisschen Bedenken. Aber das ist ihr Traumberuf und da 
würden wir sie dann auch unterstützen.“ (GD III/ Hans, S.6, Z.43-44) 
Und auch die Jugendlichen geben zu, die Meinung ihrer Eltern nicht unbedingt hören zu wollen: 
„Ich hätte mir gewünscht, dass sie es nicht sagt, auch, wenn sie es doof findet. Also, klar 
wusste ich ganz genau, dass sie den Beruf nicht gut findet, aber ich will es dann  einfach nicht 
hören, weil, das ist ja dann MEIN Beruf.“ (GD I/ Caja, S.3, Z.43-46) 
10.3. Die Jugendlichen müssen die Vorschläge 
         ihrer Eltern nicht umsetzen. 
Damit einher geht die Einschätzung der Jugendlichen, dass der Rat der Eltern lediglich wahr-
genommen werden kann, jedoch nicht umgesetzt werden muss. Die Ratschläge der Eltern 
fungieren dabei als unverfängliche und unverbindliche, lediglich „interessante“ Tipps: 
„Ich höre es mir an, es sind halt Ideen. Ich habe dann nicht das Gefühl, dass ich das auch 
machen muss – auf gar keinen Fall! (PT/ Alma, S.8, Z. 10-12) 
 „Also, ich finde es interessant, wenn meine Eltern erzählen, was sie so denken.“ (PT/Anne, 
S.8, Z. 27) 
„Also nicht in dem Sinne, dass sie da einen Beruf haben vorgeben oder eine Orientierung 
vorgeben, sondern einfach Ideen dazu beisteuern und, ja, Denkanstöße geben.“ (GD II/ Emil, 
S.6, 25-27) 
„Von daher ist es dann eigentlich voll gut, dass sich die Eltern damit beschäftigen, weil, sie 
geben auch voll gute Tipps, [...].“ (GD II/ Elli, S.8, Z.16-18) 
Damit wird den Jugendlichen suggeriert, dass sie in jedem Fall eine autonome Entscheidung 
treffen bzw. treffen können. Dies scheint für den Ablöseprozess von den Eltern und für mehr 
Souveränität und Selbständigkeit unabdingbar. 
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Einige Jugendliche äußern auch hier, dass sie sich zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht in der 
Lage sehen, sich mit dem Berufswahlthema auseinanderzusetzen. Sie äußern ein als  unange-
nehm wahrgenommenes Druckempfinden: 
„Wobei ich persönlich immer sagen würde, dass mir das im Prinzip zu viel Druck schon 
ist,[…]. Und, na ja, mir ist das irgendwie noch alles ein bisschen früh im Moment.“ (GD I/ 
Cady, S.3, Z.10-13) 
 „Also, klar, wir haben ja schon öfter über Berufswahl gesprochen […]. Aber eigentlich 
möchte ich noch gar nicht darüber reden, weil […] eigentlich ist mir das alles noch viel zu 
früh. Und da fühle ich mich noch etwas überrumpelt.“ (GD I/ Cille, S.9, Z.28-30) 
10.4. Jugendliche befürworten den Rat 
         ihrer Eltern. 
Auf der anderen Seite ist den Jugendlichen die Unterstützung der Eltern wichtig:  
„Wichtig ist, glaube ich, wirklich, dass sie sagen: Ich unterstütze dich dabei. Ich helfe dir.“.“ 
(GD II/ Elko, S.6, Z.23-24) 
„Ich finde es schon schön, dass die Eltern einen auffordern zu Gesprächen.“ (GD II/ Elsa, 
S.8, Z.48) 
„So finde ich es auch gut. So, dass da ein bisschen mit überlegt wird, aber eben nicht mit zu 
viel Druck.“ (GD III/ Glen, S.9, Z.49-50) 
Deutlich wird, dass die Jugendlichen in den eigenen Eltern Interaktionspartner im Berufs-
wahlprozess suchen sowie durch deren Prozessbegleitung das Gefühl haben, diesen entschei-
denden Schritt nicht allein bewältigen zu müssen. Streben sie auf der einen Seite nach Selbst-
bestimmung, so fordern sie andererseits einen Beistand, Fürsprecher und Berater an ihrer Sei-
te. Damit befinden sich die Jugendlichen in einem Spannungsverhältnis zwischen Bindungs-
wünschen und Autonomiebestrebungen. 
„Ja, es gibt da schon viele Gespräche drüber. Ich merke schon, dass mein Vater mich in eine 
Richtung lenkt. Ich finde es aber auch nicht schlimm, dass mein Vater sich Sorgen um mich 
macht.“ (PT/ Andy, S.6, Z.42-44) 
Damit deutet der Jugendliche an, dass sein Vater ihn auf subtile und indirekte Weise beein-
flusst („lenkt“). Dies wird scheinbar von ihm wahrgenommen, jedoch in dem vorhandenen 
Maße akzeptiert. Schaut man genauer, um welche Art von Lenkung es sich handelt, geht es 
hauptsächlich um Erfahrungswerte aus selbst gemachten Erfahrungen in der eigenen Berufs-
wahl oder dem bisherigen beruflichen Leben der Eltern: 
„… aber die wissen halt, wie es wirklich ist.“ II/Elli, S.8, Z.19 
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„Und dann helfen sie mir auch und sprechen über ihre Erfahrungen.“ (GD II/ Effe, S.8, Z.44-
45) 
Auch seitens der Eltern wird dies nicht als Einflussnahme wahrgenommen, vielmehr wollen 
sie damit ihre Kinder schonen und vor eigenen, negativ bewerteten Erfahrungen bewahren: 
„Ich habe im Handwerk gelernt und bin jetzt in der Industrie. Ich erlebe immer wieder – Fir-
menpleiten gibt es immer wieder, deswegen versuche ich Andy dahin zu leiten, dass er sich 
etwas sucht, was sicher ist, eine Beamtenlaufbahn oder so. Das versuche ich schon zu beein-
flussen, weil ich es selbst am eigenen Leib erlebe, ich nicht weiß, steht der Laden im nächsten 
Jahr noch.“ (PT/ Ben, S.6, Z.34-38) 
„Das wünsche ich meiner Tochter halt auch – dass sie diese Erfahrung machen kann, egal, 
welcher Beruf jetzt, Studium oder Ausbildung, ob teuer oder ob sie selber Geld verdient [...].“  
(GD III/ Hanna, S.7, Z.48-50) 
„Mein Vater hat auch gesagt: „Du übernimmst nicht den Tischlerbetrieb! Peng! [...] Und das 
sind auch so Dinge, woraus ich gelernt habe und weiß, man kann den Jugendlichen vielleicht 
sagen: Meine Richtung wäre das vielleicht oder irgend so etwas, aber nicht pressen in ir-
gendeine Schiene, nicht?!“ (GD VI/ Nick, S.9, Z.11, 16-18) 
Die Berufswahl wird von den Eltern als gemeinsamer Arbeitsprozess, der von beiden Akteu-
ren, ihnen selbst und ihren Kindern, wahrgenommen und absolviert wird: 
„[…] wir arbeiten da gemeinsam dran.“ (GD III/ Hilde, S.3, Z.29); „Ich finde das immer 
sehr interessant und bin da offen für alles und filter das dann so ein bisschen und reiche das 
dann weiter sozusagen, wo ich denke, das könnte was für ihn sein.“ (GD III/ Hilde, S.3, Z.31-
33); „[…], wir beide sind uns auch klar darüber, dass das nicht so einfach ist, daran zu 
kommen.“ (GD III/ Hilde, S.3, Z.43-44) 
„[…] und wir nehmen uns dann auch richtig Zeit dafür.“ (GD IV/ Jane, S.6, Z.51-52) 
„Wir haben genau diese ganzen Themen auch angesprochen, nicht?“ (GD V/ Lisa, S.5, Z.19) 
„Und sobald Du etwas gefunden hast, stehen wir dahinter und helfen dir dabei und würden 
dann auch mit dieser Firma sprechen und uns da vorstellen, wenn das denn so gewünscht 
wird.“ (GD VI/ Nash, S.4, Z.3-5) 
Auffällig hierbei ist, dass es sich häufig nicht um direkte Aktionen der Eltern handelt, d.h. es 
wird kein Kontakt zu potentiellen Ausbildern oder Bildungseinrichtungen hergestellt, sondern 
die Aktionen der Eltern belaufen sich auf die Informationssuche und -weitergabe sowie auf 
Gespräche über das Thema Berufswahl. Im weiteren Verlauf halten sich die Eltern eher im 
Hintergrund und suggerieren ihren Kindern zumindest deutlich, dass nicht die Eltern die Ent-
scheidungsträger sind, sondern die Jugendlichen selbst. Akzentuiert wird hier wieder das Ver-
trauen der Eltern in die Entscheidungskraft ihrer Kinder: 
„Aber trotz alledem – ich muss es nicht machen. Du musst das machen, und zwar bis Du ir-
gendwann alt bist. Von daher ist das entscheidend.“ (GD I/ Duke, S.8, Z.40-41) 
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„Also, ich sehe meinen Sohn jetzt nicht so im technischen Bereich, aber, wenn er das machen 
möchte. wenn er meint, das ist sein Ding, dann soll er das gerne machen.“ (GD I/ Dalia, S.9, 
Z.18-19) 
„[…], das war schon seine Entscheidung.“ (GD V/ Lara, S.7, Z.29) 
„Aber ich würde schon sagen: Du musst das für dich selber entscheiden.“ (GD VI/ Nele, S.8, 
Z.5) 
Von manchen Jugendlichen wird das zurückhaltende Verhalten der Eltern jedoch kritisiert, sie 
wünschen sich mehr Unterstützung seitens ihrer Eltern: 
„Also ich bin auch ganz zufrieden. Also, meine Eltern nerven jetzt nicht. Vielleicht ein biss-
chen mehr Unterstützung, wenn ich mal etwas habe.“ (GD III/ Gaby, S.9, Z.52-53) 
„Ja, und wenn man so eine Vorstellung hat, wünscht man sich natürlich schon Unterstützung, 
dass man da nicht so alles alleine raussuchen muss.“ (GD IV/ Ines, S.8, Z.35-37) 
„Also ich finde das schon so ganz in Ordnung, dass ich mir das alles selbständig erarbeiten 
kann, dass sie mich machen lassen.“ (GD VI/ Mona, S.6, Z.20-21); „Aber meine Eltern drän-
gen mich da auch nicht…. Was ich eigentlich auch relativ gut finde.“ (GD VI/ Mona, S.6, Z.5-
7) 
„Ich kann mit ihnen darüber sprechen, welche Vorstellungen ich habe, aber letztendlich muss 
ich das für mich selbst entscheiden. Sie sagen mir zwar, was sie davon halten und ich kann 
das dann so für mich aufnehmen und daraus dann so meine Schlüsse ziehen.“ (GD II/ Effe, 
S.6, Z.17-20) 
Dieser Wortlaut: „Ich muss für mich selbst entscheiden.“ wird hier als Sehnsucht des Jugend-
lichen gedeutet, mehr Aussagen und Beteiligung der Eltern zu erhalten. Daran wird deutlich, 
dass die Eltern sich zwar gemeinsam mit dem Jugendlichen mit dem Thema Berufswahl aus-
einandersetzen. Dies passiert jedoch im weitesten Sinne sehr verhalten und reserviert. Die 
meisten Eltern äußern ihre Meinung nicht reaktiv, viele Jugendliche jedoch spüren die Mei-
nungsverschiedenheiten ihrer Eltern. Diese Differenzen werden jedoch in der Interaktion Bei-
der nicht offen angesprochen und damit nicht adäquat gemeinsam diskutiert.   
Einige Jugendliche äußern sich in der Hinsicht, dass sie sich einen Austausch mit den El-
tern erst wünschen, wenn sie in ihrer Berufswahlentscheidung schon kurz vor dem Resultat 
stehen: 
„Solange ich noch nicht genau weiß, was ich später machen möchte, können meine Eltern ja 
auch schlecht mir da irgendwie über die Schulter gucken und sagen oder mir Tipps geben. 
Und ob Eltern zu dem Zeitpunkt jetzt schon so aktiv sein können? Ich denke, wenn man genau 
weiß: „Ich möchte dann das und das machen.“, dann können sie schon helfen, ob es jetzt um 
die finanzielle Verwirklichung geht oder welche Stadt oder wie auch immer – ich denke, da 
können die Eltern einem dann gut zur Seite stehen. Aber vorher wird es schon schwierig.“ 
(GD IV/ Ian, S.9, Z.5-11) 
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„[…] wenn man keine konkreten Vorstellungen hat, dann bringt es ja auch nicht viel, die 
ganze Zeit darüber zu reden. Und das ist das eher auch zumindest bei mir so, dass man mit 
Freunden darüber spricht, ob da schon jemand Ideen hat oder auch um Ideen zu kriegen von 
den anderen. Und das man dann, wenn man vielleicht so weit ist, mit den Eltern reden könnte. 
Dass die einem dann irgendwelche Ratschläge geben oder eben sagen, wie die Erfahrungen 
sind.“ (GD IV/ Inga, S.6, Z.5-10)  
Damit geben sie den Eltern explizit die Rolle eines Ratgebers und Beraters für gezielte Fra-
gen, die mit bestimmten beruflichen Wegen einhergehen. Es geht nicht um die Funktion eines 
Wegbereiters, sondern um die Position eines Wegbegleiters. 
„Vielleicht sollte ich da mehr eingehen auf dieses Thema, und auf meine Eltern zugehen, aber 
ich kann mir einfach noch nicht so recht vorstellen, was ich mal machen möchte. Dann fällt es 
mir schon schwer, das anzusprechen, ja, wenn ich so gar keine Ahnung habe.“ (GD II/ Elko, 
S.8, Z.37-40) 
Auch hier wird angesprochen, dass das Auseinandersetzen mit dem Thema Berufswahl zum 
derzeitigen Zeitpunkt zwar in sich logisch erscheint und die Jugendlichen davon ausgehen, 
dass es von ihnen erwartet wird. Doch tun sich die Jugendlichen schwer, sich eine eigene be-
rufliche Zukunft adäquat vorzustellen und ihre Absichten mit den eigenen Eltern eingehend 
zu besprechen und zu erörtern.  
„Wir unterstützen alles, nur keine Bummelei. Also, wir unterstützen es nicht zu Hause sitzen 
und chillen vorm Computer.“ (GD I/ Dalia, S.8, Z.48-49) 
An dieser Stelle ist seitens der Eltern Druck spürbar. Sie machen deutlich, dass sie von ihren 
Kindern in absehbarer Zeit Entscheidungen für deren berufliche Zukunft (ein-) fordern. Damit 
ergänzen sie die forcierte Entscheidungsfreiheit und die von ihnen unterstützte Eigenverant-
wortung ihrer Kinder um einen deutlich wahrnehmbaren Akzent des Entscheidungsdruckes. 
10.5. Fazit zum Elterneinfluss 
Es scheint für alle Befragten, den Jugendlichen wie auch ihren Eltern, selbstverständlich, dass 
die Eltern bei der Berufswahl ihrer Kinder nicht mitzubestimmen haben. Zwischen Eltern und 
Kindern besteht darüber Konsens. Die Eltern geben Ratschläge und sind Gesprächspartner im 
Berufswahlprozess. Sie (be-) urteilen, schätzen ein und machen eigene berufliche Wünsche 
für die Zukunft ihrer Kinder deutlich, erheben dabei jedoch nicht den Anspruch, dass ihre 
Kinder den elterlichen Rat auch annehmen oder befolgen. Damit besteht ein extrem lockeres 
Verhältnis zwischen den Eltern und ihren Kindern. Das Einverständnis der Eltern ergibt für 
die befragten Jugendlichen kein Kriterium für ihre Berufswahlentscheidung. Einige Eltern 
verhalten sich in den Gesprächen mit ihren Kindern sogar so sehr distanziert und unaufdring-
lich, dass für die Jugendlichen ihre Einstellung kaum erkennbar ist.  
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Insbesondere zum Zeitpunkt der ersten Schritte im Berufswahlprozess setzen die Eltern ihre 
Kinder nicht unter Druck oder drohen gar mit Sanktionen. Im Gegenteil machen die Eltern 
deutlich, ihren Kindern für den Berufswahlprozess noch Zeit für die Entscheidungsfindung 
einzuräumen und im Rahmen ihrer Möglichkeiten in diesem zeitlichen Rahmen auch Aktivi-
täten auszuschöpfen, welche die eigenen Erfahrungswerte weiterentwickeln und ggf. unter-
mauern. Dabei erhalten für die Eltern Eigenschaften wie Selbständigkeit und Eigenverantwor-
tung, aber auch Selbstkompetenzen wie Charakterstärke und Selbstvertrauen sowie soziale 
Kompetenzen, z.B. Verantwortungsbewusstsein und kommunikative, konstruktive Fertigkei-
ten eine immer größer werdende Bedeutung. (vgl. Körner (2004), S.155; Textor (2009), S.82) 
Speziell die Jugendlichen äußern sich in der Hinsicht, dass sie sich im individuellen Be-
rufswahlprozess nicht unter dem Einfluss ihrer Eltern sehen: 
„Von meinen Eltern kommt da aber eigentlich kein Druck. Und dieser Druck, der halt nicht 
da ist, das finde ich ganz hilfreich bei meiner Orientierung. Und das finde ich ganz wichtig 
bei dieser Sache.“ (GD II/ Egon, S.8, Z.32-34) 
„Weil, nicht, dass ich beeinflussbar bin, sondern dass ich selber die Aktion ergreife und dann 
wirklich mal mir selber Gedanken mache, was ich so machen könnte.“ (GD VI/ Max, S.3, 
Z.15-17) 
Im Vordergrund steht nicht die Meinungsweitergabe der Eltern über die berufliche Zukunft 
ihrer Kinder, sondern vielmehr die Kommunikation und Interaktion von Jugendlichen und ih-
ren Erziehungsberechtigten sowie die emotionale Zugewandtheit seitens der Elternschaft, 
welche den Jugendlichen eine situationsabhängige Unterstützung  suggeriert. Deutlich wird 
hierbei das Bestreben der Eltern, eigene Erfahrungswerte an die Jugendlichen weiterzugeben. 
Hinter diesem Bestreben wird die zunehmende Angst der Eltern vor Arbeitsplatzverlust bzw. 
einem sozialen Abstieg sowie die Unsicherheit der Eltern ob der beruflichen Möglichkeiten 
ihrer Kinder vermutet. Eltern wollen ihren Kindern die besten Entwicklungschancen bieten, 
damit diese später den immer größer werdenden Leistungserwartungen der globalen Wissens-
gesellschaft entsprechen, ein gutes Einkommen erzielen können, welches finanziell entlastet, 
und im Sinne von Work- Life- Balance ein zufriedenstellendes Leben führen können. 
11. Das Beziehungsgeflecht zwischen 
      Eltern und ihren Kindern 
Wie bereits abgebildet, gehört die Berufswahl zu einem der Sozialisationsprozesse, welche 
innerhalb einer Familie ablaufen. Hier soll nun untersucht werden, welchen Stellenwert die 
einzelnen Familienmitglieder in diesem Prozess einnehmen. Drinck (2005) betont, dass der 
gravierende Unterschied zwischen den väterlichen und mütterlichen Aufgaben in der Familie 
darin liegt, dass dem Vater die legislative Gewalt und der Mutter vor allem die exekutive 
Macht in der Familie zugewiesen wird. Das bedeutet, in der Erziehung fallen der Mutter die 
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ersten Erziehungsgeschäfte zu. Dies sind vor allem die Pflege und die erste geistige Erziehung 
des Kindes. (vgl. Drinck (2005), S.67) Weiter wird davon ausgegangen, dass die Väter, als 
„Brotverdiener“ meist voll berufstätig, durch ihre stärkere berufliche Rolle auch einen größe-
ren Einfluss auf die Berufswahl der Kinder ausüben. Die Rolle der Frauen in der Berufswelt 
war bis zu den 1950er Jahren in unserer Gesellschaft meist unterbewertet. Dies führte dazu, 
dass das Bild der Mutter auch den Jugendlichen in beruflichen Zusammenhängen weniger 
günstig erschien, dafür jedoch die größere Gefühlszuwendung von der Mutter kam. Im Laufe 
der letzten Jahrzehnte wandelte sich das Bild der Mutter enorm von dem der Hausfrau zu dem 
einer berufstätigen Frau. (vgl. Puhlmann (2005), S.6-7) Doch inwiefern führte dieser berufli-
che Einstieg der Mütter auch zu einem Anstieg ihrer Kompetenzen in Berufswahlfragen? 
Kümmern sich Mütter und Väter gleichgewichtig um die Berufswahl ihrer Kinder? Darüber 
hinaus erscheint es interessant zu untersuchen, ob es im Rahmen dieser Bedeutungszuordnung 
und Rollenzuweisung von Mann und Frau, Vater und Mutter für die Eltern einen Unterschied 
macht, ob eine Tochter oder ein Sohn in der Berufswahl steht. 
11.1. Ablöseprozesse und andere Interaktions-  
         partner 
In den Gruppendiskussionen wurde deutlich, dass sich die Jugendlichen nicht mehr als das 
behütete Kind ihrer Eltern sehen. Sie haben einen anderen Kindstatus entwickelt, der mehr 
Selbständigkeit und Selbstverantwortung beinhaltet: 
„Nein, also, wenn Mama gesagt hätte: Mach das nicht – aus den und den Gründen, ich hätte 
mir nicht reinreden lassen. Sie ist meine Mama, aber ich gehe meinen eigenen Weg. Also war 
das ganz gut so, dass sie das nicht gesagt hat.“ (GD PT/ Ada, S.8, Z.1-3) 
„Ja, also bei uns zu Hause reden wir auch schon mal darüber. Meine Mutter gibt dann so ein 
paar Anstöße, man sollte sich doch hier und da bemühen, aber im Endeffekt bleibt es dann 
doch immer eine eigenständige Entscheidung.“  (GD I/ Cai, S.4, Z.3-5); „Die (Eltern) können 
schon ein Auge darauf haben, aber ich denke mal, ich werde meinen eigenen Weg relativ al-
leine gehen.“(GD I/ Cai, S.7, Z.40-41) 
Die Jugendlichen betonten zwar, dass sie es gut finden, wenn die Eltern sich um sie kümmern 
und sich für ihre Angelegenheiten interessieren, sie erwarteten und fordern es scheinbar aber 
nicht: 
„Na ja, eigentlich mischt sich meine Mutter ja genug ein im Moment. Ich glaube, ich brauche 
das einfach, weil ich so einer bin, der von sich aus nicht so viel macht.“ (GD I/ Curt, S.8, Z.1-2) 
„Wichtig ist, glaube ich wirklich, dass sie sagen: Ich unterstütze dich dabei. Ich helfe dir.“ 
(GD I/ Elko, S.6, Z.23-24) 
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„Also ich bin eigentlich ganz zufrieden, so, wie es gerade ist. Ich kriege halt ein paar Tipps, 
wo ich hingehen könnte.“ (GD II/ Emil, S.8, Z.21-22) 
„Und da kommen dann ab und zu mal Ideen und sie macht Vorschläge und ich überlege auch. 
Und so finde ich es auch gut. So, dass da ein bisschen mit überlegt wird, aber eben nicht mit 
zu viel Druck.“ (GD III/ Glen, S.9, Z.48-49) 
Auch die Wertigkeit der Aussagen der Eltern waren für die Jugendlichen nicht bedeutungs-
voll. Sie schätzten auf der einen Seite die Aufmerksamkeit ihrer Eltern, andererseits jedoch 
lehnten sie es ab, den Standpunkt der Eltern, aber auch deren Erfahrungswerte für den eigenen 
Meinungsbildungsprozess zuzulassen: 
„Ich höre es mir an, es sind halt Ideen. Ich habe dann nicht das Gefühl, dass ich das auch 
machen muss- auf gar keinen Fall! Ich denke, sie kann mich einfach ganz gut einschätzen.“ 
(GD PT/ Alma, S.8, Z. 10-12) 
„Und meine Mutter hatte auch ein paar Vorschläge gemacht. Da habe ich jetzt noch nicht 
drüber nachgedacht.“ (GD III/ Glen, S.3, Z.24-25); „Ich habe eine Idee, und meine Mutter 
kann sich ja trotzdem noch Gedanken machen.“ (GD III/ Glen, S.9, Z.46-47) 
Betont wurden an dieser Stelle wieder die Eigenverantwortung sowie die individuelle Ent-
scheidungsmöglichkeit und das autonome Handeln der Jugendlichen gegenüber den eigenen 
Eltern. Damit hoben sich die Jugendlichen aus dem Kindstatus heraus und grenzten sich ge-
gen den bisherigen Schutz der Eltern ab. 
Darüber hinaus gab es auf Seiten der Jugendlichen kein Rollenverständnis für die Eltern in 
der eigenen Berufswahl. Nicht die zugehörigen (eigenen) Eltern wurden konsultiert, sondern 
andere Personen im persönlichen Umfeld, dazu gehörten mitunter auch die Eltern der Freun-
de: 
„Da habe ich mich mit Eltern von anderen Kindern unterhalten.“ (GD PT/ Ada, S.3, Z.34-35) 
„Ja, mit Eltern vielleicht weniger. Dafür dann mit Freunden der Eltern, mit Bekannten.“ (GD 
I/ Cai, S.4, Z.12-13) 
Die Eltern hingegen sahen sich in der Pflicht, sich an der Berufswahl ihrer Kinder zumindest 
als Ratgeber zu beteiligen: 
„Ich glaube, das ist dann auch so ein bisschen unser Job, mit den Kindern zu reden. Wenn 
jetzt irgendwie so ganz abwegige Sachen kommen, dass man dann sagt: Überleg mal lieber.“ 
(GD I/ Dea, S.5, Z.1-3) 
„Und wir machen uns als Eltern schon so unsere Gedanken darüber.“ (GD II/ Falk, S.5, 
Z.29-30) 
„Aber ich denke, das ist ja auch so meine elterliche Fürsorgepflicht, mich mit meinem Kind 
darüber auszutauschen. Aber was er dann nachher damit macht, da muss er ja dann mit 
glücklich werden. Aber ich meine, so, Ideen und Möglichkeiten und Stärken aufzeigen oder 
Unterstützung geben, das finde ich schon ganz wichtig.“ (GD II/ Finn, S.5, Z.36-40) 
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Dabei nahmen die Eltern nicht die Rolle des mitwirkenden, gleichberechtigten und einfluss-
gebenden Berufswahlpartners ein, sondern besetzten eher die Rolle eines passiv agierenden 
Beraters und Rat gebenden Gesprächsbeistandes: 
„[…] und würde dir dann helfen, zu recherchieren oder zu gucken und mich selber umzuhö-
ren.“ (GD IV/ Jola, S.7, Z.50-51) 
„Und sobald Du etwas gefunden hast, stehen wir dahinter und helfen dir dabei [...]“ (GD VI/ 
Nash, S.4, Z.3) 
Die Eltern wussten scheinbar um die Problematik, dass sich die Jugendlichen ihren eigenen 
Eltern gegenüber nicht gesprächsbereit sehen und unterstützten daher auch den Austausch mit 
anderen Interaktionspartnern: 
„Wir versuchen das auch so ein bisschen eher über Kontakt von außen zu schüren, das Feuer. 
Also über Freunde, die jetzt irgendwelche Kontakte haben, wo vielleicht die Möglichkeit be-
steht, ein Praktikum zu machen.“ (GD I/ Dora, S.7, Z.29-31) 
„Ich denke, das muss von woanders kommen.“ (GD VI/ Nele, S.4, Z.18-19) 
 
11.2. Die Rolle der Väter 
Die Institutionalisierung der traditionellen bürgerlichen Familie im 18. und 19. Jahrhundert 
trug dazu bei, dem Vater eine öffentliche und instrumentelle Funktion innerhalb einer ge-
schlechtsspezifischen innerfamilialen Arbeitsteilung zuzusprechen und ihn als Oberhaupt  der 
Familie zu stärken. In dieser Zeit wird der Vater als Erzieher vor allem der Jugend und seines 
Sohnes geschildert. Er soll dessen Lehrer sein und ihn in die Welt einführen, wobei es dem 
Vater hier häufig an der nötigen Zeit fehlt.  
Kriegsbedingte Umbrüche Anfang des 20. Jahrhundert schwächten die Rolle des Vaters als 
Autoritätsperson, auch wenn sich die arbeitsteilige Marktwirtschaft weiterhin an gesellschaft-
lichen Zuschreibungen orientierte, die den familiären Bereich der Frau und den der Erwerbs-
tätigkeit dem Mann zuteilten. Hierbei trat der Vater jedoch eher mit dem steigenden Alter der 
Kinder als Erzieher in den Vordergrund. Besonders im Anschluss an den Zweiten Weltkrieg 
kam in Deutschland ein Vaterbild auf, welches den Vater primär als Beschützer, als diszipli-
nierende Person und als Ernährer sah. Nicht so sehr die Betreuung oder die Mithilfe im Haus-
halt durch den Vater standen dabei im Vordergrund der Vaterrolle, sondern vielmehr die Teil-
nahme an Freizeitaktivitäten als Kamerad der Söhne. 
Bis in die 1960er Jahre wurde dieses Bild vertreten, indem zugleich der Frau erzieherische 
und emotionale Bildungs- und Erziehungsvorteile auf dem Weg zu einer gesellschaftlich adä-
quaten Rollenidentität der Kinder zugesprochen wurde. Im weiteren Verlauf des 20. Jahrhun-
derts führten die allgemeine Demokratisierung, die zunehmende gesellschaftliche und rechtli-
che Gleichberechtigung zwischen Mann und Frau sowie neue wirtschaftliche Ansprüche und 
strukturelle Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt zu einer Schwächung der Position des 
Mannes als Ernährer der Familie. Ab den 1980er Jahren wurden Väter zunehmend als Teil 
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des Familiensystems wahrgenommen. Dabei war die Mutter zwar noch immer hauptverant-
wortlich für die häusliche Arbeit und die Beteiligung der Väter an den hauswirtschaftlichen 
Arbeiten, selbst bei einer Erwerbstätigkeit ihrer Frauen, weiterhin gering. In den letzten Jahr-
zehnten wurden diese Stereotypen jedoch immer weiter aufgebrochen. Die zunehmende Parti-
zipation der Frauen am Arbeitsmarkt und die damit einhergehende Veränderung des Ge-
schlechterverhältnisses im familialen wie auch im öffentlichen Bereich trugen dazu bei, dass 
sich bisher selbstverständlich geltende Normen auszuweichen begannen und verhandelbar 
wurden.  
Das neue Vaterbild geht einher mit dem starken Wunsch und der steigenden Bereitschaft 
von Männern zur Beteiligung bei der Kindesversorgung sowie einem höheren Zeitinvestment 
in die Familienarbeit. Die heutigen Väter verbringen zwar sowohl qualitativ als auch quantita-
tiv mehr Zeit mit ihren Kindern als eine Generation zuvor, die Art der Beschäftigung bzw. die 
diesbezügliche Arbeitsaufteilung zwischen den Eltern orientiert sich allerdings an traditionel-
len Modellen: Väter übernehmen nach wie vor eher spiel- und freizeitbezogene Tätigkeiten 
und überlassen die Verpflegungsaufgaben den Müttern. (vgl.  Boeckenhoff u.a./In: Bertram 
u.a. (2011), S. 117-122; Drinck ebd., S.68-69; Kapella u.a. (2011), S.11-19, 35) 
An den Gruppendiskussionen nahmen 16 Väter und 29 Mütter teil. Damit nahmen mit ei-
nem Väteranteil von 35,6% nur wenig mehr als ein Drittel der Väter an den Veranstaltungen 
teil. Gründe hierfür wurden in der Gruppe nicht erörtert. Väter wirkten bei der Diskussion um 
die Berufswahl ihrer Kinder um einiges entspannter als die Mütter. Ihnen schien es bei dem 
Fokus im Berufswahlprozess nicht um konkrete Vorstellungen im Zuge einer Entscheidungs-
findung zu gehen, sondern vielmehr um die Tatsache an sich, dass sich das Kind mit der Be-
rufswelt und evtl. auch bereits mit der eigenen Berufswahlfrage auseinandersetzt: 
„Also, ich muss sagen, ich bin froh, dass meine Tochter überhaupt berufliche Vorstellungen 
hat.“ (GD I/ Duke, S.4, Z.38-39) 
„Nun, sie sollen ja schon was finden, wofür sie brennen.“ (GD II/ Falk, S.3/ Z.40) 
„Die sollen nicht nur funktionieren, sondern sie sollen auch mal die Zeit haben, sich auszu-
probieren.“ (GD II/ Finn, S.3, Z.48-49) 
„Also ich bin sehr passiv. Ich habe auch ein ganz schlechtes Gewissen, muss ich sagen- hier 
in der Runde. Einerseits sehe ich das so als Aufforderung, mich mehr zu kümmern. Ich habe 
den Auftrag – so empfinde ich das. Meine Tochter hat mich gefragt: „Papa, was kannst Du 
dir für mich vorstellen?.“ Ich soll drei Berufe nennen. Und irgendwie ist mir noch nichts ein-
gefallen.“ Lachen (GD VI/, Nick, S.5, Z.1-5) 
Auch hier wurde seitens der Väter betont, dass nicht Einfluss genommen werden soll auf die 
Entscheidungsfindung ihrer Kinder: 
„Also ich glaube nicht, dass ich Einfluss auf meine Tochter habe. Natürlich höre ich es mir 
an, wenn sie so erzählt: „Dies will ich tun oder jenes.“. Aber ich würde um Gottes willen 
nicht sagen: „Das machst Du oder das machst Du nicht!“  (GD I/ Duke, S.8, Z.21-23) 
„Aber das ist ihr Traumberuf und da würden wir sie dann auch unterstützen.“ (GD III/ Hans, 
S.6, Z.44) 
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„[...] Und wenn Mona nun etwas machen möchte, wo wir nun sagen: „Um Gottes Willen.“, 
dann bringt es auch nicht, dagegen zu intervenieren und zu sagen: „Das streich mal ganz aus 
deinem Gedächtnis!“. Ich habe damals gesagt: „Ich bin bereit, Dich zu unterstützen, wo ich 
kann. [...]“ (GD VI/ Nico, S.7, Z.45-48) 
Direkte Aktivitäten im Elternhaus durch die Väter wurden nicht erwähnt. Das führt zu der 
Annahme, dass der Berufswahlprozess der Kinder nicht zur innerfamiliären Kernaufgabe der 
Väter gehört: 
„Ja, es ist schon Thema. Und ich habe auch viel mit Auszubildenden zu tun in meinem Betrieb 
und erlebe es immer wieder [...].“ (GD II/ Falk, S.5, Z.11-12) 
„Also, genervt, denke ich mal, ist […] nicht. Ich denke, das ist ´ne offene Sache. Wir setzen 
uns aber auch nicht extra hin und reden über Berufe oder was Du mal werden kannst, sage 
ich mal so [...].“(GD IV/ Jim, S.7, Z.1-3) 
Hervorgehoben muss an dieser Stelle, dass die Väter bei den Interaktionsprozessen mit ihren 
Kindern immer von einem „wir“ sprachen, wodurch Vater und Mutter eine Einheit bildeten, 
wobei im Rahmen der Unterstützung und Realisierung die Väter das „ich“, ergo von ihrer ei-
genen Tatkraft, sprachen. Das impliziert an dieser Stelle wieder die Rolle des Vaters als Fami-
lienoberhaupt, der schlussendlich die familiären Angelegenheiten regelt.  
Auffällig ist zudem das geschlechtsbezogene Verhältnis der Väter zu ihren Töchtern. Hier 
konnte beobachtet werden, dass ein Hauptziel der Väter in den Gesprächen war, ihre Töchter 
vor den Gefahren und Härten des Arbeitslebens beschützen zu wollen. Dabei hatte insbeson-
dere die Sicherheit des zukünftigen Berufes oberste Priorität: 
„Ok, für mich ist nur eines wichtig – dass Du bei allen Ambitionen, die Du entwickelst, nie 
eins aus dem Auge verlierst- nämlich das, was wir vorhin schon hatten- Du musst dein Aus-
kommen haben.“ (GD I/ Dan, S.9, Z.-8-10) 
„Gina ist unsere einzige Tochter und da möchte ich schon, dass sie was Sicheres macht. Viel-
leicht auch gerade, weil sie ein Mädchen ist.“ (GD III/ Hans, S.6, Z.32-34) 
Hier kommt das Fürsorgeprinzip, bei dem der Vater als Beschützer seiner Familie, hier insbe-
sondere seiner Tochter, agiert, zum Vorschein. Ein weiterer Ausdruck dieses Schonprinzips 
war die Tatsache, dass die Töchter bei außergewöhnlichen beruflichen Vorstellungen, gerade 
auch bei dem Interesse für frauenuntypische Berufe, insbesondere die Väter ihre Bedenken 
hinsichtlich des Wunschberufes äußerten: 
„[...] dass wir dann auch so die negativen Seiten ansprechen, weiß ich, dass der Job des Poli-
zisten halt auch gefährlicher ist als vielleicht ein anderer Beruf.“ (GD III/ Hans, S.8, Z.47-49) 
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11.3. Die Rolle der Mütter 
Ein wesentlicher historischer Grund für den steten Wandel der Familienformen liegt in dem 
Bestreben von Frauen, die traditionelle Arbeitsteilung zwischen den Geschlechtern zu über-
winden. Weil auch Mütter in ihren alltäglichen Lebensfeldern ein hohes Maß an Selbstbe-
stimmung erreichen möchten, wählen immer mehr von ihnen die berufliche Erwerbsarbeit. 
Dadurch gilt die Berufstätigkeit heute als fester Bestandteil der Lebensplanung von Frauen 
und wird auch nicht mehr nur aus ökonomischen Gründen zur Aufbesserung des Familienein-
kommens ausgeübt. Vielmehr interessieren sich die Mütter für die sozialen Erfahrungen der 
Berufswelt und zeigen eine Berufsmotivation, die auf psychologische Befriedigung und An-
erkennung durch die Erwerbstätigkeit abzielt. Die Familienorientierung erwerbstätiger Mütter 
wird dadurch jedoch keinesfalls schwächer als die anderer Frauen mit Kindern. Vielmehr 
kann davon ausgegangen werden, dass das Familienleben trotz oder sogar wegen des engeren 
Zeithaushaltes, der sich aus der Berufstätigkeit im Kombination mit der Tätigkeit im Haushalt 
zwangsläufig ergibt, bewusster und einfühlsamer wird. (vgl. Hurrelmann u.a. (2012), S.148-
149) Dennoch muss an dieser Stelle hervorgehoben werden, dass trotz steigender Berufstätig-
keit der Frauen, bei Übernahme der Mutterrolle durch die Frauen diese häufig eine drastische 
Veränderung ihres Arbeitsalltags akzeptieren müssen. Noch immer bedeutet die Unterbre-
chung ihrer Berufstätigkeit meist auch ein Knick in der eigenen Karriere, während die berufli-
che Karriere des Mannes typischerweise vom Kinderkriegen nicht beeinträchtigt wird. Ten-
denziell folgen die Männer in dieser Situation eher dem Normkomplex des Familienerhalters 
und erhöhen nach der Geburt des Kindes sogar das Ausmaß ihrer Arbeitszeit, während die 
Frauen zukünftig in der Regel einer Teilzeitbeschäftigung nachgehen. (vgl. Kapella u.a. 
(2011), S.18-19) Diese Rollenverteilung in der Familie nahm ein Großteil der Diskussions-
teilnehmerInnen ebenfalls wahr: 
„Ich habe das Gefühl, das ist geschlechtsspezifisch. Mein Sohn ist ja nun in der 10.Klasse und 
der guckt schon, was gibt es für Autos, was gibt es für Klamotten. Und ihm ist es wichtig, ei-
nen Beruf zu haben, wo ich richtig Geld verdiene. Also, ich denke schon, er guckt auch, dass 
und ob ihm das Spaß macht, aber der finanzielle Anreiz ist halt auch wichtig. Und ich denke, 
bei Ada ist das etwas anderes. Sie möchte vor allem, dass der Beruf Spaß macht, wie viel ich 
verdiene, ist da nebensächlich, steht nicht an erster Stelle. Vielleicht ist das auch so ein Frau-
en- Männer- Ding. Der Mann bringt das Geld nach Hause und ich verdiene ein bisschen da-
zu. Das leben wir ja auch vor so.“ (GD PT/ Beth, S.7, Z.8-15) 
„Wir leben das halt auch so vor.“ (GD PT/ Beke, S.7, Z.17) 
„Die Kinder kennen das so, dass die Mutter halt öfter daheim ist. Ich kenne das auch im 
Freundeskreis nur so. Der Mann ist der Hauptverdiener und die Frau arbeitet in Teilzeit et-
was dazu. Ich glaube schon, dass das prägt.“ (GD PT/ Ben, S.7, Z.19-21) 
Das führt zu der Annahme, dass sich die Mütter mit dem Berufswahlprozess ihrer Kinder ein-
gehender befassen und hier in größerem Umfang aktiv werden und interagieren: 
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„Ja, aber auf jeden Fall würde ich schon sagen, dass mich meine Mutter da unterstützt [...]“ 
(GD I/ Caja, S.3, Z.39) 
„Ja, also bei uns zu Hause reden wir auch schon mal darüber. Meine Mutter gibt dann so ein 
paar Anstöße, [...].“ (GD I/ Cai, S.4, Z.3-4) 
„Und meine Mutter hatte auch ein paar Vorschläge gemacht [...]. “ (GD III /Glen, S.3, Z.24) 
Auffällig dabei ist, dass gemeinsame Aktionen eher zwischen den Müttern und ihren Söhnen 
stattfanden. Dabei wirkten die Jungen vorwiegend geständig und offen im Umgang mit ihren 
Müttern: 
„Na ja, eigentlich mischt sich meine Mutter ja genug ein im Moment. Ich glaube, ich brauche 
das einfach, weil ich so einer bin, der von sich aus nicht so viel macht.“ (GD I/ Curt, S.8, Z.1-
2); „Und da haben wir uns schon so Studiengänge angeschaut, die so in Frage kommen.“ 
(GD I/ Curt, S.8, Z.9-10) 
„Und darum habe ich mich ja nun auch nach mehreren Wochen Krieg gekümmert und mich 
da beworben. Und auch sonst werde ich […] unterstützt.“ (GD I/ Curt, S.8, Z.3-5) 
Zwar betont Curt, „Krieg“ mit seiner Mutter zu haben. Dies wirkt jedoch wie eine unbedachte 
Wortwahl des Jungen und wird daher nicht als negative Wahrnehmung des Jungen einge-
schätzt, da er am Ende betont, dass er Unterstützung seitens der Mutter erhält. Die Töchter 
hingegen akzeptierten die Hilfestellungen ihrer Mütter kaum. Ihr Verhalten, den Müttern ge-
genüber, wirkte angespannter und herausfordernder: 
„Ich höre es mir an, es sind halt Ideen. Ich habe dann nicht das Gefühl, dass ich das auch 
machen muss – auf gar keinen Fall! Ich denke, sie kann mich einfach ganz gut einschätzen.“ 
(GD PT/ Alma, S.8, Z. 10-12) 
„Nein, also, wenn Mama gesagt hätte: Mach das nicht – aus den und den Gründen, ich hätte 
mir nicht reinreden lassen. Sie ist meine Mama, aber ich gehe meinen eigenen Weg [...].“ 
(GD PT/ Ada, S.8, Z.1-3) 
„Ja, aber auf jeden Fall würde ich schon sagen, dass mich meine Mutter da unterstützt. Ich 
wollte auch schon mal Pilotin werden, das fand sie dann nicht toll und ich fand das in dem 
Moment richtig doof, dass sie das nicht toll fand. Ja, eigentlich finde ich das immer noch 
doof. Ich hätte mir gewünscht, dass sie es nicht sagt, auch, wenn sie es doof findet.“ (GD I/ 
Caja, S.3, Z.40-44); „Um Gottes willen! Nicht mit meiner Mutter zusammen (recherchie-
ren)!“ (GD I/ Caja, S.6/Z.42) 
Es zeigt sich, dass die Mütter und Töchter ein größeres Abgrenzungsbedürfnis zueinander ha-
ben. Dabei standen die Töchter deutlich in einer defensiven Position, denn sie reagierten ext-
remer auf die Positionen der Mütter. Aber auch die Mütter äußerten sich ihren Töchtern ge-
genüber zum Teil kritischer, nachdrücklicher und zum Teil auch schärfer: 
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„[…] Na ja, meine Mutter schlägt dann immer so komische Sachen vor und die will ich dann 
nicht. Ich weiß nicht, sie kann sich für etwas ganz anderes begeistern als ich und dann denke 
ich: „Hä? Wie kommt sie denn darauf?“ (GD I/ Caja, S.6/Z.46-48) 
 „Aber das ist dann halt so- meine Mutter hat gesagt, als ich zu ihr meinte, ich möchte Schau-
spielerin werden: „Du bist bescheuert. Damit verdienst Du doch nichts!“ (GD I/ Caro, 
S.8/Z.34-35) 
Die Mütter berichten in der Berufswahlfindung mit ihren Söhnen häufig von einem gemein-
samen Arbeitsprozess, wobei das gemeinschaftliche Miteinander stark betont wird: 
„Ja, die haben wir uns schon gemeinsam angeschaut. Aber sonst sind wir über das ange-
strebte Praktikum bei einem Radiosender noch nicht hinausgekommen. Aber sonst  fahren wir 
da schon eine Linie. (GD I/ Dea, S.8, Z.12-14) 
„Da hat er nicht so viel Lust. Da müssen wir nochmal drüber sprechen.„ Alle lachen „Ich 
weiß, das steht an erster Stelle und da unterstütze ich ihn auch. Das soll er verfolgen. Nur, 
wir beide sind uns auch klar darüber, dass das nicht einfach ist, daran zu kommen. Und von 
daher ist es jetzt, ja, sehe ich da immer noch ein paar mehr Ziele. (GD III/ Hilde, S.3, Z.40-
45) 
Dabei wirkt es eher so, dass zwar eine gemeinsame Herangehensweise angestrebt wird, je-
doch dabei kein zu starker Druck seitens der Mütter auf die Söhne ausgeübt wird. Die Mütter 
geben als Grund den fehlenden Aktionismus ihrer Söhne an: 
„Was ich mich manchmal frage, ist: „Wo bleibt da auch mal die Eigeninitiative?“. Ich meine, 
es ist ja ganz nett, dass wir als Eltern so Anstöße geben, aber wenn die  Jugendlichen nicht 
mitziehen. Wenn ich zum Beispiel sage: „Ruf doch da und da mal an wegen eines Prakti-
kumsplatzes.“, da sagt mein Sohn dann: “Ja, mache ich.“ und passieren tut dann doch nicht 
viel. Also ich weiß nicht, wie es bei den anderen ist? Mir fehlt einfach die Eigeninitiative- ist 
das so noch ein Problem des Alters?“ (GD I/ Dea, S.7, Z.12-17) 
In jedem Fall betonten die Jugendlichen in der Interaktion mit ihren Müttern, dass sie sich 
nicht von ihnen beeinflusst fühlen, sondern sich zu jeder Zeit in der Lage fühlten bzw. das 
Gefühl hatten, eine eigene Entscheidung treffen zu können: 
„Ich will jetzt nicht sagen, wenn sie irgendwas toll findet und mir sagt, ich soll das machen, 
weil sie es toll findet, würde ich sagen: „Na und?“. Also, ich finde es von mir aus toll und 
deswegen würde ich es machen.“ (GD III/ Glen, S.8, Z.6-8) 
„… Und wenn ich mehr darüber reden will, dass meine Mutter dann auch mehr mit mir dar-
über reden würde.“ (GD IV/ Inga, S.8, Z.22-23) 
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11.4.  Fazit zum Beziehungsgeflecht 
Die Berufstätigkeit sowohl von Vätern als auch von Müttern scheint für das Familienleben ei-
ne entscheidende Rolle zu spielen. Insbesondere bei klaren Lösungen hinsichtlich der Zeitauf-
teilung und Zuständigkeit ergeben sich überwiegend positive Effekte für das Familienleben 
und die Persönlichkeitsentwicklung der Jugendlichen. Durch die Berufstätigkeit beider Eltern-
teile wird eine Gleichberechtigung zwischen Mann und Frau hergestellt. Dabei entsteht ein 
größeres Maß an Gemeinsamkeiten im täglichen Umgang miteinander. Gleichberechtigte 
Partnerschaften führen zu einem besseren Einvernehmen zwischen den erwachsenen Partnern, 
was sich auch positiv auf die Kinder auswirkt. Ein ausgeglichenes Machtgefüge zwischen den 
Eltern halten die jugendlichen Kinder zu einem kooperativen Verhalten an und regen die Ei-
genverantwortlichkeit und Selbständigkeit, auch im eigenen Leistungsbereich, deutlich an. 
(vgl. Hurrelmann u.a. (2012), S. 149) Dennoch kann die Erwerbstätigkeit beider Elternteile 
nicht ausschließlich in Verbindung gebracht werden mit ihrer Aktivität im Berufswahlprozess 
der eigenen Kinder. Möglicherweise ausgelöst durch die (vorwiegend vorherrschende) Teil-
zeitarbeit der Mütter und der damit anzunehmenden Rolle und Funktion der Mutter als vor-
nehmliche Erzieherin der Kinder konnte in den Gruppendiskussionen beobachtet werden, dass 
zwar beide Elternteile im Berufswahlprozess ihrer Kinder gemeinschaftlich und gleichberech-
tigt agieren, hier jedoch den Müttern ein größerer und aktiverer Teil zukommt. Zudem war 
erkennbar, dass sich Mütter und Söhne zu einem größeren Zeitanteil gemeinsam und über-
wiegend einvernehmlich mit der Berufswahl auseinandersetzen als die Mütter mit ihren Töch-
tern. Es geben beide Elternteile grundsätzlich Vorbehalte und Kritik in zurückhaltender und 
vorsichtiger Art und Weise an die Jugendlichen weiter. Differenzen zwischen den Müttern 
und ihren Töchtern waren im Verhalten miteinander zum Teil deutlich spürbar. Doch auch 
hier wurden Zwistigkeiten oder Unstimmigkeiten im weiteren Gesprächsverlauf nicht deutlich 
und klar formuliert oder angesprochen. Es wurden vielmehr wieder von beiden Seiten Ge-
sprächsansätze gesucht, welche ein positives Beziehungsgeflecht zwischen beiden Parteien 
hervorhob. Die Mütter betonten das Zutrauen in die Fähigkeiten und Kompetenzen ihrer 
Töchter, und auch die Töchter zeigten sich gesprächsbereit und gaben Zugeständnisse. 
12. Ist der Berufswahlprozess  
      „Verhandlungssache“? 
Das Familiengeschehen, die Erfahrungen sowie Auseinandersetzungen und Unterstützungen 
mit und durch die Eltern sind für die Jugendlichen elementar für die eigene Identitätsbildung. 
Sie bilden ein wesentliches Strukturelement der eigenen biografischen Geschichte und der in-
dividuellen Entwicklung. Mittels familiärer Ereignisse werden die Erfahrungen der Berufs-
wählerInnen gesammelt, entwickelt und argumentativ begründet. In diesem Sinne dient die 
Familie als ein maßgeblicher Ort der Lebensorientierung. Darüber hinaus dient die Familie als 
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ein bedeutender Distrikt des Rückhaltes sowie der emotionalen Unterstützung und der persön-
lichen Beratung. Im Rahmen des familiären Geschehens werden intime und persönliche Bin-
dungen erlernt, erarbeitet und alltäglich praktiziert. Dabei unterstützen die Eltern auf mannig-
faltige, jedoch meist unauffällige und betont geduldige, besonnene Weise ihre adoleszenten 
Kinder. Es kann davon ausgegangen werden, dass die Zuversicht in die Zukunft, die die Ju-
gendlichen entwickeln, stark beeinflusst wird von der Art der elterlichen Zugewandtheit und 
deren emotionalen Beistand. Auch die Werteorientierung der Jugendlichen scheint vom elter-
lichen Einfluss maßgeblich abhängig. Die Jugendlichen entwickeln ein Autonomiebewusst-
sein, Liberalität und eine positive Berufs- und Familienorientierung, wenn sie elterliches Zu-
trauen in die eigene Person erleben. (vgl. Ecarius u.a. (2011), S.73-76) Inwiefern dies mit ei-
ner direkten Einflussnahme seitens der Eltern auf die Jugendlichen beschrieben werden kann 
und muss, soll an dieser Stelle in Frage gestellt werden.  
Deutlich wurde, dass auch, wenn die Heranwachsenden von den Erziehungsberechtigten 
positiv unterstützt werden, problematische Beziehungsstrukturen existieren können. So kön-
nen Wünsche, eigene, nicht erfüllte Bestrebungen der Eltern eine epochale Rolle im gemein-
samen Interaktionsprozess spielen. Die eigenen Berufserfahrungen und die eigenen Lebens-
pläne und Lebenshoffnungen, welche die eigenen Kinder ja mit einschließen, spielen für die 
Eltern bei der Berufswahl ihrer Kinder eine beträchtliche Rolle. Sie wünschen sich, dass ihre 
Kinder es zu etwas bringen, etwas Besseres werden und einen Beruf mit optimalen, möglich-
erweise auch besseren Entwicklungs- oder Beschäftigungschancen ergreifen werden. Dabei 
tritt die eigene Berufsbiographie in den Vordergrund- als Elternteil erinnert man sich viel-
leicht an persönliche Berufswünsche, die man einmal hatte, welche eventuell nicht realisiert 
wurden, so dass sich nun die Hoffnung entfaltet, dass die eigene Kinder die Berufe aufgreifen, 
die einem verwehrt waren oder sich im Gegenzug von Berufen fernhalten, welche einem 
selbst aufgezwungen wurden oder von denen man persönlich enttäuscht ist. (vgl. Puhlmann 
(2005), S.1-2) Diese Erfahrungswerte wurden immer wieder und in größerem Umfang be-
schreibend an die Jugendlichen kommuniziert. Dennoch entwickelten die Jugendlichen 
dadurch selten ein Gefühl der Beeinflussung durch die Eltern. Vielmehr wurde hier immer 
wieder die Befürwortung der Kommunikation mit den Eltern hervorgehoben. 
Jugendliche begrüßen die Kooperation mit ihren Eltern im eigenen Berufswahlprozess. 
Hierbei steht ein partnerschaftliches Agieren im Vordergrund. Hervorgehoben muss an dieser 
Stelle, dass eine Kooperation im Beziehungsgeflecht Mutter- Sohn eher konstruktiv, engagiert 
und harmonisch wirkte als im Beziehungsgeflecht Mutter- Tochter. Hierhinter wird ein größe-
res Bestreben der Töchter nach Abgrenzung zum gleichgeschlechtlichen Elternteil vermutet. 
(vgl. Deutsche Forschungsanstalt für Luft- und Raumfahrt (2011), S. S.20) Dennoch scheint 
im Eltern- Kind- Gefüge das Bestreben nach Autonomie und innerer Abgrenzung vorder-
gründig und maßgeblich. Möglicherweise ist auch dies der Grund dafür, dass Eltern versu-
chen, über andere Bezugspersonen und Interaktionspartner das Engagement und die Motivati-
on der eigenen Kinder für den individuellen Berufswahlprozess nachhaltig zu aktivieren und 
ggf. über Dritte in gewisser Weise zu beeinflussen. Dabei wirkt dieser Vorgang von den Ju-
gendlichen ebenfalls forciert, da mit Nicht- Eltern als Berufswahlpartner der eigene Ablö-
seprozess von den Eltern eher realisierbar scheint: 
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„Sicherlich kommt noch hinzu, dass sie einen Freund hat, der auch bei der Bundeswehr ist 
und gerade auf einem Offizierslehrgang ist. Und von dem guckt sie sich natürlich auch be-
stimmte Dinge ab. Der hat eine gewaltige Kraft, sage ich mal, sie zu motivieren und das auch 
zu machen, wo ich gar nicht gegen ankomme.“ (GD II/ Freia, S.3, Z.26-29) 
„Na ja, also, ich kann sagen, dass ich mich schon gerade mit älteren Freunden, also, die ihre 
Berufswahl bereits entschieden haben, unterhalte.“ (GD II/Effe, S.4, Z.4-5) 
„Ich erzähle schon mit meiner Freundin über meine Berufsmöglichkeiten.“ (GD III/Gaby, 
S.9, Z.30-31) 
Damit ist erkennbar, dass nicht nur die Eltern einen wesentlichen Einfluss auf die Berufswahl 
ihrer Kinder haben, sondern auch die soziale Umwelt der Jugendlichen Entscheidungs-
vorgänge maßgeblich beeinflusst.  
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Teil IV 
Zusammenfassung der Ergebnisse und Ausblick  
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13. Zusammenfassung der Ergebnisse 
Aus den Ergebnissen der Untersuchung zum Einfluss der Eltern auf die Berufswahl ihrer 
Kinder ergeben sich folgende Erkenntnisse: 
1. Eltern äußern und verhalten sich ihren Kindern gegenüber im Prozess der Berufswahl 
eher reserviert und zurückhaltend. Es ist kein aktiver Einfluss der Eltern im Berufswahl-
prozess spürbar. 
Die Eltern wirkten in den Gruppendiskussionen überwiegend fürsorglich und zum Teil auch 
empfindsam, wenn es um die berufliche Zukunft ihrer Kinder geht. Es war spürbar, dass sich 
die Eltern auch bereits über einen längeren Zeitraum eingehend Gedanken zur beruflichen 
Zukunft ihres Kindes gemacht haben. In den Gruppendiskussionen verhielten sie sich ihren 
Kindern gegenüber jedoch eher verzagt und abwartend. Ihre Betroffenheit für das Thema war 
durchweg spürbar und sie nahmen aktiv an den Diskussionen teil, ihren Kindern bzw. deren 
Zukunftsvorstellungen traten sie sehr aufgeschlossen und empfänglich gegenüber. Dabei hiel-
ten sie ihre eigene Meinung jedoch vorwiegend im Hintergrund. Es wirkte dabei so, als wür-
den die Eltern eine Art Kontrollfunktion im Berufswahlprozess ihrer Kinder übernehmen. In 
diesem Rahmen übernahmen sie jedoch nicht die aktive Bewertung der berufswahlbezogenen 
Auffassungen ihrer Kinder in Form eigener Meinungsäußerungen. Vielmehr trat mittels der 
forcierten Reserviertheit der Eltern das Beibehalten einer emotionalen Balance und damit ein-
hergehend einer intuitiven Stabilität für die Jugendlichen in den Vordergrund. 
2. Eltern reagieren im Berufswahlprozess ihrer Kinder unsicher. 
Die Eltern reagierten in den Gruppendiskussionen überwiegend unsicher, mehrfach wurde das 
Problem fehlender berufskundlicher Informationen angesprochen. Väter und Mütter wollten 
ihre Kinder unterstützen und waren in hohem Maß dazu bereit, auch mit anderen, am Berufs-
wahlprozess beteiligten Institutionen in einen Informationsaustausch zu treten. Hierbei wurde 
deutlich, dass Eltern Informationsangebote zum Thema Berufswahl in großem Umfang zwar 
nutzen würden, ihnen jedoch Unterstützungsangebote nicht bekannt sind oder nicht zugäng-
lich erscheinen. Viele Eltern fühlten sich offenbar als Zielgruppe im Prozess der Berufswahl 
nicht wahrgenommen und nicht angesprochen, was zur Folge hatte, dass sie ihre Informa-
tionsinteressen nicht umsetzen konnten. 
3. Jugendliche sind zum Teil nicht bereit, sich mit ihrer Berufswahl auseinanderzusetzen. 
Eltern bemängeln die fehlende Bereitschaft ihrer Kinder, gemeinsam in ein Gespräch über 
die Berufswahl zu gehen. 
Immer wieder wurde in den Gruppendiskussionen der Zeitpunkt der Berufswahl angespro-
chen. Hierbei äußerten die Jugendlichen zu einem großen Teil, dass sie sich zu diesem Zeit-
punkt- die Jugendlichen befanden sich größtenteils in  der vorletzten Klasse- nicht bereit und 
in der Lage sähen, eine berufliche (Erst-)Entscheidung zu treffen. Die Eltern bemängelten hier 
zum Teil die fehlende Bereitschaft der Jugendlichen, sich mit ihrer Berufswahl auseinander-
zusetzen bzw. beklagten die fehlende Eigeninitiative. Dabei wurde deutlich, dass sowohl den 
Jugendlichen  als auch den Eltern meist nicht bewusst ist, dass es sich bei der Berufswahl um 
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einen zeitlichen Prozess handelt, in welchem es nicht darum geht, punktuell eine Entschei-
dung zu treffen, sondern vielmehr über einen länger andauernden Zeitraum die Dimensionen 
der Berufswahl zu erfassen und im weiteren Verlauf auf eine berufliche Entscheidung hinzu-
arbeiten. 
Sowohl Eltern als auch Jugendliche äußerten sich zu heimischen Aktivitäten hinsichtlich 
der Berufswahl. Häufig handelte es sich hierbei um Aktivitäten wie Gespräche und spontane 
Nachfragen durch die Eltern sowie das Weiterreichen von Informationsmaterial seitens der 
Eltern an ihre Kinder. Dies wurde seitens der Jugendlichen häufig als „nervig“ kritisiert, wäh-
rend es die Eltern eher als „nervenaufreibend“ charakterisierten. Damit wird gemutmaßt, dass 
der persönliche Kontakt zwischen Eltern und Jugendlichen im Rahmen der Berufsfindung und 
-orientierung nicht optimal verläuft. 
4. Die Berufswahl formiert eine emotionale Kulisse für Eltern und ihre Kinder. 
Betrachtet man zum einen die betonte Zurückhaltung der Eltern in den Gruppendiskussionen 
im Hinblick auf den Berufswahlprozess ihrer Kinder, zum anderen jedoch ihre heimischen 
Anstrengungen, um die Jugendlichen auf Berufsbilder und Bildungsmöglichkeiten sowie Zu-
kunftsideen aufmerksam zu machen, wird ein konträres Interaktionsbild der Eltern deutlich. 
Die Eltern suggerierten zum einen die Meinungs- und Entscheidungsfreiheit ihrer Kinder und 
strebten dabei an, die eigenen Gefühle und ggf. auch Erwartungen an ihre Kinder nicht offen 
zu kommunizieren, um möglicherweise den emotionalen Druck bei ihren Kindern nicht zu er-
höhen. Hier wird angenommen, dass die Jugendlichen die Ängste und auch Erwartungshal-
tungen ihrer Eltern spürten und damit der eigene emotionale Druck eher stieg, gerade weil die 
eigenen Gedanken und Sehnsüchte hinsichtlich der bevorstehenden Berufswahl nicht klar und 
deutlich angesprochen und innerhalb der Familie kommuniziert wurden. Es wird vermutet, 
dass sich, insbesondere aufgrund der intuitiv spürbaren Einwirkung seitens der Eltern, die Ju-
gendlichen sträubten, bewusst und aktionsreich in den eigenen Berufswahlprozess zu starten.  
5. Im Berufswahlprozess gibt es geschlechtsspezifische Unterschiede im Verhalten der Ju-
gendlichen zu ihren Eltern. 
Bei der Analyse der Gruppendiskussionen wurden darüber hinaus geschlechtsspezifische 
Verhaltensunterschiede deutlich. Es konnte beobachtet werden, dass die Töchter mit ihren 
Müttern anders umgingen als die Söhne. Das Konfliktpotenzial der Mädchen schien demnach 
höher. So konnte zwischen Tochter und Mutter häufig ein recht angriffslustiges, leidenschaft-
liches Verhalten insbesondere seitens der Mädchen beobachtet werden, während sich die Jun-
gen ihren Müttern bzw. deren Aktivitäten im Hinblick auf die Berufsorientierung eher fried-
fertiger  und betont gelassener gaben. Es wird angenommen, dass die Reife- und damit Ablö-
seprozesse der Töchter weiter fortgeschritten waren als bei den gleichaltrigen Jungen. Zum 
anderen wird von einem größeren Konfliktpotential der Mädchen der Elterngeneration gegen-
über ausgegangen. So konnte beobachtet werden, dass die Mütter zum größten Teil, ausge-
hend von einem eher altmodischem Rollenverständnis der Frau, einer teilzeitumfassenden, 
meist qualitativ geringer bewerteten beruflichen Tätigkeit nachgingen sowie hauptsächlich die 
Rolle der Hausfrau und Mutter ausübten. Mit diesem Rollengefüge schien sich jedoch die 
weibliche  Jugendgeneration nicht identifizieren zu können und zu wollen. Des Weiteren 
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konnte beobachtet werden, dass seitens der Mütter das passive Berufswahlverhalten der Jun-
gen toleriert wurde und diesem auf eher milde Weise entgegengewirkt wurde. 
6. Mütter sind am Berufswahlprozess ihrer Kinder stärker (emotional) beteiligt als die Väter. 
Auch, wenn an den Gruppendiskussionen ein recht ausgeglichenes Verhältnis an Vätern und 
Müttern teilnahm, wurde beobachtet, dass die Väter häufig entspannter in der Diskussion über 
die Berufswahl ihrer Kinder wirkten als die Mütter. Hier wird eine geringere emotionale Be-
troffenheit angenommen, da nach wie vor, wie bereits detailliert unter 11.2. und 11.3. darge-
stellt,  im Hinblick auf das traditionelle Rollenverständnis innerhalb einer Familie nicht den 
Männern die Erziehung der Kinder oblag, sondern in einem größeren Umfang den Frauen. Es 
wird davon ausgegangen, dass im täglichen Umgang mit jugendlichen Angelegenheiten und 
Problemstellungen die Mütter eine größere Rolle spielten. Dadurch kam es häufig zu einer 
stärkeren Bindung der Kinder an ihre Mütter bei gleichzeitigem fehlenden Beziehungsverhal-
ten gegenüber dem Vater. Zwar wurde der Vater in seiner, meist hervorgehobenen, Rolle als 
Familienernährer auch in seiner beruflichen Rolle von den Jugendlichen wahrgenommen, was 
sich in der Reflexion und Bewertung der elterlichen Berufe seitens der Jugendlichen äußerte. 
Dennoch wurde der Vater als Mitakteur und „ernsthafter“ Gesprächspartner im Berufswahl-
prozess des eigenen Kindes aus Sicht der Mutter und des Vaters, nicht recht wahrgenommen 
bzw. herausgefordert. Dieses  geschlechtsspezifische Ungleichgewicht im elterlichen Gefüge 
wird sowohl deutlich, wenn die Mütter von Aktivitäten mit ihren Kindern (ohne Beisein des 
Vaters) berichteten als auch im Verhalten der Väter, recht gelassen und oberflächlich auf den 
Berufswahlprozess des eigenen Kindes zu reagieren. Dabei konnte jedoch beobachtet werden, 
dass die Kinder, insbesondere die Töchter, die Rolle des Vaters in ihrer eigenen Berufswahl 
eher forcierten, indem sie zum Beispiel die Meinung ihrer Väter zu eigenen Stärken und per-
sönlichen Eigenschaften hinterfragten. Dieses Bezugsverhältnis „Tochter- Vater“ griffen auch 
die Väter auf, wobei sie vordergründig die Fürsorge und Obhut der eigenen Tochter und we-
niger die mit der eigenen Berufswahl einhergehende Selbständigkeit anstrebten. 
7. Eltern geben ihren Kindern Zeit für ihre Berufswahlentscheidung. 
Die Eltern waren in der Mehrheit bereit, ihren Kindern mehr Zeit für eine Berufswahlent-
scheidung einzuräumen. Auch hier spielte der Faktor Zeit eine große Rolle. Die Eltern als 
auch die Jugendlichen bemängelten die Verkürzung der Schulzeit, wodurch der Übergangs-
prozess faktisch bereits nach 12 Schuljahren realisiert werden muss. Hierbei wurde vermehrt 
deutlich, dass beide Interaktionspartner ein Überbrückungsjahr begrüßten und damit den Ju-
gendlichen ein individuelles 13. Jahr einräumten. 
8. Eltern könn(t)en mit ihren eigenen Erfahrungen Akzente im Berufswahlprozess ihrer 
Kinder setzen. Jugendliche schätzen den Rat ihrer Eltern. 
Eltern hatten zum großen Teil keine klare Vorstellung und Eindruck darüber, wie ihre Rolle 
in der Berufswahl ihres Kindes definiert ist. Es wurde beobachtet, dass den Eltern meist nicht 
bewusst war, dass sie in Bezug auf die Berufswahl ihres Kindes eine wichtige Rolle spielten. 
Die Diskrepanzen zwischen dem Aufgabenverständnis der Eltern und den Erwartungen der 
Jugendlichen haben erkennen lassen, dass die Kinder in einigen Bereichen wesentlich mehr 
von ihren Vätern und Müttern erwarteten und sich stärker an ihnen orientierten, als den Eltern 
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tatsächlich bewusst war. Eltern sahen ihre Aufgabe vor allem darin, für ihr Kind da zu sein, 
wenn es Rat und Hilfe benötigt. Sie fühlten sich vor allem für die psychosoziale Unterstüt-
zung ihrer Kinder verantwortlich. Die Jugendlichen hingegen suchten bei ihren Eltern eben-
falls Unterstützung dabei, die eigenen Fähigkeiten und Interessen einzuschätzen und mittels 
dieses Wissens für sie geeignete Berufsfelder zu finden. Ebenso verhielt es sich mit berufsre-
levanten praktischen Erfahrungen. Einige Jugendliche wünschten sich, dass ihre Eltern ein 
stärkeres (aktiveres?) Interesse an ihrer Berufswahl zeigten, indem sie mehr mit ihnen über ih-
re Erfahrungen in Bezug auf Beruf, Partnerschaft und Familie redeten.  
Eltern wollten unterstützen, aber nicht beeinflussen. Dabei nahmen die Eltern nicht wahr, 
dass sie ihre Kinder bei ihrer Berufs- und Lebensplanung durch ihre eigenen Lebenserfahrun-
gen sowie beruflichen Eindrücke teilweise lenkten und damit indirekt beeinflussten. Es wurde 
deutlich, dass in der Elterngeneration die Berufswahl zum Teil stark durch die eigenen Eltern 
(jetzigen Großeltern) und familiäre Gegebenheiten beeinflusst wurde bzw. erste Ablösepro-
zesse von dem bis dato noch vorherrschenden autoritären Erziehungsstil stattfanden. Es wird 
angenommen, dass die Erfahrungen der Eltern diese motivierten, bei den eigenen Kindern ei-
nen eher egalitären Erziehungsstil anzuwenden, wodurch den Jugendlichen die Möglichkeit 
gegeben werden sollte, selbst Erfahrungen zu machen, eigene Erkenntnisse zu ziehen und auf 
dieser Basis eine freie Berufswahlentscheidung treffen zu können. Dieses Ziel der Eltern 
schien jedoch nicht durchgängig realisierbar, da sich die Jugendlichen dennoch zum Teil stark 
an den eigenen Eltern und deren beruflichen Erfahrungen, welche diese im alltäglichen fami-
liären Umgang beobachten können, orientierten. Weite Teile des Einflusses entzogen sich 
damit sowohl bei den Eltern wie bei den Jugendlichen der bewussten Wahrnehmung und da-
mit einer kritischen Reflexion.  
  
 
 207 
 
14. Ausblick 
Es ergeben sich für den Berufswahlprozess Jugendlicher im Hinblick auf deren familiären und 
sozialen Strukturen zwei Grundannahmen: 
1. Berufswahl ist ein Interaktionsprozess.  
2. Berufswahl ist ein Reflexionsprozess. 
 
 
Für die Jugendlichen ist die Berufswahl eine punktuelle Angelegenheit, der sie nach Mög-
lichkeit weitestgehend entfliehen wollen oder zumindest welcher sie so spät wie möglich ent-
sprechen und folgend aktiv werden (möchten). Diese emotionale Betroffenheit beeinflusst das 
Berufswahlverhalten der Jugendlichen erheblich. Es lähmt sie zum Teil, sich adäquat mit Fra-
gen, ihre eigene Berufswahl betreffend, auseinanderzusetzen. 
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Dennoch wird deutlich, dass die Jugendlichen bei ihrem Berufswahlprozess die Eltern, aber 
auch Freunde, die Schule, die Berufsberatung und andere Interaktionspartner weitgehend als 
Ratgeber mit einbeziehen. Hierbei erscheinen nach wie vor die Eltern als intimste Interakti-
onsinstanz. Die Kommunikations- und Handlungsstrukturen zwischen Eltern und ihren Kin-
dern können als basale Reziprozitätserfahrungen in der Eltern- Kind- Beziehung interpretiert 
werden, welche primär in dem wohlwollenden Bestreben der Eltern entstehen, Kontakt mit ih-
rem Kind aufzunehmen mit dem Ziel, eine kontinuierliche Bindung aufzubauen. Hierbei wird 
ein Muster von Signalen und kommunikativen Mitteln etabliert, welches es den Eltern erlaubt 
zu deuten, was das Kind bedarf. Gleichzeitig ermöglichen diese Muster dem Kind, die eigene 
Umwelt nach und nach zu strukturieren und die Wirksamkeit seines Handelns an den Reakti-
onen der Bezugspersonen zu erschließen sowie im Rahmen der gemeinsamen Teilhabe an In-
teraktionen und den sie begleitenden Kommunikationen Wirksamkeitserfahrungen für sich zu 
erschließen. Diese fortlaufende Eltern- Kind- Interaktion in der Kindheit soll eine pragmatisch 
orientierte Handlungsbefähigung der Heranwachsenden ermöglichen. In diesem Bezug wird 
unter Handlungsbefähigung die Reflexion folgender Fragen verstanden: 
– Wer bin ich? 
– Was will ich?  
– Wie kann ich meine Handlungsinteressen umsetzen? 
– Wie wirke ich auf andere? 
– Wie kann ich andere von meiner Sicht der Dinge überzeugen? 
Dies impliziert das Verstehen der persönlichen Handlungsdispositionen (Identität) sowie das 
Aushandeln von Handlungsperspektiven und Interessen sowie das Wahrnehmen der Wirk-
samkeit des eigenen Handelns (Reflexion). (vgl. Grundmann/In: Uhlendorff u.a. (2002), S.37, 
40-41) In den Aussagen der Jugendlichen kann jedoch eine derartige adäquate Reflexion der 
eigenen Interessen, Fähigkeiten und Wünsche im Hinblick auf die eigene Berufswahl nicht 
oder nur teilweise wahrgenommen werden. Die Jugendlichen wirken zwar entschlossen, dabei 
jedoch wenig reflektiert und tiefgreifend orientiert. 
Mit dem Übergang zum Jugendalter verändern sich, wie bereits unter 1.4.1. näher erläutert, 
die Interaktionsmuster innerhalb der Familie. Durch den zunehmenden Wunsch der Kinder 
nach Gleichberechtigung und Autonomie ergibt sich eine Neu- Konstruktion der Eltern- 
Kind- Beziehung. Dies zeigt sich im Rahmen der Gruppendiskussionen im Argumentations-
verhalten der Jugendlichen gegenüber ihren Eltern- zum Teil verhalten sich die Jugendlichen 
betont abgeklärt und reagieren despektierlich gegenüber den Aussagen und Handlungsmus-
tern ihrer Eltern. Damit ist auch in diesem Bereich eine Konflikthaftigkeit der Aushandlungs-
prozesse zwischen Eltern und ihren Kindern spürbar.  
Zudem muss die Unsicherheit der Eltern gegenüber ihren langsam erwachsen werdenden 
Kindern berücksichtigt werden. Wie bereits in 1.4.3. und 1.4.4. dargestellt, hat ein Wandel in 
westlichen Gesellschaften in den letzten Jahrzehnten dazu geführt, dass aus der patriarcha-
lisch als „Befehlshaushalt“ organisierten Familie ein durch ausgewogenere Geschlechter- und 
Generationsbeziehungen gekennzeichneter „Verhandlungshaushalt“ geworden ist. Die damit 
einhergegangene Verschiebung der Machtverhältnisse innerhalb der Familie hat ebenfalls zu 
einer Veränderung des Verständnisses von Eltern bezüglich ihrer Elternrolle geführt. Eltern 
sehen sich in der heutigen Zeit viel mehr als früher in der Pflicht, ihre Haltungen und Forde-
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rungen gegenüber ihren Kindern zu begründen und mehr mit ihren Kindern zu kommunizie-
ren. Gleichzeitig stellen sie jedoch auch höhere Erwartungen an die Beteiligung des eigenen 
Kindes bei persönlichen Entscheidungen sowie bei der Behandlung und Lösung familiärer 
Konflikte. Damit agiert die Familie insbesondere, wenn es um die Ausgestaltung der innerfa-
miliären Beziehung geht, mehr als früher als „Aushandlungsfamilie“. Dabei laufen die famili-
alen Aushandlungsprozesse jedoch nicht in einem machtfreien Raum ab, vielmehr werden 
selbständiges Denken und Eigenverantwortlichkeit der Kinder sowie Widerspruch und Kritik-
fähigkeit forciert. In diesem Rahmen kann vielmehr von einem „Beziehungsverhältnis“ als 
von einem „Erziehungsverhältnis“ zwischen Eltern und ihren Kindern gesprochen werden. 
(vgl. Schuster (1996), S.30-32, 35-38) In den Aussagen der Eltern wird mehrheitlich deutlich, 
dass sie diese Eigenschaften ihrer Kinder als Stärkung ihrer Eigenkompetenz begrüßen und 
diese Fähigkeiten als optimale Voraussetzungen für den Einstieg in die heutige Wettbewerbs- 
und Leistungsgesellschaft interpretieren. Doch trotz der forcierten Eigenverantwortung der 
Kinder für ihre Berufswahl ist eine Art Kontrollwunsch auf Seiten der Eltern spürbar. Diese 
Direktion bezieht sich weniger auf die Entscheidungskraft für ein bestimmtes Berufsfeld, 
sondern äußert sich vielmehr in einem Bestreben der Eltern, den sehr emotionalen Entwick-
lungsschritt des eigenen Kindes, erste Schritte im Berufswahlprozess zu gehen, konkret zu 
beobachten und, zwar passiv, aber nachdrücklich, zu begleiten. Grund für dieses Bestreben 
nach Begleitung des eigenen Kindes wird zum einen in der Verantwortung der Eltern, den 
Kindern wichtige gesellschaftliche Normen und  kulturelle Regeln zu vermitteln, gesehen, 
sowie in der mehrheitlichen Unkenntnis der Elternschaft ob der gegenwärtigen Bildungs- und 
Arbeitsmarktsituation und -gegebenheiten und damit einhergehend einer gewissen Zukunfts-
unsicherheit für ihre Kinder. Hierbei äußern viele Eltern den Wunsch nach mehr berufskund-
lichen und berufsorientierenden Informationen. 
Durch das auffällig zurückhaltende Verhalten der Eltern und ihrem gleichzeitigen Bestre-
ben der Teilnahme bzw. Mitwirkung am Berufswahlprozess ihres Kindes wurden in den 
Gruppendiskussionen hinsichtlich der Eltern- Kind- Beziehung Dysbalancen spürbar, welche 
auch die Jugendlichen in Form eines Druckempfindens wahrnehmen.  Daraus resultierende 
Reaktionen der Jugendlichen sind einerseits eine ablehnende Gesprächshaltung und –
bereitschaft innerhalb der Familie, d.h. mit Mutter und/oder Vater, sowie andererseits das vor-
schnelle Treffen von Berufswahlentscheidungen.  
An dieser Stelle setzt meines Erachtens der Einfluss der Eltern auf die Berufswahl der Ju-
gendlichen an, denn nicht verbal geäußerte, jedoch dennoch spürbare Erwartungen der Eltern 
können ebenso meinungsbildend und mitentscheidend sein. Um hier Konflikte zu reduzieren, 
muss das Ziel von Eltern und Jugendlichen sein, in einen offenen Kommunikations- und In-
teraktionsprozess zu treten, in welchem die Jugendlichen zum einen die Gelegenheit nutzen, 
ihre Bedürfnisse und Ängste offen darzulegen, andererseits aber auch die Eltern die Chance 
wahrnehmen, eigene Erwartungen an und Ziele für ihre Kinder direkt zu formulieren. Dies 
sollte im Rahmen eines Interaktionsaktes geschehen, in welchem beide Interaktionspartner, 
sowohl der Jugendliche als auch die Erziehungsberechtigten, die Möglichkeit der offenen 
Darlegung nutzen, ohne ihr Gesprächsgegenüber  indirekt zu beeinflussen oder lenken zu 
wollen. Hier könnten zusätzlich die Eltern durch das Reflektieren und Darlegen eigener Er-
fahrungswerte innerhalb des eigenen Berufswahlprozesses durchaus wertvolle Erkenntnisse 
an ihre Kinder weitergeben.  
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15. Anmerkungen aus Sicht der Berufs-  
      beraterin 
Es ergeben sich, ausgehend von den bisherigen Erkenntnissen, in meiner Rolle als Berufsbe-
raterin und für meine berufliche Tätigkeit als Beraterin für AbiturientInnen zentrale Ansatz-
punkte einer wirksameren Berufsorientierung, welche sich nicht ausschließlich auf das Ver-
hältnis Eltern- Kind beziehen: 
Verbesserung der (berufskundlichen) Informationen: Hierbei geht es darum, dass alle am 
Berufswahlprozess Beteiligten die entscheidungsrelevanten Informationen über Berufe, Bil-
dungs- und Beschäftigungsmöglichkeiten finden können und kennen. 
Steigerung der Berufswahlbereitschaft: Die Jugendlichen sollten die Anforderungen und 
Chancen der aktuellen beruflichen Entscheidungssituation erkennen und sich aktiv damit aus-
einandersetzen. Hierbei können Interaktionspartner wie die Eltern durch Rat und Unterstüt-
zung ihre Kinder motivieren, aber auch die schulische Berufsorientierung sollte sich mit der 
Berufswahlbereitschaft der Jugendlichen thematisch auseinandersetzen. 
Erlernen einer beruflichen Selbsteinschätzung: Es ist für die spätere Berufswahlentschei-
dung wegweisend, dass die BerufswählerInnen die eigenen beruflichen Interessen, Fähigkei-
ten, Werte und Potentiale erkennen und reflektieren können. Im Rahmen einer schulischen 
Berufsorientierung sollten zunehmend berufsübergreifende Handlungskompetenzen erworben 
werden, um den allgemeinen Anforderungen an Ausbildung und Erwerbsarbeit entsprechen 
zu können. 
Aufbau eines Entscheidungsverhaltens: Hier geht es darum, dass die Jugendlichen unter 
Einsatz berufskundlichen Informationsmaterials und Einbezug aller Interaktionspartner die 
beruflichen Informationen, persönlichen Ansprüche und sozialen Erwartungen gewichten 
können und schlussendlich zu einer tragfähigen beruflichen Entscheidung gelangen. Mittels  
Realisierungsaktivitäten können dann die getroffenen Ausbildungs-, Studien- und Laufbah-
nentscheidungen zielführend umgesetzt werden.  
Steigerung der Kommunikation im Berufswahlprozess: Um eine ständige Reflexion der ein-
zelnen Erarbeitungs- und Analyseschritte zu erreichen, ist es unumgänglich, dass der/die Be-
rufswähler/in in regelmäßigeKommunikation mit den an der Berufswahl beteiligten Personen 
tritt- mit den Eltern, mit Freunden, mit Lehrern in der Schule, mit einem Berufsberater etc.. 
(vgl. Beinke (c) (2006), S.52, 72; Hoose u.a. (1996), S.129-140; Rübner/ In: Brüggemann u.a. 
(2013), S.317) 
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15.1. Verbesserte Information 
Wie bereits mehrfach erwähnt, fühlen sich die Eltern im Hinblick auf die Berufswahl ihres 
Kindes nicht ausreichend informiert: 
„Ich finde mich nicht gut informiert, ich weiß gar nicht so recht, was es Neues gibt.“  (PT/ 
Bora, S.6, Z.12) 
„Und das Studieren ist heute doch ganz anders, häufig mit ganz offenen Dingen und wer 
weiß, was das am Ende ist.“ (GD IV/ Julia, S.7, Z.34-35) 
„Und ich habe so das Gefühl, ich habe gar keinen Überblick mehr über die Palette der Mög-
lichkeiten. Also, es gibt doch schon viele neue Berufe.“ (GD VI/ Nora, S.5, Z.28-29) 
Und auch die Jugendliche äußern Bedenken hinsichtlich ihres Kenntnisstandes: 
„[…] womit ich ein Problem habe, ist, dass man nicht weiß, was man in dem Beruf macht.“ 
(GD IV/ Ivo, S.7, Z.22-23) 
„[…] und ich weiß nicht, wie lange man sich im Voraus bewerben muss. […] Ich weiß jetzt 
nicht, wie voll dann, oder wie viele Bewerbungen da eingehen.“ (GD V/ Karl, S.4, Z.40-43 ) 
„Nee, also ich kenne auf keinen Fall alle meine Möglichkeiten.“ (GD V/ Kurt, S.7, Z.47) 
Die Eltern berufskundlich zu informieren erscheint ratsam, da diese mit einem ausreichenden 
Kenntnisstand zum einen ihr eigenes Sicherheitsbedürfnis ob der Zukunftsmöglichkeiten des 
eigenen Kindes stillen können und dadurch in der Lage sind, ihre Jugendlichen emotional zu 
stärken und auf diese Art im Berufswahlprozess positiv zu unterstützen. Zum anderen sind El-
tern damit in der Lage, bei Bedarf an die Jugendlichen auch inhaltlich Informationen wieder- 
und weitergeben zu können.  
Auch die BerufswählerInnen benötigen eine rechtzeitige Informationsbereitstellung. Es 
geht um möglichst systematische, sachgerechte und umfassende Informationen für die ent-
scheidenden Jugendlichen. Dabei muss bei der Informationsvermittlung die Verarbeitungska-
pazität der SchülerInnen berücksichtigt werden. Ein Mehr an Informationen führt nicht not-
wendigerweise dazu, dass auch bessere Entscheidungen getroffen werden. Es muss vielmehr 
von einer begrenzten Aufnahme- und Verarbeitungsfähigkeit für Informationen in Entschei-
dungssituationen ausgegangen werden. Daher muss es folglich bei der Strukturierung und in 
der Befriedigung des Informationsbedarfs der Jugendlichen darum gehen, eine bedarfsgerech-
te Versorgung mit Informationen zu erreichen. Zur Optimierung der Entscheidungsqualität 
wird es von Bedeutung sein, dass die Informationsversorgung und die Informationsnachfrage 
in einem ständigen Interaktionsprozess stehen. Dabei sollte die Versorgung von der Nachfra-
ge gesteuert werden. Das bedeutet, wenn der Informationssuchende zusätzliche Informationen 
nachfragt, sollte dieser Bedarf im Optimalfall zeitnah gedeckt werden. Allerdings kann erst 
dann eine wirksame Informationssteuerung erwartet werden, wenn der Jugendliche das Prob-
lem, das zur Entscheidung steht, selbst erkannt und erfasst hat. Der zum Handeln Aufgefor-
derte muss die Fragen an das Informationsmaterial stellen können, die ihn bewegen. Bei der 
Lösung des Entscheidungsproblems ist nicht die Menge der zur Verfügung stehenden Infor-
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mationen, sondern die Fähigkeit des Entscheidenden unerlässlich, sich mit den Informationen 
auseinandersetzen zu wollen und diese adäquat verarbeiten zu können. Damit wird der pro-
zessuale Charakter der Berufswahl wiederum deutlich. Den Jugendlichen muss bewusst ge-
macht werden, dass sich die Berufswahlentscheidung als ein vieljähriger Entwicklungs-, 
Lern- und Entscheidungsprozess darstellt, in welchem individuelle, soziale, ökonomische und 
politische Faktoren eine Rolle spielen und zu einem Ausgleich kommen. Damit lassen sich im 
Hinblick auf die Verbesserung der Information Jugendlicher folgende Thesen zusammen-
fassen: 
1. Der Prozess der Berufswahl wird unterstützt durch die Informationsnachfrage des Jugendli-
chen, die Versorgung mit Informationen sowie die Informationsverarbeitung. 
 
2. Die rechtzeitige Bereitstellung von Informationen erscheint wichtig, damit der Jugendliche  
die Möglichkeit hat, diese als eigenständige Erfahrungen vor der endgültigen Entscheidung 
für einen Beruf zu nutzen und zu erforschen. 
 
3. Der Umfang erteilter Informationen, z.B. über Inhalte und Prozesshaftigkeit von Berufen 
oder Eignungsüberlegungen zur Berufswahl, ist dem Berufswähler aus unmittelbarer Erfah-
rung nicht oder nur schwer zugänglich. Hierfür werden Kooperationspartner zur Unterstüt-
zung der Informationsversorgung benötigt, z.B. Berufsberater und Eltern, sowie Institutio-
nen, z.B. die Schule, welche die Informationsverarbeitung im Rahmen eines Lernprozesses 
ermöglichen.  
 
4. Die Versorgung mit Informationen sollte durch die Nachfrage gelenkt werden. Das jedoch 
impliziert, dass der Jugendliche bereit ist, sich mit dem Thema Berufswahl und den damit 
verbunden Wissen auseinanderzusetzen. Es wird angenommen, dass durch die Konfrontati-
on mit dem Thema Berufswahl über einen längerfristigen Zeitraum die Einsicht des Ju-
gendlichen ob der immensen Bedeutung des Berufswahlprozesses entfaltet werden kann 
und damit auch die Eigenmotivation, sich mit der Thematik auseinanderzusetzen.  
(vgl. Beinke (c) (2006), S.39-50; Beinke u.a. (a) (1993), S. 18-25; Beinke u.a. (b) (2011), 
S.68) 
 
15.2. Elternarbeit 
Elternarbeit zum Thema Berufswahl ist nach den Untersuchungsergebnissen im Hinblick auf 
das Ziel, die Berufs- und Lebensplanungsmöglichkeiten für die Jugendlichen auszuweiten, 
von erheblicher Bedeutung. Meinen Erkenntnissen zufolge wird Eltern bislang kaum eine Ge-
legenheit geboten, sich über ihre eigene Rolle im Berufswahlprozess und ihre Möglichkeiten 
zur Unterstützung des eigenen Kindes zu informieren. Das überrascht angesichts der Tatsa-
che, dass die am Berufswahlprozess beteiligten Personen und Institutionen in ihrem All-
tagsverständnis überwiegend davon ausgehen, dass den Eltern eine wichtige Rolle in der Be-
rufswahl der Jugendlichen zukommt. (vgl. Hoose u.a. (1996), S.129).  
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Es werden danach zwei Ziele von Elternarbeit fokussiert: 
– die Information der Eltern und 
– die Motivierung der eigenen Kinder durch die Eltern, sich mit der Berufswahl aktiv ausei-
nanderzusetzen. 
15.2.1. Information der Eltern 
Es ist meiner Ansicht nach wichtig, den Eltern die Bedeutung der Berufswahlentscheidung zu 
verdeutlichen und sie in die Berufswahlvorbereitung ihrer Kinder einzubeziehen. Wie festge-
stellt werden konnte, sind aufgrund der teilweise sehr schwierigen und unübersichtlichen La-
ge auf dem Ausbildungs- und Arbeitsmarkt sowie der zahlreichen Veränderungen im Bil-
dungsbereich viele Eltern überfordert, wenn sie ihre Kinder bei der Berufswahl unterstützen 
wollen. Sie haben aus diesem Grund einen relativ hohen berufskundlichen Informationsbe-
darf. Andererseits sind sie erfahrungsgemäß für Veranstaltungen und Angebote schwer er-
reichbar. Dies gelingt am ehesten über die Schule und Schulelternräte bzw. Elternbeiräte. In 
der Schule stattfindende Elternveranstaltungen werden in der Regel gemeinsam von Berufsbe-
ratern und Lehrern organisiert. In einigen niedersächsischen Städten organisiert zudem die 
Berufsberatung eigene Elternveranstaltungen im BIZ, zum Beispiel zu Themen wie Studien-
finanzierung und Überbrückungsmöglichkeiten. Wesentliche Inhalte von Orientierungsveran-
staltungen für Eltern könnten u.a. folgende Informationen beinhalten: 
– die Darstellung der Faktoren bei der Berufswahl und die Rolle der Eltern im Berufswahl-
prozess, 
– die Situation auf dem Ausbildungs- und Arbeitsmarkt sowie in der Hochschulausbildung 
– die Einweisung in die unterstützenden Angebote der Berufsberatung 
– die Erläuterung der Anforderungen an betriebliche sowie schulische Ausbildungs- und Stu-
diengänge 
– die Darlegung von Finanzierungsmöglichkeiten bestimmter Ausbildungswege 
Dabei wären folgende Formate und Methoden der Elternarbeit denkbar: 
– Informationsmaterialien (schriftlich oder digital), z.B. Elternbriefe, 
– Informationsveranstaltung, -abend, -vortrag in der Schule oder im BIZ, 
– Elternsprechstunden und –beratungen an Schulen, 
– Elterncoaching, 
– Aufsuchende Elternarbeit: Veranstaltungen im Wohngebiet, bei Kirchengemeinden, Migra-
tionsorganisationen sowie Hausbesuche, 
– Elternstammtisch oder –gesprächskreis, 
– Seminare und Workshops, z.B. mit Lehrern und Eltern, 
– Werkprojekte mit Eltern an Schulen sowie Exkursionen mit Eltern und SchülerInnen (z.B. 
am Arbeitsplatz bzw. Betrieb eines Elternteils), 
– Berufsvorstellungen durch Eltern an Schulen, 
– Betrieb- und Schnupperpraktikumsbetreuung und -koordinierung durch Eltern und  
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– regionale und lokale Elternakademie- eine größere Veranstaltung, die mehrere Workshops, 
Vorträge und Gesprächskreise integriert. 
Hervorzuheben sind an dieser Stelle Workshops, da hier ein direkter Umgang mit den Teil-
nehmerInnen möglich ist und dadurch die Themen individuell auf die Bedürfnisse der teil-
nehmenden Eltern abgestimmt werden können. Zudem kann durch den größeren zeitlichen 
Umfang ein intensiver Erfahrungsaustausch zwischen den Eltern stattfinden, welcher es den 
Erziehungsberechtigten ermöglicht, Vergleiche zu ziehen und den eigenen Umgang mit sei-
nem Kind zu reflektieren. Aber auch gemeinsame Veranstaltungen von Eltern und Jugendli-
chen könnten die Kommunikation zwischen beiden Interaktionspartnern fördern. Hilfreich 
wäre dabei eine frühzeitige Durchführung von Veranstaltungen, um ohne großen Entschei-
dungsdruck agieren zu können und lediglich den Prozess der Berufswahl behutsam in Gang 
zu bringen. (vgl. Deutsche Forschungsanstalt für Luft- und Raumfahrt (2011), S. 151; 
Strijewski/ In: Schudy (2002), S. 91-92) 
15.2.2. Motivierung durch die Eltern 
Bereits im Kapitel 1 (siehe 1.4.3.) wurden drei Faktoren postuliert, wie die Eltern die Explora-
tion im Berufswahlprozess fördern können – durch Ermutigung, Unterstützung sowie Vor-
bildwirkung. Mittels dieser Verhaltensweisen von Müttern und Vätern kann eine lerntheore-
tisch begründete Förderung der Kinder erfolgen- das (Er-) Lernen von Strategien und Vorge-
hensweisen in der Berufsfindung durch Nachahmung sowie durch nondirektive Elternanlei-
tung. Auch das Coaching stützt sich inhaltlich auf diese Methodik des Denkens und Verste-
hens. Schmitz- Gümbel u.a. (2008) haben hierzu einen Elternratgeber veröffentlicht, der sich 
insbesondere mit einem elterlichen Coachingprogramm befasst, welches sich mit der Beglei-
tung des beruflichen Entwicklungsprozesses von der Pubertät über den Schulabschluss bis zur 
Berufswahl durch die Eltern auseinandersetzt. Im Fokus steht hierbei die Rolle von Vater und 
Mutter als einfühlsame Entwicklungshelfer. Es geht vornehmlich darum, den Jugendlichen in 
seinem Berufswahlprozess positiv zu aktivieren und zu unterstützen. Darüber hinaus ist das 
Ziel, den Jugendlichen zu helfen, die eigenen Fähigkeiten, Wünsche und Träume zu fokussie-
ren und mitunter bereits mit den gesellschaftlichen Bedingungen realistisch zu verbinden so-
wie diffuse Ängste vor beruflichen Fehlentscheidungen gemeinsam zu verarbeiten. Dies 
könnte durch folgende Handlungsweisen erreicht werden:  
Selbsteinschätzung und Reflexion der eigenen (beruflichen) Geschichte: Bei diesem Schritt 
geht es um die Klärung der eigenen (beruflichen) Geschichte. Ausgehend von den eigenen 
Erkenntnissen kann angenommen werden, dass es für die gemeinsame Auseinandersetzung 
von Eltern und Kindern förderlich ist, wenn sich Vater und Mutter zunächst über die eigenen 
Entscheidungsprozesse zu Ihrem Beruf bewusst werden. Vordergründig stellen sich damit 
folgende Fragen zur eigenen Biografie:  
– Was war mein Traumberuf als Kind oder Jugendlicher? 
– Welche Erwartungen hatten meine Eltern an meine Ausbildung? 
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– Haben mir meine Eltern Berufswünsche ausgeredet und welche Gründe wurden dabei ange-
führt? 
– Wie haben meine Eltern über die Arbeit anderer gesprochen: Welche Berufe wurden in der 
Familie bewundert, welche hatten ein schlechtes Image und wie wurden die unterschiedli-
chen Einschätzungen begründet? 
– Sollte ich als Frau lieber Gattin und gute Mutter sein oder war es selbstverständlich, dass 
Sie berufstätig sein werden? 
– Welche Vorbilder im sozialen oder familiären Umfeld hatte ich? Kann ich mich an Men-
schen mit „aufregenden“ Berufen erinnern, welche mich in meiner Jugend begeisterten? 
Regelmäßige Familienkonferenzen: Ein weiterer Schritt, welcher im Hinblick der eigenen 
Analyse fokussiert wird, ist die Steigerung der familieninternen Kommunikation. Viele be-
rufskundliche Themen eignen sich für Familienkonferenzen, welche dem Konzept von Team-
sitzungen im beruflichen Alltag und Arbeits- oder Dienstbesprechungen gleichen. Von den 
Jugendlichen in den Gruppendiskussionen wurde oftmals nicht die Kommunikation mit den 
Eltern an sich bemängelt, sondern vielmehr die Art und Weise sowie Ort und Zeit. Danach 
fanden scheinbar die meisten Zusammenkünfte von Eltern und ihren Kindern eher spontan 
statt: 
„Ich denke, das ist ´ne offene Sache. Wir setzen uns aber auch nicht extra hin und reden über 
Berufe […].“ (GD IV/ Jim, S.7, Z.1-2) 
„Wir sprechen da hin und wieder mal drüber. Aber ich lass Dich dann doch schon in Ruhe, 
oder“? (GD VI/ Nele, S.8, Z.25-26) 
„[…] wenn ich was lese, dass ich das dann ausschneide und ich dann sage: „Lies dir das mal 
durch.“ (GD III/ Hanna, S.4, Z.16-17) 
Es wird angenommen, dass ein regelmäßiger, fester Gesprächszeitpunkt mit zuvor festgeleg-
ten Themen die Kommunikation zwischen den Eltern und ihren Kindern erleichtern würde. 
Insbesondere, wenn sich dieses Familienritual über einen längeren Zeitraum auch für andere 
innerfamiliäre Angelegenheiten und Gegebenheiten sowie als „Zeit des internen Dialogs“ be-
reits etabliert hätte.  
Bezug zum eigenen Beruf: Kinder lernen durch Nachahmung, ihr Wertesystem setzt sich 
durch Beobachtung zusammen. Dabei agieren die Eltern als die wichtigsten Akteure im häus-
lichen Bereich. Sie sind sozusagen eine Art Vorbilder im Alltag der Jugendlichen. Hierbei 
konnte festgestellt werden, dass insbesondere der elterliche Arbeitsbereich für die Jugendli-
chen allgegenwärtig ist. Daher sollten auch die Eltern ihre persönliche Meinung und Bezie-
hung zum eigenen Beruf und Arbeitsalltag reflektieren, um auf diese Weise selbst zu realisie-
ren, in welchem Rahmen sie hier indirekt Einfluss auf ihr Kind nehmen. 
Damit sollten die Eltern für sich folgende Fragen klären: 
– Was würde mein Kind auf die Frage: „Glaubt du eigentlich, deine Mutter/ dein Vater arbei-
tet gern?“ antworten? 
– Was gefällt bzw. missfällt mir an meiner Arbeit?  
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– Wollte ich eigentlich etwas anderes werden, aber gewisse Umstände haben mich daran ge-
hindert? Wenn ja, welche Umstände waren das? 
– Welche positiven Seiten hat mein Beruf, welche ich meinen Kindern weitervermitteln 
möchte? 
– Welche Kriterien sind mir bei der Berufswahl meines Kindes wichtig? Von welchen Beru-
fen rate ich meinem Kind ab und aus welchen Gründen? 
(vgl. Neuenschwander/ In: Lage u.a. (2008), S. 144-145; Schmitz-Gümbel u.a. (2008), S.15-25) 
15.3. Schulische Berufsorientierung 
Nach Auswertung der Ergebnisse wird ebenfalls deutlich, dass die schulische Berufsorientie-
rung am allgemeinbildenden Gymnasium nicht als freiwillige Zusatzleistung der Schule in 
Krisenzeiten des Bildungs- und Beschäftigungssystems verstanden werden kann. Sie ist ins-
besondere sinnvoll als integraler Bestandteil der schulischen Bildung, welcher die Berufs- und 
Arbeitswelt, deren Wandel sowie ihre Anforderungen als einen Bildungsgegenstand aner-
kennt. Darüber hinaus sollte das Ziel sein, mittels schulischer Berufsorientierung junge Men-
schen so zu befähigen, dass sie sich an den vorherrschenden Lebensverhältnissen orientieren 
können und in der Lage sind, in der Auseinandersetzung mit den Anforderungen und Bedin-
gungen der heutigen Arbeitswelt eigene Wünsche und Interessen angemessen zur Geltung zu 
bringen. (Schudy (2002), S.67) Daraus ergeben sich vier wesentliche Tendenzen: 
1. eine feste Verankerung der schulischen Berufsorientierung am allgemeinbildenden Gymna-
sium, 
2. eine Erhöhung des praktischen Erkenntnisgewinns, insbesondere in der gymnasialen Ober-
stufe, 
3. eine frühzeitige Berufsorientierung sowie 
4. die Vermittlung von Berufswahlkompetenz als Kernaufgabe schulischer Berufsorientie-
rung. 
Aus meiner Sicht stellt sich die Notwendigkeit, die Begriffe Arbeit und Beruf in ihrem kom-
plexen, speziell auch biografischen Bedingungsgefüge ins didaktische Zentrum der weiterfüh-
renden Schule zu rücken. Dies impliziert die methodisch- didaktische Reform der Berufsori-
entierung am allgemeinbildenden Gymnasium. Es erscheint notwendig, die Berufsorientie-
rung explizit und systematisch innerhalb eines eigenständigen Faches bzw. Fächerverbundes 
im Lernfeld Arbeitslehre zu behandeln. Zwar werden bereits berufskundliche Themengebiete 
in diversen Fächern verschiedener Jahrgangsstufen angesprochen (dies wurde bereits unter 
1.2.4. erläutert), es wirkt jedoch sehr unstrukturiert und wenig nachhaltig. Gefordert ist eine 
eindeutige Zuordnung der Thematik auf ein spezielles Fach, wie es die Arbeitslehre im Se-
kundarbereich I ist, oder die Zuweisung der Verantwortlichkeit auf eine bestimmte Lehrper-
son, welche das Lernfeld Berufskunde und Arbeitslehre koordiniert und die Lernarrangements 
mit den zuständigen Fachlehrern organisiert und abstimmt. (vgl. Von Wensierski u.a. (2005), 
S.60, 65-66) Damit ist gefordert, dass die schulische Berufsorientierung mittels einer fest ge-
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regelten und organisatorisch verankerten Präzisierung in den Kerncurricular zu einer klar de-
finierten und verbindlichen Aufgabe der Schule wird.  
Wie bereits mehrfach darauf hingewiesen, sind für die Bewältigung der vielfältigen Aufga-
ben im Kontext der schulischen Berufsorientierung diagnostische, Beratungs- und Organisati-
onskompetenzen erforderlich. Das bedeutet, das aktiv beteiligte Lehrpersonal muss in der La-
ge sein, prozessuale, authentische Berufsorientierung für die SchülerInnen des allgemeinbil-
denden Gymnasiums zu gewährleisten. Dies impliziert die Fähigkeit,  die relevanten Frage-
stellungen auf dem Weg zu einer Berufswahl gemeinsam mit den SchülerInnen zu bearbeiten 
und damit den SchülerInnen bei deren Berufsbiografie zur Seite stehen zu können und zudem 
ein realistisches Bild über die Berufswelt zu vermitteln, andererseits über einen längeren Zeit-
raum sinnvolle Kooperationen aufzubauen und in zielführende didaktische Konzepte einzu-
binden.  Bisher ist diese Thematik aufgrund der Fächerzentrierung in den Lehrplänen der 
Hochschulausbildung von Gymnasiallehrern nicht integriert. Die Überlegung wäre demnach, 
die fachliche Erweiterung, d.h. Fragestellungen zur Berufsorientierung und zu berufsbiografi-
schen Prozessen, in den Kanon der Lehrerausbildung aller Fächerkombinationen explizit auf-
zunehmen. Jedoch wird die Umsetzung einer erweiterten und strukturierteren schulischen Be-
rufsorientierung wohl erst realisierbar, wenn ebenfalls die didaktische Umsetzungsebene an 
den Schulen entsprechend umstrukturiert und neu organisiert wird (siehe 14.3.1.). (vgl. Ber-
telsmann Stiftung (2011), S.35; Driesel-Lange (2011), S.135, Von Wensierski u.a. (2005), 
S.66) 
Zusätzlich wird davon ausgegangen, dass die Entscheidungsfindung im Prozess der Be-
rufswahl besser möglich ist, wenn systematische, sachgerechte und umfassende Informatio-
nen für den entscheidenden Jugendlichen sowie seiner Eltern vorhanden sind. Um dieses 
Vorhandensein von Informationen zu garantieren, müssen Informationsbänke geschaffen und 
Informanten ausgebildet werden, welche die gesammelten und geordneten Informationen in 
einer für den Berufssuchenden, aber auch für dessen Erziehungsberechtigten in zu verarbei-
tender Weise weitergeben. (vgl. Beinke u.a. (b) (2011), S.66) Zu diesen Informanten und da-
mit ebenfalls zu dem Personenkreis der Interaktionspartner zählen die BerufsberaterInnen der 
Bundesagentur für Arbeit. Zur Qualifizierung dieser Fachkräfte entwickelte die Regionaldi-
rektion Niedersachsen- Bremen ein neues Qualifizierungsmodul, welches sich insbesondere 
auf das Verhalten und die Mithilfe der Eltern bei der Berufswahl Jugendlicher konzentrieren 
wird. Im Rahmen eines dreitägigen Workshops haben BeraterInnen für akademische Berufe, 
zuständig für den Sekundarbereich II, die Möglichkeit bestehende Konzepte zur Elternarbeit 
zu überprüfen, zu entwickeln, auszubauen und auszuprobieren, die unterstützende Funktion 
der Netzwerkarbeit zu reflektieren, im kollegialen Austausch die Möglichkeiten der Anspra-
che von Eltern zu diskutieren und auf diese Weise Anregungen zur Planung und praktischen 
Durchführung verschiedener Elternveranstaltungen in der gymnasialen Oberstufe zu erlangen. 
Dieses Seminar zur Elternarbeit wird probeweise im Zeitraum Oktober 2014 bis Dezember 
2014 für BerufsberaterInnen des Sekundarbereiches II in Niedersachsen stattfinden, geplant 
ist daraufhin die bundesweite Durchführung entsprechender Schulungen. 
 
  
 
 218 
 
15.4. Fazit 
Die Systematisierung der beruflichen Orientierungsprozesse, insbesondere die der Jugendli-
chen bei ihrer ersten Berufswahl, sollte mit einer zielgerichteten Planung und Steuerung ein-
hergehen, um diesen komplexen Vorgang adäquat zu absolvieren. Die beruflichen Wege der 
Jugendlichen sind dabei aber nicht vorbestimmt, vielmehr können und müssen sie von den 
Berufswählern und ihren Interaktionspartnern gestaltet werden. Hierbei sollten die Konzepti-
on eines umfassenden Lernkonzeptes zur Stärkung der Selbstverantwortung und Entwicklung 
der Orientierungskompetenz, die Strukturierung der Berufsorientierungsangebote sowie die 
Erhöhung der Transparenz von Bildungsangeboten und Berufsfeldern im Vordergrund stehen. 
Dadurch sollte es den SchülerInnen gelingen, die Selbstverantwortung für ihr Ausprobieren 
und Lernen zu übernehmen, ihr Übergangsprogramm eigeninitiativ zu gestalten und schluss-
endlich zielorientiert zu wählen. Kontinuierliche Kooperationspartnerschaften und die Ver-
netzung zu regionalen Unternehmen, Verbänden und Institutionen können dabei die Potenzia-
le der am Berufswahlprozess Beteiligten einbinden. (vgl. Schudy (2002), S.122-123)  
In diesem Rahmen wurde deutlich, dass damit insbesondere in den allgemeinbildenden 
Gymnasien, speziell in der gymnasialen Oberstufe, ein Paradigmenwechsel in der schulischen 
Berufsorientierung unabdingbar wird. Hier muss die Schule die Verantwortung dafür über-
nehmen, dass junge Menschen nicht nur einen Abschluss erreichen, sondern auch einen An-
schluss finden. Dies wiederum erfordert einen systemischen Ansatz pädagogischer Beglei-
tung, damit sind neben der Aufstellung und Überprüfung der Lernziele beruflicher Orientie-
rung die Konzeptionsebenen, Rahmenbedingungen und die Reichweite pädagogischer Bemü-
hungen zu analysieren und vor diesem Hintergrund zu korrigieren und auszubauen. (vgl. 
Driesel-Lange (2011), S.133) 
Auch die Bildungs- und Berufsberatung muss dazu übergehen, den Informations- und Ent-
scheidungsweg der Jugendlichen individuell zu begleiten. Insbesondere durch die Subjektivie-
rung von Arbeit ist der spätere Berufsweg mit hohen Risiken verbunden sowie besteht die Ge-
fahr der Überforderung der Erwerbstätigen bis hin zu deren Erschöpfung.  Die Beratung der 
Jugendlichen im Prozess des Auswählens beruflicher Bildungsmöglichkeiten mit dem späte-
ren Ziel des (erstmaligen) erfolgreichen Einstiegs in das Berufsleben wird daher im Rahmen 
einer prozessualen Begleitung empfohlen. Auch dies kann wiederum bedeuten, individuelle 
Reflexionsprozesse zu initiieren sowie Lernprozesse für den Umgang mit Unsicherheit und 
Offenheit zu unterstützen. (vgl. Hammerer u.a. (2011), S. 45-46) 
Eine wesentliche Herausforderung besteht darin, die Jugendlichen im Rahmen der Berufs-
orientierung zu einer aktiven Rolle zu bewegen. Damit stehen die Motivation und die Kompe-
tenzentwicklung für die Berufswahl im Vordergrund. Die Jugendlichen müssen lernen, ihre 
Berufs- und Bildungsbiografie selbst in die Hand zu nehmen. Hier steht nicht die Steigerung 
der ökonomischen Produktivität einer Gesellschaft in Form der Weiterentwicklung des 
menschlichen Leistungspotentials im Vordergrund, vielmehr sollte das Ziel darin bestehen, 
die jungen Menschen zu einer intelligenten Wahl zwischen unterschiedlichen Typen der Le-
bensführung zu befähigen. Amartya Sen (Entwickler von capability approach, 1979) stellt die 
Freiheit, das Leben zu führen, für das man sich mit guten Gründen entscheidet, als den zentra-
len Maßstab für menschliches Wohlbefinden dar. Dabei werden capabilities im deutschspra-
chigen Diskurs mit Verwirklichungschancen oder Handlungsbefähigungen übersetzt bzw. 
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werden als Wahlmöglichkeiten und -freiheiten verstanden. Die Capability Perspektive reflek-
tiert, welchen hohen Stellenwert Beurteilungen über den Wert einer Handlung haben. Das be-
deutet, fokussiert auf die Möglichkeits- und Freiheitsspielräume von SchülerInnen, sollte der 
Fokus im Berufswahlprozess darin liegen, die Jugendlichen dahingehend zu stärken, ihre ei-
genen Entscheidungen zu treffen und so ihr eigenes und selbst gewähltes Leben zu führen. 
(vgl. Gold/ In: Bornkessel u.a. (2011), S.252, 255) 
B. Schlussbemerkung 
„Meine Tochter hat ganz tolle Ideen, und ich finde die schon recht konkret. Aber ich habe 
manchmal das Gefühl, dass sie sich nicht traut, das auszuleben oder zu Ende zu denken 
oder, ja, zu Ende sich zu informieren. (GD III/ Heike, S.4, Z.40-43); „Ich habe das Gefühl, 
da ist eine Sperre, das ganze weite Feld kennenzulernen [...] Wenn es einem nicht unbe-
dingt zufliegt und man sagen kann: „Das ist es!“, dann wird es schon schwierig.“(GD III/ 
Heike, S.9, Z.17-19) 
Es konnte festgestellt werden, dass die Berufswahl verschiedene Facetten aufweist:  
– Sie ist subjektiv und individuell. 
– Sie kann rational und arbeitsmarktorientiert sein, 
– den Betroffenen sind häufig jedoch die Entscheidungsgrundlagen aber oft auch nicht be-
wusst, 
– Sie ist in jedem Fall emotional bestimmt. 
– Sie findet über einen längeren Zeitraum (und durchaus auch häufiger im Leben) statt.  
– Sie wird von vielen inneren (Interessen, Fähigkeiten) sowie äußeren Faktoren (Schule, Fa-
milie und Freunde) mitbestimmt. 
Darüber hinaus wurde deutlich, dass das persönliche und familiäre Umfeld, insbesondere die 
Eltern der Jugendlichen, den beruflichen Weg ihrer Kinder mitbegleiten und auch zu einem 
gewissen Teil prägen. So stehen die jungen Erwachsenen im Verlauf ihrer Berufswahl nicht 
allein da, sondern sind in vielfältige soziale Bezüge wie ihre Herkunftsfamilie, ihren Freun-
deskreis oder pädagogische und betriebliche Kontexte eingebettet. Im Fokus der Untersu-
chungen standen die sozialen Begegnungen und Interaktionen mit relevanten Personen- der 
Eltern, und ihre Bedeutung für die Übergangsbiografien der jungen Erwachsenen. Dabei wur-
de herausgearbeitet, dass ein erheblicher Einfluss der Eltern nicht spürbar ist und kaum mit-
tels aktivem Verhaltens seitens der Eltern genutzt wird. Der Einfluss der Eltern vollzieht sich 
eher hintergründig im Alltagsgeschehen und Verhalten im Miteinander. R. Hendriks (2003), 
Vorsitzender der Bundeselternrates, sagt hierzu: „Der Berufsfindungsprozess sollte für Eltern 
genauso wichtig sein, wie ehedem die Wahl der richtigen Schule. Berufswahlvorbereitung ist 
auch ein Familienprozess, der aktiv verstanden und gestaltet werden sollte. Eltern sollten auch 
Verantwortung für ihre Kinder übernehmen und alles ihnen Mögliche tun, um die Berufswahl 
erfolgreich zu gestalten. Dazu können Hilfen von außen, Gespräche mit Berufsberatern, mit 
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Psychologen sowie das Studium von Literatur einen sinnvollen Ansatz bieten.“ (vgl. Puhl-
mann (2005), S. 14-15) Damit müssen die Eltern im Rahmen der Berufswahl ihres Kindes ge-
sehen werden als: 
Türöffner, denn sie erleichtern die Zugänge der Jugendlichen zu Bildung, Ausbildung und 
Arbeit: sie übermitteln Informationen über Bildungs- und Ausbildungsmöglichkeiten, geben 
Adressen von Schulen oder Betrieben weiter oder stellen direkt den Kontakt zu Institutionen, 
Betrieben oder Berufstätigen aus interessierenden Berufsfeldern her. Dazu gehört es auch, ein 
gutes Wort für ihr Kind einzulegen oder sich in anderer Weise für sie einsetzen. 
Motivierer, indem sie die jungen Erwachsenen ermutigen, ein Ziel zu verfolgen und dabei ih-
re Überzeugung ausdrücken, dass dieses Ziel auch erreichbar ist. Hierunter fallen durchaus 
auch Erlebnisse, in denen sie ihr Kind dazu animieren, sich um schulische oder berufliche 
Dinge zu kümmern.  
sicherer Hafen in Form von Personen, die einen emotionalen Rückhalt und Unterstützung 
bieten und damit  für ihr Kind einen sicheren Hafen darstellen, in welchem sie Bedingungen 
schaffen, die einen bestimmten Weg oder Schritt erst möglich machen. Dazu gehört auch die 
finanzielle Unterstützung, durch die es vielen jungen Erwachsenen erst möglich wird, Schul- 
und Ausbildungszeiten zu überbrücken, in denen sie kein oder nur ein geringes Einkommen 
haben. 
Ratgeber, indem sie in die Rolle eines Unterstützers, Ratgebers, Coaches, Beraters oder für-
sorglichen Menschen schlüpfen. Diese Rolle wird vor allem in Orientierungs-, Such- und Be-
werbungsphasen aktuell. Wichtig hierbei ist, dass die jungen Erwachsenen eine Beratung und 
Unterstützung als hilfreich erleben und sich angemessen beraten und betreut fühlen. Dies ist 
dann der Fall, wenn in der Beratung kein Entscheidungsdruck aufgebaut wird und die indivi-
duellen Wünsche und Bedürfnisse der Jugendlichen Berücksichtigung finden. Darüber hinaus 
konnte beobachtet werden, dass auch die selbst er- und durchlebten Erfahrungen, auch als 
fachlich- inhaltliche Komponente, einen besonderen Stellenwert im Entscheidungsprozess 
einnehmen. (vgl. Gaupp (2013), S. 74-76) 
Zusammenfassend wurde erkannt, dass die Jugendlichen die Berufswahl als eine Aufgabe 
verstehen müssen, die sie zwar mit Unterstützung ihres Umfeldes, aber schlussendlich doch in 
eigener Verantwortung zu lösen haben. Man kann die Berufswahl als einen Zug sehen, wel-
cher sich beständig in Richtung berufliche Zukunft fortbewegt. Dabei stehen diesem Zug bzw. 
den sich im Zug befindenden Jugendlichen zahlreiche Routen zur Nutzung und damit einher-
gehend auch verschiedene (Berufs-/Reise-) Ziele offen:  
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Abb.: Gleise und Weichen in München Hbf., Download am 26.09.2014 unter: 
https:// mediathek.deutschebahn.com/marsDB/cart/downloadOrder.xhtml?conversationId=211054   
Verzweigungen und Weichen finden sich auf diesem Berufs(wahl) weg, welcher das indivi-
duelle Leben mitbestimmt, nicht nur einmal, sondern mehrfach wieder. Das bedeutet, nicht 
nur der junge Mensch ist angehalten, sich für einen Weg zu entscheiden, sondern auch der 
erwachsene Mensch wird immer wieder im Laufe seines Lebens an Weichen kommen, an de-
nen er mit neuen Entscheidungen den eigenen Reiseverlauf, den bisherigen beruflichen Le-
bensweg, neu bestimmen wird. Deutlich wurde, wie bereits angesprochen, dass der Jugendli-
che motiviert werden muss, diesen Zug der Berufswahl nicht einfach abfahren zu lassen, son-
dern in ihn einzusteigen. Mehrere Stationen auf der Berufsstrecke machen zudem deutlich, 
dass es bei der Berufswahlentscheidung nicht um DIE Entscheidung geht, sondern vielmehr 
um multiplexe Handlungen und Aktionen, aber auch Gedankengänge und Assoziationen, wel-
che wiederum wichtige Beiträge für den weiteren (beruflichen) Verlauf liefern. Damit wird 
die Berufswahl der Jugendlichen nicht als Entscheidungsprozess, sondern als Informations- 
und Entwicklungsprozess verstanden. Dies müssen ebenfalls die Interaktionspartner, insbe-
sondere die Schule, die Eltern sowie Beratungsinstitutionen, welche als Reisebegleiter der Ju-
gendlichen an der Mitfahrt beteiligt sind, verstehen und im Rahmen ihrer Beratung und Be-
treuung beachten. Vordergründig geht es hierbei um die Unterstützung in Form von Wert-
schätzung und Reflexion, welche durch gezielte Informationsweitergabe unterstützt werden 
kann. Dabei muss im Fokus der Interaktion der an der Berufswahl Beteiligten der Erfahrungs-
austausch stehen und weniger das Gewicht bzw. der Druck einer Entscheidung. 
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Anhang 1:  
 
Fragebogen für die Jugendlichen und ihre Eltern 
 
Die DiskussionsteilnehmerInnen gaben mit ihrer Unterschrift ihr Einverständnis 
für die Evaluation, Auswertung und Analyse der von Ihnen gemachten Angaben 
im Fragebogen.  
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Gruppendiskussion zum Thema „Der Einfluss der El-
tern auf die Berufswahl ihrer Kinder“:  
Fragen an die Eltern 
Es folgen nun einige Fragen zu Ihrer Person und Ihrer familiären Situati-
on. Ich bitte Sie, diese Fragen zu beantworten, denn sie sind für meine 
Untersuchung von großer Bedeutung. Dieser Fragebogen ist anonym 
und wird ohne Angaben von Namen ausgewertet. 
Mit den Fragen spreche ich sowohl Mutter als auch Vater des an der Grup-
pendiskussion beteiligten Jugendlichen an. 
1. Ich bin der/die ... des Kindes. 
_ Vater  
_ Mutter  
_ sonstige Erziehungsberechtigte  
 
2. Mein Sohn/meine Tochter nimmt an der Veranstaltung teil. 
_ Sohn  
_ Tochter  
 
3. Wie alt sind Sie? 
_ Jahre alt 
 
4. Sind Sie alleinerziehend? 
_  Nein, ich bin nicht alleinerziehend  
_  Ja, ich bin alleinerziehend  
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5. Wie viele Kinder wohnen in Ihrem Haushalt? 
_ ein Kind  
_ zwei Kinder  
_ drei Kinder  
_ vier oder mehr Kinder  
 
6. Haben Sie noch ältere Kinder, die eine weiterführende Schule 
besuchen? 
_  nein 
_  ja,  in Klasse ___________ Schulform:  
in Klasse ___________ Schulform:  
in Klasse ___________ Schulform: 
_  vor kurzem die Schule beendet und befindet sich in einer Übergangsphase  
_  in Ausbildung 
_  im Studium 
_  bereits erwerbstätig 
 
7. Wo sind Sie geboren? 
_ in Deutschland 
_ in einem anderen Land: 
   In welchem Land? (Diese Angabe ist freiwillig): 
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8. Welches ist Ihr höchster Bildungsabschluss?  
Bitte geben Sie nur Ihren höchsten Abschluss an. 
         Vater  Mutter 
 
keinen Schulabschluss       ______ ______ 
Abgangszeugnis  
Hauptschulabschluss / Volksschulabschluss   ______ ______ 
Realschulabschluss / mittlere Reife      ______ ______ 
Abitur / (Fach) Hochschulreife     ______ ______ 
Abgeschlossenes Studium     ______ ______ 
 
9. Sind sie derzeit erwerbstätig? 
         Vater  Mutter 
Ich bin zurzeit nicht erwerbstätig    ______ ______ 
Ich bin zurzeit erwerbstätig: 
... mit weniger als 20 Stunden      ______ ______ 
... mit 20 bis 30 Stunden      ______ ______ 
... mit mehr als 30 Stunden     ______ ______ 
 
10. Haben Sie einen Beruf erlernt? 
         Vater  Mutter 
Ich habe keinen Beruf erlernt.      ______ ______ 
Ich habe folgenden Beruf erlernt.     ______ ______ 
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11. Wenn Sie Frage 10 mit ja beantwortet haben: Arbeiten Sie der-
zeit in Ihrem erlernten Beruf? 
Vater  Mutter  
Ja         ______ ______ 
Nein          ______ ______ 
 
Datenschutzerklärung:  Ich b in d a       
wissenschaftlichen Zwecken evaluiert und ausgewertet werden. Die Analyse 
erfolgt dabei in jedem Fall anonym. 
                                                     --------------------------- 
        Unterschrift der Mutter/ des Vaters 
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Gruppendiskussion zum Thema „Der Einfluss der El-
tern auf die Berufswahl ihrer Kinder“:  
Fragen an die Jugendlichen 
Es folgen nun einige Fragen zu Ihrer Person und Ihrer familiären Situation. Ich 
bitte Sie, diese Fragen zu beantworten, denn sie sind für meine Untersuchung 
von großer Bedeutung. Dieser Fragebogen ist anonym und wird ohne Anga-
ben von Namen ausgewertet. 
Mit den Fragen spreche ich die an der Gruppendiskussion beteiligten Jugend-
lichen an. 
1. Ich bin ...  
_ weiblich  
_ männlich  
 
2. Ich nehme mit ... an der Veranstaltung teil. 
_ meiner Mutter   _ meinem Vater  
_ beiden Elternteilen  
_ sonstigen Erziehungsberechtigten  
 
3. Wie alt sind Sie? 
_ Jahre alt 
 
4. Ich gehe in die ... Klasse. 
_  Klasse 
 
5. Meine Abitur- Schwerpunktfächer (Leistungskurse) sind ... 
Fach 1: ___________  
Fach 2: ___________  
Fach 3: ___________ 
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6. Ich habe diese Fächer-(kombination) gewählt, weil ...  
_ _ diese Fächer hauptsächlich meine Lieblingsfächer sind und sie mir Spaß 
bringen  
_ _ ich in diesen Fächern zum Zeitpunkt der Entscheidung die besten Leistun-
gen/ Noten hatte  
_ _ mir seitens der Schule keine andere Wahlmöglichkeit gegeben wurde  
  
 7. Haben Sie bereits ein oder mehrere Praktika absolviert?  
 _ _  nein, ich habe noch kein Praktikum absolviert  
 _ _  ja, ich habe in folgendem Bereich/ folgenden Bereichen ein Praktikum 
absolviert:  
 Praktikum 1: ___________  
 Praktikum 2: ___________  
 Praktikum 3: ___________  
  
8. Wenn Sie Frage 7 mit ja beantwortet haben: Hat Ihnen das Prak-
tikum / Haben Ihnen die Praktika bei Ihrer Berufswahl (entschei-
dung) geholfen?  
_  ja  
_  nein 
Begründung (wenn Sie mögen): 
 
9. Haben Sie bereits einen oder mehrere Wunschberuf/e? 
 _ _  nein, ich weiss noch nicht, was ich später beruflich machen möchte  
 _ _  ja, ich habe folgende/n Wunschberuf/e: 
(es können die berufliche Tätigkeit, der Ausbildungsberuf oder Studiengang 
angegeben werden) 
________________  __________________ __________________  
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10. Was ist Ihnen wichtig im späteren (beruflichen) Leben? (Wenn Sie 
mehrere Spalten ankreuzen, gewichten Sie bitte mit Zahlen, dabei nimmt die 1 den 
höchsten Stellenwert ein) 
 _ _  der Spaßfaktor  
 _ _ der Verdienst  
 _ _  die Anerkennung  
 _ _  meine Entwicklungschancen  
 _ _  ____________________________ 
  
11. Haben Sie bereits mit Ihren Eltern über Ihre Berufswahl gespro-
chen?  
_  ja, wir haben bereits über meine Berufswahl gesprochen 
... falls Sie sich daran erinnern, in welcher Klasse fand das erste Gespräch hier-
über statt? In der _ _  Klasse 
_  nein, wir haben noch nicht über meine Berufswahl gesprochen 
 
12. Was wurde im Hinblick auf Ihre Berufsorientierung und Berufs-
wahl bisher in der Schule unternommen? (Bitte geben Sie einen kurzen 
Überblick über die schulischen Aktivitäten und geben Sie dabei, wenn möglich, die 
Klasse an, in der dies stattgefunden hat) 
_  ja, es fanden bereits Schulaktivitäten hinsichtlich meiner Berufsorientierung 
und Berufswahl statt: 
___________________  in der _ _ Klasse 
___________________  in der _ _ Klasse 
___________________  in der _ _ Klasse 
_  nein, in der Schule gab es noch keine entsprechenden Aktivitäten. 
 
Datenschutzerklärung: Ich bin damit einverstanden, dass meine Daten zu wis-
senschaftlichen Zwecken evaluiert und ausgewertet werden. Die Analyse er-
folgt dabei in jedem Fall anonym. 
                                                         ---------------------------------------- 
                      Unterschrift des Jugendlichen 
